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Der NATO-Krieg in Jugoslawien be- 
herrscht alle Politik. Was als Blitzin- 
tervention zur Veranschaulichung 
der disziplinierenden Kraft der fünf- 
zigjährigen NATO mit neuer Doktrin 
gedacht war, hat sich zu einer au- 
ßen- und sicherheitspolitischen Farce 
mit unübersehbaren Folgen für die 
internationale Politik entwickelt. 
Mittlerweile befindet sich die NATO 
in der 8. Kriegswoche, die Ergebnisse 
sind verheerend. Die Vertreibung der 
Kosovo-Albaner ist nicht gestoppt 
worden, vielmehr wuchs der Strom 
der Flüchtlinge mit jedem Tag des 
NATO-Bombardements weiter an. Zi- 
vile Infrastrukturen in Belgrad, Novi 
Sad und anderen Städten sind zer- 
stört. Unschuldige Serben wurden 
Opfer der Luftschläge. Die interna- 
tionale Diplomatie zwischen den 
~ roßmäch ien  wurde auf eine harte 
Probe gestellt. Schließlich wurde die 
UNO politisch entmachtet und das 
Gewaltmonopol der internationalen 
Gemeinschaft faktisch abgeschafft. 

Die öffentliche Diskussion über 
diesen Krieg in unserem Land hat 
eine merkwürdige Schieflage. Je un- 
realistischer die ursprünglichen 
Kriegsziele wurden, desto lauter, ag- 
gressiver und abstoßender wurde die 
politischen Hochmoral zur Rechtfer- 
tigung dieses Krieges. Es entstand 
eine moralische Denkrichtung in un- 
serem Land und in unserer Bundes- 
regierung, die davon auszugehen 
scheint, dass der Krieg eine Art Vor- 
neverteidigung der westlichen Werte 
im Kosovo darstelle. 

Um so mehr freuen wir uns - um 
nicht zu sagen, wir sind ein bißchen 
stolz darauf - dass wir unseren Lese- 
rinnen und Lesern mit dieser spw- 
Ausgabe etwas Exklusives bieten 
können. Der ehemalige bundesdeut- 
sche Botschafter in Jugoslawien, 
Horst Grabert (Mitglied in der Berli- 
ner SPD), ein intimer Kenner der Ge- 
schichte und der Regierenden der 

Balkan-Region, hat auf der jüngsten 
Frühjahrstagung der spw eine er- 
staunliche, präzise, nüchterne und 
zugleich aufrüttelnde Analyse der 
Konfiktstruktur auf dem Balkan und 
der westlichen lnteressen in diesem 
Krieg vorgenommen. Kurzum: Wir 
sind froh darüber, dass wir in diesen 
Zeiten der politischen Verwirrung ei- 
nen solchen Beitrag mit diesem Heft 
einer breiteren Öffentlichkeit vorstel- 
len können. 

* 

Die Grabert-Betrachtung macht aber 
auch deutlich, dass wir vor einer wei- 
tergehenden Herausforderung ste- 
hen, die mit  einem Ende des Bom- 
bardements der NATO nicht erledigt 
ist. Wenn ich mir den Parteitag der 
Grünen vor Augen führe, so ertappe 
ich mich dabei, dass ich den aggres- 
siv-hilflosen Pazifismus, der in letzter 
Instanz für eine entschiedene "So- 
geht-es-aber-nicht" Politik plädiert, 
für ebenso weltfremd und politisch 
bodenlos halte wie die moralisch be- 
mäntelten Allmachtsträume der 
westlichen Allianz. Die real existie- 
renden Grünen machen es ihrem Au- 
ßenminister aber auch leicht, seine 
fehlerhafte Politik fortzusetzen. In- 
nerhalb der sozial-demokratischen 
Partei sieht es da bekanntermaßen 
nicht viel besser aus. 

Da ist es in diesen Tagen fast 
schon eine Erleichterung, wenn 
man Sätze liest wie: ,,lm Parteivor- 
stand der SPD hat der Bundeskanz- 
ler auf die stark eingeschränkten 
Entscheidungsmöglichkeiten deut- 
scher Souveränität in derartigen 
Bündnisfragen hingewiesen. Zwei- 
fellos sind die USA die NATO-Füh- 
rungsmacht. Seit dem Ende der 
Blockkonfrontation mit  der UdSSR 
machen sie davon ungenierter Ge- 
brauch. Das ist unübersehbar. Eine 
Schere im Kopf ihrer Bündnispartner 
rechtfertigt das nicht. Soweit Schrö- 
ders Mahnungen einen neuen deut- 

schen Sonderweg grundsätzlich ab- 
lehnen, hat er recht. Soweit die au- 
ßen- und sicherheitspolitische Ver- 
antwortung des Bundeskanzlers 
nach dem Grundgesetz in Rede 
stünde, muß daran erinnert wer- 
den, daß Willy Brandt die Ostpolitik 
dann nicht hätte unternehmen kön- 
nen. Diese war im Verhältnis zu den 
USA ein deutscher Sonderweg. Für 
den Frieden muß das möglich blei- 
ben - auch in Kosovo. Denn wir sind 
ja Partner, nicht Vasallen." 

Ebenso richtig ist der nachdenkli- 
che Hinweis: „Wer die Geschichte 
des Balkans seit dem Niedergang des 
osmanischen Reiches und seit dem 
Ende der östereichisch-ungarischen 
Doppelmonarchie im Bewußtsein 
hat, wird gegenüber jeder militäri- 
schen Intervention auf dem Balkan, 
deren Ziel die Herstellung eines stabi- 
len Friedens ist, sehr skeptisch blei- 
ben." 

Das erste Zitat stammt von Hen- 
ning Voscherau, das zweite von Hel- 
mut Schmidt. 

Beide stehen sicherlich nicht im 
Verdacht, Freunde oder gar Wegge- 
fährten dieser Zeitschrift zu sein, 
aber in diesen Tagen sind sie uns mit 
ihrer Auffassung von staatspoliti- 
scher Verantwortung näher als viele 
,,WertesozialistenU besserer Tage, die 
heute einen militärischen Humanis- 
mus ohne Grenzen fordern. 

* 

Aber wir müssen wohl konstatieren, 
dass in der ganzen sozialdemokrati- 
schen Partei, incl. der kritischen Strö- 
mungen, Außenpolitik zur Nebensa- 
che geworden ist. Es müssen dicke 
Bretter gebohrt werden, um wieder 
von einem linken Internationalismus 
sprechen zu können. 

Kurzum: Unsere Arbeit auf dem 
Feld der Außenpolitik endet nicht mit 
dem Einstellen des NATO-Bombarde- 
ments, sie beginnt dann erst richtig. 
Dieses Heft ist ein Anfang. SPW 

nach? Außerdem steht und fällt Wall- 
ersteins Prognose mit der Behaup- 
tung, das kapitalistische Weltsystem 
werde diesmal ganz bestimmt nicht 
mit seinen diversen Krisen fertig wer- 
den. 

Wer an den ,,Sozialismus mit 
menschlichem Antlitz" nicht mehr 
glauben will, mag vielleicht geneigt 
sein, sich mit einem ,,Kapitalismus mit 
menschlichem Antlitz", einer sanfte- 
ren Variante neoliberaler Wirtschafts- 
politik zufrieden zu geben, zumindest 
fürs erste. Damit können sich auch ra- 
dikale Neoliberale anfreunden. Nett 
sein zu den Leuten, wer wollte dem 
widersprechen, zumal im gegenwär- 
tigen Kapitalismus mit seinen trans- 
nationalen und expandierenden 
Dienstleistungsmärkten, wo Grobhei- 
ten und schlechte Manieren ge- 
schäftsschädigend wirken. Sogar die 
Holländer und die Franzosen sind 
neuerdings höflich zu Touristen. 

Die Linke ist immer der notwendi- 
ge Anwalt der Armen, der Unter- 
drückten, der Abhängigen und Aus- 
gebeuteten gewesen. Und das wird 
sie auch weiterhin sein. Allerdings 
sind heute in diesem Sinne - als Stim- 
me und Anwalt der Armen, der Ar- 
beitslosen und Sozialleistungsemp- 
fänger in Europa - wie auch in Ameri- 
ka -die christlichen und nichtchristli- 
chen Kirchen fast überall ,,links". 

Die Notwendigkeit einer positi- 
ven Utopie 
Was die Linke heute viel mehr braucht, 
ist eine positive Utopie, die Idee einer 
gesellschaftlichen Neuordnung, die al- 
lerdings Mittel zum klar ausgesproche- 
nen Zweck sein sollte. Sozialismus, 
eine nicht-kapitalistische ökonomische 
Ordnung, ist nur ein Mittel zum Zweck 
- zum Zweck der Emanzipation aller 
Menschen von sozialen Zuständen der 
Ausbeutung, Unterdrückung, Abhän- 
gigkeit. Wenn ein ,,Sozialismus" das 
nicht hält, dann taugt er nicht, dann 
müssen die Sozialisten die ersten sein, 
die ihn umstürzen. Das hat der be- 
kannte Dogmatiker Karl Kautsky vor 
langer Zeit allen Doktrinären des Sozia- 
lismus hinter die Ohren geschrieben. 
Im Blick auf dieses Ziel kann eine heuti- 
ge linke Utopie durchaus ein ,,Marktsy- 
stem" sein, eines nämlich, das ökono- 
mische Freiheit, individuelle und kol- 
lektive Entscheidungs- und Hand- 
lungsmöglichkeiten für alle - real free- 
dom for all - bietet und das mit dem 
Zusammenhalt einer Gesellschaft, mit 
solidarischem Handeln vereinbar ist. 
Heutige Marktsysteme tun das nicht 
und sind das nicht. 

Um derlei Utopien denken zu kön- 
nen, muß sich die Linkevon der Erblast 
des Ökonomismus befreien, des ,,mar- 
xistischen" ebenso wie des neolibera- 
len. Die scheinbare Evidenz von 
,,Marktgesetzen" oder ökonomischen 
Sachzwängen durchschauen kann nur, 
wer den heutigen real existierenden 
Kapitalismus so nimmt, wie er ist, so 
gebrochen, so widersprüchlich, so viel- 
fältig, so durchaus künstlich, so durch 
und durch politisch wie er ist. 

Der alte Marx hatte schon recht: 
Eine ,,Ware" ist nicht einfach ein 
Ding, nicht einfach ein ,,Produkto, 
sondern etwas ,,Sinnlich Übersinnli- 
ches", ein soziales Artefakt, das nicht 
einfach da ist, sondern gemacht und 
verändert wird. Von den erheblich 
komplexeren sozialen Gebilden, die 
wir ,,Märkten nennen, gilt das noch 
mehr. Alle realen Märkte haben be- 
sondere institutionelle Formen und 
Voraussetzungen, die gemacht und 
verändert werden können. In kriti- 
scher wie in utopischer Absicht ist es 
sinnvoll, die angeblich ,,unsichtba- 
ren" Hände, die da mitmischen, sicht- 
bar zu machen und sich weitere, drit- 
te und vierte Hände auszudenken, 
keineswegs nur ,,öffentliche", die kor- 
rigierend, regulierend eingreifen kön- 
nen und sollen. Sie müssen dazu auch 
imstande sein, d.h. die demokratisch 
legitimierte und kontrollierte Macht 
bekommen, um im Blick auf klar defi- 
nierte Ziele einzugreifen. 

Etwas ganz ähnliches ist mit dem 
Konzept des ,,stakeholder capitalism" 
gemeint, das im Moment in der briti- 
schen Linken breit diskutiert wird. Es 
geht um eine andere politische Öko- 
nomie, in der der Teilhaber, der stake- 
holder statt des shareholder die zen- 
trale Rolle spielen soll. Teilhaber sind 
aber Leute, die vielerlei Anrechte, 
Rechte zur Teilhabe und Teilnahme an 
vielerlei ökonomischen Entscheidun- 
gen und Handlungen besitzen, Rech- 
te, die weit über das hinausgehen, was 
ein Aktionär heute kann und darf. 
Man kann die Teilhaber auf deutsch 
einfach als ,,Wirtschaftsbürger", ana- 
log zum Staatsbürger bezeichnen; da- 
mit wird der Bezug zum alten Konzept 
der ,,Wirtschaftsdemokratie" deutlich. 

Solche Teilhaberechte oder öko- 
nomische Bürgerrechte brauchen wir 
viele - gegenüber dem Finanzsystem 
etwa in Form eines ,,Rechts auf Kre- 
dit", gegenüber dem Produktions- 
und Beschäftigungssystem etwa in 
Form eines ,,Rechts auf Ausbildung 
und Beschäftigung", gegenüber 
Marktsystemen in Form von Konsu- 
mentenrechten, dem Staat und dem 

öffentlichen Sektor gegenüber in 
Form von sozialen Rechten, die als 
Bürgerrechte neu definiert bzw. insti- 
tutionalisiert werden müssen, bis hin 
zu Mitspracherechten auch dort, wo 
unsere Interessen nur indirekt berührt 
werden, z.B. Teilnahmerechte von 
Vertretern der Arbeitslosen bei Tarif- 
verhandlungen (mit denen im Mo- 
ment in einigen Ländern experimen- 
tiert wird). Und wir werden sie in dem 
Raum finden und nutzen müssen, in 
dem heute die relevanten ökonomi- 
schen Entscheidungen fallen. Das ist 
keineswegs der Globus, das sind öko- 
nomische Großregionen, Zonen 
höchster ökonomischer Integration 
wie der Wirtschafts- und Sozialraum, 
der Europa heißt. Eine doppelte 
Staatsbürgerschaft darf uns nicht ge- 
nügen. Die vollen Rechte eines euro- 
päischen Wirtschaftsbürgers müssen 
es sein. Einige haben wir schon. Fehlt 
noch der große Rest. SPW 
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Sozialismus ist nur 
ein Mittel zum 
Zweck - zum Zweck 
der Emanzipation 
aller Menschen. 
Wenn ein ,,Sozialis- 
mus" das nicht hält, 
dann taugt er nicht, 
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Die Zukunft des 
Kapitalismus wird 

noch au f  absehbare 
Zeit von einer 

Vielfalt,, nationaler" 
u n d  ,,regionaler" 

Formen oder 
Spielarten des 

Kapitalismus 
bestimmt werden. 

leicht sogar unausweichliche Konver- 
genz der Kapitalismen bzw. deren zu- 
künftige Uniformität oder Diversität. 

Michel Albert hat kurz nach dem 
Endedes Kalten Krieges und der ,,alten" 
Systemkonkurrenz die These aufge- 
stellt, von'nun an werde die Weltöko- 
nomie von einer anderen Systemkon- 
kurrenz, der Konkurrenz ,,Kapitalismus 
versus Kapitalismus" beherrscht. Die 
ideologischen Schlachten wie die öko- 
nomischen Konkurrenzkämpfe würden 
im wesentlichen zwischen zwei Typen 
oder Modellen des Kapitalismus ausge- 
fochten, dem kontinental-europäi- 
schen und dem angelsächsischen. Er 
befürchtete, das angloamerikanische 
Modell werde diese Systemkonkurrenz 
gewinnen (vgl. Albert 1991). Andere 
haben mittlerweile den endlichen Sieg 
des japanischen oder asiatischen Mo- 
dells des Kapitalismus prophezeit. 

Wieder andere behaupten, im Ge- 
folge der neuen, globalen Konkurrenz 
der Kapitalismen werde ein weltweiter 
Konvergenz- und Angleichungsprozeß 
stattfinden - was nicht dasselbe ist wie 
eine globale ,,Amerikanisierung" des 
Kapitalismus. Dafür gibt es im wesent- 
lichen zwei Argumente. Das erste be- 
trifft die wachsende Macht der inter- 
nationalen Finanzmärkte über die ,,na- 
tionalen" Regierungen wie die ,,natio- 
nalen" bzw. regionalen Ökonomien 
(vgl. z.B. Cerny 1997). Das zweite be- 
trifft den Vorgang, der als ,,Transnatio- 
nalisierung" oder auch als ,,Denationa- 
lisierung" der Unternehmen bezeich- 
net wird (vgl. Strange 1997). Beides 
führt dazu, daß sich Regierungen „na- 
tionale Alleingänge" nicht mehr leisten 
können. Und das wiederum führe 
dazu, daß sich nicht nur ein Einheitsstil 
der Wirtschaftspolitik überall durchset- 
ze (nicht links, nicht rechts, sondern 
,,modernu), sondern ein weltweiter 
Einheitstyp des Kapitalismus. 

Das sieht ganz plausibel aus. Die 
Sachzwänge des Weltmarkts, insbe- 
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sondere die allzeit bereiten und 
wachsamen ,,FinanzmärkteM werden 
auf die Dauer diese Konvergenz zu- 
stande bringen. In the long run - we 
are all equal, wir werden uns in einer 
ökonomisch und politisch weitge- 
hend einheitlichen Welt wiederfin- 
den. Auf diesem Weg werden die 
multi- und transnationalen Unterneh- 
men die Rolle der Pioniere und 
Schrittmacher spielen. 

Auch diese Debatte kann die Linke 
nicht kalt lassen. Nicht nur, weil die 
Briten und US-Amerikaner Besseres 
verdient haben. Sondern weil uns mal 
wieder Märchen erzählt werden. Die 
Konkurrenz, zumal die transnationa- 
le, wirkt eben nicht als der große 
Gleichmacher, eher im Gegenteil. Dar- 
in spielen die jeweiligen na'tionalen 
und regionalen Besonderheiten, die 
jeweiligen institutionellen Bedingun- 
gen durchaus eine Rolle- und zwar in 
der Regel die von nicht-übertragba- 
ren und kaum anderswo reproduzier- 
baren Konkurrenzvorteilen. Daher 
werden sich gerade die großen Ak- 
teure in der transnationalen Konkur- 
renz aus wohlverstandenem Eigenin- 
teresse gegen jede Gleichmacherei 
wehren. Einheitliche, zumindest ver- 
gleichbare und übersetzbare techni- 
sche Standards sind sinnvoll, einheitli- 
che Institutionen oder kulturelle Nor- 
men dagegen nicht. Die Zukunft des 
Kapitalismus wird noch auf absehba- 
re Zeit von einer Vielfalt ,,nationaler" 
und ,,regionaleru Formen oder Spiel- 
arten des Kapitalismus bestimmt wer- 
den (vgl. Heilbroner 1992). 

8. Eine Linke ohne Sozialismus? 
Die Haltung der ,,alten" Sozialdemo- 
kratie zum Kapitalismus und seinen 
Krisen kann mit dem Bild vom ,,Arzt 
am Krankenbett" treffend beschrie- 
ben werden. Fritz Tarnow hat diese ei- 
nigermaßen ambivalente Haltung der 
nichtkommunistischen Linken mitten 
in der Weltwirtschaftskrise der dreißi- 
ger Jahre, auf dem Parteitag der SPD 
1931, so gefaßt: Wir stehen „am 
Krankenlager des Kapitalismus nicht 
nur als Diagnostiker, sondern auch - 
... -als Arzt, der heilen will?, oder als 
fröhlicher Erbe, der das Ende nicht er- 
warten kann und am liebsten mit Gift 
noch etwas nachhelfen möchte?" 

Die Sozialdemokratie war seiner 
Ansicht nach dazu verdammt, beides 
zu sein, sowohl ,,Arzt .... der ernsthaft 
heilen will", als auch Erbe, der ,,lieber 
heute als morgen die ganze Hinterlas- 
senschaft des kapitalistischen Systems 
in Empfang nehmen" will. ,,Diese 
Doppelrolle, Arzt und Erbe, ist eine 

verflucht schwierige Aufgabe" (zit. 
nach Weber 1973, 177f). Solange 
man noch sicher war, daß der Kapita- 
lismus zugrunde gehen würde, war 
das Dilemma auflösbar - in Richtung 
auf eine ,,Euthanasie der sanften Art", 
ein beschleunigtes Ende ohne viel 
Schrecken, um das Erbe möglichst in- 
takt antreten zu können. 

Heute ist das bekanntlich völlig 
anders. Keine sozialdemokratische 
Partei in Europa hofft noch ernstlich 
darauf, den Kapitalismus bald beer- 
ben zu können. Die Vorstellung einer 
Perspektive jenseits des Kapitalismus 
ist uns, auch in Westeuropa, weitge- 
hend abhanden gekommen, obwohl 
die Sozialdemokratie, wie die nicht- 
kommunistische Linke insgesamt am 
historischen Scheitern des Sozialismus 
sowjetischer Bauart nun wirklich völ- 
lig unschuldig ist. 

Nicht einmal die Ansicht des alten 
Keynes, der keineswegs Sozialist, son- 
dern ein aufgeklärter Konservativer 
war, genießt heute noch unbestritte- 
nes Bürgerrecht in der europäischen 
Sozialdemokratie. Keynes war be- 
kanntlich der Meinung, daß der Kapi- 
talismus, der an sich, als reines öko- 
nomisches System - genommen, 
höchst bestreitbar und kaum zu ver- 
teidigen sei, doch bei einer hinrei- 
chend weisen und effektiven makro- 
ökonomischen Lenkung effizienter 
gemacht werden könne als jedes an- 
dere ökonomische System. Zu dieser 
weisen Steuerung gehörte allerdings 
als Vorbedingung das, was Keynes 
den ,,sanften Tod des Rentiers" nann- 
te, nämlich die ,,Sozialisierung" der 
Investitionen, also die Entmachtung, 
sogar Aufhebung des Bank- und Bör-' 
senkapitals wie der privaten Geldver- 
mögen (vgl. Keynes 1936, 317ff). 
Heute wagen es nur noch wenige auf 
der Linken, von so etwas auch nur zu 
träumen. Im Gegenteil. Die Rentiers 
sind springlebendig und es ist die Lin- 
ke, samt ihres traditionellen Anhangs 
in der Arbeiterklasse, die um ihr Über- 
leben fürchten muß. 

Nach wie vor gibt es auf der intel- 
lektuellen Linken Leute, die ganz 
ernsthaft das baldige Ende des Kapi- 
talismus prophezeien. lmmanuel 
Wallerstein, weltweit bekannter So- 
ziologe und Historiker des kapitalisti- 
schen Weltsystems, hat sogar den 
Mut, sich auf einen Zeitraum festzule- 
gen: In weniger als fünfzig Jahren, 
weniger als der Lebensspanne einer 
heutigen Generation, werde es so- 
weit sein (vgl. Wallerstein 1996, 
1998). Klingt gut, aber was machen 
wir bis dahin? Und was kommt da- 
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schen Schaden in der Öffentlichkeit chancen von Geringqualifizierten", SC hei nsel bstä nd i ~ e  (und bei den ~uropa-wahen)  auch das lakonisch die Verheißungen ei- 
d - - . noch regelmäßig Interpretationsmu- ner Niedriglohnstrategie im Rah- 

Nachbesserungen ster, Begründungen und Futter ge- men expandierender Dienstleistun- 
qen die eiqenen Reformqesetze bei- qen widerleqt. Da wird darauf ver- 

Geringfügige Anmerkungen zur Beschäftigung zusteuern. wiesen, daß unter den Rahmenbe- 
arbeitnehmerähnlicher Politiker Es ist kein Zufall, daß die beinahe dingungen „einer insgesamt rück- 

von Frank Wilhelmy* 

Man kann nicht erst 
einen Niedriglohn- 

bereich, nämlich den 
bis zu 630 DM, in 

das Sozialabgaben- 
System reintegrieren, 

u m  dann die 
Niedriglöhne über 

630 D M  von 
Sozialabgaben z u  
befreien oder z u  

entlasten. 

v ielleicht wird später einmal - 
wenn es schlecht Iäuft - die 

Nachbesserungsdebatte um 
die Reformgesetze bei den 630-DM- 
Jobs und der Eindämmung der 
Scheinselbständigkeit als Wende- 
punkt in der Politik der rotgrünen 
Koalition eingeordnet werden kön- 
nen. Der Kosovo-Krieg ist es jeden- 
falls nicht und von Lafontaines 
Rücktritt weiß man nichts genaues 
nicht. 

M i t  Wendepunkt ist hier ge- 
meint die Verschiebung der Re- 
gierungs-Politik von einer sozial- 
staatlichen Gestaltung des rheini- 
schen Kapitalismus hin zur sozial- 
rhetorischen Bemäntelung einer 
,,neo-neoliberalen" Anpassungs- 
pol i t ik an die realen und ver- 
meintlichen Imperative des „Na- 
tionalen Wettbewerbsstaates". 
Beides liegt übrigens im breiten 
Kontinuum sozialdemokratischer 
Politik. 

,,Dann kann ich ja auch gehen ..." 
Die offene Schlacht wird bislang ver- 
mieden. In der SPD-Bundestagsfrakti- 
on hat Schröder die bislang ruppigste 
Abfuhr erhalten, als die SPD-MdB's 
dem Arbeitsminister Riester zur Rege- 
lung der 630-DM-Jobs demonstrativ 
applaudierten. Der in einigen Medien 
kolportierte Wortwechsel zwischen 
dem Kanzler (,,Dann kann ich ja auch 
gehen...") und einem unbekannten 
Fraktionsmitglied (,,Dann geh 
doch...") hat tatsächlich stattgefun- 
den. 

Erklärt werden muß jedoch jen- 
seits des Fegefeuers der Eitelkeiten 
die Lust im Kanzleramt, zum politi- 

* Pol~tikw~ssenschaftle~ Bonn, Mitglied der spw-Redaktion 
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täglichen Presseattacken zur Nach- 
besserung der 630-DM-Regelung 
parallel zur aktuellen Runde des 
Bündnis für Arbeit geritten werden. 
Da fehlen nämlich noch Erfolge und 
Konzepte. Deshalb meinten die Her- 
ren Chefberater, die Professoren 
Streeck und Heinze, vorpreschen zu 
müssen, und haben im ,,Spiegel8' ein 
unausgegorenes Plädoyer für die Ein- 
richtung eines Niedriglohnsektors ab- 
geliefert, der durch Übernahme der 
Sozialabgaben subventioniert werden 
soll. 

Der Zusammenhang ist schnell 
klar. Man kann nicht erst einen Nied- 
riglohnbereich, nämlich den bis zu 
630 DM, in das Sozialabgabensystem 
reintegrieren, um dann die Niedrig- 
löhne über 630 DM von Sozialabga- 
ben zu befreien oder zu entlasten. 
Das wäre ein neues Stück aus dem 
Tollhaus. Deswegen muß zuerst die 
Praktikabilität der 630er Neuregelung 
durch allerlei Kritik, Prüfungen, Nach- 
besserungen, Ausnahmen, Klauseln 
und Durchführungsverordnungen 
desorganisiert werden, um dann freie 
Bahn für die Niedriglöhne mit Sub- 
vention zu erhalten. 

Streeck und Heinze sind nicht die 
einzigen, die das Aufgehen der 630- 
DM-Regelung in einer subventionier- 
ten Niedriglohnpolitik vorschlagen. 
Dies haben vor Ihnen die rheinland- 
pfälzische Landesregierung (das 
,,Mainzer Modell") getan, die Fried- 
rich-Ebert-Stiftung, die notorischen 
Clement und Simonis und einige „Ex- 
perten'' in der SPD-Fraktion. 

,,Dann geh doch ..." 
Die Schlacht ist jedoch nicht ent- 
schieden: Einerseits gibt es Wider- 
stand in der Fraktion. Weniger in der 
Sache - es gibt schlicht noch keine 
Meinungsbildung ,,Niedriglohnsek- 
tor" in der Arbeitsgruppe Arbeit und 
Soziales - aber im Sinne des Gefühls, 
nicht ständig der Dumme August im 
Wahlkreis zu sein: Die Reformen ver- 
teidigen und dann von denjenigen, 
die man verteidigt, desavouiert zu 
werden. 

Andererseits gibt es widerstän- 
digen Sachverstand im Arbeitmini- 
sterium. Es existiert ein internes, 
knochentrockenes Papier zur ,,Ver- 
besserung der Beschäftigungs- 

läufigen Erwerbstätigkeit" auch die 
,,Beschäftigung von Geringqualifi- 
zierten kaum erhöht werden" kön- 
ne. Da wird die Mär einer Dienstlei 
stungslücke in  Deutschland relati- 
viert, da wird auf mangelnde kauf- 
kräftige Nachfrage hingewiesen, 
das Gerede von der Verletzung des 
,,Lohnabstandgebotes" empirisch 
widerlegt. Und da wird exempla- 
risch gezeigt, daß es ja bereits ei- 
nen großen Niedriglohnsektor im 
Dienstleistungsbereich gibt: 6,70 
DM brutto ( ! )  die Stunde gibt es für 
Gesellen im Friseurhandwerk in 
Sachsen-Anhalt, 9,51 DM in der 
privaten Hauswirtschaft in  NRW. 
Am wichtigsten jedoch ist der Hin- 
weis auf den immensen Finanzie- 
rungsbedarf der diskutierten Lohn- 
su bventionsmodelle 

Und an dieser Stelle kommt der 
Finanzminister ins Spiel. Ironischer- 
weise wird ausgerechnet die Spar- 
attacke Eichels, der mehr als 30 Mil- 
liarden im Haushalt sparen bzw. be- 
schaffen muß, und die den Sozial- 
staat sicher kratzen wird, den Nied- 
riglohnspekulationen mehr den Bo- 
den wegziehen, als es die besten Ar- 
gumente könnten 

Je nach Rechnung würden näm- 
lich z.B. die Streeckschen Vorschläge 
15 bis 30 Mrd. DM zusätzlich kosten 
- und zwar vor allem den Sozial- 
haushalt. Und dafür würden selbst 
die radikalsten Maßnahmen nicht 
hinreichen. Die von einigen mittler- 
weile genannte Streichung der Ar- 
beitslosenhilfe nicht, das Zusammen- 
hauen der ABM nicht, das Nichtver- 
Iängern des Jump-Programmes für 
Jugendliche nicht und Rentenkür- 
Zungen schon gar nicht. Abgesehen 
von der Explosionswirkung solcher 
,,Alternativen". 

So wird die Entscheidung in der 
Schwebe bleiben. Das SPD-Präsidi- 
um plädiert vermeintlich salomo- 
nisch für ein paar Pilotprojekte. Daß 
es so etwas bereits gibt, eine bis 
31 . I  2. ZOO2 befristete Experimen- 
tierklausel für Kombilöhne bei Hilfe- 
empfängern (§ 18 Abs. 5 BSHG) in- 
teressiert da nicht weiter. Solange 
experimentiert wird, wird nicht re- 
formiert. Denn wenn reformiert 
wird, dann, Gnade Gott, wird wie 
der nachgebessert ... SPW 

SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT 

sammen. Kartelle lohnen sich nicht 
mehr, weil sie viel zu leicht gesprengt 
bzw. durch neue Konkurrenten unter- 
laufen werden können. Daher sind 
die wichtigsten internationalen Kar- 
telle heute solche, die auf Staatsmo- 
nopolen beruhen, die wiederum ein 
sogenanntes ,,natürliches Monopol" 
- Standardbeispiel: Rohstoffvorkom- 
men in einem ganz bestimmten, von 
einem Staat kontrollierbaren Gebiet - 
ausbeuten. 

Was man darüber hinaus beob- 
achten kann, das ist eine Neuordnung 
in den Beziehungen zwischen den 
großen Kapitalfraktionen oder Kapi- 
talsorten, eine Restrukturierung der 
Verhältnisse zwischen industriellem, 
Handels-, Bankkapital und weiteren 
Kapitalsorten. Sie beruht darauf, daß 
die kapitalistischen Unternehmen sich 
heute so gut wie überall weit stärker 
über die Finanzmärkte als über Ban- 
ken finanzieren. Da die Inflation er- 
folgreich auf unerhört niedrigem Ni- 
veau stabilisiert wurde, daher die Re- 
alzinsen heute deutlich höher sind als 
in den 70er und 80er Jahren, sind die 
kapitalistischen Unternehmen der 
großen Industrie- und Handelsländer 
heute wieder - wie schon einmal zu 
Ende des 19. Jahrhunderts - sehr 
empfindlich für Kreditzyklen und zy- 
klische Schwankungen von Wertpa- 
pierkursen. Das ist die Stunde der gro- 
ßen Finanzkonzerne und des Börsen- 

I 
handlungskapitals, die Industrie- und 
Handelsunternehmen nicht mehr als 
Teilhaber oder Aktionäre, sondern als 
Garanten finanzieller Stabilität, als Be- 
schützer vor den Risiken der Finanz- 
märkte unter Kontrolle bekommen 
können. 

Zweierlei Iäuft heute durcheinan- 
der, zum Teil nebeneinander ab: Die 
Auflösung einer traditionellen und die 
Ausbildung einer neuen Form des „Fi- 
nanzkapitals". Obwohl es heute weit 
mehr und weit größere, transnational 
operierende Banken, sogar einige 
weltweit operierende Banken - etwa 
europäische und US-amerikanische 
bzw. japanische Großbanken - gibt 
als je zuvor, sind diese immer mehr zu 
reinen Finanzunternehmen gewor- 
den. Es findet in Teilen eine Ver- 
schmelzung von Banken, Investment- 
fonds, Emissionshäusern und Versi- 
cherungskonzernen statt. An dauer- 
haftem Aktienbesitz und Beaufsichti- 
gung der lndustrie sind die sowenig 
interessiert wie die reinen Börsen- 
handlungskonzerne, die als Geld- und 
Kreditvermittler gerade für die gro- 
ßen, transnational operierenden In- 
dustrieunternehmen immer mehr an 

ihre Stelle treten. Für die Liebhaber 
von Faustformeln: Finanzkapital ist 
heute nicht mehr, wie zu Hilferdings 
Zeiten, Kapital im Besitz der lndustrie 
und unter Kontrolle der Banken, es ist 
Kapital im Besitz von Industrie, Han- 
del und Banken, aber unter Kontrolle 
des Börsenhandlungskapitals. 

Und noch einen vierten Struktur- 
bruch muß man erwähnen. Der be- 
trifft die Staatsfinanzen. Es ist zwar 
grober Unfug zu behaupten, die 
Staatskassen seien leer. Sie sind heute 
so voll wie nie zuvor. Aber die Metho- 
den, die Staatskasse zu füllen, haben 
sich seit Anfang der 90er Jahre noch 
einmal geändert. Das hängt mit der 
Struktur der ,,internationalen" Finanz- 
märkte zusammen: 

Da die einzige Form des Geldkapi- 
tals, das heute annähernd ,,interna- 
tional" operiert, kurzfristiges Anlage- 
kapital ist (sogenanntes heißes Geld), 
müssen die Staaten, wenn sie interna- 
tionale Kredite in Anspruch nehmen 
wollen, sich den Bewegungen dieses 
kurzfristigen Kapitals anpassen. Lang- 
fristige Staatspapiere, die zu Spekula- 
tionen ungeeignet sind, kann man 
auf den internationalen Finanzmärk- 
ten kaum loswerden -dor t  dominie- 
ren die Staatspapiere des jeweils eige- 
nen Landes bzw. der Heimatregion. 
Also sind die Regierungen der kapita- 
listischen Kernländer seit Anfang der 
90er Jahre in wachsendem Maße ,. 
dazu übergegangen, sich mit Hilfe 
von ,,bonds", kurzfristigen und 
durchaus zur Spekulation geeigneten 
Staatsschuldpapieren international zu 
verschulden. Obwohl ihre Abhängig- 
keit von den nationalen und interna- 

tionalen Finanzmärkten insgesamt 
keineswegs größer geworden ist, hat 
sich die Staatsverschuldung mittler- 
weile doch in nennenswertem Maße 
in ein durchaus riskantes Spiel ver- 
wandelt. Ein Spiel, das fast ununter- 
brochen gespielt wird, da die 
,, bonds" allesamt kurze Laufzeiten 
haben, also nur bei ständig wieder- 
holter ,,Refinanzierung" - Umtausch 
in neue Bonds bzw. Tilgung bei 
gleichzeitiger Neuverschuldung - zur 
Finanzierung langfristiger Staats- 
schulden taugen. 

7. Die Zukunft des Kapitalismus 
und die Vielfalt der Kapitalismen 
Auf der Linken wie auf der Rechten 
herrscht heute einige Verwirrung und 
Unsicherheit über die nächste und 
weitere Zukunft des Kapitalismus. 
Selbst für diejenigen, die die angebli- 
che ,,Globalisierung" für ein ,,reines8', 
ideologiefreies Faktum halten, ist 
durchaus nicht klar, wohin sie denn 
führen werde. Diejenigen, die skepti- 
scher sind, betonen die Grenzen der 
~ lobal is ierun~,  streiten sich aber dar- 
über, wo die denn liegen und wie 
überwindbar oder unüberwindbar sie 
sein mögen. Die ersteren neigen zu 
der Ansicht, die räumlichen, regiona- 
len, nationalen Unterschiede der Ka- 
pitalismen seien dabei, sich aufzulö- 
sen bzw. bereits zum einem guten Teil 
verschwunden. 

Die Skeptiker neigen dazu, die na- 
tionalen oder regionalen Unterschiede 
der Kapitalismen keineswegs für obso- 
let zu halten. Kurz, es ist eine Debatte 
im Gang über die vermeintliche oder 
wirkliche, über die mögliche oder viel- 

Finanzkapital ist 
heute nicht mehr 
Kapital i m  Besitz der 
lndustrie und  unter 
Kontrolle der 
Banken, es ist 
Kapital i m  Besitz von 
Industrie, Handel 
und  Banken, aber 
unter Kontrolle des 
Börsenhandlungska- 
pitals. 
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ventionen einher, die notwendig wa- teres, schwaches Glied in der Kette 
ren, um den Wiederaufbau, die Rein- der internationalen Schuldenökono- 

Veränderung pro Beschüftigten 1997/93 in % dustrialisierung, die Konversion von mie bekommen, eine Reihe von Dau- 
der Rüstungs- zur Friedensprodukti- erschuldnern, die für allerlei Schul- 

SCHWEDEN (5) 62,l 

DEUTSCHLAND 
(D) 

JAPAN (J) 

ÖSTERREICH (A) 

SPANIEN (E) 

USA 28,8 

ITALIEN (I) 25.3 
10.5 

NIEDERLANDE ' 

21.7 
(NL) h 

BELGIEN (B) F 173' 
112.6 

FRANKREICH (F) 

1 C] Mefallverarbeitung C] Verarbeitendes Gewerbe 

ren. Die Propagandisten des ,,freien 
Marktes", die auf die Länder des vor- 
mals ,,real existierenden Sozialismus" 
losgelassen und dort mit offenen Ar- 
men aufgenommen wurden, hatten 
davon keine Ahnung. 

Noch weniger Ahnung hatten sie 
von den traditionellen Kritiken des Ka- 
pitalismus, von den inhärenten Risi- 
ken, Mängeln und Übeln kapitalisti- 
scher Ökonomien, die in den weltweit 

Was bei  der ah- vorherrschenden Lehrbüchern der 
nungs- und  beden- ökonomischen Orthodoxie nicht vor- 

kenlosen Anwen- kamen und bis heute nicht vorkom- 
dung marktradikaler men. Die Rezepturen der ,,Schockthe- 

Rezepte in den rapien", der radikalen ,,Privatisierung" 
Ländern Zentral- und und ,,Liberalisierung", die überall in 

Osteuropas heraus- Zentral- und Osteuropa verbreitet 
kam, war und ist in  und auch immer wieder brav befolgt 

fast jeder Hinsicht wurden, waren von keinerlei Kenntnis 
ein Desaster. über die Bedingungen getrübt, unter 

denen sich nach dem Ende des zwei- 
ten Weltkriegs der Übergang von in 
der Tat dirigistischen Kriegswirtschaf- 
ten zu kapitalistischen Marktökono- 
mien in vielen Ländern vollzogen hat- 
te. In Deutschland, in Japan, in Frank- 
reich, in Italien, selbst in den USA 
ging das mit massivsten, vielfältigen 
und meist dauerhaften Staatsinter- 

On, die Wiedereingliederung von Mil- 
lionen Soldaten, Zwangsarbeiter, 
Kriegsflüchtlinge zu bewältigen. 

Es dauerte mehr als ein Jahrzehnt, 
um die massenhafte Arbeitslosigkeit 
und Armut in Westeuropa zu über- 
winden. 

Ebensowenig hatte man verstan- 
den, unter welchen Bedingungen der 
vielbewunderte Aufstieg der ,,Neuen 
Industrieländer" Südostasiens in den 
70er und 80er Jahren stattgefunden 
hatte. Unter strenger Staatskontrolle 
nämlich, bei weitgehender Entrech- 
tung der arbeitenden Bevölkerung 
und extremer Privilegierung von Un- 
ternehmern und Kapitalbesitzern, 
was den flotten Zustrom ausländi- 
schen, vor allem japanischen Kapitals 
lange Zeit garantierte. Von Regierun- 

denkrisen in naher Zukunft gut sind. 
Und außerdem eine ganze Reihe von 
Rohstofflieferanten, Ländern, denen 
wie den GUS-Staaten im Moment gar 
nichts anderes übrig bleibt, als ihre 
natürlichen Reichtümer (Holz, Erdöl, 
Erdgas usw.) zu Dumpingpreisen auf 
den Weltmarkt zu werfen. 

6. Kapitalismus in den 90er 
Jahren 
Vieles, was in den 80er Jahren noch 
als Neuheit galt, war in den 90ern be- 
reits ein banales, alltägliches Faktum. 
An die Multi- und Transnationalen 
Konzerne wie an die internationalen 
Finanzmärkte haben wir uns ge- 
wöhnt. Noch immer wird die Welt der 
Multinationals von US-amerikani- 
schen Großkonzernen dominiert. 

gen, die alles andere als demokratisch Aber mittlerweile sind viele Konkur- 
waren, jedenfalls nicht demokrati- renten hinzugekommen, nicht nur 
scher als die in den Ländern des ,,real europäische oder japanische Konzer- 
existierenden Sozialismus" wurde ne. Multis gibt es heute in vielen Tei- 
eine massive Subventionspolitik be- len der Welt. Es werden immer mehr, 
trieben, zunächst auf Industrialisie- und sie werden immer größer, ein 
runq und Importsubstitution, an- Faktum, das vor allem im Lanqzeit- 
schießend auf'eine Ausweitung des 
Exports in den Sektoren, wo der 
Hauptvorteil dieser Länder, niedrige 
Löhne, staatliche Mobilisierung aller 
verfügbaren Arbeitskräfte, die Familie 
als wichtigstes soziales Fangnetz, zum 
Tragen kommen konnten; der Auf- 
stieg der neuen Industrieländer war 
der zeitweilige Erfolg einer staatlich 
geplanten und kontrollierten Indu- 
strialisierungsstrategie. Als diese 
höchst einseitige Expansions- und 
Wachstumsstrategie vor einiger Zeit 
an ihre absehbaren Grenzen stieß, 
war das Erstaunen bei den Anhän- 
gern der ,,reinen Marktökonomie" im 
Westen groß. 

Was bei der ahnungs- und beden- 
kenlosen Anwendung marktradikaler 
Rezepte in den Ländern Zentral- und 
Osteuropas herauskam, war und ist in 
fast jeder Hinsicht ein Desaster. 

Für die kapitalistische Weltökono- 
mie hat sich ein gewaltiges neues 
Areal und Potential dargeboten, sie 
konnte sich über neue Territorien und 
potentielle Märkte ausbreiten; zeit- 
weilig zumindest hat sich Anfang der 
90er Jahre auch ein riesiger, zusätzli- 
cher Absatzmarkt -vor allem für Kon- 
sumgüter - geöffnet. Diese Öffnung 
war allerdings eine direkte Folge 
großzügiger, öffentlich finanzierter 
bzw. garantierter Kredite aus dem 
,,Westen8'. Damit haben wir ein wei- 

Vergleich auffällig wird. Auf ihrem ur- 
eigensten Terrain, dem Export und 
der gleichzeitigen, arbeitsteiligen Pro- 
duktion an vielen Standorten in vielen 
Ländern, sind die Multis mittlerweile 
von vielen, früher ,,nationalen" Unter- 
nehmen, darunter vielen kleinen und 
mittelgroßen, dafür hochspezialisier- 
ten Unternehmen, eingeholt worden. 
Es gibt heute in allen High-Tech Bran- 
chen hochspezialisierte Unterneh- 
men, die zwar klein, aber dennoch 
auf den wichtigen Weltmärkten prä- 
sent sind. Zum Teil finden sich derarti- 
ge transnationale Unternehmen auch 
in sehr traditionellen Branchen, weil 
eine wachsende Zahl von Waren, die 
noch vor zwanzig Jahren nur für den 
lokalen oder regionalen Markt produ- 
ziert wurden, heute zu Welthandels- 
waren geworden sind. Bier ist dafür 
ein gutes Beispiel. 

Die wenigen wirklichen Welt- 
märkte - besser ,,transnationalen 
Märkte", die es heute gibt, werden 
von wenigen großen Akteuren be- 
herrscht (in der Regel sind es bei ech- 
ten Weltmärkten, die nach wie vor 
selten sind, nicht viel mehr als 12). 
Daß es dennoch heute nicht mehr, 
sondern erheblich weniger Kartelle 
gibt als in früheren Zeiten, weniger 
nationale und weit weniger interna- 
tionale, hängt mit der Veränderung 
der internationalen Konkurrenz zu- 

Die folgenden Nachbetrachtungen zum Juso-Bundeskongreß stellen eine Sicht aus der Perspektive der Juso-Linken dac Im 
folgenden Heft werden weitere Beiträge zur Lage und den Perspektiven der sozialistischen Linken bei den Jusos und in der 
Sozialdemokratie folgen. Als wichtige inhaltliche Grundlage für eine solche Debatte weisen wir nochmal auf das in der 
letzten spw dokumentierte Strategiepapier der Juso-Linken hin. 
Die spw-Redaktion 

I m Nachgang zum letzten Juso- 
Bundeskongreß fragte Ulf-Birger 
Franz in der spw 3/98 eher optimi- 

stisch, ob die Jusos ,,am Beginn einer 
neuen Ära" stünden. Er verwies dabei 
darauf, daß „der Essener Bundeskon- 
greß gezeigt habe, daß die Jusos in 
ihrer breiten Mehrheit für einen Pro- 
zeß linker Neuformierung zur Verfü- 
gung stehen." Ein Jahr später und ei- 
nen Bundeskongreß weiter ist die Fra- 
ge zumindest noch immer nicht posi- 
tiv beantwortet: eine neue Ära, ge- 
kennzeichnet durch einen von einer 
breiten Mehrheit des Verbandes ge- 
tragenen Prozeß einer linken Neufor- 
mierung, ist im Verlauf des letzten 
Jahres (noch) nicht angebrochen. 

Dabei hätte die veränderte Lage, 
hätten der Machtwechsel mit ausge- 
bliebenem Politikwechsel, die vorzeiti- 
ge Lafontaine-Kapitulation und der 
rot-grün abgesegnete Kosovo-Ein- 
satz, Grund genug sein können, zu- 
mindest die bestehende linke Mehr- 
heit zu einer konsequenten Positio- 
nierung der Jusos entlang der gesell- 
schaftlichen Konfliktlinien zu nutzen. 
Die Bündelung dieser linken Kräfte im 
Verband und die Formulierung von 
konkreten Initiativen für eine fort- 
schrittliche Politik auf dieser über- 
schaubaren, aber handlungs- und 
mehrheitsfähigen Basis hätten es er- 
möglichen können, den Bundeskon- 
greß in Leipzig zum Kristallisations- 
punkt linker Kritik und Gegenmacht 
zum Kurs der Bundesregierung zu 
machen. Um es vorwegzunehmen: 
auch dies gelang in Leipzig (noch) 
nicht. 

Der Verband vor Leipzig 
Wahlbundeskongresse entwickeln 
ihre Dynamik gewöhnlich nicht erst 
im direkten Vorfeld der Tagung, son- 
dern schon die Wochen und Monate 
davor dienen dazu, Mehrheiten zu- 
sammenzuschieben und Bündnisse 
und Fronten zu klären. Das Ritual be- 
gann wie üblich damit, daß alle Teile 
des Verbandes ein Ende der üblichen 
Juso-Rituale beschworen, freilich im- 
mer mit dem dezenten Hinweis ver- 
bunden, die jeweils andere Seite füh- 

re die ihren fort. Der Planet Jusos be- 
gann sich mal wieder um sich selbst 
zu drehen. 

So war es denn allein die Juso-Lin- 
ke, die frühzeitig ihre Karten auf den 
Tisch legte. Ein Diskussions- und Stra- 
tegiepapier (in großen Teilen doku- 
mentiert in spw 2/99) bildete den 
Auftakt. Es folgten frühzeitige Perso- 
nalvorschläge, von denen an dieser 
Stelle nur Benny Mikfeld, bis vor kur- 
zem Juso-Bezirksvorsitzender Westli- 
ches Westfalen sowie Mitglied im 
SPD-Parteivorstand, als Nachfolger 
von Andrea Nahles im Bundesvorsitz 
genannt werden muß. Ebenso früh- 
zeitig wurde ein Entwurf für ein Ar- 
beitsprogramm vorgelegt, gekoppelt 
mit der klaren Bereitschaft, es als 
Grundlage für einen gemeinsamen 
Entwurf der linken Teile des Verban- 
des zu nutzen. Unser Anspruch war, 
als Juso-Linke verstärkt Verantwor- 
tung für den künftigen Kurs des Bun- 
desverbandes zu übernehmen und 
den Erneuerungsprozeß einzuleiten. 
Unser Ziel war, ein strategisch-inhaltli- 
ches Projekt als Bezugspunkt für die 
linken Teile des Verbandes zu formu- 
lieren und dadurch eine produktive 
Debatte um die Zukunft der Jusos ein- 
zuleiten. 

Drei wesentliche Linien kennzeich- 
nen ausgehend von dem erwähnten 
Diskussionspapier den Arbeitspro- 
grammentwurf: 

Eine Politik der kritischen Solidari- 
tät zur Regierung, mit der die Jusos 
ihre Eingriffsfähigkeit in aktuelle poli- 
tische Debatten und ihre Initiativfä- 
higkeit gegenüber der Regierung stär- 
ken wollen. 

Die Einleitung einer ,,sozialisti- 
schen Zukunftsdiskussion", mit dem 
Ziel über eine Weiterentwicklung un- 
serer Programmatik die (Neu-) Profi- 
lierung der Jusos als sozialistischer 
und feministischer Richtungsverband 
nach innen wie nach außen zu errei- 
chen. 

Die Erneuerung der Verbandsar- 
beit. 
Zusammengefaßt zu dem Entwurf ei- 
ner ,,erweiterten2' Kampagnenorien- 
tierung ging es so darum, die Jusos 

Standort links! 
Nachbetrachtungen zum Juso-Bundeskongreß 

1999 

von Marc Herter* 

entlang der gesellschaftlichen Kon- 
fliktlinien zu positionieren und strate- 
gische Reformfelder für die program- 
matische Weiterentwicklung des Ver- 
bandes zu benennen. Die Überlegun- 
gen im einzelnen aufzuzählen, würde 
an dieser Stelle zu weit führen, des- 
wegen sei auf das in der spw 2/99 
dokumentierte Grundlagenpapier 
verwiesen. 

Wie so oft wurde dieser Aufschlag 
als Anlaß zu einer Gegenbewegung 
genutzt. Nicht daß gravierende Kritik- 
punkte an dem vorgelegten Papier, 
geschweige denn ein alternativer Pro- 
grammentwurf, von den Kritikern 
präsentiert worden wären. Der ge- 
meinsame Kern der Kritik beschränkte 
sich auf die übliche verbandszentrier- 
te Nabelschau und fand ihre Zuspit- 
zung in der Forderung nach mehr ,,In- 
tegration der Verbands". 

Die Juso-Linke hat sich dem Pro- 
zeß einer weitergehenden Verbands- 
integration nicht verschlossen, war 
aber aus zwei Gründen skeptisch: 
Zum einen müssen die Jusos die Ana- 
lyse, die sie im Bezug auf die Rechts- 
wende der Sozialdemokratie vorneh- 
men, zumindest in ihrer Tendenz 

Das Ziel der Juso- 
Linken war, ein 
strategisch-inhaltli- 
ches Projekt als 
Bezugspunkt für die 
linken Teile des 
Verbandes zu 
formulieren und 
dadurch eine 
produktive Debatte 
u m  die Zukunft der 
Jusos einzuleiten. 

* Marc Herter; Hamm, Juso-Bezirksvorsitzender Westliches Westfalen 
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In  der Kosovo- 
Debatte gelang es, 

die ablehnende 
Haltung zum NATO- 

Krieg mi t  der 
Formulierung von 

Eckpunkten für eine 
politischen Lösung 

und  der Beschrei- 
bung des Rahmens 
für eine zukünftige 

friedenspolitische 
Diskussion bei  den 

Jusos zu verbinden. 

auch für den eigenen Verband gelten 
lassen: Es ist so nur ehrlich, nicht auch 
noch die Hombach-Jünger mitneh- 
men zu wollen. Zum anderen gehört 
zu einer echten Verbandsintegration 
im Sinne einer Formierung einer brei- 
ten linken Mehrheit mehr als die recht 
deterministisch anmutende Fest- 
schreibung ihrer Notwendigkeit in ei- 
nem gemeinsamen Arbeitspro- 
gramm: Eine solche Formierung wäre 
ein mögliches Ergebnis eines zielge- 
richteten Prozesses im Zuge'der „So- 
zialistischen Zukunftsdiskussion". 

Ein Ansatzpunkt für den Prozeß 
einer möglichen Formierung ist mit 
der Neufassung des Arbeitspro- 
gramms auf der Grundlage des be- 
schriebenen Juso-Linken Entwurfs ge- 
lungen, welche schließlich mit großer 
Mehrheit verabschiedet wurde 

Eine linke Mehrheit: Klare 
Verhältnisse im neuen Bundes- 
vorstand 
Die persönliche Vorstellungsrede, in 
der Benny Mikfeld seine Einschätzung 
der strategischen Lage der Linken im 
allgemeinen und der Jusos im beson- 
deren klarstellte und seine Anforde- 
rungen an den sozialistischen und fe- 
ministischen Richtungsverband Jusos 
formulierte, wurde von nahezu allen 
Teilen des Verbandes mit großem Bei- 
fall bedacht. Eine Einigkeit, die schon 
die Personaldebatte widerlegten soll- 
te. So waren es denn doch nur 148 
Delegierte oder 50,687'0, die ihr Kreuz 
bei „Ja" machten, und so Mikfeld im- 
merhin schon im 1. Wahlgang - für 
Juso-Bundeskongresse eher unge- 
wöhnlich - zum neuen Bundesvorsit- 
zenden der Jusos wählten. 

Neue Bundesgeschäftsführerin 
der Jusos wurde mit einer etwas brei- 
teren Mehrheit von 176 zu 89 Stim- 
men bei 25 Enthaltungen Jessika 

Wischmeier (Mittelrhein). Als stellver- 
tretende Bundesvorsitzende komplet- 
tieren Tanja Breuer (Rheinland-Hes- 
sen-Nassau), Barbara Gersmann 
(Hannover), Bettina Kohlrausch (Mit- 
telrhein), Heiko Kretschmer (Ham- 
burg), Gunilla Landen (Niederrhein), 
Axel Oppold (Sachsen-Anhalt), Tanja 
Seibert (Saarland) und Jürgen Renner 
(Saarland) den neuen Bundesvor- 
stand, wobei Wischmeier, Gersmann, 
Kohlrausch und Oppold auf dem ,,Tik- 
ket" der Juso-Linken liefen. Zum neu- 
en IUSY-Vize-Präsidenten wurde au- 
ßerdem Niels Annen (Hamburg) mit 
großer Mehrheit nominiert. Damit 
zeichnet sich eine deutliche linke 
Mehrheit ab, auf die sich der neue 
Bundesvorsitzende stützen kann und 
die insbesondere die Gewähr dafür 
bieten müßte, daß die im Arbeitspro- 
gramm formulierten Vorhaben ohne 
die üblichen Kongreßnachwehen in 
Angriff genommen werden können. 

Leipziger Allerlei - Die Antrags- 
beratung 
Das Antragsbuch war dann doch eher 
das einer Oppositionsjugend geblie- 
ben: Aufgüsse von jahrelanger Juso- 
Arbeit versammelten sich dort neben 
den üblichen Fachanträgen zu dieser 
oder jener Fragestellung. Nicht daß 
diese keine Relevanz hätten, aber 
dem selbst gesteckten Ziel, auch in- 
haltliche Kristallisationspunkte in der 
Auseinandersetzung mit der rot-grü- 
nen Bundesregierung setzen zu wol- 
len, wurde man dadurch kaum ge- 
recht. 

Allein die initiative Auseinander- 
setzung mit dem Balkankrieg und 
eine eher allgemeine Zwischenbewer- 
tung der bisherigen Politik der rot- 
grünen Bundesregierung konnten für 
sich den Anspruch verwirklichen, in 
aktuelle Debatten Position zu bezie- 
hen. In der Kosovo-Debatte gelang 
es, die ablehnende Haltung zum 
NATO-Krieg mit der Formulierung von 
Eckpunkten für eine politischen Lö- 
sung und der Beschreibung des Rah- 
mens für eine zukünftige friedenspoli- 
tische Diskussion bei den Jusos zu ver- 
binden. Der entsprechende Initiativ- 
antrag (zu beziehen als Download 
unter: www.spd.de/jusos/aktuelll 
buko.htm), dessen Hauptpunkt die 
entsprechende Aufforderung an die 
Bundesregierung ist, auf die NATO 
dahingehend einzuwirken, ihre Bom- 
bardements umgehend einzustellen, 
wurde mit großer Mehrheit ange- 
nommen. 

Vergleichsweise nur an der äuße- 
ren Hülle kratzend bewegte sich die 

SOZIALDEMOKRATIE - WOHIN? 

Auseinandersetzung mit der Bundes- 
regierung weitgehend jenseits einer 
tiefergehenden Auseinandersetzung 
mit der von Schröder, Hombach und 
Co. forcierten Debatte um den Dritten 
Weg als zukünftigen Entwicklungs- 
pfad der Sozialdemokratie. lmmerhin 
gelang es aber, eine gemeinsame 
Agenda für das Eingreifen der Jusos 
bis zum Dezemberparteitag der SPD 
und eine Reihe von konkreten Initiati- 
ven zu verabreden. 

Doch vor einer neuen Ära? 
Zurückkehrend zur Ausgangsfrage: 
Markiert dann vielleicht dieser Bun- 
deskongreß den Beginn der neuen 
Ara? Betrachtet man es von der ge- 
radezu penetranten Verwendung 
des Wortes ,,Integration" her, so 
sind zumindest alle guten Willens. 
Betrachtet man die inhaltliche Sub- 
stanz des Bundeskongresses, so 
wird man zumindest skeptisch sein 
müssen, ob der Sprit im Tank reicht, 
um die vor den Jusos liegenden Auf- 
gaben erfolgreich zu bewältigen. 
Immerhin geben schließlich die kla- 
ren Verhältnisse nach der Neuwahl 
des Bundesvorstandes sowie das 
strategisch wie inhaltlich ambitio- 
nierte Arbeitsprogramm Anlaß zur 
Hoffnung. Die Voraussetzung ist al- 
lerdings, daß all diejenigen, die im 
Vorfeld von Leipzig so großen Wert 
auf eine gemeinsame Verbandsar- 
beit gelegt haben, dies nicht mit  
dem Ende des Kongresses schon 
wieder vergessen haben. 

Als erster Test, wie weit die Ko- 
operationsbereitschaft der verschie- 
denen Verbandsteile reicht, können 
die angesprochenen Verabredungen 
zur Vorbereitung des Dezember-Par- 
teitags gelten. Von der gemeinsamen 
Entwicklung und Inszenierung unse- 
rer Lösungsansätze unter den Schlag- 
wörtern ,,Bekämpfung der Jugendar- 
beitslosigkeit", ,,Gerechte Steuerre- 
form", ,,Alternativen zum Niedrig- 
lohnsektor" und ,,Friedensmacht Eu- 
ropa" wird es entscheidend abhän- 
gen, ob es gelingt, die Jusos als eine 
ernstzunehmende, linke, kritisch-soli- 
darische Kraft innerhalb der Sozialde- 
mokratie zu profilieren. Gemeint sind 
damit aber nicht die üblichen Spiegel- 
strichfechtereien, sondern die kon- 
struktive Erarbeitung von vier aus- 
strahlungsfähigen Initiativen und de- 
ren kampagnenmäßige Verankerung 
in der Partei und weit darüber hinaus; 
das wäre dann in der Tat ein Bruch 
mit Verbands-Ritualen und würde 
vielleicht den Beginn einer neuen Ära 
markieren. SPW 

SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT 

Die finanzielle Revolution der 
80er Jahre 
Seit Beginn der 80er Jahre hat sich 
eine ,,finanzielle Revolution" ereignet, 
die von Historikern mit der ,,ersten" 
finanziellen Revolution in der Ge- 
schichte des Kapitalismus verglichen 
wird, eine Revolution, die Ende des 
18. und Anfang des 19. Jahrhunderts 
stattfand. 

Die finanzielle Revolution der 80er 
Jahre sah in den Einzelheiten ganz 
anders aus, aber wie 200 Jahre früher 
ging es um dieTechnik ebenso wie die 
institutionelle Ordnung der Geld- und 
Kreditverhältnisse, um die Einrichtung 
und Regulierung von nationalen und 
internationalen Geld- und Kapital- 
märkten. Und um die Rolle des Staa- 
tes, um den öffentlichen Kredit und 
das System der Staatsschulden geht 
es ebenfalls. Was sich in den späten 
70er und frühen 8Oer Jahren heraus- 
gebildet hat, ist ein System internatio- 
naler Finanzmärkte, die nicht mehr 
ausschließlich über die drei großen in- 
ternationalen Finanzzentren (das in- 
nere Dreieck New York- London -To- 
kio), sondern direkt miteinander ver- 
bunden und vernetzt sind. 

Auf diesen Märkten, die technisch 
so eingerichtet sind, daß in der Tat der 
internationale Geld- und Wertpapier- 
handel rund um die Uhr und fast in 
Echtzeit ablaufen kann, dominieren 
multi- und transnationale Bankkon- 
zerne, große transnationale Anlage- 
konzerne, und - nicht zu vergessen - 
in der immer wichtigeren Rolle als 
Zwischenhändler und Vermittler gro- 
ße, in der Tat multinationale Börsen- 
handelsunternehmen. Mit Ausnahme 
des internationalen Devisenhandels - 
nach wie vor ein Dollarmarkt - und 
von Teilen des Derivatehandels sind 
diese der Form und Technik nach in- 
ternationalen Finanzmärkte auch wei- 
terhin sehr stark auf ihr Heimatland 
bzw. ihre Heimatregion ausgerichtet; 
das gleiche gilt von den transnationa- 
len Banken und Anlagekonzernen. 
Annähernd global, d.h. auf den wich- 
tigsten internationalen Finanzmärk- 
ten zugleich, agieren nur die Börsen- 
handlungskonzerne. 

Ersparnis und Investition haben 
sich zwar keineswegs völlig voneinan- 
der gelöst, wie immer wieder be- 
hauptet wird, aber ein Großteil des 
,,Sparens8' hat dank der Neuerungen 
der 80er Jahre seine Form verändert. 
Gespart wird in zunehmenden Maße 
nicht mehr, indem man sein Geld bei 
einer Bank deponiert, gespart wird, 
indem man sein Geld ,,anlegt", d.h. 
einem der vielen institutionellen (und 

professionellen) Anleger anvertraut, 
die damit auf den internationalen Fi- 
nanzmärkten ihren eigenen Anlage- 
strategien nachgehen. Das gilt, indivi- 
duell undIoder kollektiv (d.h. über 
Pensionsfonds und Versicherungen) 
in deutlich zunehmenden Maße nicht 
nur für die Reichen und Großen, d.h. 
Unternehmer und private Vermo- 
gensbesitzer, sondern auch für ,,klei- 
ne Leute", Selbständige, Freiberufler, 
mittelständische Unternehmer, gut 
verdienende Facharbeiter. Sie alle spa- 
ren in wachsendem Maße, indem sie 
für sich Geld anlegen und für sich 
spekulieren lassen. Was, wenn auch 
in geringem Maße, inzwischen auch 
international geschieht. Die Aktien- 
Spekulation als Volkssport, die we- 
sentliche Ursache der großen Finanz- 
krisen des siebzehnten und achtzehn- 
ten Jahrhunderts, sie ist im Laufe der 
80er Jahre wieder auferstanden. 

Die Operationen der neuen wie 
der alten ,,internationalen" Banken 
haben uns eine internationale Schul- 
denökonomie beschert, deren Krisen 
uns seit Anfang der 80er Jahre immer 
wieder in Atem hielten. Die interna- 
tionalen Geld- und Kreditverhältnisse 
haben sich geradezu umgekehrt: Die 
USA sind auf lange Sicht zum Netto- 
schuldner der ganzen kapitalistischen 
Welt geworden, Japan dagegen zum 
Nettogläubiger - zumindest in ,,sei- 
ner" Region, zum Teil auch in Nord- 
amerika. Daher - und wegen der wei- 
ter bestehenden und wachsenden 
Außenhandelsdefizite der USA - ha- 
ben wir in den 80er Jahren einen wei- 
teren Niedergang des immer noch de 
facto Weltgeldes, des US-Dollar, er- 
lebt. 

1989 - die große Zeitenwende 
lronischerweise ist der Zusammen- 
bruch in den Kernländern des ,,real 
existierenden Sozialismus" in dem 
Moment erfolgt, wo die alte Strategie 
des Einholens und Überholens des 
westlichen Kapitalismus in der Tat 
zum Erfolg geführt hatte: Bereits 
1986 hatte die Sowjetunion die einst 
von Chrushtschow propagierten Ziele 
erreicht und übertroffen -sie produ- 
zierte 80% mehr Stahl, 78% mehr Ze- 
ment, 42% mehr Erdöl, 55% mehr 
Kunstdünger, mehr als zweimal soviel 
Roheisen und fast sechs mal soviel Ei- 
senerz wie die Vereinigten Staaten. 
Nach allen traditionellen Standards 
war sie das mit weitem Abstand füh- 
rende lndustrieland der Erde gewor- 
den (vgl. Keegan 1993, 177). Den- 
noch war sie nach den Standards der 
80er ein überaus rückständiges Land 

- mit Ausnahme ihres Rüstungssek- 
tors, des einzigen entwickelten High- 
Tech-Sektors des Landes. In der Welt- 
wirtschaft waren die Sowjetunion 
und die sozialistischen Länder Osteu- 
ropas keineswegs Schwergewichte. 
Der Anteil der Sowjetunion allein am 
Welthandel betrug 1985 nur 4,1% 
bei den Importen (weniger als der 
Anteil Italiens allein) und 4,5% bei 
den Exporten (nur wenig mehr als der 
Anteil Italiens) (vgl. Beaud 1989, 44). 
Ihr Zusammenbruch, eine Folge der 
inneren Schwächen wie des anhalten- 
den äußeren Drucks, erschütterte da- 
her die kapitalistische Weltwirtschaft 
nur am Rande. 

Der Transformationsprozeß, der 
doppelte Übergang zu einer Form 
von kapitalistischer Marktökonomie 
und gleichzeitig zu einer Form von 
parlamentarischer Demokratie, bei- 
des nach ,,westlichen" Vorbildern, der 
danach einsetzte, hat vor allem eines 
sehr klar gemacht: Wie wenig man, 
d.h. die politischen, ökonomischen 
und wissenschaftlichen Eliten, über 
die Grundlagen des eigenen Systems 
wußte. Wirtschaftshistoriker, eine fast 
ausgestorbene und von den Vertre- 
tern der herrschenden Lehre der Öko- 
nomie im Westen in der Regel mit 
Verachtung gestrafte Spezies, wuß- 
ten natürlich, daß der Übergang zu 
einer kapitalistischen Marktökono- 
mie, mehr noch der zu einem entwik- 
kelten ,,industriellen Kapitalismus" 
Jahrzehnte, Jahrhunderte, viele Gene- 
rationen gebraucht hatte. Sie wuß- 
ten, daß dabei immer wieder der 
Staat eine entscheidende Rolle ge- 
spielt hatte, sie wußten von der 
Schlüsselrolle eines organisierten 
Geld- und Kreditverkehrs, eines Ban- 
kensystems, bei dessen Einrichtung 
wiederum Staaten die zentrale Rolle 
spielten. Sie wußten, daß sich dieser 
Übergang in einem weltweiten Kon- 
text abspielte, in dem ,,Erfindungen", 
Technologien, aber auch institutionel- 
le Vorbilder „von außen" geborgt und 
übernommen werden konnten, in 
dem Geld aus dem Ausland impor- 
tiert und in Kapital verwandelt wer- 
den konnte, in dem der - wiederum 
entscheidend vom Staat gestützte - 
Warenexport einen recht dauerhaften 
Ersatz für fehlende Binnenmärkte bot. 

Sie wußten, wie wichtig die 
durchaus erfolgreichen Bemühungen 
der aufstrebenden Nationalstaaten 
um politische und rechtliche Einigung 
und kulturelle Homogenität, der Pro- 
zeß der ,,Nationenbildung" im 19. 
Jahrhundert für den Aufstieg des in- 
dustriellen Kapitalismus gewesen wa- 

Die Aktienspekulati- 
on  als Volkssport, 
die wesentliche 
Ursache der großen 
Finanzkrisen des 
siebzehnten und 
achtzehnten 
Jahrhunderts, sie ist 
i m  Laufe der 80er 
Jahre wieder 
auferstanden. 
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Nach 2 0  Jahren - 

SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT 

Umbrüche in der 
kapitalistischen 
Weltwirtschaft und 
die Perspektiven der 
Linken (2. Teil) 
von Michael R. Krätke* 

I n  den 80er Jahren 
gab zum ersten M a l  

multinationale 
Konzerne, die auf  

großen transnatio- 
nalen Märkten mi t  

Erfolg Dienstleistun- 
gen aller Art 

feilboten. 

* Dr Michael R. Krätke, Profess 
Amsterdam 

Der folgende Beitrag ist die schriftli- 
che Berarbeitung der Festrede von 
Prof Michael R. Krätke auf derlubilä- 
umsveranstaltung der spw vom 
3 1 .  10.1998. Wir veröffentlichen sie in 
zwei Teilen. Der erste Teil erschien in 
Heft 106. 

Verschärfte Konkurrenz in der 
,,Triadea' 

rotz aller ,,Multinationalisie- T rung" waren und sind die multi- 
und transnationalen Konzerne, 

was die räumliche Struktur ihrer wich- 
tigsten ökonomischen Aktivitäten be- 
trifft, an ganz bestimmte Heimatorte 
(Nationalstaaten bzw. Regionen) ge- 
bunden. Wirkliche globale Spieler 
sind die Ausnahme,-nicht die Regel; 
die weitaus meisten unter den größ- 
ten Transnationalen Konzernen sind 
heute vorwiegend regionale Spieler. 
Was die Verteilung ihrer tatsächlich 
grenzüberschreitenden Aktivitäten 
angeht, so folgt sie der Struktur des 
Welthandels - und geht ihr teilweise 
auch voran -, wie sie sich im Laufe 
der 80er Jahre herausgebildet hat: 
Der Welthandel konzentriert sich auf 
die Triade, drei ökonomische Großre- 
gionen (EU-Europa, Nordamerika und 
Japan mit einigen südostasiatischen 
Nachbarn); der Handel - wie über- 
haupt das Niveau der grenzüber- 
schreitenden ökonomischen Integra- 
tion - innerhalb jeder dieser Großre- 

or für Politikwissenschafl an der Universilat 

gionen ist weit stärker und intensiver 
als zwischen den Polen der Triade. Im 
Laufe der 80er Jahre hat die Großregi- 
on EU-Europa die übrigen immer wei- 
ter hinter sich gelassen: Sie ist heute 
die am stärksten integrierte ökonomi- 
sche Großregion der Welt, daher 
auch das mit weitem Abstand wich- 
tigste Aktionsfeld für die rasch wach- 
sende Gruppe der europäischen 
Transnationalen Konzerne. 

Wiederum entgegen der gängi- 
gen Interpretation hat sich die Ent- 
wicklung der Produktivität in den 
80er Jahren zwar deutlich verlang- 
samt, ist aber alles andere als stehen- 
geblieben. Gerade in den Schlüssel- 
sektoren der Exportindustrie, bzw. 
dort, wo sich die internationale Kon- 
kurrenz in der Tat bemerkbar machte, 
ist sie weiterhin stürmisch gestiegen. 
Zumindest ab dem Moment, wo die 
traditionelle Anpassungsstrategie des 
,,Kostensenkens" an ihre Grenzen 
stieß. Das war in der US-amerikani- 
schen Industrie bereits Ende der 70er 
Jahre der Fall. Seither wurden in 
wachsendem Maße ,,neue" Produkt- 
ions- und Managementkonzepte pro- 
pagiert und angewandt: ,,lean" und 
,,meanl', flexible Spezialisierung, di- 
versifizierte Qualitätsproduktion, out- 
sourcing. 

Viel wirklich Neues war nicht da- 
bei. Aber im Unterschied zu den 60er 
Jahren führte die gewachsene Intensi- 
tät und Reichweite der internationa- 
len Konkurrenz dazu, daß alles, was 
die japanischen oder amerikanischen 
Konkurrenten ausprobierten, bei den 
europäischen Konkurrenten sofort 

.bekannt und verfügbar war und um- 
gekehrt. Nicht nur neue Technologien 
waren in vollem Maße exportierbar 
und jederzeit und überall käuflich ge- 
worden, sondern auch Management- 
und Organisationskonzepte. Desto 
bemerkenswerter ist die Tatsache, 

daß sich die neuen Produktionskon- 
zepte keineswegs in allen führenden 
Industrie- und Welthandelsländern 
überall auf breiter Front durchgesetzt 
haben; nicht einmal in den rein ex- 
portorientierten Sektoren dieser Län- 
der war das der Fall. Es gab und gibt 
eine ganze Reihe von institutionellen 
und kulturellen Bedingungen, die der 
Übertragung bzw. der erfolgreichen 
Anwendung solcher Konzepte recht 
enge Grenzen setzten. Dafür hat sich 
die internationale Konkurrenz auf 
Sektoren und Branchen ausgeweitet, 
die früher davon ausgenommen wa- 
ren: Finanzdienstleistungen, Energie, 
Fernsehprogramme, Informations- 
und Kommunikationssysteme, Trans- 
portsysteme. 

Derlei gab es in den 80er Jahyen 
in wachsendem Maße zwar nicht auf 
globalen, aber doch auf transnatio- 
nalen Märkten zu kaufen, die die 
wichtigsten Länder der Triade, wenn 
auch höchst ungleichmäßig e;faß- 
ten. Der ,,internationale" Strom- 
markt z.B. besteht im wesentlichen 
aus einem innereuropäischen und ei- 
nem nordamerikanischen (USA und 
Kanada) transnationalen Markt. Auf 
diesen Gebieten begannen sich nun 
auch multi- und transnationale Kon- 
zerne zu tummeln. Die wichtigste 
Neuheit der kapitalistischen Welt- 
Ökonomie der 80er Jahre: Es gab 
zum ersten Mal multinationale Kon- 
zerne, die auf großen transnationa- 
len Märkten mit Erfolg Dienstleistun- 
gen aller Art feilboten. Durch diese 
neue Form der internationalen Kon- 
kurrenz sind in vielen kapitalistischen 
Kernländern die traditionellen Gren- 
zen zwischen ,,privatem8' und „öf- 
fentlichem" Sektor, privaten und öf- 
fentlichen Dienstleistungen unter 
Druck und in Bewegung gekommen 
(Postdienste und Rundfunk bzw. 
Fernsehen sind dafür gute Beispiele). 

SOZIALDEMOKRATIE - WOHIN? 

E nglands Premier Tony Blair, des- 
sen Sieg 1997 einen Wende 
punkt in der politischen Situa- 

tion in Europa bedeutet hat, be- 
müht sich seitdem, innerhalb der 
Sozialistischen Partei Europas (SPE) 
eine neue Strategie für die europäi- 
sche Linke durchzusetzen. Der ,,Drit- 
te Weg", der sich auf eine neue po- 
litische Orientierung stützt, definiert 
die Bündnispolitik der Sozialdemo- 
kratie neu. 

In England folgte die Rückerobe- 
rung der Macht auf die Thatcherl 
~ a j o r - Ä r a ,  deren Konservatismus 
sich im allgemeinen mit einem dog- 
matischen Liberalismus, sowohl auf 
wirtschaftlicher als auch auf sozialer 
Ebene, verbündete. Diese Rücker- 
oberung fand statt, nachdem die 
Labour-Partei eine politisch-ideolo- 
gische und tiefe strukturelle Verän- 
derung durchgemacht hatte, aus 
der „New Labour" geboren wurde. 
Unsere Absicht ist es hier nicht, die 
Ursachen und Gründe dieser Ent- 
wicklung zu analysieren; es sei nur 
soviel gesagt, daß die Labour Partei 
ohne Zweifel diejenige unter den 
sozialistischen und sozialdemokrati- 
schen Parteien in Europa war, die bis 
zu diesem Zeitpunkt ihren histori- 
schen Wurzeln am nächsten stand. 
Hierzu gehört vor allem der ,,Trade- 
unionismus". Nachdem die Gewerk- 
schaften unter der Thatcher-Regie- 
rung Niederlagen erlitten hatten, 
begründeten sie mit ihrem außeror- 
dentlichen Gewicht auf den Partei- 
tagen von Labour eine Veränderung 
des Organisationsmodus der Partei. 
Der Opportunismus von Tony Blair 
bestand darin, sich an der Spitze 
dieser Auseinandersetzung zu be- 
wegen, um sie mit einem bedeutsa- 
men Wechsel der Orientierung und 
sogar der politischen Philosophie 
anzureichern. 

Seitdem bringt Tony Blair seine 
Orientierung ständig innerhalb der 
SPE und der Sozialistischen Interna- 
tionalen (SI) voran, wobei er von 
den ihm günstigen Umfragen „ge- 
dopt" ist und glaubt, dauerhaft re- 
gieren zu können, da sich die engli- 
sche Rechte zwischen Euro-Skepti- 
kern und Euro-Euphorikern gepal- 
ten in der politischen Krise befindet. 

Er, Tony Blair, hat bei dieser Vor- 
gehensweise einen gewissen Erfolg 
erzielt. Zeugnisse dafür sind die 
Konstituierung des ,,Olive" in Italien 
und das Auftauchen des Themas 
,,Neue Mitte" in Deutschland, das 
von Gerhard Schröder im Bundest- 
wagswahlkampf 1998, in den Vor- 

dergrund gestellt wurde. In gewis- 
ser Weise rührt dieser Erfolg aus der 
Tatsache, daß diese Strategie theo- 
retisch behandelt wird und einen 
passenden Rahmen zu den bereits 
vorhandenen Strategien einiger eu- 
ropäischer sozialdemokratischer 
Parteien bildet, die, wie in Öster- 
reich, ein Koalitions-Bündnis mit  
bürgerlich-konservativen Parteien 
betreiben. 

Der ,,Dritte Weg": gegen die 
Geschichte 
Auf den ersten Blick schmückt sich 
der ,,Dritte Weg" mit Vorteilen: Mo- 
dernität, Ehrlichkeit und Kohärenz 
kennzeichnen ihn. Und diejenigen, 
die dagegen sind, gelten als altmo- 
disch, unrealistisch und archaisch. 
Sie würden gegen den Strom der 
Geschichte rudern und sich an ideo- 
logische Prämissen klammern. Und 
diese ideologischen Vorannahmen 
würden nur zu vorprogrammierten 
Desastern führen. 

,,Bevor man die Waffen abgibt", 
so heißt ein französischer Spruch, 
,,muß man die Schlacht führen". 
Nachdem die politische Vorgehens- 
weise Tony Blairs hier skizziert und 
ihre vielfältigen Konsequenzen 
deutlich gemacht wurden, werden 
wir zeigen, daß diese Konzeption 
keine Zukunft hat, weil sie gegen 
die politische Geschichte steht, vor 
allem gegen die der französischen 
Sozialistischen Partei. Die politische 
Vorgehensweise von New Labour 
basiert auf einer falschen Konzepti- 
on des Internationalismus, der das 
älteste Fundament des Kampfes der 
organisierten Arbeiterbewegung ist. 
Der Denkweise von Tony Blair liegt 
nämlich die Pseudo-Feststellung zu- 
grunde, daß mit dem Fall der Mauer 
sich nicht nur die Konfrontation der 
beiden Supermächte erledigt habe, 
sondern daß diese auch das Ende 
der historischen Schlacht zwischen 
den beiden während der Industriali- 
sierung im 19. Jhdt. entstandenen 
Modelle bedeutet habe: einerseits 
des wissenschaftlichen Sozialismus, 
der schon besiegt worden sei, ande- 
rerseits des Kapitalismus, der in sei- 
nem aktuellen Stadium des transna- 
tionalen finanziellen Kapitalismus 
gesiegt habe. Die Logik der Märkte 
habe sich in der gesamten wirt- 
schaftlichen Sphäre durchgesetzt. 
Die sozialdemokratische Bewegung 
habe im Sinne dieser Feststellung 
nur die historische Mission, die ge- 
walttätigen Wirkungen des Kapita- 
lismus als unüberwindbarem Hori- 

Der ,,Dritte Weg" 
und die sozialisti- 

sche Tradition 
Eine französische Sicht 

von Bernard Pignerol* 

zont der Geschichte zu korrigieren 
durch Regulierungen des freien 
Marktes. 

Ohne in den entgegengesetzten 
Fehler der extremen Linken zu ver- 
fallen, ist es notwendig zu verdeutli- 
chen, inwieweit diese Konzeption 
die Sozialdemokratie historisch ka- 
striert. Wenn diese noch den Wan- 
del im Munde führt, so handelt es 
sich nicht mehr um eine Verände- 
rung der Gesellschaft, sondern um 
einen innergesellschaftlichen Wan- 
del, der gut mit dem Zitat von Lam- 
pedusa im Film „Der Gepard" ge- 
troffen werden kann: ,,Sie wollen, 
daß sich alles bewegt, damit sich 
nichts verändert." 

Blick über den Atlantik 
Diese politische Haltung hat die di- 
rekte Konsequenz, das Wirkungs- 
feld der Sozialdemokratie auf der 
internationalen Arena zu begren- 
zen. Die sozialistischen und sozial- 
demokratischen Parteien haben auf 
dem europäischen Kontinent seit 
Ende des 2 .  Weltkriegs in den Pha- 
sen, in denen sie regiert haben, in- 
nerhalb der nationalstaatlichen Räu- 
me gezeigt, daß sie mit der Komple- 
xität der Gesellschaften umzuge- 
hen, die Sehnsüchte nach Verände- 
rung zu regulieren und die Moder- 
nität zu fördern wußten. 

In den USA und auf dem nord- 
amerikanischen Kontinent allge- 
mein führte die Schwäche der Sozi- 
aldemokratie dazu, daß die Regen- 
bogenkoalitionen und die Demokra- 
tische Partei von Bill Clinton die Mis- 
sionen erfüllen, die Tony Blair der 
Linken aufträgt. Ein solches Bündnis 

* Bernard Pignerol arbeitet am Conseil d'Elat 
Gauche Socialiste in der Sozi; 

Der ,, Dritte Weg", 
der sich au f  eine 
neue politische 
Orientierung stützt, 
definiert die 
Bündnispolitik der 
Sozialdemokratie 
neu. 

in Paris und ist Sprecher der 
ilistischen Pariei Frankreichs. 
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SOZIALDEMOKRATIE - WOHIN? SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

Foto' Christian Kiel (Krefeld) 

Dem transnationalen 
finanziellen Kapita- 

lismus entspricht die 
Notwendigkeit der 

Entstehung einer 
Sozialdemokratie der 
globalen städtischen 

Zivilisation. 

verschweigt die Tatsache, daß es 
eine Kapitulation vor dem amerika- 
nischen Imperialismus darstellt, und 
hat Konsequenzen für den gesam- 
ten südamerikanischen Kontinent. 
In gewisser Weise - auch wenn er 
zum Schmunzeln anregt - illustriert 
der kommerzielle Konflikt zwischen 
Europa und den USA über die Bana- 
ne deutlich die Widersprüche, in die 
uns Tony Blair eintauchen Iäßt. Die 
USA hatten in ihren Anfängen eine 
Konzeption des Protektionismus, die 
sich auf die Gesamtheit der Interes- 
sen der amerikanischen Großunter- 
nehmen der Welt erstreckte. Und 
wenn man sich dann fragt, warum 
der US-Senat mehr und mehr Sank- 
tionen in wirtschaftlichen Angele- 
genheiten und Gesetze im Allein- 
gang verabschiedet, so liegt das 
vielleicht daran, daß sich die USA als 
Weltpolizei betrachten - vielleicht 
gerechtfertigterweise, das ist hier 
jedoch nicht die Frage. Der engli- 

sche Kniefall vor den USA wird um 
so widersprüchlicher, je mehr Euro- 
pa sich als wirtschaftliche und politi- 
sche Macht entwickelt. 

Die Thesen von Tony Blair passen 
nicht zur Realität der Welt, die mit 
der Globalisierung der Wirtschaft 
eine Zunahme des Risikos von Zu- 
sammenstößen verschiedener For- 
men des Imperialismus erlebt. 

In den USA wurden bereits in 
den 2Oer bis 50er Jahren die drei 
Kriterien von New Labour angewen- 
det. Damals war die Situation von 
unabhängigen nationalstaatlichen 
Entwicklungen geprägt. Nun ist die 
Frage, ob diese Strategie, die da- 
mals dem ungleichen Entwicklungs- 
Stadium der Wirtschaften ent- 
sprach, auch heute angewendet 
werden kann. Das Gegenteil ist je- 
denfalls nicht ausgeschlossen. So- 
wohl Australien, Südostasien als 
auch Südamerika haben inzwischen 
eine industrielle Startphase und zu- 

gleich das Entstehen von urbanen 
Metropolen erlebt. 

Dies hat meiner Meinung nach 
eine Homogenisierung der politi- 
schen Aufgaben der sozialdemokra- 
tischen Parteien auf den meisten 
Kontinenten zur Konsequenz. Dem 
transnationalen finanziellen Kapita- 
lismus entspricht die Notwendigkeit 
der Entstehung einer Sozialdemo- 
kratie der globalen städtischen Zivi- 
lisation. Deren Aufgaben müßten 
auf eine Überwindung der gegen- 
wärtigen Gesellschaften zielen und 
haben nichts mit den Prinzipien der 
,,good governance" zu tun, in de- 
nen sich „New Labour" gefällt. Aus- 
gehend von diesem Ansatz ist die 
Ausarbeitung eines politischen Pro- 
gramms eine dringende Notwen- 
digkeit. Solange die politische Ori- 
entierung der Sozialdemokratie 
zweideutig ist, bleibt die Praxis der 
nationalen Parteien innerhalb der 
Regierungen und vor allem die der 
eu'ropäischen Kommission Ort von 
faulen Kompromissen. Die finanziel- 
le und wirtschaftliche Globalisie- 
rung einerseits sowie die starke In- 
tegration der Sozialdemokraten, die 
an 11  der 1 5  Regierungen in der EU 
beteiligt sind, andererseits zeigen, 
daß eine sozialistische, in der Sozial- 
bewegung verankerte Transformati- 
on derzeit nicht mehr möglich ist. 

Was b le ib t  v o n  der  Sozialdemo- 
kratie? 
Wenn die aufgezeigten Bemühun- 
gen nicht programmatisch und or- 
ganisatorisch wie strukturell ange- 
gangen werden, ist zu befürchten, 
daß sich der Blairismus auf ganzer 
Linie durchsetzen wird. Was dann 
von der Sozialdemokratie noch 
bleibt, würde man in Frankreich mit 
der Metapher ,,krepierter Hund am 
Laufe des Wassers" bezeichnen. Alle 
bisherigen historischen Erfahrungen 
zeigen nämlich, daß sich die Sozial- 
demokratien dann von diesem 
Strom mitreißen lassen. Und dieser 
Strom entfernt die Sozialdemokratie 
von der Mehrheit des Volkes. 

Heute können sich die Sozialisti- 
sche Internationale und ihre Mit-  
gliedsparteien nur durch eine Refe- 
renz an sozialdemokratische Grund- 
prinzipien ihren ursprünglichen 
Ambitionen entsprechend als Füh- 
rung für die gesamte Menschheit 
darstellen. Die Stärke des Motors 
der Geschichte, nämlich des Klas- 
senkampfes, von dessen Nichtexi- 
stenz man uns überzeugen will, ist 
so stark, daß sie den europäischen 

nen ausgerüstet sind, müssen die 
mittelfristige organisatorische und 
institutionelle Konsequenz sein, die 
aus der Globalisierungsdiskussion 
zu ziehen ist."16 

Ein zumindest europaweit wirk- 
samer Internationalismus kann dem 
Neoliberalismus künftig Paroli bie- 
ten. Eine zwischen den Industrielän- 
dern koordinierte Strategie der ,,Re- 
regulierung" muß dafür sorgen, 
daß sich die Finanzmärkte nicht von 
der Produktionssphäre abkoppeln 
und Fehlallokationen durch Großan- 
leger und Spekulanten unterblei- 
ben. James Tobin, US-amerikani- 
scher Nobelpreisträger für Ökono- 
mie, hat bereits während der 70er 
Jahre im Rahmen seiner Überlegun- 
gen zur Reform des Weltwährungs- 
Systems angeregt, eine Steuer auf 
Devisengeschäfte in Höhe von ei- 
nem Prozent zu erheben. Dadurch 
würde der Geldumtausch für Han- 
del und Tourismus nur unwesentlich 
getroffen, aber jeglicher Devisen- 
handel mi t  spekulativem Hinter- 
grund (z.B. Arbitragegeschäfte: 
Zinsdifferenz- und Wechselkursspe- 
kulationen) spürbar erschwert. Ne- 
ben einer Devisentransaktionssteuer 
könnte die (Wieder-)Einführung von 
Kapitalverkehrskontrollen dazu bei- 
tragen, risikoreiche und uner- 
wünschte Finanztransaktionen ein- 

.zudämmen und den politischen 
Handlungsspielraum für eine Re- 
formpolitik der Beschäftigungsför- 
derung und der Armutsbekämp- 
fung zu erweitern." 

Der seit 1974/76 systematisch 
zurückentwickelte Sozialstaat muß 
rekonstruiert und reformiert, demo- 
kratisiert und dezentralisiert wer- 
den. Dreh- und Angelpunkt ist da- 
bei die Neuorganisation der Arbeits- 
beziehungen im Übergang von der 
Industrie- zur Informationsgesell- 
schaft: „Ein modernes linkes Sozial- 
staatsverständnis muß mit der Vor- 
stellung brechen, daß Vollbeschäfti- 
gung allein über klassische Wachs- 
tumspolitik (und das gilt nicht nur 
für die Angebots-., sondern auch die 
Nachfragepolitik) zu bewerkstelli- 
gen ist. Es muß daher präventiv an- 
gelegt sein und Leistungen erbrin- 
gen, die es den meisten Menschen 
überhaupt erst möglich machen, 
selbst gewählte Erwerbs- und Le- 
bensentwürfe zu realisieren.'"* 
Benjamin Mikfeld und Jessica 
Wischmeier empfehlen die Um- 
wandlung der Arbeitslosen- in eine 
„Arbeitsversicherung", die flexiblere 
Erwerbsbiographien und Phasen der 

Nichterwerbstätig- 
keit im Lebensver- 
lauf von Frauen und 
Männern abzusi- 
chern hätte. 

B ü r o k r a t i s i e -  
r u n g s t e n d e n z e n  
und Verkrustungen 
des Sozialstaates las- 
sen sich aufbrechen, 
ohne seine Substanz 
anzugreifen. Es geht 
darum, die neolibe- 
rale Standortlogik zu 
widerlegen, Solidari- 
tät neu zu begrün- 
den sowie den 
Wohlfahrtsstaat um- 
und auszubauen. 
Formen der Selbsthilfe stellen keinen 
Ersatz, sondern eine sinnvolle Erwei- 
terung wohlfahrtsstaatlicher Arran- 
gements dar. ,,Sozialpolitik jenseits 
von Markt und Staat ist nur dann 
eine ernstzunehmende gesellschafts- 
politische Alternative, wenn sie nicht 
einfach als billige sozialstaatliche 
Entlastungsstrategie angesichts der 
knappen Kassen angesehen wird 
und wenn an sie der Maßstab einer 
Weiterentwicklung der Sozialpolitik 
in Richtung Verantwortlichkeit und 
Bedürfnisgerechtigkeit angelegt 
~ i r d . " ' ~  Der moderne Wohlfahrts- 
staat wird sich auch weiter wan- 
delnZ0, ohne seine Schlüsselrolle für 
die Entwicklung einer demokrati- 
schen und sozialen Bürger(innen)ge- 
sellschaft zu verlieren. SPW 

Rentenversicherung: 380-Milliarden-Etat 
Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherungen der Angestellten 

Pflegeversicherung 

7,6 Reha-Mafinahmen 

Quelle: Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) 
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Die im System der 
sozialen Sicherung 
auftretenden Lücker 
könnten durch seine 
Universalisierung 
geschlossen werden 
- eine allgemeine 
Versicherungs- und 
Mindestbeitrags- 
pfl icht für alle 
erwachsenen 
Wohnbürgerlinnen. 
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Krankenkassen: 267-Milliarden- Etat 

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit 

Kernbestandteil 
einer Alternativkon- 

zeption zum 
Neoliberalismus ist 

eine soziale Grundsi- 
cherung, m i t  der 

erreicht werden soll, 
daß niemand mehr 

Angst vor Arbeitslo- 
sigkeit, Armut u n d  

Ausgrenzung haben 
muß. 

Die bedarfsorientierte Grundsi- 
cherung: Universalisierung und 
Sockelung der Sozialversiche- 
rung als wirkungsvollstes Mittel 
gegen die Armut 
Kernbestandteil einer Alternativkon- 
zeption zum Neoliberalismus ist eine 
soziale Grundsicherung, mit der kein 
Billiglohnsektor etabliert, sondern in 
einer wohlhabenden Gesellschaft 
wie der unseren erreicht werden soll, 
daß niemand mehr Angst vor Ar- 
beitslosigkeit, Armut und Ausgren- 
zung haben muß. Die bedarfsorien- 
tierte Grundsicherung soll das beste- 
hende System nicht ersetzen, son- 
dern es ,,armutsfestn machen. Min- 
destplafonds in den Sozialversiche- 
rungszweigen hätten die Aufgabe, 
Unterversorgungslagen vorzubeu- 
gen und zu vermeiden. Nicht ausrei- 
chende Leistungen wären mittels 
entsprechender Zuschläge auf ein 
den Eckregelsatz der Sozialhilfe 
deutlich übersteigendes Niveau und 
damit so weit aufzustocken, daß nie- 
mand mehr durch die Maschen des 
sozialen Netzes hindurchfällt. Mögli- 
che politische Anknüpfungspunkte 
bieten jene „Sozialzuschläge", mit 
denen man bedürftigen Ostdeut- 
schen nach der Vereinigung am 3 .  
Oktober 1990 in der Arbeitslosen- 
und Rentenversicherung vorüberge- 
hend solche Mindestleistungen zuer- 
kannte. 

Der zweistufige Aufbau des Sy- 
stems der sozialen Sicherung ist 
überholt. Die bei der Verkündung 
des Bundessozialhilfegesetzes im 
Juni 1961 vorherrschende Hoffnung, 
aufgrund kontinuierlichen Wirt- 
schaftswachstums und annähernder 
Vollbeschäftigung werde die Sozial- 
hilfe bald überflüssig, hat sich als trü- 

gerisch erwiesen. Die 
ursprünglich bloß für 
individuelle Notfälle 
gedachte Sozialhilfe 
wurde zum Ret- 
tungsanker für Mil- 
lionen Arbeitslose, 
Niedrigverdienerlin- 
nen und ihre Famili- 
en, ohne dieser Auf- 
gabe gewachsen zu 
sein. Nötig ist ein in- 
tegriertes System, 
das die der Sozialhil- 
fe vorgelagerten Si- 
cherungssys teme 
einbezieht. ,,Es gilt, 
Leistungen weitge- 
hend zu pauschalie- 
ren, überflüssige 
Kontrollen und An- 

tragsverfahren abzubauen und vor 
allem, Versicherungsleistungen und 
Sozialhilfe bzw. Grundsicherungslei- 
stungen aus einer Hand zu gewäh- 
ren."13 

Die bedarfsorientierte, integrierte 
Grundsicherung bildet ein gemeinsa- 
mes Sicherungssystem für alle Be- 
wohnerlinnen auf der Basis des Ver- 
sicherungsprinzips und staatlicher 
Ausfallbürgschaften für zahlungsun- 
fähige Mitglieder. Bedarfsorientiert 
heißt in diesem Zusammenhang für 
Gerhard Bäcker, Professor an der 
Fachhochschule Niederrhein, ,,zwei- 
erlei: Das (am Bedarf des Haushalts 
bemessene und möglichst pauscha- 
liert gezahlte) Leistungsniveau soll 
die materielle und soziale Teilhabe 
am gesellschaftlichen Entwicklungs- 
stand gewährleisten. Angerechnet 
werden eigenes Einkommen und 
Vermögen. Im Unterschied zur Sozi- 
alhilfe sollen zur Unterhaltspflicht al- 
lerdings nur noch die Ehepartner un- 
tereinander herangezogen werden, 
auf die Unterhaltsverpflichtung zwi- 
schen Eltern und Kindern wird ver- 
zichtet."14 

Die im System der sozialen Siche- 
rung auftretenden Lücken könnten 
durch seine Universalisierung ge- 
schlossen werden. Eine allgemeine 
Versicherungs- und Mindestbeitrags- 
pflicht für alle erwachsenen Wohn- 
bürgerlinnen würde die Sozialversi- 
cherung auf eine breitere Grundlage 
stellen, wobei der Staat die Beiträge 
im Falle fehlender oder einge- 
schränkter Zahlungsfähigkeit aus 
dem allgemeinen Steueraufkommen 
zuschießen müßte. Er könnte für alle 
diejenigen einspringen, denen es 
nicht möglich oder zuzumuten ist, 
Beiträge in ausreichender Höhe zu 
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entrichten, so wie dies bereits im Fall 
der Gesetzlichen Unfallversicherung 
für Vorschulkinder, Schüler/innen 
und Studierende geschieht, die den 
Kindergarten, eine allgemeinbilden- 
de Schule oder eine Hochschule be- 
suchen. 

Auf diese Weise würde das Sozi- 
alsystem zur Volksversicherung mi t  
einer Versicherungspflicht aller Er- 
werbstätigen, einschließlich jener 
Gruppen, die bislang in Sondersyste- 
men bzw. zu besonderen Bedingun- 
gen abgesichert sind (Beamte, Land- 
wirte, Handwerker, Künstler, freie Be- 
rufe). Die in der Vergangenheit er- 
worbenen Sicherungsansprüche der 
Betroffenen sollten jedoch weder als 
Privilegien abgetan noch in Frage ge- 
stellt werden, sondern gewahrt blei- 
ben. Denn es kann nicht darum ge- 
hen, die ,,billigste" Lösung für alle 
Bevölkerungsgruppen verbindlich zu 
machen und das Leistungsniveau 
durch eine ,,soziale Nivellierung nach 
unten" zu senken, vielmehr muß die 
optimale Lösung für das Problem 
sich künftig weiter ausdifferenzieren- 
der, pluralisierender Lebens- und Ver- 
sorgungslagen so in die Praxis umge- 
setzt werden, daß hieraus 'nicht 
gleich neue Ungerechtigkeiten er- 
wachsen. 

Staatsinterventionismus anstelle 
der Anarchie des Marktes 
(,,ReregulierungM, Verhinderung 
von .,SteuerdumpingM auf 
internationaler Ebene und sog. 
Tobin-Steuer) 
Der massiven Verlagerung von Un- 
ternehmensgewinnen ins Ausland 
ist nur auf supranationaler Ebene zu 
begegnen. Bislang hat die Bundes- 
regierung in den zuständigen EU- 
Gremien eher verhalten agiert, 
wenn es um die Austrocknung von 
,,Steueroasen" (Ausweisung ent- 
sprechender Sonderzonen) ging, 
und sich auch nicht konsequent für 
die Harmonisierung der Unterneh- 
men- bzw. Gewinnsteuern einge- 
setzt.15 Statt sich von multi- bzw. 
transnationalen Konzernen gegen- 
einander ausspielen zu lassen, soll- 
ten die Nationalstaaten durch eine 
Neuordnung des internationalen 
Kapitalverkehrs, des Weltwährungs- 
, -steuer- und --finanzsystems der 
entfesselten Ökonomie wieder Ein- 
halt zu gebieten suchen: ,,Verbindli- 
che Absprachen und Verträge in su- 
pranationalen Gremien, die mit de- 
mokratisch legitimierter Entschei- 
dungs- und Weisungsbefugnis ge- 
genüber den nationalen Institutio- 
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und französischen Sozialisten er- 
laubt, ihre Fehlschläge zu überwin- 
den. Und genau das versucht Tony 
Blair zunichte zu machen, wenn er 
theoretisch begründet, den Rück- 
zug zu managen und das Bündnis in 
der Mitte um einen „3. Weg" aufzu- 
bauen. Dabei war die Grundrich- 
tung immer die fruchtbare Orientie- 
rung an der Utopie und dem ,,Prin- 
zip Hoffnung", so wie Ernst Bloch 
und Jacquez Droz mit dem ,,Prinzip 
Hoffnung" den Massen eine radika- 
le Veränderung in ihren Lebensbe- 
dingungen in Aussicht stellten. 

Nachkriegssozialdemokratie 
und Stalinismus 
Seit 1946 erklären sich die Sozialisti- 
schen Parteien Europas zu den Er- 
ben des Reformismus. Die Hoffnung 
auf Veränderungen der sozialen 
Verhältnisse verwirklicht sich nur 
marginal. Die Hoffnung liegt, wie 
an der Wende der 70er Jahre, trotz 
des Traums von einem ,,MorgenrotM 
als heftigem revolutionärem Um- 
bruch, letztendlich auf einem parla- 
mentarischen Machtwechsel inner- 
halb der demokratischen und plura- 
listischen Staaten. Diese Auffassung 
des sozialen Kampfes hat sich nach 
der Teilung von Jalta nicht nur in 
Westeuropa, sondern auch in Israel 
und in Japan durchgesetzt. Jedoch 
kann keiner verleugnen, daß es sich 
dabei um eine Weiterführung der 
breiten Bewegungen der Emanzipa- 
tion der Individuen und der Gesell- 
schaften handelt, die seit dem Mit-  
telalter bestehen, zunächst durch 
die Renaissance in Erscheinung tra- 
ten und dann den ersten Erfolg in 
der Französischen Revolution und 
der Konstituierung der Republik im 
Rahmen der Nationalstaaten er- 
kämpften 

Der Stalinismus hat als dramati- 
scher Verrat einen Schlußstrich un- 
ter diesen Prozeß gesetzt, in dem er 
die transformative Energie der Ar- 
beiter von ihrem emanzipatorischen 
Ziel umgelenkt hat auf die Verteidi- 
gung eines einzigen Landes und sei- 
ner Bürokratie. Die revolutionäre Be- 
wegung, die von dem Ufer der Sei- 
ne ausgegangen war, ist am nach- 
haltigsten in einem Gulag am Ufer 
des Amors auf Grund gelaufen. 
Aber die Zwangsjacke des entarte- 
ten Sowjetismus hat auch Konse- 
quenzen für den Reformismus nach 
dem 2. Weltkrieg. 1946 fand der 
Wiederaufbau der SI auf der Basis 
des Wiederstandes gegen den Kom- 
munismus statt. Ein literarischer 

Zeuge dafür ist das Werk von ~ e o r -  
ge Orwell. 

Durch aus dem Krieg und dem 
Widerstand zum Faschismus und 
Nationalsozialismus entstandene 
Einflüsse auf die Arbeiterbewegung 
nährte sich diese auch aus anderen 
humanistischen oder religiösen Ele- 
menten, für die die soziale Gerech- 
tigkeit selbst Zielsetzung und sogar 
Totalität ihres politischen Program- 
mes darstellt. Die zweite Hälfte des 
20. Jahrhunderts ist also durch eine 
neue Ausarbeitung der politischen 
sozialen Philosophie der Sozialisten 
gekennzeichnet. Ihre Theoretiker 
wollten dabei zwei Klippen umschif- 
fen: die des Kommunismus und die 
des Konservatismus. Neue Mittel- 
klasse und moralische Prinzipien 
sind hier verbindende Elemente. 

Doch dadurch begrenzte die So- 
zialdemokratie ihre eigene Zielset- 
zung: 

1. Sie setzt nicht mehr auf die 
radikale Umgestaltung der Gesell- 
schaft, sondern auf Vollbeschäfti- 

gung. 
2. Sie befürwortet nicht mehr 

die gemischte Planwirtschaft, son- 
dern ein besseres Management. 
Kurz gesagt, verdrängten Keynes 
und Schumpeter die Ansätze von 
Marx und Rosa Luxemburg. 

Die oben in Erinnerung gebrach- 
te Entwicklung ist mit dem Entste- 
hen der europäischen Idee vollen- 
det. Schon während deren Anfän- 
gen wurde mit den rechten Parteien 
ein Kompromiß dazu im Namen des 
Friedens geschlossen. Die Sozialde- 
mokraten meinen, daß sich auf eu- 
ropäischer Ebene die Perspektive ei- 
ner sozialen politischen Demokratie 
ausdrücken soll und daß in den eu- 
ropäischen Instanzen praktische Lö- 
sungen zu den gewünschten Refor- 
men angestrebt werden. 

Von der auferstandenen 
französischen PS 
Vor dem Hintergrund der 60er Jahre 
mit ihrem Ende der Wirtschaftswun- 
derphase sowie der AuOenpolitik 
der USA, die als militärisches ,,Roll- 
back" zu bewerten ist, kann das 
Wiederauftauchen der sozialdemo- 
kratischen Linken als Reaktion auf 
einen auf die Moral begrenzten So- 
zialismus verstanden werden. Die 
französische Parti Socialiste (PS), die 
als Spätwirkung des Mai 1968 in 
Epinay sur Seine 1972 gegründet 
wurde, brachte 10 Jahre später die 
Präsidentschaft von Francois Mitte- 
rand 1981 hervor, und spielte seit- 

dem eine führende Rolle im Land, 
trotz kurzen politischen Macht- 
wechseln zugunsten der Rechtspar- 
teien. 

Aber um dies zu erreichen, hatte 
die PS sich sozusagen aus der Asche 
der SFlO (Section Francaise de 
I'lnternationale Ouvriere - Französi- 
sche Sektion der Zweiten Internatio- 
nalen) herausentwickelt, die fast 
alle Orientierungen der europäi- 
schen Sozialdemokratie der Nach- 
kriegszeit ausgeschöpft hatte. 

Die im Verhältnis zu den nordeu- 
ropäischen Sozialdemokratien un- 
terschiedliche historische Entwick- 
lung der SFlO ergibt sich aus der Exi- 
stenz einer mächtigen kommunisti- 
schen Partei (PC), die über starke ge- 
werkschaftliche Stützpunkte ver- 
fügt. Schon direkt nach dem Krieg 
war der Antikommunismus der SFlO 
zugleich das Rückrat als auch ein Si- 
gnal an die rechten Parteien. So ver- 
fügte beispielsweise im August 
1945 in der Nationalversammlung 
die PCF über 158 Sitze, und die SFlO 
über 142 Sitze. Dennoch bildet die 
SFlO keine Volksfrontregierung auf 
Basis dieser Mehrheitskonstellation 
in der Abgeordnetenkammer, son- 
dern eine Drei-Parteien-Mehrheit 
durch das Abkommen mit den 
Christdemokratien der MRP (Mou- 
vement des Republicains Populai- 
res). Dies bildete eine strategische 
Achse ihrer Bündnisse während der 
ganzen Zeit der vierten Republik 
(1 945-48). 

Selbstverständlich hat sich diese 
strategische Union nach 1947 
durch die Spannungen des kalten 
Krieges gefestigt. In Frankreich war 
die PCF: mächtig. Von 20 - 25% der 
Wählerschaft getragen, wurde sie 
jedoch am Rande des politischen 
Spiels marginalisiert. So lehnte bei- 
spielsweise Pierre Mendes-France es 
ab, die Stimmen der kommunisti- 
schen Abgeordneten bei der Ab- 
stimmung über seine Ernennung als 
Premierminister 1954 hinzuzuzie- 
hen. 

Seit Ende der 40er Jahre ent- 
stand unter verschiedenen Formen 
eine politische Bewegung der radi- 
kalen Linken. Nach mehreren Verzö- 
gerungen hat sich diese Linke zwi- 
sch'en 1958 und 1962 wieder au- 
ßerhalb der SFlO in Opposition zum 
Gaullismus aufgebaut. 

Die Parti Socialiste, die zwi- 
schen 1969 und 1971 zum Vor- 
schein kam, resultiert aus der Fusi- 
on einer neuen Linken in Oppositi- 
on zu den traditionellen Parteien, 

In gewisser Weise 
war die französische 
Linke unmittelbar 
nach dem Krieg 
diejenige, die auf 
europäischer Ebene 
am weitesten bereits 
die Strategie der 
,, Neuen Mitte" 
realisierf hatte. 
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1 5-99 SOzialiSm@ I Zeit des Algerienkrieges gebildet nehmen. 
hatte, die autonome sozialistische 
Partei von Alain Savaray, die kom- 
munistische ,,Tribune8' von Jean 
Poperen, und auch viele intellek- 
tuelle Clubs. 

Mitterands Absage an den ,,3. 
Weg" 
In gewisser Weise war die franzö- 
sische Linke unmittelbar nach 
dem Krieg diejenige, die auf euro- 
päischer Ebene am weitesten be- 
reits die Strategie der ,,Neuen Mit-  
te" realisiert hatte. Und die Kon- 

Formierung der neuen linken 
Strömungen 
Jedoch hat sich, gestützt auf diese 
Tradition, eine neue Generation von 
aktiven Mitgliedern und Funktionä- 
ren aus den Reihen der außerparla- 
mentarischen Opposition in der Po- 
litik gebildet, und diese Generation 
ließ eine neue Strömung auftau- 
chen: zuerst die Novelle ~ c o l e  Socia- 
liste und heute die Gauche Sociali- 
ste, die zwischen 10 und 25% der 
Mitglieder der PS ausmacht. 

I 
--*, I 

-,.. stituierung der sozialistischen Par- Der demokratische Aufbau der 
"-'=--+C* I tei 1971 war Resultat dieser politi- franzosischen PS, deren Leitungsin- 
-ar 

schen Rechtsentwicklung Die stanzen im proportionalen Verhalt- 
Kraft von Francois Mitterand be- 
stand ohne Zweifel darin, daß er 
sich auf die Gesamtheit der Mi t -  
glieder und der Gliederungen 
stützen und diese in das alte Haus 
zurückkehren lassen konnte, in- 
dem er einerseits eine Strategie 
des Bruchs mi t  dem ,,Dritten 
Weg" vorschlug (durch die 
I'Union de la Gauche - also durch 
das Bündnis der Linken), anderer- 
seits ein Programm der Transfor- 
mation der Gesellschaft, das an- 
Iäßlich' des Gemeinsamen Pro- 
grammes (Programme commun) 
1972 zwischen der PS, der PCF 
und den Radikaldemokraten un- 
terzeichnet wurde. Diese Ansätze 
wurden von der Bevölkerung 
durch die Präsidentschaftswahl 
anerkannt. 

Es wäre ein Fehler, davon auszu- 
gehen, ,daß diese Tradition stark in 
der französischen Linken verankert 
ist. Schon 1983194 fragte der politi- 
sche Umschwung wieder nach ri- 
gorosen Sparmaßnahmen. Und 
durch den Abschied von dem kom- 
munistischen Minister der Regie- 
rung stellte sich die PS wieder die- 
selbe strategische Frage: welches 
Bündnis und was für eine gesell- 
schaftliche Tranformation? 

Von 1983 bis 1988 bewahrte 
die von Jean Pierre Chevenement 
angeführte Strömung CERES inner- 
halb der PS die Tradition der Ver- 
ankerung auf der linken Seite. 
Aber als 1988 das Bündnis der Ko- 
alitionsregierung mit der Rechten 
eingegangen wurde, welches man 
,,Prinzip Hoffnung" nannte, konn- 
te er seine gegensätzliche politi- 
sche Positionierung nur durch sei- 

nis der Strömungen auf dem Partei- 
tag gewählt werden, ermöglicht die 
Existenz einer richtigen Debatte, die 
innerhalb der Partei ihre verschiede- 
nen politischen Traditionen be- 
wahrt. 

Verglichen mit den anderen Mit- 
gliedsparteien der Sozialdemokrati- 
schen Partei Europas geben hier 
weiterhin die Befürworter der dop- 
pelten Verankerung auf der Linken 
den Ton an - sowohl strategisch als 
auch programmatisch. Das gilt für 
alle Ebenen der Partei bis hinein in 
ihre Fraktionen. Die Gauche Sociali- 
ste fügt eine Dimension zu dieser 
Tradition hinzu: die der Sozialbewe- 
gung, die sich 1988 gebildet hat 
und deren Druck im Laufe der Erfah- 
rungen mit der administrativen 
Technokraten-Struktur der Linksre- 
gierung immer stärker anwuchs und 
auf die linken Strömungen inner- 
halb der PS ausgeübt wurde. 

In Frankreich hat nämlich die 
zahlenmäßige Schwäche der Links- 
parteien und Gewerkschaften histo- 
rische Gründe. Dies bedeutet jedoch 
nicht, daß das Niveau und die Inten- 
sität der sozialen Kämpfe schwächer 
sind als anderswo. Was heute die Be- 
sonderheit derjenigen ausmacht, die 
sich zur Gauche Socialiste und zu 
den von ihr getragenen Clubs (Clubs 
für die Soziale Republik) bekennen, 
ist die Permanenz der Aktivität, die 
sich sowohl innerhalb der PS an 
Überzeugungen festmacht, als auch 
innerhalb der Organisation der PS 
widerspiegelt, als auch sich außer- 
halb der Partei zeigt durch das Tra- 
gen von Verantwortung in den Ge- 
werkschaften und verschiedenen 
Vereinen. 
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m ~ ß . " ~  Um der sozialen Polarisie- 
rungstendenz, die Globalisierung und 
,,Standortsicherung" mit sich brin- 
gen, entgegenwirken zu können, be- 
nötigt der Staat dringend das Instru- 
ment einer wirklich progressiven Ein- 
kommensteuer; außerdem müssen 
,,Steuerschlupflöcher", die Scheunen- 
toren gleichen und Kapitalbesitzern 
oder Spitzenverdienern zur Verfü- 
gung stehen, geschlossen werden. 
Nicht einzusehen ist, weshalb Speku- 
lationsgewinne, die nach sechs Mo- 
naten und mehr anfallen, hierzulande 
- beispielsweise im Gegensatz zu den 
USA - steuerfrei sind. 

Statt alle nicht dem Äquivalenz- 
prinzip entsprechenden Leistungen 
sofort als ,,versicherungsfremd" zu 
brandmarken, wie es heute selbst in 
sozialdemokratischen und Gewerk- 
schaftskreisen geschieht, müßte man 
überlegen, wie ein Mehr an solidari- 
scher Umverteilung innerhalb der So- 
zialversicherungen durchzusetzen 
und die Öffentlichkeit dafür zu ge- 
winnen ist. Nahe lägen eine Anhe- 
bung der Beitragsbemessungsgren- 
Zen in der Arbeitslosen-, Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung (un- 
ter Beibehaltung der gegenwärtig 
gültigen Leistungsobergrenzen) so- 
wie die Aufhebung der Versiche- 
rungspflichtgrenze in der Krankenver- 
sicherung. Auf diese Weise würden 
die wachsenden Lasten des Sozialin- 
terventionismus auf mehr Schultern 
verteilt, und zwar verstärkt auf dieje- 
nigen von Spitzenverdienern. 

Beitrags- oder Steuerfinanzie- 
rung 
Nach allgemeiner Auffassung sind die 
(gesetzlichen) Lohnnebenkosten, d.h. 
vor allem die ständig gestiegenen Ar- 
beitgeberbeiträge zur Sozialversiche- 
rung, für die anhaltende Massener- 
werbslosigkeit verantwortlich. Des- 
halb soll der ,,Faktor Arbeit" - in 
Wahrheit: das investierende Kapital - 
entlastet und ein größerer Teil der so- 
zialen Sicherung aus Steuermitteln 
(genauer: indirekten, Verbrauchs- 
bzw. sog. Ökosteuern) finanziert wer- 
den. Da während der ~ohl-Ära die Ar- 
beitslosigkeit und die Unternehmens- 
gewinne gleichermaßen Rekordhö- 
hen erreicht hatten, ist es jedoch naiv 
zu glauben, die Senkung der (gesetz- 
lichen) Lohnnebenkosten werde ei- 
nen Beschäftigungsboom auslösen. 

Der verbreitete Glaube, die Um- 
stellung des Sozialleistungssystems 
auf eine Steuerfinanzierung schaffe 
Arbeitsplätze, wirtschaftliche Stabili- 
tät und mehr soziale Gerechtigkeit, 

könnte sich genauso als Illusion er- 
weisen wie die Überzeugung, das Ka- 
pitaldeckungsprinzip löse die Proble- 
me der Alterssicherung einer 
schrumpfenden Erwerbsbevölkerung 
(besser als das Umlageverfahren). 
Denn in beiden Fällen handelt es sich 
um eine bloße Problemverschiebung, 
die nichts an den eigentlichen Ursa- 
chen ändert. Verglichen mit der Bei- 
tragsfinanzierung, die nur jene Bevöl- 
kerungsgruppen trifft, die einer Sozi- 
alversicherung angehören, kann die 
Steuerfinanzierung zwar gerechter 
sein: ,,Deren Verteilungswirkungen 
hängen aber sehr stark davon ab, ob 
man die notwendigen Mittel durch 
direkte oder indirekte Steuern auf- 
bringt."1° 

Gegenwärtig findet unter dem 
Vorwand der Globalisierung bzw. der 
Notwendigkeit, durch eine Senkung 
der Einkommen- und Gewinnsteuern 
(potentielle) Kapitalanleger anzulok- 
ken und den ,,Standort D" zu sichern, 
eine Schwerpunktverlagerung von 
den direkten zu den indirekten Steu- 
ern statt. Die genannten Einwände 
gegenüber einer Finanzierung der so- 
zialen Sicherung mittels (indirekter) 
Steuern gelten auch für Ökosteuern. 
Sie treffen sogar besonders auf die 
letzteren zu, weil dabei nicht das 
Steueraufkommen, sondern die Len- 
kungswirkung im Vordergrund steht: 
,,Wenn diese Steuern sinken, weil die 
Umwelt geschont wird, sinkt ihr Auf- 
kommen. Wenn dann Leistungen der 
sozialen Sicherung direkt an die Öko- 
steuern gekoppelt sind, ist die Gefahr 
eines ,Sozialabbaues' groß!"" 

Gegen eine Zurückdrängung der 
Beitrags- und einen Ausbau der Steu- 
erfinanzierung des sozialen Siche- 
rungssystems sprechen im wesentli- 
chen drei Gründe: Erstens unterliegen 
steuerfinanzierte - im Unterschied zu 
beitragsfinanzierten - Sozialausga- 
ben den staatlichen Haushaltsrestrik- 
tionen; sie fallen eher den allgemei- 
nen Sparzwängen der öffentlichen 
Hand zum Opfer; ihre Höhe ist von 
wechselnden Parlamentsmehrheiten 
und Wahlergebnissen abhängig. 
Zweitens führt die Schieflage der 
steuerlichen Belastung (nicht nur, 
aber vor allem bei indirekten Steuern) 
zu ihrer einseitigen Finanzierung 
durch Arbeitnehmerlinnen, wohinge- 
gen die (im Pflegebereich schon 
durchbrochene) Beitragsparität der 
Sozialversicherung für eine angemes- 
sene Beteiligung der Arbeitgeberseite 
an den Kosten sorgt. Und schließlich 
erscheint die Inanspruchnahme von 
Versicherungsleistungen für die Be- 

troffenen vermutlich weniger diskri- 
minierend als die Abhängigkeit von 
staatlicher Hilfe, deren Inanspruch- 
nahme ihnen automatisch mehr Miß- 
brauchsvorwürfe eintragen würde, 
weil ihr keine „Gegenleistung" zu- 
grunde liegt. 

Ende der 70erlAnfang der 80er 
Jahre wurde über alternative Erhe- 
bungsmethoden im Hinblick auf die 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi- 
cherung diskutiert. Einige sozialde- 
mokratische Politikerlinnen, Gewerk- 
schafter und ihnen nahestehende 
Wissenschaftler schlugen damals vor, 
nicht mehr (nur) die Bruttolohn- und 
Gehaltssumme, sondern (auch) die 
Bruttowertschöpfung eines Unter- 
nehmens als Grundlage zu wählen, 
weil die - bis heute gültige - Rege- 
lung negative Auswirkungen habe. 
~ u r c h  die Einführung der ,,Maschi- 
nensteuer" sollten eine ausgewoge- 
nere Belastung der Betriebe erreicht 
und positive Beschäftigungseffekte 
erzielt werden. Auch wenn davon kei- 
ne Wunderdinge zu erwarten sind, 
hat es der Wertschöpfungsbeitrag 
verdient, nach fast zwei Jahrzehnten 
mangelnder Resonanz in der Öffent- 
lichkeit wieder mehr Aufmerksamkeit 
zu finden. 

Solange die Lohnarbeit ihre Rolle 
als basale Organisationseinheit und 
zentrale Sinngebungsinstanz des be- 
stehenden Wirtschafts- und Gesell- 
schaftssystems behält, ist es möglich, 
den Sozialstaat bzw. seinen Finanzie- 
rungsmodus darauf zu gründen. 
Stünde hingegen das ,,Ende der (Er- 
werbs-)Arbeit2' bevor, wie Jeremy Rif- 
kin vermutet12, wäre der Wohlfahrts- 
staat - wenn überhaupt - bloß durch 
die Abkehr bzw. Abkopplung davon 
zu retten. Die tiefe Krise der kapitali- 
stischen Arbeitsgesellschaft ist aber 
keineswegs mit deren Ende gleichzu- 
setzen. 

Längerfristig muß die Bindung 
des Systems der sozialen Sicherung 
an die Erwerbsarbeit und die (seit 
den frühen 80er Jahren stark rück- 
läufige) Lohnquote gelockert wer- 
den. Würden alle erwachsenen 
Wohnbürgerlinnen von der Sozial- 
versicherungspflicht erfaßt und mit- 
tels einer bedarfsorientierten Grund- 
sicherung vor den elementaren Le- 
bensrisiken geschützt, wäre nicht 
nur die Armut, zumindest als gesell- 
schaftliches Massenphänomen, end- 
gültig beseitigt, sondern auch ge- 
währleistet, daß die Wohlstandsge- 
sellschaft ohne innere Zerklüftung 
durch wachsende Einkommensdiffe- 
renzierungen bleibt 

Trotz übertriebener 
Zurückhaltung der 
Gewerkschaften, die 
offenbar staatliche 
Eingriffe in die 
Tarifautonomie 
fürchten, müssen die 
Vorteile der gesetzli- 
chen Garantie eines 
einheitlichen 
Mindestlohnes 
geprüft werden. 
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Sozialversicherung: Wie sie organisiert ist 
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Wer den Sozialstaat 
reffen und ihn auf 
eine sichere Finan- 
zierungsgrundlage 

stellen will, darf die 
hohen Einkommen 

u n d  (Kapital-) 
Vermögen nicht 

unangetastet lassen. 

aber so ungerecht verteilt, daß ein 
wachsender Teil der Bevölkerung von 
Armut bedroht ist, wohingegen ein 
anderer in Saus und Braus lebt. Wer 
den Sozialstaat retten und ihn auf 
eine sichere Finanzierungsgrundlage 
stellen will, darf die hohen Einkom- 
men und (Kapital-)Vermogen nicht 
unangetastet lassen. Verbunden mit 
einer tiefgreifenden Erbschaftssteuer- 
reform könnte eine zeitlich befristet 
zu erhebende Abgabe auf Millionen- 
vermögen den Staat in die Lage ver- 
setzen, eine aktive Sozial- und Be- 
schäftigungspolitik zu betreiben. 
Auch rnuß die private Vermögensteu- 
er unbedingt wieder eingeführt wer- 
den: ,,Sie dient der Steuergerechtig- 
keit und sorgt dafür, daß über den 
Staat volkswirtschaftliche Ausgaben 
wirksam   erden."^ 

Aus dem Umstand, daß die Armut 
zuletzt in Teilbereiche der Arbeit vor- 
gedrungen ist, muß EU-weit die Kon- 
sequenz eines gesetzlichen oder eines 
kollektivvertraglichen Mindestlohns 
gezogen werden. ,,Ohne Zweifel 
könnte mit solchen nationalen Min- 
destlöhnen nicht nur mehr Gerechtig- 
keit in der Arbeitswelt geschaffen 
werden; es könnte damit (...) auch 
Armut im herkömmlichen Sinn bzw. 
im Haushaltsverbund vermindert wer- 
den.''' Trotz übertriebener Zurückhal- 
tung der Gewerkschaften, die offen- 
bar staatliche Eingriffe in die Tarifau- 
tonomie fürchten, müssen die Vortei- 
le der gesetzlichen Garantie eines ein- 
heitlichen Mindestlohnes geprüft 
werden. Gabriele Peter weist auf die 
durchweg positiven Erfahrungen mit 
entsprechenden Gesetzen in Frank- 

reich, den Niederlanden und anderen 
EU-Staaten hin.8 Weder schließt ein 
gesetzlicher Mindestlohn die (legiti- 
me) Möglichkeit der Tarifvertragspar- 
teien aus, weiterreichende Regelun- 
gen zu treffen, noch wird man der 
Forderung nach Schaffung von mehr 
Niedriglohnbereichen und dem stän- 
digen Ruf nach einer Verschärfung 
des Lohnabstandsgebotes im Sozial- 
hilferecht mit Erfolg begegnen kön- 
nen, ohne allgemeinverbindlich einen 
Mindestlohn festzulegen. 

Die verteilungspolitische Schlüs- 
selaufgabe einer alternativen Steuer- 
politik ist die Nivellierung der Primär- 
einkommensverhältnisse. ,,In den ver- 
gangenen eineinhalb Jahrzehnten hat 
eine steuerliche Umverteilung von un- 
ten nach oben stattgefunden, die 
wieder rückgängig gemacht werden 

SOZIALDEMOKRATIE - WOHIN? 

Aufgaben auf europäischer 
Ebene 
Zum Schluß Iäßt sich mit  Fug und 
Recht behaupten, daß das Projekt 
der „New Labour" von Tony Blair le- 
diglich der erneute Aufguß des sozi- 
aldemokratischen Projekts, einge- 
grenzt auf die Fragen von Moral 
und wirksamen Management, ist 
und innerhalb der französischen PS 
auf starken Widerstand stößt. 

Den Aufstieg zur Macht seit 1981 
haben die französischen Sozialisten 
nämlich gerade durch einen Bruch 
mit der Strategie der SFlO erreicht, 
welche in etwa die gleichen Wesens- 
merkmale wie das Projekt Tony Blairs 
trug. Die Existenz einer Tradition der 
Doppelverankerung der französi- 
schen Linken auf einer strategischen 
Ebene einerseits und auf einer pro- 
grammatischen Ebene andererseits, 
besitzt weiterhin ihre Gültigkeit und 

wird vor allem durch die Existenz ei- 
ner Strömung vertreten, die eine ra- 
dikale soziale Transformation befür- 
wortet, und zwar der Gauche Socia- 
liste. Die Mehrheit der Partei, die 
ohne Zweifel von dem Projekt New 
Labour auf programmatischer Ebene 
angezogen ist, kann auf strategi- 
scher Ebene nicht in Gang kommen. 
Die Minderheit der Partei und ohne 
Zweifel die Verbündeten der Gauche 
Plurielle (rot-rot-grüne Regierungs- 
koalition) verhindern das. 

Diese Fragen stehen im Zentrum 
der Debatten der europäischen Sozi- 
aldemokratie. Wenn man nicht auf- 
paßt, könnten die französischen So- 
zialisten anläßlich der nächsten Präsi- 
dentschaftswahl, bei der in Frank- 
reich die politischen Bündnisse defi- 
niert werden, in Versuchung gera- 
ten, ein solches Bündnis zu schlie- 
ßen. Das Herz des Widerstandes zu 

Liebe Leserinnen und Lesel; 

Ende März hatte die Zeitschrift 
. spw einen Appell ,,Sozialdemokra- 

tinnen und Sozialdemokraten ge- 
gen die NATO-Angriffe auf Jugosla- 
wien" gestartet. Dieser Appell wur- 
de bis vor Pfingsten von etwa 800 
Sozialdemokratlnnen unterstützt, 
u.a. von: Klaus Barthel MdB, Karin 
Benz-Overhage (IG-Metall-Vor- 
stand), Horst Grabert (ehem. deut- 
scher Botschafter in Jugoslawien), 
Klaus Hahnzog MdL (Vors. der AG 
sozialdem. Juristlnnen), Uwe Hiksch 
MdB, Monika Lochner-Fischer MdL 
(Präsidium der BayernSPD), Prof. Dr. 
Dieter S. Lutz (Direktor des Instituts 
für Friedensforschung und 
Sicherheitspolitik an der Universität 
Hamburg), Benjamin Mikfeld (SPD- 
Parteivorstand, Juso-Bundesvors.), 
Andrea Nahles MdB (SPD-Parteivor- 
stand, ehem. Juso-Bundesvors.), 
Prof. Dr. Peter von Oertzen (Landes- 
minister a.D., ehem. SPD-Bezirks- 
vors. Hannover), Horst Peter (ehem. 
MdB), Helmuth Prieß (Oberstleut- 
nant a.D., Sprecher des AK Darm- 

Städter Signal), Rene Röspel MdB, 
Thomas Sauer MdB, Sigrid Skarpe- 
Iis-Sperk MdB (SPD-Parteivorstand), 
Dr. Gerhard Stuby (Prof. für Völker- 
recht), Michael Vollert (SJD-Die Fal- 
ken Bundesvors.). Wir haben die Ak- 
tion damit abgeschlossen, daß wir 
die Listen an den SPD-Parteivorstand 
geschickt haben. Die Resonanz in 
den Massenmedien hielt sich in 
Grenzen, da wir zunächst keine ein- 
drucksvolle Erstunterzeichnerlnnenli- 

dem Projekt von Tony Blair befindet 
sich in der Gauche Socialiste, weil es 
in den sozialen Bewegungen veran- 
kert ist. Und diese Strömung erlebt 
in der PS derzeit eine Aufstiegspha- 
se. Jedoch muß man sich dessen be- 
wußt werden, daß die Ansätze der 
„Neuen Mitte" so stark sind, daß sich 
der Knoten der politischen Auseinan- 
dersetzung heute auf europäischer 
Ebene befindet. Wird es gelingen, 
die Doppelverankerung der Sozialde- 
mokratie in der Linken zu erhalten, 
trotz der Angriffe, die der Linken zu- 
gefügt werden? Eine Organisation 
der Linken der Sozialistischen und 
Sozialdemokratischen Parteien auf 
europäischer Ebene schließt nicht 
aus, daß in gewissen Ländern die 
Linken die Mehrheit innerhalb der 
Partei haben. Diesen Prozeß im kom- 
menden Jahr in Gang zu setzen, ist 
nun um so dringlicher. SPW 

ste vorlegen konnten und nach der 
Entscheidung des SPD-Parteitags am 
12.04.99 die Aufmerksamkeit sich 
auf die Auseinandersetzungen bei 
den Grünen konzentrierten. Den- 
noch war die Aktion nach unserer 
Einschätzung wichtig und hat vielen 
Genosslnnen eine Möglichkeit gebo- 
ten, sich als Sozialdemokratlnnen 
gegen den Krieg zu äußern. 

Die spw-Redaktion 

Achtung - spw im Angebot! 

Der spw-Verlag will seine Lagerbestände an alten spw- 
Ausgaben reduzieren und macht deshalb ein besonde- 
res Angebot: Ab sofort können die früheren Jahrgän- 
ge der spw von 1979 bis 1997 für DM 10,- pro Jahr- 
gang zzgl. einmalig DM 6,- Versandkosten beim Ver- 
lag bestellt werden. Mi t  ganz wenigen Ausnahmen 
sind noch alle bisher erschienenen Ausgaben der spw 
lieferbar. 

Das Herz des 
Widerstandes zu 
dem Projekt von 
Tony Blair befindet 
sich i n  der Gauche 
Socialiste, wei l  es i n  
den sozialen 
Bewegungen 
verankert ist. Und 
diese Strömung 
erlebt in der PS 
derzeit eine Auf- 
stiegsphase. 
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Die Entwickl 
Europäische 

ung des 
n 

Sozialfonds 
von Petra Kodre* 

Besprechung zu Hildegard Kaluza: 
Der Europäische Sozialfonds. Seine 
Entwicklung und Funktion im euro- 
päischen Integrationsprozeß mit ei- 
nem Exkurs zu seiner Bedeutung für 
die bundesdeutsche Arbeitsförde- 
rung, Baden Baden, Nomos Universi- 
tätsschriften - Politik, Bd. 84, 79 D M  

Der ESF war nicht 
der arbeitsmarktpoli- 

tische Teil einer 
umfassenden 

Sozialpolitik der EG, 
sondern er erhielt 
zunehmend eine 

Ersatzfunktion für 
diese. 

D ie (fehlende) europäische „So- 
ziale Dimension" wird seit lan- 
ger Zeit in Wissenschaft und 

Politik diskutiert. Bei dieser in allen Fa- 
cetten geführten Debatte verwundert 
es, daß der Europäische Sozialfonds 
(ESF) bislang relativ wenig Beachtung 
erfahren hat. Diese Lücke füllt Hilde- 
gard Kaluza mit ihrer Arbeit, bei der sie 
sich die Aufgabe setzt, die Entwick- 
lung des Europäischen Sozialfonds, 
seine Stellung im Integrationsprozeß 
sowie seine Auswirkungen für die bun- 
desdeutsche Arbeitsmarktförderung 
zu erklären. Dabei geht sie von zwei 
wesentlichen Faktoren aus, die die Ent- 
wicklung des ESF ihrer Analyse nach 
maßgeblich strukturiert haben: Erstens 
stelle der ESF eines der ganz wenigen 
lnstrumente dar, „mit denen auf Ebe- 
ne der EG überhaupt aktiv gestaltend 
auf die Gemeinschaftsentwicklung 
Einfluß genommen werden kann" (S. 
14). Zweitens bewirke die auf einem 
neoliberalen Konzept beruhende wirt- 
schaftliche Integration der Europäi- 
schen Union, daß - betreffend eine 
gleichmäßige soziale Entwicklung - er- 
hebliche Risiken für einzelne Mitglied- 
staaten und Regionen bestehen. Als 
Ausgleich wären für die potentiell Be- 
nachteiligten die Strukturfonds und 
damit auch der ESF ins politische Inter- 
esse getreten. 

Der Aufbau Kaluzas Arbeit orien- 
tiert sich an den Reformen, die der ESF 
im Laufe seines nunmehr 40jährigen 
Bestehens durchlaufen hat. „Ausge- 
hend von den unterschiedlichen Inter- 
essenslinien in den jeweiligen Reformen 

* Petra Kodre, wiss. Mitarbeitenn im Zentrum für Sozialpolitik an der 
Universitat Bremen 

werden typische Konfliktlinien heraus- 
gearbeitet, die die - ESF-Entwicklung 
maßgeblich begründeten. Die Refor- 
men sind in diesem Verständnis Kon- 
fliktlösungsmuster, die die Funktionen 
des ESFjeweils neu ausprägten'' (S. 15). 

Von den Anfängen bis zur 
strukturpolitischen Reform von 
1988 
Im Kapitel I beschäftigt sich Kaluza 
mit der Entwicklung des ESF von sei- 
nen Anfängen bis zur strukturpoliti- 
schen Reform von 1988. In den 60er 
Jahren diente dieser ausschließlich 
der finanziellen Unterstützung natio- 
naler arbeitsmarktpolitscher Vorha- 
ben, ohne eine inhaltliche Einflußnah- 
me von Seiten der EG aufzuweisen. 
1971 erfolgte in dieser Hinsicht eine 
grundlegende Veränderung und die 
ESF-Förderung wurde nunmehr auf 
Grundlage von Projektanträgen sowie 
festgelegten inhaltlichen und forma- 
len Kriterien gewährt. Dabei entwik- 
kelte sich erstmals ein eigenständiger 
arbeitsmarktpolitischer Ansatz. Die 
darin vorgenommene Schwerpunkt- 
setzung wechselte jedoch - als ver- 
suchte Reaktion auf die aufkommen- 
den strukturellen Arbeitsmarktproble- 
me - häufig. Mit der Reform von 
1971 wurden drei Aufgabenstellun- 
gen an den ESF herangetragen, die 
die Förderlogik dieses Fonds bis heute 
prägen: Dies sind erstens die Förde- 
rung benachteiligter Regionen, zwei- 
tens der Ausgleich von Vermittlungs- 
nachteilen bestimmter Zielgruppen 
und drittens die Strukturprobleme 
einzelner Branchen. Innerhalb dieser 
Förderkomponenten entwickelte sich 
ein breites und komplexes Spektrum 
an zu fördernden Maßnahmen, Ziel- 
gruppen, Branchen und Regionen. 
Dieser Komplexität der Förderung 
und den hohen Zielen, die der ESF 
verfolgte, stand jedoch ein zu diesem 
Zeitpunkt enges Finanzbudget ge- 
genüber. Dadurch wurde die Wirkung 
des ESF maßgeblich begrenzt. 

Daran änderte auch die Reform 
von 1983, die eine Bündelung der Ziel- 
setzungen vornehmen wollte, kaum 
etwas. Wie Kaluza überzeugend dar- 
legt, hatte der ESF aber - neben seiner 
unmittelbaren Zielsetzung als arbeits- 
marktförderndes Instrument - eine 
Reihe von anderen Funktionen im Inte- 
grationsprozeß bis 1988. So wurde 
der ESF zu einem Instrument des regio- 
nalen Ausgleichs, denn die Mitglied- 
staaten, die durch den liberalen Inte- 
grationsweg Nachteile für die eigenen 
Volkswirtschaften befürchteten, for- 
derten erfolgreich Ausgleichszahlun- 

EUROPA UND DIE LINKE 

gen ein. Darüber hinaus wirkte der ESF 
als Ventil für politische Gestaltungsan- 
sätze. ,,Eine weitere übergreifende 
Aufgabenstellung des ESF bezog sich 
auf die Verwirklichung von Gestal- 
tungsansätzen aus anderen politi- 
schen Bereichen, so insbesondere der 
Sozialpolitik, aber auch der Wirt- 
schafts-, Struktur- und Gleichstellungs- 
politik. Hier fungierte der Fonds wie 
ein Auffangbecken für unterschied- 
lichste Initiativen, was zu einer ständi- 
gen Neuakzentuierung der Förderprio- 
ritäten des Fonds führte" (S. 54). 

Der ESF war aber nicht der arbeits- 
marktpolitische Teil einer umfassenden 
Sozialpolitik der EG, sondern er erhielt 
zunehmend eine Ersatzfunktion für 
diese. Innerhalb dieser Funktionen kri- 
stallisierten sich im Laufe derJahre und 
der immer wieder angestrebten Refor- 
men zwei prägende Konflikte heraus. 
So wurde von der Kommission und 
von einigen Mitgliedstaaten eine ge- 
meinschaftsweite, horizontale Arbeits- 
förderung präferiert, während andere 
Mitgliedstaaten eine regionale Be- 
schränkung der Förderungen forder- 
ten (,,Ausgleichskonflikt"). Die zweite 
Konfliktlinie lief einlang der Frage, ob 
der ESF die klassische Konzeption der 
Förderung von Arbeitslosen haben 
sollte oder ob zusätzliche sozial-, wirt- 
schafts-, industrie- und gleichstel- 
lungspolitische Zielsetzungen aufge- 
nommen bzw. beibehalten werden 
sollten (,,Gestaltungskonflikt"). 

Die Reform von 1988 
Die oben dargestellte Funktionsvielfalt 
des ESF, die sich bis 1988 entfaltet 
hatte, prägte auch seine weitere Ent- 
wicklung, wie Kaluza im Kapitel II dar- 
stellt. Im Zuge der Reform von 1988 
wurde die Neugestaltung des ESF dar- 
über hinaus im Zusammenhang mit 
dem Stellenwert und der Ausgestal- 
tung einer strukturpolitischen Kon- 
zeption der EG diskutiert. Im Zuge der 
Verwirklichung des Binnenmarktpro- 
jektes gewann die europäische Ar- 
beitsmarktpolitik einerseits an Eigen- 
ständigkeit und Identität, andererseits 
geriet der ESF in ein noch breiteres In- 
teressengeflecht. Beeinflußt wurde 
die Ausgestaltung des ESF durch die 
Debatten um die Finanzreform der 
EG. So wurden aufgrund von einer 
veränderten Umverteilungsstruktur 
bzw. insgesamt erhöhter EG-Haus- 
haltseinnahmen die Mittel für die 
Strukturfonds zwischen 1989 und 
1993 real von 14 auf 29 Mrd. DM 
(jährlich) verdoppelt. 

Als Ergebnis einer inhaltlichen Neu- 
orientierung wurde eine gemeinsame 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

B isher hat die rot-grüne Bundes- 
regierung den geistigen Bann- 
kreis des Neoliberalismus in der 

Wirtschafts- und Sozialpolitik selten 
durchbrochen, obwohl sie einzelne 
,,Grausamkeiten1' der im September 
1998 abgewählten Regierungskoaliti- 
on nach wenigen Wochen rückgän- 
gig machte bzw. aussetzte: Ein- 
schrän kungen beim Kündigungs- 
schutz, bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall und bei den Renten 
wurden revidiert. Auch die problema- 
tischsten Veränderungen im Bereich 
der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (Selbstbehalt, Beitragsrückge- 
währ, Kostenerstattungsprinzip, Be- 
schränkung der Leistungen für Zahn- 
ersatz auf nach 1978 Geborene usw.) 
sind beseitigt. 

Andere Erblasten der liberal-kon- 
servativen Bundesregierung blieben 
hingegen unangetastet: Weder wur- 
de der alte 5 11 6 AFG ( § 146 SGB III) 
wiederhergestellt noch die Fülle seit 
dem Herbst 1982 erfolgter Leistungs- 
kürzungen und Einschränkungen der 
Arbeitnehmer(innen)rechte kompen- 
siert. Schlimmer noch: Die führenden 
Repräsentanten der rot-grünen Koali- 
tion lassen bisher kein Konzept erken- 
nen, das eine substantielle Alternative 
zum Liberalkonservatismus bildet. Die 
neoliberale Hegemonie, eine Gefahr 
für die Demokratie1, existiert vielmehr 
trotz der veränderten Mehrheitsver- 
hältnisse im Bundestag mit gewissen 
Einschränkungen fort. Um sie bre- 
chen zu können, braucht die Linke 
nicht zuletzt überzeugende(re) Ant- 
worten auf die Frage, was aus dem 
Wohlfahrtsstaat werden soll. 

Ziele und Rahmenbedingungen 
eines gesellschaftspolitischen 
Reformprojekts 
Das von Thomas H. Marshall bereits 
um die Mitte des Jahrhunderts be- 
gründete2, neuerdings auch in der 
Bundesrepublik lebhaft diskutierte 
Konzept sozialer Staatsbürgerrechte 
muß nicht zum Bruch mit den Prinzi- 
pien eines Sozialversicherungsstaates 
führen, kann damit vielmehr sinnvoll 
verschränkt werden. Eine soziale 
Bürger(innen)gesellschaft bindet die 
politische Teilhabe ihrer Mitglieder an 
hohe soziokulturelle und materielle 
Mindeststandards, deren Gewährlei- 
stung dem Wohlfahrtsstaat obliegt. 
Auf diese Weise wird soziale Sicher- 
heit bzw. Verteilungsgerechtigkeit 
zum konstitutiven Bestandteil einer 
neuen Form der Demokratie, die 
mehr beinhaltet als den regelmäßigen 
Gang zur Wahlurne, das leidliche 

Funktionieren des Parlaments und die 
Existenz einer unabhängigen Justiz. 

Es kommt darauf an, die Nachtei- 
le des deutschen Sozial(versiche- 
rungs)staatsmodells auszugleichen, 
ohne seine spezifischen Vorzüge 
preiszugeben. Strukturdefekte des 
,,rheinischen" Wohlfahrtsstaates bil- 
den die Spaltung in Sozialversiche- 
rung und Fürsorge (Arbeiter- und Ar- 
menpolitik), die übermäßig starke Lei- 
stungsbezogenheit und - teils sy- 
stemwidrigen - Barrieren gegen Ega- 
lisierungstendenzen (Beitragsbemes- 
sungsgrenzen, Versicherungspflicht- 
grenze in der Krankenversicherung, 
Freistellung geringfügiger Beschäfti- 
gungsverhältnisse von der Versiche- 
rungspflicht bis zur Neuregelung 
1999), die geschleift oder ganz abge- 
schafft werden müßten. Der entschei- 
dende Pluspunkt von Bismarcks Sozi- 
alsystems gegenüber konkurrieren- 
den Modellen eines Wohlfahrtsstaa- 
tes liegt darin, daß seine Leistungen 
keine Almosen/Gratifikationen an Be- 
dürftige und Benachteiligte darstel- 
len, die je nach politischer Opportuni- 
tät vergeben, gekürzt oder sogar ge- 
strichen werden können, sondern 
durch Beitragszahlungen erworbene 
und verfassungsrechtlich garantierte 
Anspruche. 

Der ökonomische Globalisierungs- 
prozeß verdammt die (Sozial-)Politik 
der Nationalstaaten keineswegs zur 
Untätigkeit, wie oft behauptet, son- 
dern Iäßt sich durch Maßnahmen der 
,,Reregulierung" positiv beeinflussen, 
gerade dann, wenn dieser National- 
staat aufgrund seiner Größe, wirt- 
schaftlichen Potenz und außenpoliti- 
schen Beziehungen über so viel 
Macht wie das geeinte Deutschland 
verfügt. ,,Niemand - auch nicht der 
Weltmarkt - kann die Politik in der 
Bundesrepublik daran hindern, auf 
die Globalisierung mit einem gesell- 
schaftspolitischen Reformprojekt zu 
antworten, das wirtschaftliche Mo- 
dernisierung mit sozialer Neugestal- 
tung ~erb indet . "~ 

Kooperation statt Konkurrenz, In- 
klusion statt Exklusion, Öffnung statt 
Schließung nach außen lauten die 
Leitlinien einer Sozialpolitik, die den 
Globalisierungsprozeß nicht ohn- 
mächtig begleitet, sondern seine Im- 
pulse ausnutzt, um das wohlfahrts- 
staatliche Arrangement von national- 
staatlichen Beschränkungen zu be- 
freien. Soll der deutsche Wohlfahrts- 
staat den sich wandelnden internatio- 
nalen und gesellschaftlichen Rahmen- 
bedingungen angepaßt werden, ist 
auf der Finanzierungs- wie auf der 

Was soll aus dem 
Wohlfahrtsstaat 

werden? 
Solidarische Alternativen zum Neoliberalismus 

von Christoph Buttemvegge* 

Leistungsseite anzusetzen. Nötig 
wäre eine Politik der inneren (Sozial-) 
Reform und internationalen Koopera- 
tion anstelle einer verstärkten Konkur- 
renz zwischen Wirtschaftsstandorten. 

Es geht um die ,,fundamentale Re- 
organisation sozialstaatlich organi- 
sierter Solidaritätsbeziehungen", de- 
ren zentraler Bezugspunkt Stephan 
Lessenich zufolge nicht länger Lei- 
stungs-, vielmehr Rechtsverhältnisse 
sein sollten: „Der Sozialstaat kann auf 
Dauer nicht auf der ,dünnen1 Solidari- 
tät der Versicherten, sondern muß 
auf der ,dicken' Solidarität der Be- 
rechtigten aufbauen.'I4 Umgekehrt 
wird jedoch ein Schuh daraus: Nur 
durch Beitragsleistungen geschaffene 
Versicherungsansprüche halten dem 
auch in Zukunft weiter wachsenden 
Kostendruck und massiven politi- 
schen Kürzungsforderungen stand, 
wohingegen steuerfinanzierte Fürsor- 
ge- bzw. Versorgungssysteme die 
Knappheit der öffentlichen Kassen 
viel eher und drastischer zu spüren 
bekommen dürften. 

Es kommt darauf an, 
die Nachteile des 
deutschen 
Sozial(versicherungs)- 
staatsmodells 
auszugleichen, ohne 
seine spezifischen 
Vorzüge preiszuge- 
ben. 

Vermögensabgabe, Mindestlohn 
und ,,MaschinensteuerU - neue 
lnstrumente des Sozialstaates 
Da die Sozialleistungsquote trotz ge- 
stiegener Anforderungen durch die 
Massenarbeitslosigkeit und den ,,Auf- 
bau Ost" im vereinten Deutschland 
zur Jahrtausendwende niedriger war 
als 1975 in der Altbundesrepublik, lie- 
gen die Kardinalprobleme des Wohl- 
fahrtsstaates auf der Einnahmen- und 
nicht der Ausgabenseite. Geld, um sie 
zu beseitigen, ist zwar genug da5, 

* Prof Dr Christoph Butterwegge, geb. 1951, lehrt Politikwissenschaft an 
der Universität zu Köln. Bis zu seinem SPD-Ausschluß 1974175 war er 

Mitglied des Juso-Bezid;svorstandes Westliches Westfalen. 1986 erfolgte der 
Wiedereintritt in die SPD. Aktuell ist von ihm neu erschienen das Buch: 

Wohlfahrtsstaat im Wandel, Probleme und Perspektiven der Sonalpolitik, 
Opladen 1999, DM 33;. 
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de hierin insbesondere von Volker Kasch deutlich unter- 
stützt. Zu oft  werden von verschiedenen europäischen 
Staaten Maßnahmen vorgeschlagen und finanzielle Un- 
terstützung auch von ihrer Durchführung abhängig ge- 
macht, die sich nach Sinn und Inhalt gegenseitig aus- 
schließen. Die Dringlichkeit eines Handlungsbedarfs 
wurde hier überdeutlich. 

Die Diskussion im Forum konzentrierte sich schließlich 
auf die Forderung, Armutsbekämpfung und ausgegliche- 
nere Austauschverhältnisse zwischen dem Norden und 
dem Süden nicht allein in hoffnungsloser Symptombe- 
kämpfung einzelnen Instrumenten zu überlassen, sondern 
eine globale Perspektive einzunehmen. Armutsbekämp- 
fung ist nur möglich durch eine grundlegende Änderung 
in den Weltwirtschaftsbeziehungen. Ein neues Lome-Ab- 
kommen kann und sollte hier zwar einen wichtigen Beitrag 
leisten, entläßt aber nicht aus der Verantwortung, nach 
weitergehenden Lösungen zu suchen. 

Handelspolitische Konfliktlinien 
In der Debatte um die handelspolitischen Vereinbarungen 
wurde schnell deutlich, wo die Konfliktlinien verlaufen: Ge- 

org V. Koppenfels vertrat den 

~i~ lmpuls für eine ~~~~~d~~~~ der von der Europäischen Kommis- 
sion eingebrachten Vorschlag, 

Beziehungen im Sinne gerechterer nach einer fünfjährigen über. 

Handels- und Wirtschaftsbeziehungen gangsfrist Freihandels~onen 
für solche Staaten einzurich- 

wird von dem neuen Vertragswerk ten, die sich hierzu 

nicht ausgehen. lich in der Lage sehen. Alle an- 
dern könnten unter das auf an- 

dere Entwicklungsländer auch angewandte ,Allgemeine 
Präferenzsystem (APS)' gefaßt werden. Das APS hat den 
Vorteil für die Europäer, daß es in weiten Teilen mit den Re- 
gelungen der WTO (Welthandelsorganisation) konform ist 
und ohne Verhandlungen oder Mitspracherecht für die 
AKP-Staaten angewandt werden kann. Die Präferenzen- 
margen liegen unter denen derjetzigen Lome-Abkommen. 

Dieser Vorschlag fand die volle Unterstützung Herrn 
Mencks und die strikte Ablehnung Herrn Gakunus, der Ju- 
sos und des Forums. Mr. Gakunu sprach sich zwar für wirt- 
schaftliche Reformen und eine stärkere Ausrichtung auf 
Freihandel aus, forderte jedoch gleichzeitig nicht nur die 
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Beibehaltung, sondern die Ausweitung des jetzigen Präfe- 
renzsystems und, angesichts der überaus fragilen Ökono- 
mien der AKP-Staaten, eine Übergangsfrist von zehn Jah- 
ren. Die Auseinandesetzung erhitzte sich angesichts der 
konträren Meinungen. Herr Menck und Herr V. Koppenfels 
stützten sich insbesondere auf zwei Argumente: zum ei- 
nen wurde auf den Zwang der MO-Konformität aller han- 
delspolitischen Vereinbarungen hingewiesen und zum an- 
deren die Wirksamkeit von Handelspräferenzen angesichts 
ihrer zunehmenden weltweiten Erosion in Frage gestellt. 
Die anschließende Diskussion, an der sich auch das Forum 
rege beteiligte, machte noch einmal deutlich, daß Ausnah- 
meregelungen und Interpretationen von WO-Regeln ein 
Spiegel machtpolitischer Konstellationen und damit poli- 
tisch verhandelbar sind. Insbesondere von den Jusos wur- 
de darauf hingewiesen, daß Europa sein politisches Ge- 
wicht innerhalb der W O  für eine Ausnahmeregelung ein- 
setzen könne. 

Fazit und Aufgaben 
Abschließend Iäßt sich sagen, daß die Veranstaltung 
wichtige Hinweise auf einen möglichen Verhandlungsver- 
lauf gegeben hat. Die AKP-Staaten werden bei der Dis- 
kussion um Good Governance, Demokratie und Men- 
schenrechte einlenken und die europäischen Vorgaben 
mit Hinweis auf den Bedarf einer klaren Definition akzep- 
tieren. Umgekehrt werden die Europäer sich im handels- 
politischen,Bereich auf einen Kompromiß einer längeren 
Frist für den Übergang der Präferenzbeziehungen zu Frei- 
handelszonen einlassen, ohne allerdings auf eine klare 
Zusage für ihre Einrichtung zu verzichten. Ein Impuls für 
eine Neuordnung der Beziehungen im Sinne gerechterer 
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen wird von dem 
neuen Vertragswerk nicht ausgehen. So wie auch die Be- 
ziehungen zwischen den beiden Ländergruppen für die 
Europäer weiter an Gewicht verlieren werden. Umgekehrt 
nimmt Europa an Wichtigkeit für die AKP-Staaten zu, da 
diese Ländergruppe für sie immer noch und immer mehr 
der Hauptansprechspartner ist. Auch hier zementiert sich 
das Ungleichgewicht. 

Die Hegemonialstellung der USA innerhalb der WTO ist 
in dem Bananenkonflikt erneut deutlich geworden. Dies 
wird sich auch auf die Beziehungen zwischen den AKP- 
Staaten und Europa auswirken. Immer da, wo Vereinba- 
rungen aus den Lome-Abkommen wirtschaftspolitische In- 
teressen der USA berühren, werden sie Widerspruch einle- 
gen. Dies betrifft z.B. die Sonderprotokolle für Abnahme- 
garantien von Rindfleisch zwischen den beiden Länder- 
gruppen. Hieraus ergeben sich für Jusos u.a. folgende Auf- 
gaben: zum einen müssen die AKP-Staaten in ihren Forde- 
rungen nach gerechteren Austauschbeziehungen unter- 
stützt werden. Zum anderen müssen wir uns für eine Wirt- 
schaftspolitik im nationalstaatlichen und europäischen 
Raum einsetzen, die die lnstrumentalisierung sogenannter 
Dritte-Welt-Staaten" für Markteroberungsstrategien euro- 
päischer und anderer Staaten beendet. Unsere Forderun- 
gen müssen sich auf die Regulierung internationaler Fi- 
nanzströme, aber auch auf die Reform der W O  konzen- 
trieren. Unser Blick muß auf eine globale Neuordnung ge- 
richtet sein. Politische Spielräume hierfür sind gering. Wir , 

müssen Druck auf die entsprechenden Regierungsvertreter 
ausüben und daneben Strategien entwickeln, die den ge- 
sellschaftlichen Konsens, der sich um die aktuelle Wirt- 
schaftspolitik gründet, aufbrechen helfen und Verbündete 
für eine grundlegende Richtungsänderung zuallererst im  
Norden finden. SPW 
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Zielkulisse für die verschiedenen, bis- 
her nebeneinander agierenden Fonds 
(Regionalfonds, Sozialfonds und Land- 
wirtschaftsfonds) entwickelt, die drei 
regionale und zwei horizontale - also 
gemeinschaftsweit geltende - Ziele 
umfaßte. Im horizontalen Ziel 3 konn- 
ten Ausbildungsmaßnahme, berufli- 
che Fortbildungsangebote sowie Maß- 
nahmen zur Schaffung von zusätzli- 
chen bzw. zur Stabilisierung von vor- 
ha-ndenen Beschäftigungsverhältnis- 
sen gefördert werden. Zielgruppen in 
diesem Zusammenhang waren Lang- 
zeitarbeitslose, Frauen mit familienbe- 
dingter Berufsunterbrechung, Wan- 
derarbeitnehmerlinnen und Behinder- 
te. Mit dem ebenfalls horizontal ange- 
legten Ziel 4 wurde die berufliche Qua- 
lifizierung arbeitsloser Jugendlicher 
fortgesetzt. Bezüglich der regionalen 
Ziele 1,2 und 5b hatte der ESF die Auf- 
gabe, den wirtschaftlichen Umstruktu- 
rierungsprozeß arbeitsmarktpolitisch 
zu begleiten. 

Völlig verändert wurden durch die 
Reform von 1988 auch die Förde- 
rungsvoraussetzungen u n d  -verfah~ 
ren. Eingeführt wurde in diesem Zu- 
sammenhang das Kriterium der Zu- 
sätzlichkeit. So sollten EG-Förderun- 
gen nur zusätzlich zu und nicht an- 

statt von nationalen Mittel eingesetzt 
werden. In einem neuen Planungs- 
und Steuerungsprozeß sollten im 
,,partnerschaftlichen Dialog" zwi- 
schen Regionen, Mitgliedstaaten und 
der Kommission sowie unter Beteili- 
gung der Sozialpartner die Förder- 
schwerpunkte ausgewählt und deren 
Umsetzung begleitet werden. 

Kaluza sieht in der Debatte um die 
Reform des ESF 1988 vier Hauptkon- 
fliktlinien. So wirkten weiterhin die 
schon zuvor dargestellte ,,Ausgleichs"- 
und ,,Gestaltungskonflikte". Dazu ka- 
men nun ein ,,Zuständigkeitskonflikt" 
(Regelung der Mittelvergabe) und die 
,,Fondskonkurrenz". Im Rahmen der 
Fondskonkurrenz kam es - nach Ana- 
lyse der Autorin - zu einem relativen 
Bedeutungsverlust des ESF gegenüber 
dem Regionalfonds. „Die praktizierten 
wirtschaftspolitischen Ansätze des 
EFRE deckten sich mit dem politischen 
mainstream, sie paßten zum neolibe- 
ralen lntegrationsweg der Gemein- 
schaft. Favorisiert wurde nämlich eine 
angebotsorientierte Wirtschaftspolitik, 
die die Unternehmen zu gezielten An- 
siedlung in benachteiligten Regionen 
(z.B. durch das Angebot von günsti- 
gen Gewerbeflächen) bzw. zu produk- 
tiven lnvestionen (z.B. durch Beihilfen) 

anreizen sollten" (S. 109). Um den ESF 
für diese Logik passend zu gestalten, 
wurde seine Funktion mit dem Begriff 
,,Humankapitalförderung" gefaßt und 
inhaltlich dahingehend umrissen, daß 
über die Aktivitäten des ESF geeignete 
Arbeitskräfte für die Wirtschaft bereit- 
gestellt werden sollten. Damit wurde 
der ESF weniger zu einem sozialpoliti- 
schen als zu einem lnstrument der 
Wirtschaftsförderung und stand damit 
gleichzeitig in Konkurrenz zu den tra- 
ditionellen Maßnahmen der Wirt- 
schaftsförderung. 

In der gleichen Linie steht die Lö- 
sung des Ausgleichskonflikts bei der 
Reform 1988: die regionalen Förder- 
komponenten wurde gegenüber den 
gemeinschaftsweiten aufgewertet. 
Diese Tendenz wirkte sich wiederum 
auf den Gestaltungskonflikt aus. Wäh- 
rend in den regionalen Förderung ein 
wirtschaftsorientiertes Modell der Ar- 
beitsförderung unter dem Stichwort 
der Humankapitalförderung dominier- 
te, fanden sich die sozial- und gleich- 
stellungspolitischen Ansätze in den 
horizontalen Zielen 3 und 4. Die Rege- 
lung der Zuständigkeit für die Mittel- 
vergabe führte zu gegenläufigen Er- 
gebnissen: ,,In der Zielförderung wa- 
ren die Entscheidungskompetenzen 

Mit der Reform 7 988 
wurde der ESF 
weniger zu einem 
sozialpolitischen als 
z u  einem Instrument 
der Wirtschaftsför- 
derung und  stand 
damit gleichzeitig i n  
Konkurrenz zu den 
traditionellen 
Maßnahmen der 
Wirtschaftsförde- 
rung. 
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zwischen Kommission, Mitgliedstaa- 
ten und Regionen gesplittet, wobei die 
regionale Ebene an Einfluß gewann. 
Die Kommission sicherte sich demge- 
genüber eine dominante Entschei- 
dungsposition bei der Entwicklung 
und Umsetzung von Gemeinschaftsin- 
itiativen" (S. 11 1). Die Funktionskon- 
kurrenz des ESF wurde folgend Kaluza 
auch nach der Reform von 1988 fort- 
gesetzt, allerdings gelang es erstmals, 
eine stärkere Konzentration auf weni- 
ger Schwerpunkte vorzunehmen. 

Erneute Reform 1993 
Im Kapitel III analysiert Kaluza den Re- 
formprozeß von 1993. Im Gegensatz 
zu den vergangenen Debatten zeich- 
nete sich dieser Umgestaltungspro- 
zeß durch eine breite Beteiligung ver- 
schiedenster politischer Akteure und 
Institutionen aus. Die Diskussion ent- 
zündete sich neuerlich am regionalen 
Ausgleichskonflikt, der durch die Re- 
form von 1993 in einer weiteren stär- 
keren Akzentuierung der Regionalför- 
derung gegenüber einer gemein- 
schaftsweiten, horizontalen Förde- 
rung innerhalb der Strukturpolitik der 
EG mündete. In der gleichen Linie 
steht der Bedeutungsverlust des ESF 
gegenüber dem Regionalfonds. So 
sank der ESF-Anteil an den gesamten 
strukturpolitischen Ausgaben von 
35% auf 30% (vgl. S. 131). Während 
es 1988 gelungen war, eine inhaltli- 
che Konzentration der Mittel vorzu- 
nehmen, wurden 1993 wieder - auch 
bedingt durch das nunmehr verbrei- 
terte Akteursnetzwerk - unterschied- 
lichste Gestaltungsaufgaben aus in- 
dustrie-, sozial- und gleichstellungs- 
politischen Begründungszusammen- 
hängen an den ESF herangetragen. 
Die industriepolitischen Anliegen 
konnten sich -wenn auch in der Pra- 
xis wenig effektiv - durch die Neufor- 
mulierung des Ziel 4 durchsetzen. 
Dieses umfaßte nun die Anpassung 
der Arbeitskräfte an die industriellen 
Wandlungsprozesse und an Verände- 
rungen des Produktionssystem durch 
Bildungsmaßnahmen. 

Damit wurde der ESF - wie Kaluza 
festhält -faktisch für alle Beschäftigten 
des produzierenden Gewerbes geöff- 
net. Dies stand allerdings in krassem 
Gegensatz zur relativ begrenzten Fi- 
nanzausstattung. Verbreitert wurde 
auch das neuformulierte Ziel 3, das 
neben den schon bisher erfaßten Ziel- 
gruppen ,,Langzeitarbeitslose" und 
,,Jugendliche3', nun auch die breit defi- 
nierte Gruppe der „vom Arbeitsmarkt 
Ausgegrenzten" umfaßte. Die gleiche 
Stoßrichtung hatte die vorgenomme- 
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ne Auffächerung der Interventionsar- 
ten. In Hinblick auf die Veränderung 
der administrativen Verfahren kam es 
einerseits zu einer höheren inhaltlichen 
Flexibilität, die mit einer verstärkten 
Kontrolle durch die Dienststellen der 
Kommission einherging. Den inhaltli- 
chen Gestaltungsspielraum sicherte 
sich die Kommission weiterhin über die 
Gemeinschaftsinitiativen. 

Bilanz der Rolle des ESF 
Die faktischen Erfolge der ~eformen 
seit 1988 betrachtend, kommt Kaluza 
zu dem Ergebnis, daß das wichtigste 
Ziel der ESF-Förderung - der Abbau 
der Arbeitslosigkeit - in den letzten 
beiden Föderperioden nicht erreicht 
wurde. ,,Angesichts des Ausmaßes der 
Arbeitslosigkeit hatten die ESF-Mittel 
kaum einen Effekt auf die Entwicklung 
in diesem Bereich. Die jeweils nationa- 
le Politik blieb entscheidend für die 
Entwicklung am Arbeitsmarkt" (S. 
152). Auch bezogen auf einzelne För- 
derschwerpunkte zeigt sich eine eher 
negative Bilanz: So entwickelte sich die 
Arbeitsmarktsituation in den einzelnen 
Regionen auseinander. Die Differenz 
zwischen den geschlechtsspezifischen 
Arbeitslosenquoten blieb bestehen 
und die Jugendarbeitslosigkeit ist mit 
einem EU-Durchschnitt von 21 % noch 
immer sehr hoch. 

Wie Kaluza aber in ihrem IV. Kapitel 
- einem Exkurs über den Stellenwert 
des ESF in der deutschen Arbeitsförde- 
rung - deutlich macht, gingen aber 
dennoch positive Impuls für die natio- 
nale Arbeitsmarktpolitik vom ESF aus. 
Neben einer durchaus quantitativen 
Bedeutung dieser Förderung für einige 
Regionen (etwa die ,,neuen" Bundes- 
länder) sind v.a. qualitative Aspekte zu 
nennen. So wurden durch diese euro- 
päische Förderung Ansätze einer Ver- 
bindung von Arbeitsmarkt- und Wirt- 
schaftspolitik hergestellt, die zuvor in 
der deutschen Politik nicht praktiziert 
wurden. Durch den ESF war es dar- 
über hinaus - im Gegensatz zur bun- 
desdeutschen Arbeitsmarktpolitik - 

möglich, Qualifizierungs- und Beschäf- 
tigungsmaßnahmen zu kombinieren, 
sowie innovative Maßnahmen (z.B. 
mit Kinderbetreuung für ,,Berufsrück- 
kehrerinnen") anzubieten, die eben- 
falls aus nationalen Mittel aufgrund 
der Förderungslogik des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes nicht durchführbar ge- 
wesen wären. 

Kaluzas Arbeit stellt einen gewinn- 
bringenden Beitrag für die Debatte um 
das Soziale Europa dar. Das Buch emp- 
fiehlt sich für alle Europainteressierten 
aus Theorie und Praxis. SPW 
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m 29. Februar 2000 läuft das inzwischen vierte A Lome-Abkommen zwischen der EU und den AKP- 
Staaten aus. Es regelt die handels- und entwick- 

lungspolitischen Beziehungen zwischen den 1 5  EU-Mit- 
gliedern und der Gruppe von 71 Staaten Afrikas, der Kari- 
bik und des pazifischen Raumes. Die Verhandlungen um 
ein fünftes Abkommen sind in vollem Gang. Die Positionen 
der Verhandlungspartner weichen zum Teil erheblich von- 
einander ab. 

Vor diesem Hintergrund fand am 6. März in der nieder- 
sächsischen Landesvertretung in Bonn eine von den Jusos 
organisierte Konferenz statt. Ziele der Veranstaltung wa- 
ren, die Konfliktlinien zwischen den beiden Ländergruppen 
aufzuarbeiten, eine weitere informelle Klärung zu ermögli- 
chen und unser Anliegen für die Verhandlungen deutlich 
zu machen: den Lome-Prozess für eine neue europäische 
Initiative in der Entwicklungszusammenarbeit zu nutzen 
und Forderungen nach gerechteren Weltwirtschaftsbezie- 
hungen Nachdruck verleihen. 

Eingeladen waren als Vertreterlnnen aus der Wissen- 
schaft, Politik und NGO (Nichtregierungsornaisationen): 
Christiane Kesper (FES), Volker Kasch (VENRO -Verband 
entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisationen), 
Tsigereda Walelign (EP-Belgien) und Dr. Karl Wolfgang 
Menck (HWWA). Für die Jusos saßen Axel Kuhlmann und 
Daniel Reymann auf dem Podium (Moderation: Dirk Berg- 
rath und Markus Schömmel). Darüber hinaus waren Re- 
präsentanten der beiden Verhandlungspartner vertreten: 
Helmut Lehne, Referatsleiter des EU-Referats im BMZ und 
durch die deutsche EU-Präsidentschaft federführend an 
den aktuellen Verhandlungen beteiligt, sowie Heinrich V. 
Koppenfels, Referatsleiter des Referats Handels- und Roh- 
stoffpolitik im BMZ, sprachen für die deutsche und damit 
in weiten Teilen auch europäische Position. Mr. Ng'andu 
Peter Magande, Generalsekretär des Brüsseler AKP-Sekre- 
tariats, und Mr. Peter Gakunu, Chief of Trade and Customs 
Division, legten die Positionen der AKP-Gruppe dar. 

Die Veranstaltung war in zwei thematische Blöcke un- 
terteilt. Im ersten Block wurde in der Hauptsache der von 
der EU anvisierte und in ein neues Abkommen zu integrie- 
rende politische Dialog diskutiert. Im zweiten Block stan- 
den die zukünftigen handelspolitischen Vereinbarungen 
im Vordergrund. 

Neuer polit ischer Dialog 
Die Schwerpunkte der Auseinandersetzung in den Ver- 
handlungen um einen neuen politischen Dialog, welcher 
Good Governance, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die 
Einhaltung von Menschenrechten in den Mittelpunkt eines 
neuen Abkommens stellt, spiegelten sich auch in den 
Statements der Podiumsteilnehmenden wider. Die AKP- 
Staaten haben die Forderungen der Europäer nach An- 
wendung dieser Prinzipien längst akzeptiert - Mr. Magan- 
de hat dies noch einmal deutlich zum Ausdruck gebracht. 
Dennoch sind viele Fragen ungelöst und bedürfen einer 
Antwort: welche Kriterien sollen angewandt werden um 
die ,bonne eleves' von den schlechten zu unterscheiden, 
wie sind die noch nicht festgelegten Kriterien durchzuhal- 
ten und anzuwenden? In diesem Zusammenhang wandte 
sich Mr. Magande noch einmal mit Nachdruck gegen jede 
Form der Konditionalität. Herr Lehne sicherte ihm dies 
auch zu und betonte, daß der Verhandlungsverlauf um die 
Frage des neu zu installierenden politischen Dialogs noch 
offen sei. 

Ein weiterer Punkt, der in dieser Diskussion immer wie- 
der eine Rolle spielte, ist die Frage nach einer stärkeren Ein- 
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lungspolitischem Impuls 
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beziehung eines erweiterten Akteurkreises. Sollen z.B. im 
Zuge der Diskussion um eine stärkere Einbindung der Zivil- 
gesellschaft NGO's in die Verhandlungen direkt miteinbe- 
zogen sein oder soll ihnen lediglich ein Beobachterstatus 
zugesprochen werden? Wie können auch private Unter- 
nehmen stärker von den Instrumenten und Möglichkeiten 
eines neuen Abkommens profitieren? Insbesondere Mr. 
Magande sprach sich dafür aus, den privaten Sektor stär- 
ker in ein zukünftiges Abkommen einzubinden. Er verwies 
aber auch auf die Schwierigkeiten vieler afrikanischer Staa- 
ten, zwischen den vielen kleinen vorhandenen Gruppierun- 
gen und für eine Zusammenarbeit relevanten NGO's zu 
unterscheiden. Eine Einbindung von NGO's wurde von ihm 
eher skeptisch betrachtet. Auch Christiane Kesper (FES) ver- 
wies darauf, daß eine direkte Einbindung von NGO's die 
Verhandlungen erschweren würde. 

Schwierig an der Diskussion war, daß keineIr der Betei- 
ligten deutlich gemacht hat, was gemeint ist: soll mit der 
0.g. Forderung eine größere Beteiligung aller an politi- 
schen und wirtschaftlichen Prozessen sowie an den kultu- 
rellen, sozialen und ökonomi- 

schen verbunden Zu oft  wird versucht, ein auf westli- 
werden, oder geht es darum, 
einen erweiterten Akteurkreis chen Gesellschaftsmodellen basieren- 
für ein effizienteres Funktionie- des Demokratieverständnis auf die 
ren der durch Entwicklungshil- 
fe vorgegebenen Maßnahmen Gesellschaften der AKP-Staaten zu 
heranzuziehen, ohne daß da- übertragen, ohne die ihnen zugrunde 
mit die zivilgesellschaftliche 
Ebene gestärkt wird? Hier zeigt liegenden Bedingungen zu beachten. 

sich ein weiteres Problem, das 
sowohl von Mr. Magande als auch von Jusos eingebracht 
wurde: zu oft wird versucht, ein auf westlichen Gesell- 
schaftsmodellen basierendes Demokratieverständnis auf 
die Gesellschaften der AKP-Staaten zu übehragen, ohne 
die ihnen zugrunde liegenden Bedingungen zu beachten. 

Kohärenz u n d  Koordinierung der europäischen 
Entwicklungszusammenarbeit 
Eine wichtige Rolle nahm in der Diskussion die Frage 
nach einer stärkeren Kohärenz und Koordinierung der 
europäischen Maßnahmen in der Entwicklungszusam- 
menarbeit ein. Zum einen stellte Herr Lehne dies als 
Kernpunkt jetziger und zukünftiger europäischer Ent- 
wicklungspolitik heraus, zum andern schilderte Mr. Ma- 
gande eindrucksvoll die Absurdität des entwicklungspo- 
litischen Geschehens an konkreten Beispielen und wur- 
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Bundesrepublik Deutschland eine Streichung von bis zu 
1.5 Milliarden DM Altschulden; 
2. sollen überstaatliche Gläubiger wie Weltbank, IWF und 
der Pariser Club als Zusammenschluß der westlichen Gläubi- 
gerländer Schuldenlasten bereits dann deutlich mindern, 
wenn die Schuldnerländer drei Jahre lang (anstatt wie bisher 
sechs Jahre) eine sozial verantwortungsvolle, zukunftsorien- 
tierte Wirtschaftspolitik nachweisen können und 
3. sieht die Entschuldungsinitiative vor, daß bei staatlich ver- 
bürgten Handelsforderungen in Ausnahmefällen die Ober- 
grenze des Schuldenerlasses von bisher maximal 80 Prozent 
auf 100 Prozent angehoben wird. Dadurch können den 
ärmsten Ländern von der Bundesregierung noch einmal bis 
zu 1,4 Milliarden DM an Schulden gestrichen werden. 

(3) Die Globalisierung mit ökologischer Moderni- 
sierung verbinden 
Der lndustrialisierungsprozeß kann in der derzeitigen Form 
nicht global fortgesetzt werden. Bei Ausdehnung der indu- 
striegesellschaftlichen Produktions- und Konsumweisen auf 
alle Regionen der Erde würde eine nicht wieder gut zu ma- 
chende Zerstörung der natürlichen Lebensbedingungen ein- 

treten mit den Folgen entspre- 

Die Verständigung zwischen den ~ ~ 1 -  chender sozialer Katastrophen. 
Das bedeutet, daß die interna- 

turen wird eine der Voraussetzungen tionalen Umweltvereinbarun. 

sein, um vernünftige und Zukunfts- gen (z.B. die Klimakonferenzen) 
umgesetzt und auch die Be- 

fähige Formen des Zusammenlebens schlußempfehlunqen der Rio. 
auf dem Planeten Erde zu ermögli- Konferenzvon 1992 (,,~genda 

21 ") ernster als in der Vergan- 
chen. genheit genommen werden. Es 

gibt bereits weitgehend funktionierende internationale Um- 
weltregime, so z.B. in den Bereichen der Klimaveränderung, 
der Bekämpfung der Wüstenbildung, der biologischen Viel- 
falt und Schutz der Ozonschicht. 

Es wird aller Voraussicht nach nicht genügen, wenn die 
Entwicklungsländer auf dem Niveau von Umweltstandards 
produzieren, das heute in den Industrieländern erreicht ist. 
Internationale Vereinbarungen müßten auch die gegen- 
wärtige Produktionsweise der Industrieländer umorientie- 
ren, die die größten Energieverbraucher und Schadstof- 
femmitenten sind. Die entscheidende Frage dabei ist, wie 
unter den Bedingungen der sozialen Marktwirtschaft 
durch internationale Verträge eine Umorientierung auf 
,,nachhaltige Entwicklung" erreicht werden kann. 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

In der Europäischen Union gibt es bereits eine funktio- 
nierende und im Prinzip verbindliche Umweltpolitik, die in 
über 200 Richtlinien und Verordnungen ihren Niederschlag 
gefunden hat. Dieser Rechtsrahmen schützt die Wirt- 
schaftsunternehmen vor Preisnachteilen durch Umwelt- 
schutzmaßnahmen. Trotz einiger Umsetzungsdefizite der 
europäischen Umweltpolitik z.B. bei schleppenden Anhö- 
rungs- und Klageverfahren von Bevölkerungsgruppen „vor 
Ort" können die im Prinzip funktionierenden Demokratie- 
strukturen für einen wirksamen Umwelt-schutz auch Vor- 
bildcharakter für andere regionale Zusammenschlüsse be- 
kommen, um weltweit von unverbindlichen politischen 
Zielformulierungen zu wirksamen Umweltschutzmaßnah- 
men zu kommen. 

(4) Globalisierung mit interkultureller Verständi- 
gung verbinden 
Heute kann sich kaum eine Gesellschaft der Dynamik der wirt- 
schaftlichen Globalisierungsprozesse entziehen. Wirtschaftli- 
che, politische und soziale Entscheidungen werden zuneh- 
mend stärker auch auf die kulturellen Identitäten in einzelnen 
Gesellschaften und Regionen Auswirkungen haben. Die Ver- 
ständigung zwischen den Kulturen wird aber eine der Voraus- 
setzungen sein, um vernünftige und zukunftsfähige Formen 
des Zusammenlebens auf dem Planeten Erde zu ermöglichen. 
Wo es nicht gelingt, die Menschen aus der Armut zu befreien 
sowie ihnen eine menschenwürdige Lebensperspektive zu 
geben und darauf aufbauend ihre geistigen Potentiale und 
Qualitäten zu entfalten, kann es keine vernünftige Verständi- 
gung geben, die die Grenzen der Nationalstaaten, Regionen 
und Kulturen überschreitet. Und wenn es nicht gelingt, die 
Einsicht in diese Zusammenhänge in eine politische Vernet- 
zung und Entwicklungsdynamik im globalen Rahmen umzu- 
setzen, werden mit der übrigen Welt auch die Industriegesell- 
schaften nicht zukunftsfähig sein. 

Die globalen Kommunikationsmöglichkeiten durch 
neue Technologien führen zwangsläufig zu einem ver- 
mehrten Austausch zwischen den Kulturen: Versatzstücke 
anderer Kulturen werden in die eigene integriert und erge- 
ben eine wachsende Vielfalt von Verhaltensmustern und 
Werten. Die interkulturelle Verständigung ist eine Grundla- 
ge von Kommunikation und Konsensfindung und kann 
dazu führen, die Welt auch mit den Augen der Menschen 
anderen Kulturen zu sehen, deren Perspektive auch in das 
eigene Denken mit einzubeziehen ist, um gemeinsame Lö- 
sungswege für die Zukunftsprobleme zu finden. 

Insgesamt haben sowohl der Koalitionsvertrag als auch 
die neuen Akzente die Entwicklungspolitik gestärkt. Als eine 
auf globale Prozesse und Rahmenbedingungen orientierte 
Politik wird die Entwicklungspolitik zu einer neue Qualität 
der internationalen Zusammenarbeit beitragen. Wir können 
bereits einen Wandel des Verständnisses über den Stellen- 
wert, Funktion und Aufgaben der Entwicklungspolitik fest- 
stellen. Bei der Mitgestaltung der Weltordnungspolitiksollte 
Deutschland sein Gewicht als weltwirtschaftlich bedeuten- 
des Land einbringen und sich darum bemühen, den euro- 
päischen Integrationsprozeß als Modell für eine globale so- 
ziale und ökologische Marktwirtschaft auszubauen. 

Unsere Sicherheit hängt mehr denn je davon ab, inwie- 
weit es gelingt, politisch international das umzusetzen, was 
Willy Brandt in dem Bericht der Nord-Süd-Kommissiom be- 
reits vor über 20 Jahren schrieb: ,,Noch nie hat die Mensch- 
heit über so vielfältige technische und finanzielle Ressourcen 
verfügt, um mit Hunger und Armut fertig zu werden. Die 
gewaltige Aufgabe Iäßt sich meistern, wenn der notwendi- 
ge gemeinsame Wille mobilisiert wird." SPW 

EUROPA UND DIE LINKE 

B is vor weniger als zehn Jahren Lande gerichtete angelegt.* Letztlich 
war die Kommunistische Partei setzte sich bekanntlich die Variante 
der Sowjetunion (KPdSU), aus Stalins durch. 

der 1993 die Kommunistische Partei Dies hatte profunde Verände- 
der Russische Föderation (KPRF) her- rungen des politischen und sozialen 
vorging, für viele Linke im Westen wie 
in der Peripherie der Inbegriff für so- 
zialistische Politik, Internationalismus 
und Fortschritt. Nach den offiziellen 
Darstellungen der Politik der KPdSU, 
der entscheidenden politischen Kraft 
der Sowjetunion, und der Wahrneh- 
mung ihrer theoretischen Prämissen 
und ihrer internationalistischen Au- 
ßendarstellung erscheint es erstaun- 
lich, welche Politik heute von der KPRF 
durch ihre Spitzenfunktionäre, aber 
auch an der Basis vertreten wird. 

In diesem Artikel soll zum ersten 
versucht werden, grob die theoreti- 
sche Entwicklung von den Bol'Seviki 
des beginnenden 20. Jahrhunderts 
zur nationalistischen Partei KPRF in 
den neunziger Jahren zu skizzieren. 
Zweitens soll der ideologische Rah- 
men, in dem sich die KPRF derzeit be- 
wegt, abgesteckt werden. Drittens 
wird eine Prognose der Entwicklung 
der Kommunistischen Partei in Ruß- 
land gegeben. 

Von Lenin zu Stalin 
Zunächst zur ideologischen Ent- 
wicklung der Kommunisten in Ruß- 
land und der Sowjetunion: Die vor- 
revolutionären Bol'Seviki definierten 
sich als bewußt begrenzt gehaltene 
Gruppe, die mit Hilfe einer revolu- 
tionären Theorie, basierend auf ei- 
ner spezifischen Interpretation des 
Marxismus, den Umsturz der herr- 
schenden Verhältnisse in Rußland 
anstrebten. Wegen eines bis heute 
nicht völlig klaien, ausgesprochen 
komplexen Prozesses gelang dies 
191 7 und in den folgenden Jahren 
bis zur Stabilisierung der sowjeti- 
schen Herrschaft Mitte der zwanzi- 
ger Jahre. 

Zunächst ist zur Theorie der 
Bol'Seviki, wie sie grundlegend - 
aber nicht ausschließlich -von Lenin 
formuliert worden war, zu bemer- 
ken, daß sie den revolutionär-eman- 
zipativen und internationalistischen 
Anspruch des Marxismus mit der 
Konzeption der nationalen Befreiung 
verband. D.h. die bolschewistische 
Theorie war auch immer ein auf na- 
tionale Befreiung gerichtetes Denk- 
konstrukt.' Insofern waren in dem 
Diskurs der von Lenin geprägten KP- 
Führung sowohl die internationalisti- 
sche Variante Trockijs als auch die 
auf die innere Stabilisierung im Sinne 
des Stalinschen Sozialismus in  einem 

Charakters der KPdSU zur Voraus- 
setzung. Erstens muß hier im Auge 
behalten werden, daß die Bol'Seviki 
mit  der Übernahme des russischen 
Staates, der letztlich - entgegen Le- 
nins Konzeption von der Revolution3 
- nicht zerschlagen wurde, ihren 
Charakter als revolutionäre Partei 
sukzessive verloren. Zweitens war 
die Revolution im Westen stecken- 
geblieben und diese Entwicklung 
führte zur Isolation der ökonomisch 
ruinierten UdSSR. Drittens, dies ist 
vielleicht der wichtigste Grund, die 
Partei änderte ihre soziale Zusam- 
mensetzung, da sie mit der Macht- 
übernahme und verstärkt seit der 
Mitte der zwanziger Jahre ihre Mit-  
gliedschaft um ein Vielfaches ver- 
größerte und damit die alten, inter- 
nationalistisch und vom Exil gepräg- 
ten Bol'Seviki, die zudem häufig jü- 
discher Herkunft waren, zu einer 
verschwindenden Minderheit wur- 
den, die in den Fraktionskämpfen 
der zwanziger Jahre relativ schnell 
ausgeschaltet werden konnten. Die 
Mitgliedschaft wurde seitdem zum 
großen Teil von Verwaltungsfunk- 
tionären bestimmt. Auch die seit 
der Kollektivierung der Landwirt- 
schaft und der einsetzenden Indu- 
strialisierung stattfindende Einbin- 
dung der ländlichen Bevölkerung in 
den sowjetischen Staat begünstigte 
eine soziale Veränderung der 
KPdSU, die eine nationalistische 
Theorieentwicklung im russisch-na- 
tionalistischen Sinne begünstigte. 

Sowjetisch = russisch 
Die KPdSU war in den Dreißigern 
schlichtweg nicht mehr die Partei der 
Bol'Seviki der Zwanziger. Sie war 
nicht mehr geprägt von Internatio- 
nalisten, sondern von einer weitge- 
hend mit dem Ausland unbekann- 
ten, xenophoben und antisemiti- 
schen Masse von unmittelbar der 
Bauernschaft entstammenden Mit-  
gliedern. Die theoretische Begünsti- 
gung durch die nach innen gerichte- 
te, von Stalin formulierte Theorie, 
führte letztlich im Terror der späten 
dreißiger Jahre und begünstigt durch 
die außenpolitische Bedrohung zu 
einer weitgehenden Zurückdrän- 
gung von internationalistischen Posi- 
tionen. Die russischeTradition wurde 
stärker akzentuiert, die Russen wur- 
den nun das führende unter den VöI- 

Russischer 
Nationalismus 
in rotem Tuch 

Die russischen Kommunisten der neunziger Jahre 

von Frank Schauff* 

kern der UdSSR.4 Der verhaßte Trok- 
kij wurde zum ,,Juden Trockij", der in 
manchen sowjetischen Karikaturen 
der dreißiger Jahre eine ähnliche Dar- 
stellung erfuhr wie Juden in Hitlers 
Deut~chland.~ 

Der Sieg im Zweiten Weltkrieg, 
der im Russischen der Große Vater- 
ländische Krieg ist, die neue strate- 
gische Position der UdSSR als Welt- 
und Atommacht, die Szenarien ei- 
ner ökonomischen Entwicklung, die 
helfen sollte, den Westen bis 1980 
einzuholen und zu übertreffen, die 
Expansion des Einflusses auf Osteu- 
ropa und in einer steigenden Zahl 
von Ländern der kapitalistischen Pe- 
ripherie, all dies verstärkte das weit 
verbreitete Gefühl des Nationalis- 
mus, der v.a. russisch geprägt war. 
Auch wenn die Linke im Westen 
dies nicht wahrhaben wollte, so war 
das Adjektivsowjetisch für viele rus- 
sische Kommunisten gleichbedeu- 
tend mit russisch. Diese Tatsache 
wurde v.a. dadurch kaschiert, daß 
westliche Ausländer i.d.R. nicht mit 
anderen als höheren Funktionären 
der KPdSU zusammentrafen, die 
ihre Lektion der internationalisti- 
schen Rhetorik gelernt hatten. In 
der Provinz oder in den niederen 
Rängen der Parteifunktionäre war 
der Nationalismus ebenso stark ver- 
ankert, wie der Marxismus ignoriert 
wurde. Auch waren die theoreti- 
schen Ausarbeitungen der meisten 
sowjetischen Sozialwissenschaftler 
weniger von dem Ziel geprägt, in 
marxistischer Sicht die Welt zu er- 

Auch wenn die Linke 
irn Westen dies nicht 
wahrhaben wollte, 
so war das Adjektiv 
sowjetisch für viele 
russische Kornrnuni- 
sten gleichbedeu- 
tend mi t  russisch. 

* Frank Schauff. Koln, Historikec Jugendbildungsreferent der Jusos 
Mittelrhem, schreibt seine Disseflation zur sowjetischen Geschichte. 
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In der historischen 
Betrachtung durch 
Zjuganov wird die 

russische Geschichte 
eher durch Kontinui- 
täten geprägt, denn 
durch den Bruch der 

Oktoberrevolution. 

klären und fortschrittliche Wege zur 
Menschheitsentwicklung zu entwik- 
keln, als vielmehr die Stärkung der 
sowjetischen und d.h. häufig genug 
russischen Staatlichkeit zu garantie- 
ren.6 

Von der KPdSU zur KPRF 
Mit  dem Zusammenbruch der 
UdSSR und dem Zerfall der KPdSU 
gelang es einem großen Teil der 
führenden Kommunisten, sich in 
der ein oder anderen Weise in die 
neuen gesellschaftlichen Bedingun- 
gen des brutalen und rudimentären, 
da peripheren Kapitalismus russi- 
scher Prägung einzupassen und 
schnell die ideologische Seite zu 
wechseln. Für viele blieb, und das ist 
das Verbindende in der russischen 
politischen Landschaft heute, die 
Identifikation mit Rußland als Groß- 
macht, die nicht erst im Dezember 
1991 geboren wurde. 

Die KPRF, die 1993 gegründet 
wurde, hat v.a. die Gruppe von Mit- 
gliedern in sich aufgenommen, für 
die Kommunismus neben der Ver- 
staatlichung der Produktionsmittel 
und einer gewissen sozialen Absiche- 
rung, eben auch russische Hegemo- 
nie im eigenen Land, in Osteuropa 
und gegenüber dem Westen bedeu- 
tete. Dies führte bereits Anfang der 
neunziger Jahre in der russischen Po- 
litik zu einer Zusammenführung der 
Kommunisten mit extrem nationali- 

stischen und z.T. faschistischen 
Gruppierungen, die sich in einer 
Volkspatriotischen Front zusammen- 
schlossen, die bis heute ein von der 
KP dominiertes politisches Bündnis 
darstellt.' 

Die KPRF bewegt sich seit mehre- 
ren Jahren entgegen den Entwick- 
lungslinien der meisten Kommunisti- 
schen Parteien Osteuropas, die sich 
weitgehend in Richtung Sozialdemo- 
kratie entwickelt haben, hin zu ei- 
nem rechtsnationalen Bündnis, in 
dem der traditionelle, in der Alltags- 
philosphie der Menschen verwurzel- 
te Antisemitismus und eine latente 
Xenophobie als politische Größe ge- 
pflegt werden. Insofern ist es kein 
Wunder, daß unter den gegebenen 
Verhältnissen der sich verschärfen- 
den innenpolitischen Kontroverse 
zwischen den verschiedenen Macht- 
zentren der russischen Gesellschaft 
der General Makaiev, Duma-Abge- 
ordneter der KPRF, seinem Antisemi- 
tismus öffentlich freien Lauf lassen 
kann.* 

Die Ideologie Zjuganovs 
Die Programmatik der KPRF, die mit 
mehr als 500.000 Mitgliedern die 
größte und im eigentlichen Sinne 
einzige Partei Rußlands istg, ist hy- 
brid. So heißt das Motto der Partei 
,,Rußland, Arbeit, Volksmacht, So- 
z i a l i s m u ~ ! " ~ ~  und so ,,präsentierte 
sich die KPRF [auf ihrem IV. Parteitag 

EUROPA UND DIE LINKE 

im April 19971 als amorpher Zwitter 
linkssozialistischen und nationalpa- 
triotischen Gedankenguts"". Als 
Kostprobe für diesen Nationalismus 
mag ein Zitat aus dem Buch Zjuga- 
novs, des Vorsitzenden der KPRF seit 
ihrer Gründung, mit  dem aussage- 
kräftigen Titel Ich glaube an Ruß- 
land gelten: Der ,,vernünftige Teil 
unserer Gesellschaft kommt zu einer 
offensichtlichen Folgerung: man hat 
uns praktisch vor eine harte Alterna- 
tive gestellt - entweder sich einer 
Diktatur von außen zu unterwerfen 
und Rußland, die Ehre, das Gewis- 
sen zu verlieren, unser Volk, unsere 
Ideale und Heiligtümer, unsere 
ruhmvollen, mächtigen Ahnherren 
zu verraten oder [ . . . I  die Zähne zu- 
sammenzubeißen und Kräfte zu 
sammeln und - wie es in unserer 
Geschichte schon [mehrfach] vor- 
kam - auf der Brandstätte unseres 
Kriegsruhmes das neue, selbständi- 
ge und große Rußland zu verteidi- 
gen. [ . . . I  Die Grundlage der außen- 
politischen Konzeption für Rußland 
kann nur die Idee der nationalen In- 
teressen sein."12 

In der historischen Betrachtung 
durch Zjuganov wird die russische 
Geschichte eher durch Kontinuitä- 
ten geprägt, denn durch den Bruch 
der Oktoberrevolution. Letztlich 
war die Sowjetunion die Weiter- 
führung des Russischen Imperiums, 
der russischen Staatlichkeit in einer 
anderen Hülle. Zjuganov taucht zu- 
weilen tief in die Geschichte ein 
und Iäßt dabei jegliche marxistische 
Kategorie hinter sich, wenn er 
bspw. das große Schisma zwischen 
Katholischer und Orthodoxer Kir- 
che von 1054 zur Geburtsstunde 
des modernen Westens macht und 
er feststellt, „daß das Schicksal der 
Welt sich in  der Interaktion zwi- 
schen drei Zivilisationen entschied: 
der orthodoxen (byzantinisch-slavi- 
schen), der westeuropäische und 
der moslemischen 

Differenzen innerhalb der KPRF 
Doch Zjuganovs ideologische Linie 
wird nicht von allen in der KPRF ge- 
teilt. Es gibt in dieser Partei neben 
den Nationalisten Zjuganovscher 
Prägung auch solche, die in  den 
Städten und Gemeinden (rajony), 
in den Kreisen (oblasti) Verantwor- 
tung übernommen haben und sich 
in ihrer kommunalpolitischen Praxis 
wenig um theoretische Prämissen 
und die Wiedergeburt Rußlands in 
geistiger Hinsicht scheren.14 Fest- 
gefügte Fraktionen sind in der KPRF 
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rung. Sie trägt zu einer Gesamtpolitik für die Umsetzung 
einer ökologisch und sozialverträglichen Politik bei, die den 
Vernetzungen verschiedener Problembereiche (Umwelt- 
und Ressourcenzerstörung, Klimaveränderung, Armut und 
Arbeitslosigkeit, Krisen und Konflikte, Bevölkerungswachs- 
tum, wirtschaftliche Verflechtungen) Rechnung trägt. Eine 
im europäischen Kontext der EU ausgerichtete Entwick- 
lungspolitik ist ohne eine globale Ausrichtung nicht denk- 
bar. 

Die Aufgaben der Entwicklungspolitik als globale Struk- 
turpolitik bestehen in strategischen und operativen Vorha- 
ben, die u.a. dazu beitragen, eine Globalisierung des de- 
mokratischen Rechtsstaats und der Menschenrechte zu 
verwirklichen, durch Entschuldungen von Entwicklungs- 
ländern diesen neue Entwicklungschancen zu ermögli- 
chen, die Globalisierung mit ökologischer Modernisierung 
verbinden, die interkulturelle Verständigung ui fördern und 
zur Krisenprävention und friedenserhaltenden Stabilität 
beizutragen. Die folgenden Bereiche charakterisieren bei- 
spielhaft die Aufgaben der Entwicklungspolitk als globale 
Strukturpolitik. 

(1) Eine Demokratisierung des Rechtsstaats ist 
anzustreben 
Der freiheitlich-demokratische Rechtsstaat ist eine Not- 
wendigkeit auch für Staaten mit unterschiedlichen sozio- 
kulturellen und wirtschaftlichem Hintergrund. Das demo- 
kratische Prinzip des Schutzes der Schwächeren muß inter- 
nationaler Standard werden. Rechtssicherheit, die übrigens 
allen, auch wirtschaftlichen Initiativen zugute kommt, ist 
eine der Grundvoraussetzungen für die Entfaltung des Ein- 
zelnen und ermöglicht erst die universale Verwirklichung 
der Menschenrechte. Die Erklärung der Allgemeinen Men- 
schenrechte von 1948 sowie die beiden Menschenrechts- 
pakete der Vereinten Nationen von 1966, die Beschluß- 
empfehlungen der ,,Agenda 21" von 1992 und die Ergeb- 
nisse der Weltkonferenz über Menschenrechte von 1993 
halten einvernehmlich fest: Demokratie, Entwicklung und 
Verwirklichung der Menschenrechte sind untrennbar mit- 
einander verbunden und stärken sich gegenseitig. 

Der demokratische Rechtsstaat ermöglicht die für wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklungsprozesse 
erforderliche ,,partizipative Demokratie", d.h. die Beteili- 
gung aller Bevölkerungsgruppen am politischen Leben - 
und das nicht nur an Wahltagen. Er ist eine der Grundvor- 
aussetzungen für eine menschenwürdige, armutsbeseiti- 
gende und nachhaltige Entwicklung. 

Die Festschreibung und Universalisierung der Men- 
schenrechte in einem formalen Rechtssystem ist eine be- 
deutende historische Errungenschaft der Industriegesell- 
schaften. Um die Demokratie zu globalisieren, müssen Pro- 
zesse gefördert werden, die traditionale Machtstrukturen 
und Hierarchien und darin begründete Formen der Aus- 
beutung von Menschen ablösen zugunsten demokrati- 
scher Konfliktlösungen und Machtstrukturen durch offene 
und transparente Wahlen. Die mit Demokratisierungspro- 
zessen verbundenen Leitideen der Verständigung und Par- 
tizipation zivilgesellschaftlicher Gruppen am politischen 
und gesellschaftlichen Leben können neue Entwicklungs- 
spielräume eröffnen und optimieren. Dazu gehören auch 
Gewerkschaftsrechte zur Durchsetzung von legitimen Ar- 
beitnehmerinteressen. 

Rechtsstaatliche Strukturen, die einen sozialen Aus- 
gleich garantieren, ermöglichen unter den Bedingungen 
wirtschaftlicher Globalisierung mehr gesellschaftliche 
Steuerung von Entwicklungserfordernissen. Daraus folgt, 

daß mehr und mehr die Länder nur dann wettbewerbsfä- 
hig sein werden, wenn sie über Rechtsstaatlichkeit und 
freie Marktbildung hinaus die politischen, sozialen und 
mentalen Voraussetzungen für Verständigung und politi- 
sche Partizipation bereitstellen, fördern und entfalten. 

(2) Ein Weg aus der Schuldenfalle rnuß gesucht 
werden 
Seit zwei Jahrzehnten leiden viele Entwicklungsländer un 
ter Schuldenproblemen, die sie daran hindern, erforderli- 
che Investitionen für ihre Entwicklungsprozesse vorzuneh- 
men. Seit langem drosselt die Schuldenlast das Wirt- 
schaftswachstum, zerstört Entwicklungsmöglichkeiten, 
und niemand kann beziffern, wie viele Krankenhäuser und 
Schulen hätten gebaut, wie viele Lehrer bezahlt und wie- 
viel Umweltzerstörung hätte vermieden werden können, 
wenn die Rückzahlungen in eigene Entwicklungsvorhaben 
hätten investiert werden können. Nicht zuletzt durch hohe 
Schuldenlasten werden viele Entwicklungsländer margina 
lisiert und an den Rand gedrängt und sind überfordert, so 
wie z.B. Tansania: Mehr als 40 Prozent seiner Steuerein- 
nahmen wendet der afrikanische Staaten für seinen Schul- 
dendienst auf und doch kann er nur ein Drittel der anste- 
henden Zahlungen leisten. 

Viele der ärmeren Entwicklungsländer sind in eine 
Schuldenfalle geraten, und das oft nicht aus eigener 
Schuld, sondern wegen unerwarteter wirtschaftlicher Bela- 
stungen, sinkender Rohstoffpreise, hoher internationaler 
Zinsen in früheren Jahren und durch viel zu unvorsichtige 
Kreditvergaben von öffentlichen und privaten Gläubigern. 
In solchen hochverschuldeten Staaten ist eine Entwicklung 
ohne Entschuldung kaum mehr möglich. 

Auf Initiative des Bundesministeriums für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) wurde ein 
Konzept für einen Schuldener- 
laßvorschlag für den Kölner Viele der ärmeren Entwicklungsländer 
Gipfel der acht Staats- und Re- 
gierungschefs (G8-Gipfel) im sind in eine Schuldenfalle geraten, 
Juni 1999ausgearbeitet. des- und das of t  nicht aus eiaener Schuld. ., 
sen Ziel darin besteht, eine 
deutliche Entlastung hochver- sondern wegen unerwarteter wirt- 
schuldeter armer Länder zu er- schaftlicher Belastungen. 
reichen. Diese lnititative richtet 
sich an arme Entwicklungslän- 
der mit einer Schuldenlast, die so hoch ist, daß die zu zah- 
lenden Zins- und Tilgungsleistungen eine nachhaltige und 
auf die Beseitigung von Armut und Ungleichheit gerichte- 
te Entwicklung stark behindern. 

Diese lnitiative baut auf der seit 2 Jahren laufenden 
WeltbankJWF-Initiative zugunsten hochverschuldeter ar- 
mer Länder auf (Heavily lndebted Poor Countries - HIPC), 
an der Weltbank, der Internationale Währungsfond (IWF), 
multilaterale Finanzierungsinstitutionen ebenso beteiligt 
sind wie Regionale Entwicklungsbanken, die Europäische 
Union und die im sog. Pariser Club zusammengschlosse- 
nen Gläubigerregierungen. 

Dieser Entschuldungsinitiative, die auf dem Kölner Gip- 
fel der G8-Staaten vorgelegt wird, liegen drei Kernpunkte 
zugrunde: 
1. Den ärmsten hochverschuldeten Länder (TB. Guinea- 
Bissau, Rwanda, Mosambik, Nicaragua, Tansania u.a.) soll- 
ten die Industrieländer alle Schulden aus der Entwicklungs- 
hilfe streichen, mit der Maßgabe, daß diese Länder den 
Schwerpunkt ihrer künftigen Politik auf Armutsbekämp- 
fung und auf eine sozial und ökologisch nachhaltige Ent- 
wicklung ihrer Länder legen. Dies bedeutet übrigens für die 
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gegnen. Dies ist nur durch eine lnternationalisierung der 
Politik und ihrer Entscheidungsprozesse zu erreichen. Jedes 
allein nationalstaatliche Denken würde in Partikularismus 
mit der Folge neuer Konflikte zurückfallen. Deshalb hat sich 
die Rolle der Nationalstaaten verändert, ihnen sind neue 
Aufgaben zugekommen: 
(1) Im Verbund mit anderen Nationalstaaten und interna- 
tionalen Organisationen müssen die negativen Trends und 
Auswirkungen der Globalisierung analysiert und diesen 
durch abgestimmte Entscheidungen begegnet werden; 
dazu gehört auch, daß destruktive globale Wirkungen auf 
nationale Gesellschaften abgewehrt werden müssen. 
(2) Der Nationalstaat rnuß gewährleisten, daß die auf mul- 
tilateraler Ebene getroffenen Entscheidungen auf nationa- 
ler, regionaler und lokaler Ebene umgesetzt werden. 
(3) Der Nationalstaat wird zunehmend Koordinierungsauf- 
gaben innerhalb der internationalen politischen Systeme 
zu leisten haben, weil Globalpolitik auf nationalstaatliche 
Selbstkoordination angewiesen bleibt. Und 
(4) werden die Kooperationsaufgaben in regionalen Inte- 
grationsprojekten zunehmend an Bedeutung gewinnen. 

Als wichtige Bausteine der Internationalisierung der 
Politik stehen das UN-System, das dringend neuer Refor- 
men unterzogen werden muß, sowie die internationalen 
Abkommen bzw. Vereinbarungen im Mittelpunkt globaler 
Strategiekonzepte. Ebenso wichtige Bausteine sind gesell- 

schaftlichen Akteure in der Zi- 
vilgesellschaft, insbesondere 

Es ergibt sich ein erweiterter die Nichtregierungsorganisa. 

Sicherheitsbeariff für die nationalen tionen. In der ~ivilgesellschaft 
2 

sind die Problemlösungskapa- 
und europäischen Interessen, der über zitäten besonders groß, Der 
militärische Instrumente hinausgeht. Zentralstaat ist auf die Delega- 

tion von Steuerungspotentia- 
len von der nationalen auf die 

regionalen und kommunalen Ebenen besonders angewie- 
sen, um die Bevölkerung in die Mitgestaltung einer inter- 
nationalen Öffentlichkeit einzubeziehen. Ohne eine solche 
Einbeziehung der Bevölkerung werden z.B. die Stärkung 
von Demokratie, die Beachtung von Menschenrechten, die 
Durchsetzung von Umweltschutzmaßnahmen etc. nicht 
nachhaltig sein. 

Das neue Verständnis von Entwicklungspolitik 
Mit diesen -hier nur skizzenhaft dargestellten -Vorausset- 
zungen ergibt sich auch ein neues Verständnis der Ent- 
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wicklungspolitik. Das traditionelle Selbstverständnis von 
Entwicklungspolitik war die Förderung der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung in den Partnerländern. Unser 
neues Verständnis liegt darin begründet, daß Entwick- 
lungspolitik ein Politikfeld ist, das im Rahmen der interna- 
tionalen Beziehungen, also auch der Außen- und Sicher- 
heitspolitik,, zur globalen Sicherheit beiträgt. Durch die 
Mitgestaltung der Verhältnisse in anderen Ländern, durch 
die Beeinflussung der internationalen, regionalen und na- 
tionalen Rahmenbedingungen und durch die Realisierung 
von Projekten und Programmen in den Partnerländern lei- 
stet die Entwicklungspolitik Beiträge zur globalen Zu- 
kunftssicherung. Deutschland hat sich in seiner Konzeption 
und der Durchführung der Entwicklungspolitik internatio- 
nal einen insgesamt guten Ruf erworben und hat als eines 
der ersten Industrieländer die Vergabe von Mitteln für die 
Entwicklungszusammenarbeit mit Kriterien wie der Beach- 
tung der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Gewährung 
von Rechtssicherheit verbunden, dem sich andere Indu- 
strieländer in ähnlicher Weise angeschlossen haben. Hinzu 
kommt, daß der Pluralismus in der Entwicklungszusam- 
menarbeit durch eine Vielzahl von Organisationen zu ei- 
nem ,,Markenzeichen" deutscher Entwicklungspolitik ge- 
worden ist, wenngleich auch hier Reformen erforderlich 
sind. Andererseits findet in der deutschen Öffentlichkeit 
die Entwicklungspolitik noch nicht die erforderliche politi- 
sche Unterstützung, damit die globale politische Mitver- 
antwortung Deutschlands wirkungsvoll wahrgenommen 
und umgesetzt werden kann. 

Neue internationale Problemlagen stellen jedoch, wie 
bereits skizziert, neue Herausforderungen an die Entwick- 
lungspolitik. Deutschland hat in der Europäischen Union 
und als Bündnispartner des Westens Interesse an der poli- 
tischen Stabilität in den Entwicklungsregionen der Welt 
und ist weiter herausgefordert, den Wandel in der Welt 
mitzugestalten. Stichworte für die globalen Risikoentwick- 
lungen sind Armut und Hunger, Migrationen, regionale 
ethnische Konflikte, Umweltzerstörungen und Klimaverän- 
derungen mit ihren Folgen und wirtschaftliche Interessen. 
Damit ergibt sich ein erweiterter Sicherheitsbegriff für die 
nationalen und europäischen Interessen, der über militäri- 
sche Instrumente für die Erhaltung der Sicherheitsinteres- 
sen (,,menschliche Sicherheit") hinausgeht. Die Folgeko- 
sten etwa der Umweltzerstörungen, der Klimaerwärmung 
oder der Flüchtlingsbewegungen sind ungleich höher als 
eine präventiv-vorausschauende Politik, die entsprechende 
Investitionen leisten rnuß. 

Die Definition klarer Aufgaben und Schwerpunktset- 
Zungen ist für die Interessen Deutschlands ebenso erfor- 
derlich wie die Akzeptanz der internationalen Entwick- 
lungszusammenarbeit bei der Bevölkerung. Die sog. „Un- 
terentwicklung" in vielen Regionen der Welt ist ebenso auf 
interne Rahmenbedingungen in vielen Ländern, wie auch 
auf externe Ursachen zurückzuführen. Die internationale 
Finanz- und Wirtschaftspolitik, die Welthandelspolitik und 
Verschuldungsfragen haben einen großen Einfluß auf die 
Entwicklungsbedingungen in den verschiedenen Regionen 
der Welt, wobei die Entwicklungspolitik nicht mehr den 
Charakter eines ,,Reparaturbetriebs" haben darf, sondern 
diese Prozesse mitgestaltet. 

Ziele der Entwicklungspolitik 
Das Ziel der deutschen Politik ist, zur Zukunftssicherung für 
künftige Generationen und zu einer nachhaltigen men- 
schenwürdigen Entwicklung beizutragen. Entwicklungs- 
politik ist Friedenspolitik und Politik globaler Zukunftssiche- 
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schwer auszumachen, da die natio- 
nalistische Gruppierung die Partei 
weitgehend dominiert. Es gibt ei- 
nen eher leninistisch geprägten 
Flügel, der immer wieder - wie im 
Parteiprogramm - für die Einbrin- 
gung von traditionell bolschewisti- 
schen Positionen sorgt. Eine dritte, 
die von Joan Barth Urban und Vale- 
rij Solovej ausgemacht wird, ist die 
um eines der Präsidiumsmitglieder, 
Kupcov, gescharte Gruppe, die von 
ihr in die Nähe der Sozialdemokra- 
tie gerückt wird.l5 Diese Sichtweise 
ist m.E. nicht korrekt. Auch wenn 
die KPRF nicht völlig homogen ist, 
so ist das Koordinatensystem, in 
dem sie sich bewegt so angelegt, 
daß Nationalismus und traditionel- 
ler Kommunismus für die KPRF die 
Achsen ihrer Bewegung bilden. Die 
KPRF wird von radikaleren Gruppie- 
rungen, die den einen oder ande- 
ren Teil der programmatischen 
Spannbreite abdecken in eine Rich- 
tung gedrängt, die nichts mit  Sozi- 
aldemokratie oder gar einem west- 
europäischen Marxismus im Sinne 
Gramscis oder der Kritischen Theo- 
rie zu tun hat. 

Auch wenn Zjuganov seinem je- 
weiligen Publikum entsprechend die 
Aussagen seiner Auftritte variiert, so 
tritt die Frage der Errichtung einer so- 
zialistischen Gesellschaft zugunsten 
der Errichtung eines mächtigen russi- 
schen Staates in jedem Falle in den 
Hintergrund. Er versucht dagegen, 
sich in der Rolle des Vorsitzenden und 
Kandidaten des Volkspatriotischen 
Bundes eine verbreiterte Basis über 
die KPRF hinaus zu schaffen.16 Dies ist 
nach der ökonomischen Katastrophe 
in Rußland im letzten Jahr nachvoll- 
ziehbar, in deren Gefolge sich der na- 
tionalistische Diskurs, der gegen IWF, 
USA und den Westen als dekadente 
Zivilisation gewandt ist, verschärft 
hat." 

Hier aber kann es zu Spannungen 
kommen, wie der Bruch des Kommu- 
nistischen Jugendverbandes unter sei- 
nem Generalsekretär Malirov mit der 
KPRF zeigt. Der Komsomol ist nicht 
mehr bereit, die Blut-und-Boden-Rhe- 
torik der Parteiführung und ihres Vor- 
sitzenden als adäquate Strategie für 
die Entwicklung in Rußland hinzu- 
nehmen. Es erscheint, als ob der Ju- 
gendverband in seiner neugewonne- 
nen Eigenständigkeit die Richtung ei- 
ner modernisierten sozialistischen Or- 
ganisation anzustreben sucht. Bislang 
ist in Planung, in den kommenden 
Wahlen eine eigene Liste aufzustel- 
len.I8 

Perspektiven 
Der Krieg der NATO gegen Serbien 
stärkt die nationalistische Linie der 
KPRF. Verbunden mit einem panslavi- 
stischen Verständnis des serbischen 
Schicksals wird der Krieg zur russi- 
schen Sache. Die KP kann diesen ge- 
danklichen Zusammenhang und die 
Unfähigkeit der Jelzin-Clique, dem 
Krieg in Serbien entgegenzuwirken, 
für sich nutzen und das Mitgefühl für 
die serbischen, die orthodoxen, die 
slavischen Brüder und Schwestern für 
die eigenen Zwecke nutzen: Das 
Schicksal der Serben kann auch von 
den Russen erfahren werden, wenn 
sie nicht ihre eigenen nationalen In- 
teressen notfalls mit Gewalt verteidi- 
gen. 

Abschließend ist zu sagen, daß 
die KP in Rußland keineswegs mehr 
eine ihrem Namen entsprechende 
Politik betreibt. Sie ist eine stark na- 
tionalistisch geprägte Partei, die we- 
der in der praktischen Politik noch in 
ihrer theoretischen Orientierung 
eine fortschrittliche Konzeption ver- 
tritt. Wahrscheinlich wird sie auf- 
grund ihrer nationalistischen Rheto- 
rik die Wahlen zur Duma im kom- 
menden Herbst deutlich gewinnen. 
Danach steht ihr der Weg zur Ablö- 
sung des jetzigen Präsidenten offen. 
Zjuganov hat also gute Chancen, 
den erbärmlich wirkenden Jelzin ab- 
zulösen. Was dann aus Rußland 
wird, steht in den Sternen, aber die 
Beziehungen des Westens zu Ruß- 
land werden unter der Ägide der 
Kommunistischen Partei nicht bes- 
ser werden, und dem menschlichen 
Fortschritt dient diese Entwicklung 
keineswegs. SPW 

I  Vgl. bspw. Imperializm, kak vysjaja stadi- 
ja kapitalizma. In: V. I. Lenin, Soclnenija, 
Bd 22, Moskau 1952, S. 173 - 290. 
Lenin selbst schwankte m.E. zwischen 
beiden Ansatzen, ohne dies vor seinem 
Tode für sich selbst und die KPdSU klären 
zu konnen. Zur Formulierung von Stalins 
,,Theorieu des ,,Sozialismus in einem Lan- 
de", die besser ,,Sozialismus in Rußland" 
hieße vgl. K itogam rabot XIV konferencii 
VKP(b). In: I. V. Stalin, Socinenija, Bd. 7, 
Moskau 1947, S. 109 - 121. Vgl. hierzu 
lsaac Deutscher8 Paraphrase des Gehaltes 
von Stalins ,,Theorieu in Stalin. Einepoliti- 
sche Biographie. Berlin 1990. S. 376 - 
377. 
SO formuliert in Gosudarstvo i Revoljucija. 
Uenie marksizma o gosudarstve i zadaci 
proletariata V revojucii. In: V. I. Lenin, Soci- 
nenija, Bd. 25. Moskau 1952, S. 353 - 
462. 
Vgl. bspw. B. Volin, Velikij russkij narod. 
In: Bol'fevik. 911 938, S. 26 - 36. 
Vgl. hierzu div. Karikaturen in den sowje- 
tischen Zeitungen der Jahre 1936 - 
1938, insbesondere in lzvestija und Prav- 
da. 

6  Wenn man mit  Intellektuellen im heuti- 
gen Rußland zusammentrifft. so ist für 
die wenigsten der Marxismus westlicher 
Prägung eine Welt. mit der sie sich aus- 
einandergesetzt haben. Bspw. spielte Dia- 
lektik, auch wenn sie in vielen Ausarbei- 
tungen sowjetischer Herkunft betont 
wird, im Denken der wenigsten sowjeti- 
schen Theoretiker eine Rolle. Sie war im 
Grunde genommen seit der Stalin-Zeit 
zugunsten deterministischer Interpreta- 
tionen der Menschheitsentwicklung aus 
dem wissenschaftlich-theoretischen Dis- 
kurs der KPdSU verschwunden. Ein bered- 
tes Beispiel hierfür ist die parteioffizielle 
Variante der Theorie des Staatsmonopoli- 
stischen Kapitalismus. 

' Vgl. hierzu Leonid Luks, ~chulterschluß 
von Kommunisten und Faschisten. In: 
Frankfufier Allgemeine Zeitung, 19. No- 
vember 1994. Vesa Oittinen. Ein populi- 
stischer Zwitter. Rußlands KP zwischen Le- 
ninismus und Staatspatriotismus. In: Blät- 
ter für deutsche und internationale Poli- 
tik, 911 995, S. 946 - 955. 
Vgl. zu Makatev: Aufgrund der unklaren 
Haltung der Führung der KPRF zum Anti- 
semitismus hat die PDS die Verbindungen 
mit der Partei abgebrochen. Information 
von Boris Kagarlickij am 12. März 1999 in 
Moskau. 
Heinz Timmermann, Rußlands KP: Zwi- 
schen angepaßtem Leninismus und 
Volkspatriotismus. Begegnungen und Be- 
obachtungen anlaßlich des IV Kongresses 
der Zjuganov-Partei. In: Osteuropa, 81 
1997, 5. 751 

l0 Vgl. z.B. 111 s-ezd Kommunisticeskojpa~ii 
Rossijskoj Federacii (Materialy I dokumen- 
ty). Moskau 1995, S. 1. 

j1 Timmermann, 5. 753. 
l 2  Gennadij Zjuganov, Verju V Rossiju. Voro- 

ne 1995, S. 81. Ähnliches findet sich auch 
in Zjuganov, Za gorizontom. Orel 1995, 
oder in der Wahlplattform Rossija. Rodi- 
na. Narod! Predvybornaja platforma Kan- 
didata na post Prezidenta Rossijskoj Fe- 
deracii G. A. Zjuganova. In: Zavtra, 121 
1996. 

l 3  G. Zjuganov, Rossija i mir. In: Gosudarst- 
venno-patrioticeskoe ob-edinenie 
,,Duchovnoe nasledie", Sovremennala 
Russkaja ldeja i Gosudarstvo. Moskau 
1995.5. 11 -12. 

j4 Der Autor konnte dies bei verschiedenen 
Gelegenheiten in Diskussion mit  russi- 
schen Kommunalpolitikern aus der KPRF 
mtierleben. So z.B. im Gespräch. gemein- 
sam mit  Dr. Heinz Timmermann. mit  Ni- 
kolaj K. Maksjuta. dem jetzigen Gouver- 
neur des Volgograder Gebietes im Juni 
1996. Vgl. Frank Schauff, Ungeahnte Dy- 
namik der Regionen. Wahlbeobachtung 
in Wolgograd. In: Osteuropa. 1111996, S. 
1120. 

j5 Joan Barth Urban, Valerii D. Solovei, 
Russia's Communists at the Crossroads. 
Boulder 1997, S. 180, 

l 6  Z.B. bei seinem Auftritt vor dem Deutsch- 
Russischen Forum am 26. November 
1998 in Bonn. 

l7 Vgl. hierzu den Artikel des ehemaligen 
Vorsitzenden der Sozialdemokratischen 
Partei Rußlands, Boris Orlov, Rußland auf 
der Suche nach einer neuen Identität. In: 
Osteuropa, 511 999, S. 470 - 485. 

l 8  Gesprach mit Igor' D. Malirov, Generalse- 
kretär des Kommunistischen Jugendver- 
bandes Rußlands, am 12. März 1999 in 
Moskau. 

Wahrscheinlich wird 
die KPRF die Wahlen 
zur Duma i m  
kommenden Herbst 
deutlich gewinnen. 
Zjuganov hat gute 
Chancen, den 
erbärmlich wirken- 
den Jelzin abzulö- 
sen. 
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Weißrußland: 
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daten zugelassen), ist die Durchfüh- treuung angeklagte und unter Haus- 
rung der nach der 1994er Verfassung arrest gestellte ehemalige National- 
im Mai anstehenden Präsidentschafts- bankchefin Tamara Winnikowa auf 

B ri ngt das neue Ja h wahlen inzwischen gänzlich unwahr- bisher ungeklärte Weise, nachdem sie 
scheinlich. Von seiten der Staatsfüh- gegenüber einigen Politikern und 

den Wandel? 
Von Astrid Lorenz* 

Mit der materiellen 
Unzufriedenheit 

steigt die Zahl 
derjenigen, die 
,,absolut gegen 

Lukaschenka" sind, 
erstmals in signifi- 
kantem Maße an. 

achdem die Republik Weiß- 
rußland jahrelang unter der 
Ignoranz der westlichen Staa- 

tenwelt litt, ist ihr zwar seit etwa zwei 
Jahren deren verstärkte Aufmerksam- 
keit gewiß. Doch aufgrund der 
Schreckensmeldungen über Men- 
schenrechtsverstöße, Parlamentsum- 
bildung nach einem vom Präsidenten 
Alexander Lukaschenka verfassungs- 
widrig organisierten Referendum so- 
wie der Botschaftenaffäre im vergan- 
genen Jahr sank ihr Image als demo- 
kratieorientierter und integrationswil- 
liger europäischer Nachbar auf einen 
Tiefpunkt. Dabei wünscht sich laut 
Umfrageergebnissen bereits seit ge- 
raumer Zeit die Mehrheit der Weiß- 
russen eine verstärkte Westöffnung, 
Demokratie sowie ökonomische Re- 
formen in Richtung Marktwirtschaft. 

Die Qualen mit den Wahlen 
Das Jahr 1999, so hofften Beobach- 
ter, könnte den ersehnten Wandel 
herbeiführen: Im Dezember endete 
die mehrmonatige Krise in den Bezie- 
hungen zwischen Weißrußland und 
der Europäischen Union, die sich 
nach der Ausweisung mehrerer Bot- 
schafter aus ihren Residenzen - offizi- 
ell aufgrund von Reparaturarbeiten - 
ergeben hatte, mit einem Kompro- 
miß. Zwar nötigte nicht zuletzt die 
aufgrund der Finanzkrise Rußlands 
nun erst recht äußerst desolate Wirt- 
schaftslage des Landes die Offiziellen 
zu diesem Schritt, doch standen ei- 
nem neuen Dialog die Türen offen. 
Damit erhöhten sich die Chancen, 
daß 1999 in Weißrußland zu einem 
richtungsweisenden Wahljahr würde. 

Nachdem die alternativlosen Kom- 
munalwahlen im Frühjahr diese Hoff- 
nung bereits trübten (für 24.564 Man- 
date wurden lediglich 26.883 Kandi- 

*Astrid Lorenz ist Politikwissenschaftlerin und Mitglied des Graduiertenkol- 
legs ,,Das neue Europa" an der Humboldt-Universität zu Berlin. Sie schreibt 
eine Dissertation zum Thema ,,Vorwärts in die Vergangenheit? Der Wandel 
der politischen Institutionen in der Republik Belarus seit 1991 ". 

rung waren seit Herbst vergangenen 
Jahres unterschiedlichste Kommentare 
dazu zu hören. Der weißrussische Prä- 
sident Lukaschenka hielt sich zunächst 
bedeckt. Tatsächlich sprach einiges für 
die Abhaltung der Wahlen: Erstens 
würden sie ein innenpolitisches Patt 
zwischen ihm und der Opposition im 
Angesicht der Wirtschaftsmisere auflö- 
sen, zweitens würden Wahlen vom 
Westen sehr unterstützt, auf dessen fi- 
nanzielle Hilfe er angewiesen ist und 
deren Präsenz (Botschafter) für einen 
gewissen Druck sorgt, und drittens 
könnte er vor dem Hintergrund abseh- 
barer politischer Kräfteverschiebungen 
in Rußland nach den in diesem Jahr 
dort stattfindenen Parlaments- (und 
vielleicht auch Präsidentschafts-)Wah- 
len die Notwendigkeit eines solchen 
Schrittes nach außen durchaus plausi- 
bel machen und die Sache damit recht 
schadlos überstehen. 

Aber auch taktische Erwägungen 
sprachen für einen Wahl-Kompromiß 
des Präsidenten: Obwohl seine Ra- 
tings repräsentativen Umfragen zu- 
folge auch gegenwärtig bei etwa 
fünfzig% liegen, lassen sich doch 
neue Tendenzen in den Einstellungs- 
mustern der Bevölkerung erkennen, 
denn die sozialen Spannungen wach- 
sen mit der materiellen Unzufrieden- 
heit, und die Zahl derjenigen, die „ab- 
solut gegen Lukaschenka" sind, stieg 
seit Jahresbeginn im Zusammenhang 
mit der ökonomischen Krise erstmals 
in signifikantem Maße an. 

Dem Präsidenten stellten sich die 
Alternativen, auf Kosten internationa- 
ler Isolation seine nach dem illegiti- 
men Referendum von 1996 um zwei 
Jahre (bis 2001) verlängerte Amtszeit 
durchzusetzen und Gefahr zu laufen, 
aufgrund der bis dahin weiter ge- 
schrumpften Wählerklientel eine Wie- 
derwahl zu verpassen, oder aber dies- 
jährigen Wahlen doch noch zuzu- 
stimmen. Eine Mehrheit wäre ihm bei 
einer Kandidatur gewiß, er könnte bis 
2004 seinen Posten behalten und 
würde eine harte Konfrontation mit 
dem Ausland vermeiden. Zudem be- 
fürworten derzeit mehr als 40% 
(Minsk: 56%) der Weißrussen diese 
Variante. 

Beobachter hofften noch bis vor 
kurzem an ein Einlenken des Staats- 
oberhauptes, doch inzwischen wen- 
dete sich das Blatt: Im April ver- 
schwand die wegen schwerer Verun- 

Journalisten angekündigt hatte, 
schwere Beweise für illegale Finanz- 
geschäfte des Präsidenten vorzubrin- 
gen. Dabei handelte es sich vermut- 
lich um Waffenverkäufe, deren Erlöse 
in das Präsidentenbudget geflossen 
sind und -so einige Quellen - unter 
anderem für den Wahlkampf des rus- 
sischen Kommunistenführers Genna- 
di Zjuganow verwendet wurden. Au- 
ßerdem wurde der Präsidentschafts- 
kandidat Michael Tschigir, Banker und 
von 1994 bis 1996 Ministerpräsident, 
wegen schwerer Veruntreuung ver- 
haftet. Er behauptet seinerseits, ein- 
deutige Belege für illegale Geschäfte 
des Präsidenten zu besitzen. Wahlen 
würden unter diesen Umständen zu 
einem ungeahnten Politikum ausar- 
ten. 

Eine defekte Demokratie 
Der vom Westen offiziell anerkannte 
Oberste Sowjet, der nach der Parla- 
mentsumbildung im Herbst 1996 als 
Rumpforgan mit etwa vierzig ,,Übrig- 
gebliebenen" vor allem symbolisch 
weiter existierte, hatte schon im Janu- 
ar die Präsidentschaftswahlen für den 
16. Mai einberufen. Bereits bevor die 
Staatsoffiziellen im Februar ankündig- 
ten, jegliche Maßnahmen zur Wahl- 
vorbereitung als antikonstitutionelle 
Akte zu ahnden, war unklar, ob sich 
überhaupt alle fünfunddreißig weiß- 
russischen Parteien an der Kandida- 
tennominierung beteiligen würden. 
Einige bekannte Oppositionspolitiker 
fuhren von Anbeginn einen harten 
Kurs und bestanden darauf, die Neu- 
besetzung politischer Ämter nur nach 
der alten Verfassung und dem ent- 
sprechenden Wahlgesetz legitimieren 
zu lassen. Die von anderen Akteuren 
verfolgte pragmatische Strategie, erst 
einmal wählen zu lassen, um dann 
die Gesetze zu ,,demokratisieren", 
lehnen sie ab. Daß Lukaschenka sich 
allerdings jemals bereiterklärt, die of- 
fiziell abgeschaffte Konstitution wie- 
der einzusetzen, ist höchst fraglich. 
Dies würde seine Position schwächen, 
denn ohnehin bestimmten Personal- 
rochaden und ratlose Versuche des 
Krisenmanagements die jüngste All- 
tagspolitik. 

Aufgrund der Medienblockade 
und der Widrigkeiten im Bereich der 
Meinungs- und Versammlungsfrei- 
heit beraubte sich die Opposition mit 
ihrer Weigerung von 1996, in das Un- 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

D ie internationalen Beziehungen des 21. Jahrhun- 
derts werden wesentlich davon geprägt sein, in 

wieweit es gelingt, die Armut weltweit zu bekämp- 
fen, wirksame Hilfen bei akuten Hungersnöten und Kata- 
strophen zu leisten, die Entwicklungsländer beim Aufbau 
tragfähiger demokratischer, wirtschaftlicher und sozialer 
Strukturen zu unterstützen, das Bevölkerungsproblem zu 
bewältigen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten 
und Fluchtursachen zu beseitigen. 

Mit  den we~t~olit ischen Veränderungen seit dem Ende 
des Ost-West-Konflikts haben sich die Strukturen der inter- 
nationalen Zusammenarbeit grundlegend verändert. Es 
sind neue Hoffnungen entstanden, daß auch ein neuer 
Ausgleich zwischen Nord und Süd am Ende des ausgehen- 
den 20. Jahrhunderts durch eine neue Qualität der interna- 
tionalen Politik erfolgreich gestaltet werden kann. Dies ist 
auch eines der Vermächtnisse von Willy Brandt, dem sich 
die neue Bundesregierung verschrieben hat. 

Trotz aller Hoffnungen ist die Welt aber nicht sicherer 
geworden. Der gegenwärtige Konflikt in Jugoslawien 
zeigt, daß (selbst in Europa) die Menschenrechte noch mit 
Füßen getreten werden. Es kommt hinzu, daß die Globali- 
sierungstendenzen, deren treibende Kräfte die Wirtschaft 
und Technologie sind, z.B. die Finanz-, Handels-, Arbeits- 
markt-, Umwelt- und nicht zuletzt auch die Entwicklungs- 
politik tiefgreifend beeinflussen. Hier sind auch die Hand- 
lungsspielräume von Staaten berührt, die sich einer Ver- 
dichtung grenzüberschreitender Interaktionen gegenüber 
sehen und die Gesellschaften in ein komplexes System 
wechselseitiger Abhängigkeiten verwickelt haben. Hier 
muß die internationale Politik ihre Kernaufgaben sehen, 
um sich auf diese globale Veränderungsprozesse einzustel- 
len und die entsprechenden Ordnungsrahmen schaffen. 
Durch eine Serie von Berichten internationaler Kommissio- 
nen und durch UN-Konferenzen wird bereits seit Jahren 
versucht, sich auf Veränderungen einzustellen. Doch so 
überzeugend auch viele Vorschläge und Konferenzergeb- 
nisse bisher sein mochten -sie müssen politisch wirksamer 
in die Praxis umgesetzt werden. 

Die Globalisierung gestalten 
Die Weltwirtschaft wächst schneller zusammen als je zuvor. 
Durch die Integration Europas und die Schaffung von 
überstaatlichen regionalen Binnenmärkten in verschiede- 
nen Weltregionen ergeben sich stärkere internationale Ver- 
flechtungen. Die lnternationalisierung der Wirtschaft, der 
weltweite Abbau von Handelsschranken, die Existenz eines 
globales Finanzmarktes und die stärkerer werdenden Wirt- 
schaftskräfte früherer Entwicklungsländer haben die welt- 
weite Mobilität von Waren und Dienstleistungen erhöht. 
Zwar weisen einige Regionen wie Südostasien starke Wirt- 
schaftswachstum auf, doch aus der Sicht der überwiegen- 
den Zahl der ärmeren Entwicklungsländer ergeben sich mit 
der wirtschaftlichen Globalisierung erhebliche Risiken und 
Nachteile. Die meijten Entwick4ungsMnder haben aus in- 
ternen und weltmarktbedingten Gründen keinen oder nur 
unzulänglichen Eintritt in die Weltmärkte gefunden oder 
fallen, wie die meisten der afrikanischen Länder, in tiefes 
Elend zurück. Kein Land und keine Region kann sich den 
wirtschaftlichen Globalisierungsprozessen entziehen, sie 
rücken aber je nach unterschiedlichen Ausgangsbedingun- 
gen, geographischen Gegebenheiten, Ressourcen, Infra- 
strukturen, Bevölkerungsdichte, Qualifikationsstrukturen 
und Traditionen in völlig verschiedene Positionen und sind 
entweder Gewinner, Mitspieler oder Verlierer der wirt- 
schaftlichen Globalisierungsprozesse. 

Entwicklungspolitik als 
globale Strukturpolitik 

von Heidemarie Wieczorek-Zeul* 

Die Wirtschaft der Industrieländer, insbesondere aber 
die großen Konzerne, versuchen nicht nur ihre Waren und 
Dienstleistungen in neue und bisher unerschlossene Märk- 
te zu exportieren, sondern verlagern auch Produktions- 
standorte dorthin, wo die Arbeitskosten niedriger sind und 
gesetzliche Regelungen zum Schutz der arbeitenden Men- 
schen sowie Gewerkschaftsrechte nicht oder kaum existie- 
ren. Die Summe der weltweiten Investitionen hat sich in 
den letzten 10 Jahren vervierfacht. Diese Direktinvestitio- 
nen von Kapital in Entwicklungs- und Schwellenländer sind 
weitaus höher, als die Industrieländer insgesamt an Mitteln 
für die Entwicklungszusammenarbeit aufwenden. Und es 
kommt hinzu: 80% der Direktinvestitionen fließen in nicht 
mehr als 12 Länder, und die armen Entwicklungsländer er- 
halten davon kaum etwas, obwohl sie besonders dringend 
lnvestitionen benötigen. 

Die Internationalisierung der Märkte für Kapital- und 
Geldanlagen hat die nationalen Möglichkeiten zur Steue- 
rung wirtschaftspolitischer Prozesse vermindert. Die drasti- 
schen Schwankungen der 
Wechselkurse durch Wäh- 
rungsspekulationen haben den 80% der Direktinvestitionen fließen in 
internationalen Wettbewerb nicht mehr als 12 Länder, die armen 
verfälscht und Industriestand- 
orte qefährdet, Die Volkswirt- Entwicklungsländer, die sie besonders - 
schaften sind krisenanfälliger dringend benötigen, erhalten davon 
geworden. Was wir brauchen, 
ist eine neue internationale Fi- kaum etwas. 

nanzarchitektur, die gewährlei- 
stet, daß durch internationale Kooperation und Rahmen- 
setzungen die Steuerung der Wirtschaft ermöglicht wird, 
ohne die jeweilige nationale Wirtschaftspolitik aus ihrer 
Verantwortung zu entlassen. Der durch den Spekulations- 
kapitalismus ausgelösten Anstieg der Realzinsen hat nicht 
nur Auswirkungen für Arbeitsplätze in Deutschland und in 
Gesamteuropa, sondern hat aufgrund der Verschuldungs- 
problematik drastische Auswirkungen auf die Weltwirt- 
schaft und insbesondere auf die Entwicklungsländer. Eine 
neue internationale Finanzarchitektur erfordert eine Stabi- 
lisierung der Wechselkurse und der Zinsen sowie als mittel- 
fristiges Ziel Steuerabsprachen im Rahmen der G8-Länder. 
Dazu gehören z.B. auch neue moderne Systeme der Ban- 
kenaufsicht sowohl in den Industrie-, als auch in den Ent- 
wicklungsländern. 

Die Politik muß die wirtschaftlichen Globalisierungspro- 
zesse mit gestalten. Das bedeutet, daß die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen eines politischen, sozialen und 
ökologischen Ordnungsrahmens bedürfen, um den Aus- 
wüchsen einer ungerechten Urnverteilungspolitik zu be- 

* Heidemarie Wieczorek-Zeul ist Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
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Ungeachtet dessei: übt Washington noch massiv Druck 
auf das von BP-Amoco dominierte AIOC-Konsortium (an dem 
elf Konzerne, darunter die russische Lukoil mit 10% beteiligt 
sind) aus, trotz wirtschaftlicher Bedenken die Ölpipeline Baku- 
Ceyhan zu bauen. lnzwischen liegt der Schwarze Peter in An- 
kara. DieTürkei, so fordern es Washington und dieelf Konzer- 
ne des AIOC, soll einen Großteil der Baukosten übernehmen. 
Derzeit ist noch offen, ob sich dieTürkei darauf einläßt. Offen 
ist auch, ob selbst bei einem Anstieg der Ölpreise, das Pipe- 
lineprojekt realisiert wird. Schließlich gilt die Anbindung Ka- 
sachstans und Turkmenistans als Voraussetzung für eine aus- 
reichende Auslastung der Pipeline. Seit kurzem geht man da- 
von aus, daß Bedarf für diese Pipeline doch erst im Jahre 2005 
oder danach besteht. 

lnzwischen hat die USA ein wichtiges Etappenziel auf 
dem Wege erreicht, Rußland in der Region auszuschalten. 
Im April 1999 ist eine neu erbaute, kleinere Ölpipeline von 
Baku zum georgischen Schwarzmeerhafen Supsa in Betrieb 
genommen worden. Damit ist eine erste Bresche geschla- 
gen, ungehindert von Rußland Rohstoffe Transkaukasiens 
und Mittelasiens auf die Weltmärkte gelangen zu lassen. 

Neue Allianzen und Konflikte 
Unter dem Eindruck dieser konfliktbeladenen Situation ha- 
ben sich strategische Allianzen gebildet. lhre Frontlinie ver- 
läuft mitten durch die kaspische Region. Auf der einen Seite 
haben sich die USA mit der Türkei sowie Aserbeidschan und 
Georgien verbunden. Auf der anderen Seite stehen Rußland, 
Iran, Armenien und mit Einschränkunqen Turkmenistan. Da- - 
mit werden Erinnerungen an die dramatischen und blutigen 
Entwicklungen um die vergangene Jahrhundertwende 
wach 

Zu dieser besorgniserregenden Situation gesellt sich noch 
jene im lnnern der ehemaligen mittelasiatischen Sowjetrepu- 
bliken. Hier eignen sich auf der einen Seite winzige Eliten, 

Clans und Oligarchien die Reich- 
unter dem ~ i ~ d ~ ~ ~ k  der ,konflikt- tümer an. Auf der anderen Seite 

wächst das soziale Elend der 
beladenen Situation haben sich strate- breiten Bevölkerung. Menschen. 

qische Allianzen qebildet. Ihre rechtsverletzungen, religiöse - - 
und ethnische Spannungen sind 

Frontlinie verläuft mitten durch die an der Tagesordnung, Jeder 
kaspische Region. Staat ist hier politisch und in sei- 

nen Interessen verwundbar. Auf 
Ausgleich und Wohlwollen sind alle angewiesen. Erste Vor- 
aussetzung für ein friedliches Miteinander ist sozialer Friede 
im Innern. Ernsthafte Anstrengungen auf dem Weg zu De- 
mokratie und Wohlstand sind nicht oder kaum erkennbar. 

Die lnstrumentalisierung dieser Problemlagen durch von 
außen kommende Interessen kann zur Destabilisierung und 
Spannung in der gesamten Region führen. Die Situation Iäßt 
sich gut mit der der Golfregion vergleichen. Hier sind alle 
Voraussetzungen und Bedingungen gegeben, daß sich eine 
,,Zweite Golfregion" samt ihrer Dauerkrise wiederholt. Ohne 
vorbeugende politische Maßnahmen wird die Entwicklung 
in der kaspischen Region zweifellos diese Richtung einschla- 
gen. Die zunehmende Rücksichtslosigkeit der amerikani- 
schen Außen- und Wirtschaftspolitik gegenüber Rußland 
erfüllt mit Sorge. Größerer Schaden kann nur noch verhin- 
dert werden, wenn die Europäische Union ein Gegenge- 
wicht zu den USA bildet und zu einer eigenen Rußlandpoli- 
tik findet, die auf der Grundlage einer Gemeinsamen Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik stabile und friedliche Beziehun- 
gen ermöglicht. Hier trägt Deutschland aufgrund seiner ver- 
heerenden Politik gegenüber Rußland in der Vergangenheit 
besondere Verantwortung. 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

Vor diesem Hintergrund sind seit geraumer Zeit selbst 
die Staaten in der kaspischen Region daran interessiert, die 
Rolle der OSZE zu stärken. Die OSZE hat sich bereits einiges 
Vertrauen bei ihren Missionen.in der Umgebung -so etwa 
in Georgien und Tschetschenien - erworben. Eine Stärkung 
der Rolle der OSZE kann auch Rußland nicht provozieren. 
Es fordert selbst seit längerem eine Aufwertung der OSZE. 
Hierfür muß die Organisation aber personell und finanziell 
besser ausgestattet werden. 

Parallel dazu bietet auch der Energie-Charta-Vertrag (ECT) 
Chancen für mehr Sicherheit in der Region. Er trat am 16.4. 
1998 in Kraft und ist bisher von 32 Staaten, darunter allen 
acht Staaten der Region ratifiziert worden. Er ist allerdings 
noch nicht von Rußland ratifiziert worden. Die USA sind eben- 
falls dem Vertrag noch nicht beigetreten. Er schafft verläßliche 
Rahmenbedingungen für Investitionen in Lagerstättenerkun- 
dung, Förder-Projekte und Pipelinenetze. Zugleich hält der 
Vertrag Instrumente zur garantierten Vertragserfüllung bereit 
und sichert die freie Durchleitung.von Öl und Gas. Ferner bie- 
tet er in Streitfällen ein wirksames Schlichtungs-verfahren an. 
Einige Voraussetzungen für eine gemeinsame, friedliche Zu- 
kunft bestehen also, wenngleich auch vieles bislang nur auf 
dem Papier steht. Entscheidend wird sein, daß sich die Staa- 
ten der Europäischen Union für eine gerechte Weltwirt- 
schaftsordnung einsetzen, die auch in der kaspischen Region 
stabile und gerechte Energierohstoffpreise garantiert und 
Wege zum nachhaltigen Klimaschutz beschreitet. SPW 
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EUROPA UND DIE LINKE 

terhaus des neuSn Zweikammernpar- 
laments zu wechseln, faktisch jeder 
wirkungsvollen Möglichkeit, in der 
politischen Arena des Landes eine 
Rolle zu spielen. lhre Funktionen als 
Kontrolleurin und Reforminitiatorin 
kann sie nicht erfüllen. Ohnehin 
schwächt sie sich beständig selbst 
durch unverständliche Scharmützel 
untereinander und eine beunruhigen- 
de Diskussionskultur. Neben den na- 
türlichen Behinderungen, die von re- 
pressiven politischen Systemen aus- 
gehen, hindern vor allem diese Fehler 
die Opposition an der Erkämpfung 
von mehr Popularität. In den letzten 
Jahren lagen die Ratings der opposi- 
tionellen Politiker zusammen maximal 
bei etwa fünfundzwanzig%. 

Teile und herrsche 
So kam es etwa zu handgreiflichen 
Auseinandersetzungen zwischen Op- 
positionspolitikern auf offiziellen 
Empfängen, oder es wurde verkün- 
det, man akzeptiere lieber Lukaschen- 
ka, als mit dem Vertreter einer be- 
stimmten demokratischen Partei zu 
kooperieren. Die ausgeprägte Pflege 
persönlicher Ambitionen und Animo- 
sitäten, die mangelnde Basisarbeit 
vieler Parteien außerhalb der Haupt- 
stadt Minsk, die polemische Verun- 
glimpfung der Lukaschenka-wähler- 
klientel, die ausgesprochen schwache 
~ o o ~ e r a t i o n  untereinander, eine un- 
kluge Selbstdarstellungsowie die aus- 
bleibende Suche nach Unterstützung 
innerhalb der Wirtschaftslobbies sind 
Charakteristika der weißrussischen 
oppositionellen Kräfte. Alle Jahre wie- 
der sollen Aktionen wie die Charta 
'97 oder die Einberufung eines Kon- 
sultativen Koordinierungsrates der 
demokratischen Kräfte im Januar 
1999 international Geschlossenheit 
signalisieren, doch hinter den Kulissen 
tobt ein harter Kampf um den An- 
spruch, ,,die" Opposition vertreten zu 
dürfen. lnsbesondere der Vorsitzende 
der sozialdemokratischen „Volks- 
gramada", Nikolaj Statkewitsch, so- 
wie Gennadi Karpenko, Chef des 
,,Schattenkabinetts", wurden jüngst 
von der Basis angegriffen, die Struk- 
turen dafür auszunutzen, ,,um sich im 
Ausland als Führer der belarussischen 
Opposition auszugeben." 

lhre Heterogenität - das Spek- 
trum der Oppositionsparteien reicht 
seit der Spaltung der Kommunisti- 
schen Partei von sehr weit links bis 
sehr weit rechts - ist dafür nicht der 
einzige Grund. Die meisten Parteien 
weisen bis heute nicht mehr als ein 
paar hundert Mitstreiter auf. Die Mit- 
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gliederzahlen und die Wahlergebnis- 
se zeugen davon, daß die Bevölke- 
rung sie bislang nicht als Repräsen- 
tanten akzeptiert. Ausnahmen bil- 
den im eher ,,linken" Weißrußland 
lediglich die Kommunisten sowie die 
(nicht-oppositionellen) Agrarier. Die 
große Gruppe der kleinen und 
schwachen Parteien spricht bei teils 
nur nuanciert unterschiedlichen Pro- 
grammatiken (so verfolgen etwa 
zehn von ihnen sozialdemokratische 
Ziele) nahezu dieselbe Klientel an: 
die intellektuell orientierte Mittel- 
schicht, die sich in der Hauptstadt 
Minsk konzentriert. Im weißrussi- 
schen Mehrheitswahlsystem werfen 
sie sich dabei gegenseitig aus dem 
Rennen. 

Brüchige Zivilgesellschaft 
Zumindest öffentlich ist eine Einsicht 
in eigene Fehler jedoch weder eine 
Stärke der offiziellen Politik noch der 
Opposition. Dies zeigte sich einmal 
mehr auf einer internationalen Ta- 
gung in Minsk im November, an der 
zahlreiche Vertreter beider Seiten teil- 
nahmen. Insbesondere die Repräsen- 
tanten der Volksfront sowie der Libe- 
ralen verschlossen sich jeglicher Kritik 
mit dem Verdacht, diese könne nur 
von Unterstützern des Lukaschenka- 
Regimes kommen. Sie neigen damit 
ebenso wie viele westliche Beobach- 
ter der irrigen Meinung zu, die Präsi- 
dentenopposition sei per se demokra- 
tisch und fehlerfrei, und die andere 
Seite bestehe nur aus rückwärtsge- 
wandten und antiwestlichen Kommu- 
nisten. 

Zum einen legt diese simplifizierte 
Eigenwahrnehmung den enttäu- 
schenden Schluß nahe, daß die Lei- 
densfähigkeit der weißrussischen De- 
mokraten offenbar noch immer nicht 
ausgeschöpft ist, zum anderen Iäßt 
sich konstatieren, daß Lukaschenka 
und seine Entourage die Schwächen 
der Opposition gnadenlos präzise er- 
kennen und demagogisch nutzen, 
um die sogenannten ,,Sesselpolitiker" 
und ,,Dermokraten" (,,Dreckdemokra- 
ten"), die mehr ins Ausland reisten als 
sich um ihre Landsleute zu kümmern, 
in den Augen der Bevölkerung zu dif- 
famieren. Gerade auch, weil diese Po- 
lemiken nicht gänzlich aus der Luft 
gegriffen sind, stoßen sie auf offene 
Ohren. 

Im Januar griff Lukaschenka er- 
neut in die Mottenkiste zentralisti- 
scher Steuerung und ordnete ein 
zweites Mal - nach dem Frühjahr 
1995 -die Neuregistrierung aller Par- 
teien und gesellschaftlichen Organi- 
sationen bis zum 1. Juli an, um einen 
Überblick über die zweifelsohne un- 
durchsichtigen zivilgesellschaftlichen 
Strukturen des Landes zu gewinnen. 
Danach sollen nur jene Interessenver- 
treter weiter offiziell bestehen, die bis 
zu 1000 (bisher 500) Unterschriften 
von Mitgliedern nachweisen: der 
Gnadenstoß für etliche kleine Parteien 
und Gewerkschaften,. darunter 
durchaus einige Karteileichen. Ein Pa- 
radox, daß möglicherweise gerade 
diese Einschränkung der Vereini- 
gungsfreiheit der Bürger, die im übri- 
gen von der Mehrheit der betroffenen 
Organisationen akzeptiert wird, nun 

Zumindest öffentlich 
ist eine Einsicht i n  
eigene Fehler weder 
eine Stärke der 
offiziellen Politik 
noch der Oppositi- 
on. 
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feindlichkeit entstandenen geistigen 
Orientierungslosigkeit müde und da- 
her offen für neue Ideen, die dabei 
helfen, den krisengeschüttelten Alltag 
moralisch durchzustehen. 

Zudem begann am 9. März in Bel- 
arus eine neue großangelegte Anti- 
korruptionskampagne, die bereits ei- 
nige bekannte Oppositionspolitiker in 
Mißkredit brachte, so den Vorsitzen- 
den der alternativen Wahlkommissi- 
On, Wiktor Gontschar, oder den ehe- 
maligen Nationalbankchef und Vor- 
sitzenden der Bürgerpartei, Stanislaw 
Bogdankewitsch. Aufgrund der zu 
Beginn der neunziger Jahre aufgetre- 
tenen staatlichen Regelungslücken 
und -widerSprüche im ökonomischen 
Bereich sind Vorwürfe gegen nahezu 
alle Wirtschaftsakteure möglich. Sie 
werden nun genutzt, um politische 
Konkurrenten auszuschalten. Auch 
der kürzliche Tod des stellvertreten- 
den Vorsitzenden des Obersten So- 
wjets, Genadi Karpenko, dürfte die 
Opposition schwächen. Da die Kräfte- 
verhältnisse recht fragil sind, gilt für 
Weißrußland ebenso wie für den gro- 
ßen Nachbarn Rußland: Die Diversifi- 

zu einer erzwungenen Sammlung der 
demokratischen Kräfte führen könn- 
te. 

Gespräche mit weißrussischen Ex- 
perten verstärken den Eindruck, daß 
die latent abnehmende Unterstüt- 
zung für den Präsidenten sowie die 
Schwäche der oppositionellen Partei- 
en, Gewerkschaften und NGOs vor 
dem Hintergrund der Wirtschaftskrise 
die idealen Rahmenbedingungen für 
den Auftritt eines Newcomers sind, 
der politisch noch relativ unbelastet 
und imstande wäre, die verfeindeten 
Lager zu integrieren. Auch Luka- 
schenka war 1994 ein derartiger Neu- 
ling ohne die scheinbar notwendigen 
Netzwerke in Minsk, der den unbe- 
siegbar geglaubten Kebitsch, Anwär- 
ter für das damals neu geschaffene 
Amt des Staatspräsidenten, in der 
Gunst der Bevölkerung eindrucksvoll 
schlug. 

Alternativen zu Lukaschenka? 
Das Szenario des ,,neuen Spielers" 
wäre vor allem deshalb denkbar, da es 
bislang keinem der politischen Akteu- 
re in Weißrußland (auch nicht der na- 
tionalistischen ,,Volksfront") gelang, 
ein Ideologie- bzw. Werteangebot zu 
unterbreiten, das von einer breiten 
Masse der Bevölkerung geteilt würde. 
Die Bürger sind aber fast zehn Jahre 
nach dem Ende der Sowjetunion ihrer 
aus der zwischenzeitlichen Ideologie- 

zierung der Gesprächspartner westli- 
cher Staaten ist von Vorteil; eine Stra- 
tegie, die vor allem von der OSZE um- 
gesetzt wird. 

Das Regime Lukschenkas stützt 
sich politisch auf das Streben der Bür- 
ger nach sozialer Sicherheit und Be- 
ständigkeit; nicht nur, aber auch nicht 
selten gepaart mit der ex-post-über- 
höhung des bescheidenen Wohlstan- 
des zu Sowjetzeiten. Als ,,verlängerte 
Werkbank" Rußlands war Weißruß- 
land, dessen Ökonomie erst auf Direk- 
tive Moskaus aus der agrarischen 
Subsistenzwirtschaft erlöst worden 
war und das zu einer der blühendsten 
Republiken der UdSSR mit einem 
überdurchschnittlich hohen Lebens- 
standard gedieh, besonders eng mit 
den östlichen Anrainern verquickt. 
Daher avancierte das Land nach der 
Auflösung der UdSSR zum wichtig- 
sten Motor einer Reintegration. Deren 
Ausgestaltung und Qualität ist einer 
der entscheidenden politischen Kon- 
fliktpunkte. 

Der ,,Faktor Rußland" 
Selbstverständlich sind die politischen 
Entwicklungen in Weißrußland in be- 
sonderem Maße vom Verhalten Ruß- 
lands abhängig, das einerseits Rük- 
kendeckung bei bestimmten Eskapa- 
den liefern kann (Rußland stärkte Lu- 
kaschenka im Referendumkonfli kt 
1996, erkennt die Nationalversamm- 
lung als einziges Land offiziell an und 
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stand im Botschaftenskandal hinter 
Weißrußland), andererseits aber auf- 
grund seiner Subventionen gleich- 
kommenden, billigen Energielieferun- 
gen ein greifbares Erpressungspoten- 
tial besitzt. Da der aufgrund ausge- 
bliebener lnvestititionen in vielem 
noch nicht weltmarktfähige Staat 
auch heute noch 70% seines Außen- 
handels mit Rußland abwickelt, des- 
sen Akteure gegenwärtig die Stabili- 
tät im Westen durch Zahlungsauf- 
schübe sponsorn, vertritt inzwischen 
die Mehrheit der Parteien, auch inner- 
halb der Opposition, eine - freilich je- 
weils spezifisch ausgefeilte - außen- 
politische und wirtschaftliche ,,Viel- 
vektorenpolitik. 

Auch wenn eine faktische Unab- 
hängigkeit des Landes aus wirtschaft- 
lichen und sicherheitspolitischen 
Gründen derzeit nicht absehbar ist; 
die nationale de-jure-Souveränität be- 
sitzt mittlerweile für weißrussische 
Entscheidungsträger obere Priorität. 
Zwar hegt Lukaschenka offenkundig 
gewisse Ambitionen bezüglich einer 
Präsidentschaft der russischen Föde- 
ration, doch deren Realisierung fällt in 
den mythologischen Bereich. Ein Ana- 
lytiker beschreibt den Pragmatismus 
des Staatsoberhauptes folgenderma- 
ßen: „Und sobald er erkennt, daß er 
keine realen Chancen hat, kann er 
zum größten Verteidiger der Unab- 
hängigkeit werden.'' Lukaschenka sei- 
nerseits warf kürzlich im staatlichen 
Fernsehen der demokratischen Oppo- 
sition vor, sie sei zwar gegen die Uni- 
on mit Rußland, würde aber einer 
Vereinigung mit Deutschland sofort 
zustimmen. Die Bevölkerung selbst ist 
laut Untersuchungen ständig weniger 
bereit, die Unabhängigkeit des Lan- 
des aufzugeben, allein schon wegen 
der noch weitaus dramatischeren Le- 
bensumstände in großen Teilen Ruß- 
lands. 

Insofern sollte auch die am 25. 
Dezember vergangenen Jahres von 
Boris Jelzin und Alexander Luka- 
schenka im Kreml unterzeichnete 
Deklaration über eine weitere Inte- 
gration der beiden Staaten nicht 
überbewertet werden. Es ist kaum 
abzusehen, daß die entsprechenden 
Vereinbarungen (gemeinsame Wäh- 
rung, Vereinheitlichung des Wahl- 
rechts, Steuerharmonisierung) ratifi- 
ziert bzw. dann implementiert wer- 
den; vor allem in Rußland gibt es er- 
hebliche Vorbehalte. Vielmehr han- 
delte es sich bei diesem Schulter- 
schluß ebenso wie bei der öffentli- 
chen Propagierung slawischer Ein- 
heit, bei der Forderung nach Grün- 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 
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bislang auf das Veto. der USA. Die sich abzeichnende Öff- 
nung Irans und ein Ende seiner Isolation könnte allerdings 
alle amerikanischen Planspiele obsolet machen. Denn Erd- 
öl- oder Gasleitungen von Baku bzw. Mittelasien durch den 
Iran sind wirtschaftlich weitaus günstiger als alle Westrou- 
ten. Daran lassen gerade die US-Konzerne keinen Zweifel. 

5. China verschafft sich über eine gigantische Pipeline 
aus Kasachstan (Vertragssumme: 9,5 Mrd. Dollar) einen 
Teil der für die eigene wirtschaftliche Zukunft nötigen Ener- 
gieversorgung und avanciert damit zum Konkurrenten so- 
wohl Rußlands wie der westlichen transnationalen Konzer- 
ne. 

Ethnische Konflikte und Minderheitenprobleme 
Hinzu kommen die latenten ethnischen Konflikte und Min- 
derheitenprobleme. Einige Beispiele kennzeichnen diese 
für die ganze Region besonders charakteristische Situation: 

1. Wenn Aserbeidschan die Interessen Rußlands zu sehr 
mit Füßen tritt, kann Moskau über seinen Einfluß in Armeni- 
en über Nagorno-Karabach oder eine Unterstützung der 
Lesgier-Minorität erheblichen Druck auf Baku ausüben. Ähn- 
liches gilt für Moskaus Möglichkeiten gegenüber Georgien. 
Hier können der abchasische und südossetische Konflikt ge- 
nutzt werden. Georgien ist nicht zuletzt vor diesem Hinter- 
grund im April d. J. Mitglied des Europarats geworden. Mit 
im Hintergrund für diese Entscheidung könnte auch die neu 
in Betrieb gegangene Ölpipeline stehen, die nun auch Geor- 
gien unabhängiger von Rußland (s.u.) macht. 

Eine rußlandfeindliche Haltung Kasachstans könnte 
Moskau beantworten, indem es die kasachischen Russen 
aufwiegelt. 

2. Umgekehrt könnte ein zu starker russischer Druck 
die Regierungen von Aserbeidschan und Kasachstan veran- 
lassen, den Transit ihrer Öl- und Gasvorkommen endgültig 

so zu organisieren, daß russischer Boden umgangen wird 
und die bestehenden russischen Pipelinenetze boykottiert 
werden. Auch die ,,tschetschenische Karte" Iäßt sich jeder- 
zeit ziehen. Schließlich führt die wichtigste russische Pipe- 
line 147 km mitten durch Tschetschenien an Grosny vorbei. 
Die bereits ausgeplante Umgehung wäre wohl kaum ge- 
gen tschetschenische Sabotageakte zu schützen. 

Katzenjammer und Pipelinepoker 
Inzwischen ist die Erdöl-Euphorie am Kaspischen Meer - 
insbesondere in Aserbeidschan - gedämpften Erwartun- 
gen gewichen. 

Zum einen ist dafür der bis vor kurzem dramatische Verfall 
der Ölpreise (im Schnitt um 31% im Jahre 1998) verantwort- 
lich. Er lag teilweise bereits im Bereich der Förderkosten. Ge- 
mäß einer in Branchenkreisen 
verbreiteten Schätzung wird die 
Ausbeutung der kaspischen Vor. Strategisches Ziel der USA wie auch 
kommen unwirtschaftlich unter- der mittelasiatischen Staaten und der 
halb eines Ölpreises von 12 Dol- 
lar pro Barrel. Anfang 1999 lag des Kaukasus ist es, das Transport- 

der Preis für aserbeidschanisches monopol Rußlands um jeden Preis zu 
Öl bei 10 Dollar pro Barrel. Es 
bleibt abzuwarten. ob der der- 

brechen. 

zeitige Trend zu steigenden Öl 
preisen aufgrund der jüngst beschlossenen Förderkürzungen 
der ölproduzierenden Staaten anhält. 

Zum anderen endeten bislang die Bohrungen westli- 
cher Konsortien allesamt enttäuschend. Entweder wurde 
kein Öl gefunden und wenn, dann in wirtschaftlich unin- 
teressanten Mengen. Langfristig gehen die Ölkonzerne 
aber noch von positiven Erwartungen aus. Allerdings ha- 
ben viele Konsortien inzwischen ihre Aktivitäten zurückge- 
schraubt oder beginnen sogar auszusteigen. 
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SPD-Bundestagsfraktion zur.,,Zukunftsregion Kaspisches 
Meer" zurückgegriffen wird - deutlich gemacht werden: 

Ziele der USA 
1. Strategisches Ziel der USA wie auch der mittelasiatischen 
Staaten und der des Kaukasus ist es, das Transportmonopol 
Rußlands um jeden Preis zu brechen. Rußland soll dauerhaft 
aus der gesamten Region des Nahen und Mittleren Ostens 
verdrängt und jede Neuauflage einer Sowjetunion verhin- 
dertwerden. Das russischeTransportmonopol kann aber nur 
mit zusätzlichen Pipelines gebrochen werden, weil die kaspi- 
sche Region keinen natürlichen Zugang zu den Weltmeeren 
hat. Alle Staaten der Region sind außerdem an der Durchlei- 
tung von Öl und Gas über ihr eigenes Gebiet interessiert. Es 
geht schließlich um hohe Gebühreneinnahmen und den 
Einsatz der Durchleitungsrechte als politisches Druckmittel. 
Doch die in Frage kommenden Routen führen durch Kriegs- 
regionen wie Tschetschenien in Rußland, Georgien und Ar- 
menien oder die Kurdengebiete in der Türkei. 

Von großtem strategischen Interesse für die USA ist die 
geplante Trassenführung von Baku über Armenien oder 
Georgien zum türkischen Mittelmeerhafen Ceyhan. Inzwi- 
schen finanzieren die weltweit größten Ölkonzerne Che- 
vron, Mobil und Shell eine Machbarkeitsstudie zu diesem 
Projekt. Eine entsprechende Übereinkunft wurde im De- 
zember 1998 in Washington im Beisein des US-Energiemi- 
nisters unterzeichnet. Diese Trassenführung schränkt die 

Kontrolle Rußlands ein, da sei- 
Das wirtschaftlich am Boden liegende ne Pipelines für die Durchlei. 

Rußland ist abhänaiaer denn ie von zum Schwarzen Meer ., a 
nicht mehr gebraucht würden. 

Devisen aus Rohstoffexporten. Ruß- Dem Westen würde so eine ei. 

land ist inzwischen Deutschlands gene und militärisch abgesi- 
cherte Versorgungsmöglichkeit 

größter Lieferant für Erdgas und Erdöl. offenstehen, Die Sicherung der 

Pipeline könnte dann das 
NATO-Mitglied Türkei übernehmen und zugleich den Lö- 
wenanteil der Transportprofite einstreichen. Mittlerweile 
hat Aserbeidschan sogar direkt der NATO und den USA die 
Einrichtung von Militärbasen auf seinem Staatsgebiet an- 
geboten! 

Eine weitere Planung für eine Gaspipelineroute führt 
von Turkmenistan über Afghanistan nach Pakistan mit spä- 
terem Ausbau.bis nach Indien. Diese Route wird politisch 
von den USA und Saudi-Arabien gestützt. Aufbau und Un- 
terstützung der Taliban-Milizen in Afghanistan finden hier 
ihren eigentlichen Grund. Das Projekt erlitt im Dezember 
1998 einen schweren Rückschlag. Der amerikanische ÖI- 
konzern Unocal verließ das Konsortium, dem die Saudi- 
arabische Deltaoil und die japanische ltochu angehören. 
Die Hoffnungen Turkmenistans richten sich nun mehr auf 
einen möglichen Bau einer Pipeline, die quer durch das 
Kaspische Meer über Aserbeidschan in die Türkei und nach 
Europa liefern soll. 

Europäische Interessen i n  der Region 
2. Deutschland wie auch die übrigen Staaten der EU verfol- 
gen in der kaspischen Region sowohl politische als auch 
wirtschaftliche Interessen. Sie richten sich zum einen auf 
die langfristige Sicherung der Energieversorgung Europas 
über die direkte Beteiligung an den großen kaspischen ÖI- 
und Gaskonsortien. Sie richten sich zum anderen auf ver- 
schiedene Schwerpunkte. Deutschlands wirtschaftliche In- 
teressen richten sich U. a. auf die Beteiligung an Infrastruk- 
turaufträgen sowie auf die Erzeugung und Verteilung von 
Elektroenergie. 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

Westeuropa beansprucht etwa 20% des Welterdölver- 
brauchs, besitzt aber nur 2% aller Vorräte. Beim Erdgas ist 
die Situation nur wenig besser. Das Interesse Westeuropas 
an der kaspischen Region ist daher langfristig strategisch 
angelegt und erfordert den Ausbau der politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen. Kaspisches Öl ist aber bis auf 
weiteres nicht erforderlich. Die Länder der EU beziehen heu- 
te ca. 80% des verbrauchten Erdöls aus Drittländern. Dabei 
verfügen sie derzeit über eine breit angelegte, risikornin- 
dernde (Golfregion, Nord- und Westafrika, Rußland) Im- 
portstruktur. Die Gasvorkommen in der kaspischen Region 
dürften auf längere Sicht selbst als Ersatzreserve von gerin- 
gem Interesse sein. Das aktuelle Exportpotential von Gas aus 
Turkmenien (es besitzt die größten Vorkommen) von Ca. 20 
Mrd. Kubikmeter spielt für den europäischen Gasimport 
(1 996: 21 5 Mrd. Kubikmeter bei einem Gesamtverbrauch 
von 500 Mrd. Kubikmeter) nur eine untergeordnete Rolle. 
Zudem ist der Export teuer und derzeit politisch riskant. 

Ganz anders sieht die Situation angesichts geringerer 
Transportkosten für südosteuropäische Länder wie die Tür- 
kei, Bulgarien, Rumänien oder die Ukraine aus. Sie sind 
daher auch stärker am Ausbau ihrer politischen Einfluß- 
sphäre in der kaspischen Region interessiert. Die ehemali- 
gen Mitglieder des Comecon wollen sich über diese Bezie- 
hungen aus der Abhängigkeit von russischen ÖI- und Gas- 
lieferungen befreien. 

Künftige profitable Geschäfte wollen gut vorbereitet 
sein. Deshalb beteiligen sich transnationale europäische 
Ölkonzerne wie Agip, British Gas, BP, Royal Dutch Shell, 
Statoil und Total an Förder-Aktivitäten und Pipeline-Projek- 
ten. Sie erreichen allerdings nicht annähernd die Anteile 
der großen amerikanischen Gesellschaften wie Chevron, 
Exxon, Mobil Oil, Conoco, die bei den wichtigsten Konsor- 
tien in Kasachstan und Aserbeidschan inzwischen bei 40  
bis 50 Prozent liegen. Allein 1996 flossen 2,5 Mrd. US-Dol- 
lar in die ÖI- und Gasgebiete in der kaspischen Region, im 
Jahre 1997 waren es bereits 5 Mrd. US-Dollar. 

Rußland u n d  d ie Anrainerstaaten 
3. Rußland möchte den traditionellen politischen und wirt- 
schaftlichen Einfluß in der Region nicht aufgeben. Es be- 
trachtet die Rolle der USA und der mit ihr verbündeten Tür- 
kei mit Sorge und will sich durch den Transit der kaspischen 
Rohstoffe über russische Pipelines Kontrolle und Profit si- 
chern. Einfluß auf die ÖI- und Gasgeschäfte nehmen des- 
halb auch die halbstaatlichen russischen Konzerne Lukoil 
und Gazprom. Der Ölkonzern Lukoil ist in den wichtigsten 
Konsortien Aserbeidschans (AIOC) und Kasachstans vertre- 
ten. Lukoil ist aber vor allem am Absatz russischen Erdöls 
aus seinen sibirischen Vorkommen interessiert. Eine schnel- 
le Entwicklung der Erdölwirtschaft in der kaspischen Regi- 
on liegt daher nicht unbedingt im Konzerninteresse. Ähn- 
liches gilt für den Gaskonzern Gazprom. Beide Konzerne 
befinden sich in einem lnteressenwiderspruch. Einerseits 
wollen sie am Erdöl- und Erdgasgeschäft in der Region 
profitieren. Andererseits fürchten sie entstehende Konkur- 
renz. Sie sind daher nicht wie die westlichen Gesellschaften 
an einem starken, sondern nur an einem selektiven Enga- 
gement interessiert. Aus russischer Sicht heißen hier die 
Ziele Kontrolle und Dominanz. 

4. Der Iran, selbst Anrainer des Kaspischen Meeres, 
sieht sich als natürliche islamische Vormacht der Region 
und bietet sein gut ausgebautes Pipelinenetz als ideales 
Transportmittel an. Die kürzeste und sicherste Route für 
eine Pipeline führt tatsächlich von Baku nach Täbris im lran 
und von dort weiter zum Persischen Golf. Das aber stößt 
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dung einer militärisch-politischen 
Vereinigung der Länder Rußland, 
Belarus, China, Indien und lran oder 
bei der deklarierten Kooperation mit 
Jugoslawien um Akte symbolischer 
Politik angesichts der NATO-Oster- 
weiterung sowie des Angriffes der 
Allianz auf Jugoslawien. 

Generell weist die ,,ständige In- 
tensivierung" der russisch-weißrussi- 
schen Integration eine augenfällige 
Disparität zwischen offiziellen Erklä- 
rungen und tatsächlicher Entwick- 
lung auf. Bilaterale Projekte wie der 
Bau leistungsfähiger Motoren für 
Weißrußland durch die Autofabrik in 
Jaroslavl erreichen keine bedeutungs- 
vollen Dimensionen, und das gemein- 
same Budget wurde zwar Anfang Fe- 
bruar nicht zuletzt infolge des Wäh- 
rungsverfalls entscheidend aufge- 
stockt, ist aber mit rund 800 Mio. Ru- 
bel ebenfalls nicht allzu groß bemes- 
sen, wobei Rußland zudem die finan- 
ziellen Absprachen in den vergange- 
nen Jahren nicht einhielt. Das neueste 
- und wiederum kaum finanzierbare 
- Gemeinschaftsprojekt ist der Auf- 
bau einer gemeinsamen Rundfunk- 
und Fernsehanstalt. Ein entsprechen- 
der Vertrag vom 22. Januar wurde 

der Union beider Staaten zur Ratifizie- 
rung vorgelegt. 

Wichtiger als derartige Potemkin- 
sche Dörfer ist für Lukaschenka der- 
zeit wohl die Rückendeckung durch 
russische Politiker, wie den Moskauer 
Bürgermeister und potentiellen Jelzin- 
Nachfolger Juri Luschkow, der seine 
Bruderschaft mit dem belarussischen 
Präsidenten gern vor Kameras de- 
monstriert, oder Michael Gor- 
batschow, der während eines Minsk- 
Aufenthaltes im April Lukaschenka für 
seine Reise nach Jugoslawien und sei- 
nen politischen Kurs im Land viel und 
lange lobte. 

Zwischen Wunsch u n d  Wirklich- 
keit  
Nahezu sämtliche weißrussischen Ak- 
teure der verschiedenen Lager bekun- 
den ihr Streben nach Demokratie (Lu- 
kaschenka bezeichnete sich unlängst 
gar als ,,Superdemokratn), marktwirt- 
schaftlichen Reformen sowie guten 
nachbarschaftlichen Beziehungen 
nach Ost und West. Interessant und 
aufschlußreich wird das Minsker Pan- 
optikum immer dann, wenn ein Blick 
hinter die Kulissen diese Deklaratio- 
nen konkretisieren soll. Eines ist je- 

doch angesichts des ökonomischen 
Desasters im Lande vor dem Hinter- 
grund der angeschlagenen Subventi- 
onsquelle Rußland klar: Auch wenn in 
diesem Jahr keine Wahlen stattfinden; 
ein politischer, gesellschaftlicher und 
ökonomischer Wandel ist über kurz 
oder lang nicht zu vermeiden. 

Dies sollte westliche Akteure nicht 
davon abhalten, sachlich auf die Ein- 
haltung rechtsstaatlicher Normen zu 
drängen, zumal Lukaschenka das Au- 
ßenministerium unlängst dazu auffor- 
derte, mit einer ,,Taktik kleiner Schritte 
zueinander" die Beziehungen zum 
~ e s t e n  zu normalisieren. Im Juli, 
wenn seine reguläre Amtszeit aus- 
läuft, wird sich zeigen, ob bei mögli- 
cherweise ausbleibenden Wahlen 
eine für diesen Fall avisierte Verweige- 
rung des gerade wieder begonnenen 
Dialogs mit dem dann illegalen, aber 
von der Bevölkerung konkurrenzlos 
unterstützten Oberhaupt eines nahe- 
zu mitteleuropäisch gelegenen Staa- 
tes realpolitisch sinnvoll ist. 

Auch wenn in diesem Jahr keine 
Wahlen stattfinden; ein politischer, 
gesellschaftlicher und ökonomischer 
Wandel ist über kurz oder lang nicht 
zu vermeiden. SPW 

Nahezu sämtliche 
weißrussischen 
Akteure der ver- 
schiedenen Lager 
bekunden ihr 
Streben nach 
Demokratie - 
Lukaschenka 
bezeichnete sich 
unlängst gar als 
,,Superdemokrat ". 
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Schöne neue 
Weltordnung!? 
Einleitende Gedanken zum Heftschwerpunkt 

von Dirk Meyer* 

,,Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger; heute abend hat die 
NATO mit Luftschlägen gegen militärische Ziele in Jugoslawi- 
en begonnen. Damit will das Bündnis weitere schwere und 
systematische Verletzungen der Menschenrechte unterbin- 
den und eine humanitäre Katastrophe im Kosovo verhin- 
dern. (. . .) Wir führen keinen Krieg (. . .). " 
Bundeskanzler Gerhard Schröder am Abend des 24. März 
1999 

„Die Wahrscheinlichkeit, daß Kosovo-Albaner im Falle ih- 
rer Rückkehr in ihre Heimat massiven staatlichen Repressio- 
nen ausgesetzt sind, ist insgesamt als gering einzuschätzen. " 
Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Bundesrepublik Jugoslawien (Stand November 1998) des 
Auswärtigen Amtes vom 18. November 1998. 

Jede Menge Fragen 

z um Zeitpunkt der Abfassung dieses Artikels zählen 
wir die 52. Bombennacht über Jugoslawien. Es be- 
stätigt sich die Nachricht, daß in Korisa rund 80 Koso- 

vo-Albaner durch NATO-Bomben getötet wurden 
Darüber hinaus ist das Spektakel des Bundesparteitages 

von Bündnis901Die Grünen vorüber, und allen ist klar, daß die 
,,Kompromiß"-Forderung nach einer befristeten, einseitigen 
Feuerpause der NATO angesichts der Machtverhältnisse im 
Bündnis kaum eine ernsthafte Chance auf Realisierung hat. 

Und klar ist auch, daß wir mit den Kriegsfolgen noch lan- 
ge beschäftigt sein werden, selbst wenn die Kriegshandlun- 
gen in Kürze beendet sein sollten. In materieller Hinsicht so- 
wieso, politisch erst recht auch. Die Vielschichtigkeit des Ko- 

sovo-Krieges wirft jede Menge 

Das neue NATO-Statut nährt die Ver- Fragen um deren Beant- 
wortung sich kein Mitglied der 

mutung, dieser Krieg habe als Präze- Regierungsparteien mehr her- 

denzfall für die neue regionale oder ummogeln kann 
Diese Fragen werden nicht 

gar gobale Ordnungsmacht herhalten nur immer dringlicher und zahl- 
sollen. reicher. Sie werden auch von im- 

mer mehr Menschen gestellt. 
Die Meinungsumfragen der letzten Wochen deuten darauf 
hin, daß die anfangs hoheZustimmung zu den NATO-Angrif- 
fen im Westen der Bundesrepublik abbröckelt und sich lang- 
sam der Skepsis in Ostdeutschland annähert. Das hat4sicher- 
lich entscheidend mit der in den Medien gewachsenen vor- 
sichtigeren Haltung zu tun, deren seriösen Vertretern insge- 
samt deutliche Lernerfolge gegenüber der Berichterstattung 
aus dem Golfkrieg zu bescheinigen sind. Darüber hinaus sind 
jedoch die Widersprüche in den Taten und Argumenten der 

* Dirk Meyer, Bünde, Historiker, Mitglied der spw-Redaktion 
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Kriegführenden so augenfällig, daß sie auch von denjenigen 
nur noch schwer ignoriert werden können, die anfangs im 
Bombardement keine Alternative gesehen hatten. 

Zweifel an der Staatskunst der Handelnden 
Was nährt die Skepsis an der Sinnhaftigkeit des NATO-Ein- 
Satzes? 

1. Immer mehr Menschen zweifeln an der Staatskunst 
der Handelnden. 

Wie das Eingangszitat des Bundeskanzlers dokumen- 
tiert, klaffen die ursprünglich proklamierten Ziele der nicht 
,,Krieg" genannten ,,Luftschläge" (ein semantisch ähnlich 
krauser Begriff wie ,,humanitäre Katastrophe") und das nach 
52 Bombennächten Erreichte offenkundig auseinander, 
oder, wie Karl D. Bredthauer es in den Blättern für deutsche 
und internationale Politik (5199) formuliert hat: ,,Kein Erfolg 
heiligt diesen Einsatz." 

Abbildung: DIW-Diskussionspapier Nr. 171 Erdgas: Felder und Pipelines 
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Nach dem Zerfall der Sowjetunion 50jährigen Bestehen im April d. J. in Washington bekräf- 
Das daraus hervorgegangene, wirtschaftlich am Boden lie- tigt. Danach ermöglicht es nun die neue Strategie der 
gende Rußland ist abhängiger denn je von Devisen. Der NATO, auch in Ländern jenseits des Bündnisgebietes militä- 
Export von Energierohstoffen ist dabei von großer Bedeu- risch einzugreifen. Die von der NATO beschworene Vertei- 
tung. Rußland ist inzwischen Deutschlands größter Liefe- digung von Demokratie, Freiheit und Menschenrechten 
rant für Erdgas und Erdöl. kann nicht verbergen, daß es im Kern letztlich um die 

Als sich 1991 die Sowjetunion auflöste, entstanden in Durchsetzung wirtschaftspolitischer Interessen und die Si- 
der kaspischen Region acht selbständige Staaten. Es sind cherung des Zugangs zu strategischen Rohstoffen geht. 
Staaten mit undemokratischen Verhältnissen, großen Min- Die NATO wird deshalb für weltweite Interventionen, sog. 
derheitsproblemen und krassem Sozial- und Einkommens- ,,out-of-area" Einsätze um- und ausgerüstet. Die Pläne der 
gefälle entstanden. Eine Nutzung der Bodenschätze zur NATO sehen vor, einen strategisch-geografischen Keil zwi- 
Hebung des Wohlstandes der verarmtem Massen findet schen Rußland und den ölreichen Mittleren Osten zu trei- 
nicht statt. Alle Staaten gehören zur ,,Gemeinschaft Unab- ben und die NATO bis an die innerasiatische Grenze Chinas 
hängiger Staaten" (GUS), deren mächtigstes Mitglied die und den Himalaya auszudehnen. 
Russische Föderation ist. In der kaspischen Region kreuzen sich sehr unter- 

Die teils bekannten, teils neu entdeckten Öl- und Gas- schiedliche Interessen. Insbesondere zwischen den beiden 
reichtümer in der Region haben einen weltweiten Wettlauf Großmächten Rußland und 
um ihre Ausbeutung ausgelöst. Als tatsächlich gesichert USA wachsen die Rivalitäten. ~ i t  dem öl versorgte die Sowjet- 
können beim Öl Ca. drei Mrd. to. (zum Vergleich: Saudi- So wollen sich die USA aus der 
Arabien verfügt allein über gesicherte Vorkommen von 35 Abhängigkeit von ihrer einzi- uniOn aber nicht nur mit Devisen. Zu- 
Mrd. to. Rohöl) gelten. Das entspricht zwei Prozent der gen, wesentlichen Bezugsquel- gleich unterstützte sie auch blockfreie 
Weltrese~en und erreicht in etwa die Größenordnung der le - der Golfregion - befreien. 
Nordseevorkommen. Die Erwartungen reichen aber bis 28 Gleichzeitig hat die Europäi- und dem Schatten des Kolonialis- 
Mrd. to. Erschließbare Bestände bis zehn Mrd. to. (7% der sche Union Interessen, weil mus heraustretende Entwicklunqslän- 
Weltrese~en) sind wahrscheinlich. Beim Erdgas gelten in mittelfristig ihre eigenen Vorrä- 
der Region acht Billionen Kubikmeter Gas (6% der Weltre- te schrumpfen. Außerdem be- der. 

serven) als gesichert. Vermutet werden aber 18 Billionen steht wachsende Energienach- 
Kubikmeter. frage aus Süd- und Südostasien. Gleichzeitig mischen sich 

Der frühere ,,weiche Unterleib" der Sowjetunion mit die RegionalmächteTürkei und Iran zunehmend in diever- 
seinen strategisch wichtigen mineralischen und energeti- teilungskämpfe ein. Besonders hart wird darum gerungen, 
schen Rohstoffen ist ins Visier geopolitischer Interessen von über welche Trassen Öl und Gas zu den Weltmärkten ge- 
USA und NATO gerückt. Zu ihrer Durchsetzung wurden schafft werden sollen. Bislang hatte Rußland noch aus den 
bereits 1991 die Voraussetzungen auf dem NATO-Gipfel in Zeiten der Sowjetunion ein Pipeline-Monopol. Im folgen- 
Rom mit dem ,,Neuen Strategischen Konzept des Bündnis- den sollen die wichtigsten Konflikte und Interessenlagen - 
ses" geschaffen. Es wurde auf dem Jubiläumsgipfel zum wobei hier ganz wesentlich auf das Positionspapier der 
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Zündstoff Öl und Gas 
Alter und neuer Krisenherd am Kaspischen Meer 

von Detlef Birnboes* 

D ie Region von Baku am Kaspischen Meer dürfte das 
älteste bekannte Ölgebiet der Welt sein. Ende des 
19. Jahrhunderts war es sogar kurze Zeit das welt- 

weit größte Ölzentrum. Seine Ölvorräte ließen es nach der 
Oktoberrevolution in den Strudel der Auseinandersetzun- 
gen zwischen britischem Imperialismus und junger Sowjet- 
union geraten. Englands Zugriff scheiterte jedoch ebenso 
wie die geplante Eroberung der Ölquellen durch den Fa- 
schismus im ll. Weltkrieg. 

Die Ölgebiete um Baku deckten 1940 Ca. 70% des so- 
wjetischen Ölbedarfs. Erklärtes Kriegsziel Hitlers war es, die 
Ölquellen um Baku und Grosny zu erobern, Rußland von 
der Ölversorgung abzuschneiden und das Öl an sich zu rei- 
ßen. Im Verlauf der Sommeroffensive 1942 gelang es dem 
40. Panzerkorps der Wehrmacht, zeitweilig bis auf 80 km 
an das Kaspische Meer vorzustoßen. Die Ölfelder von Gros- 
ny in Tschetschenien wurden von der SS-Division Wiking in 
Brand gesteckt und die hier noch verbliebenen Ölraffineri- 
en und Ölvorräte sind vom Luftwaffengeschwader Richt- 
hofen zerstört worden. 

Die Sowjetunion hatte diese Gefahren vorausgesehen, 
die Ölproduktion teilweise eingestellt, große Teile der Anla- 

gen demontiert und in das 

Rücksichtslose lndustriepolitik und WOlga-Ural-Gebiet verlagert. 
Dort waren große Ölvorkom- 

Ressourcenraubbau zeitigen ihre Fol- men entdeckt worden, Sie 

gen. Die Schadstoffbelastung des Kas- konnten aber erst nach und 
nach verstärkt genutzt werden. 

pischen Meers ist immer größer Erst Mitte der siebziger Jahre 

geworden. konnten das Wolga-Ural-Ge- 
biet und die ab Mitte der sech- 
ziger Jahre hinzu gekommenen 

Ölreviere in Westsibirien über 70% an der-gesamten ÖIför- 
derung sicherstellen. Demgegenüber verlor das kaukasi- 
sche Erdöl an Bedeutung. 

Das Kaspische Meer als abflußloser größter Binnensee 
der Erde profitierte von den veränderten Produktions- 
schwerpunkten nicht. Rücksichtslose lndustriepolitik und 
Ressourcenraubbau zeitigen ihre Folgen. Seit den sechziger 
Jahren ist bis heute die Schadstoffbelastung immer größer 
geworden. Das ökologische Gleichgewicht ist akut gefähr- 
det. Die Abwässer der verbliebenen Ölindustrie, verrotten- 
de Altbohranlagen, inzwischen zahlreiche neue Off-Shore- 
Förderungen belasten das Binnenmeer ebenso wie die che- 
mische Industrie der Anrainer und die ungeklärt eingeleite- 
ten Abwässer der Uferstädte. Hinzu kommt der gewaltige 

* Dr. rer nat. Detlef Bimboes, Wiesbaden. Es handelt sich um einen aktualisierten und um die 
Halfte gekürzten Beitrag für die Frühjahrstagung derZeitschrift spw am 23.-25. 04.1999 in 
Hannover. Die Langfassung dieses Beitrages mit ausfuhrlichen historischen Darstellungen ist 
gegen Voreinsendung von 3,- DM in Briefmarken oderper Email umsonst beim Verlag 
erhältlich. 
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Zustrom der Wolga. Durch die Industriegebiete an ihrem 
Lauf ist ihr Wasser in großem Ausmaß mit giftigen Stoffen 
belastet. Und das angesichts der Tatsache, daß hier immer 
noch mehr Menschen vom Fischfang und der Kaviarpro- 
duktion als von der ÖIförderung leben. Ein anderes be- 
drohliches Problem für die Anrainerstaaten ist der Anstieg 
des Wasserspiegels. Er steigt derzeit jährlich um 14 cm. 
Man rechnet damit, daß das bis 201 0 oder 2020 anhält. 
Demgegenüber fiel der Wasserspiegel um die vergangene 
Jahrhundertwende beträchtlich! Möglicherweise hängt 
das auch mit dem Zusammenbruch der Landwirtschaft in 
Rußland zusammen, die früher große Wassermengen der 
Wolga zur Bewässerung verbrauchte. 

Sowjetisches Öl und Weltpolitik 
Nach dem II. Weltkrieg ist in der Sowjetunion ein weit ver- 
zweigte~ Pipelinenetz gebaut worden, um die gewonne- 
nen Energierohstoffe nutzen zu können. Es erstreckte sich 
auch in die übrigen RGW-Staaten. Später war es sogar an 
das westeuropäische Netz angeschlossen. Über das Netz 
wurde selbst Gas aus dem Iran und Afghanistan impor- 
tiert. Von besonderer Bedeutung waren die Pipelines aber 
für den Export von billigem Erdöl, mit dem sich die Sowjet- 
union Devisen aus den kapitalistischen Ländern beschaffte. 
Mit dem Öl versorgte sich die Sowjetunion aber nicht nur 
mit Devisen. Zugleich unterstützte sie auch blockfreie und 
aus dem Schatten des Kolonialismus heraustretende Ent- 
wicklungsländer. Beides stieß auf den erbitterten Wider- 
stand der internationalen Ölkonzerne und der kapitalisti- 
schen Staatengemeinschaft, allen voran die USA. Verluste 
an Profiten und politisch-wirtschaftlichem Einfluß auf die 
Entwicklungsländer drohten. 

In den siebziger Jahren gelang es den in der Organisa- 
tion Erdöl exportierender Staaten (OPEC) zusammenge- 
schlossenen Ländern, anstelle der Ölkonzerne die Regie- 
führung bei der Preis- und Angebotsregulierung auf den 
internationalen Energiemärkten (,,Ölkrise" 1973) zu über- 
nehmen. Das forderte die in der OECD zusammenge- 
schlossenen Industriestaaten heraus. Die Gegenstrategie 
wurde maßgeblich vom damaligen US-Außenminister Kis- 
singer bestimmt. Sie bestand darin, unabhängig von der 
OPEC eine dauerhaft störungsfreie Ölversorgung auf Billig- 
preisniveau - auch unter Einsatz militärischer Mittel - si- 
cherzustellen. Sie setzte auf eine Steigerung des Angebots 
der Energieträger Öl, Gas, Kohle und die Atomenergie. 
Dafür wurde auf die Förderung von Energierohstoffen in 
allen Weltregionen außerhalb der OPEC-Staaten gesetzt. 
Das Konzept ist aufgegangen und leitete zugleich die 
Schwächung und Spaltung der OPEC ein. 

In der Ära Gorbatschow setzte die Reagan-Administra- 
tion den internationalen Ölpreis erfolgreich als Waffe ein, 
um der Systemalternative eines reformierten Sozialismus 
jede Chance zu nehmen. Mit der Entdeckung der riesigen 
Erdgasfelder von Urengoi in Westsibirien war die SU zur Nr. 
1 der Erdgasproduzenten auf der Welt geworden. Das al- 
lein hatte die USA bereits beunruhigt. Und nun wollte Gor- 
batschow auch noch seinen ersten Fünfjahresplan samt 
Wirtschaftsreform mit dem Verkauf des Gases finanzieren. 
Jährliche Einnahmen von 60 Mrd. Dollar basierten auf ei- 
nem Ölpreis von 34 Dollar pro Barrel. Bei Veröffentlichung 
des Fünfjahresplanes war der Ölpreis auf unter 20 Dollar 
pro Barrel gefallen. Ein gezielter Schlag, der die Finanzie- 
rung von Reformen weitestgehend zunichte machte. Auch 
heute noch stößt man nur selten auf eine ernsthafte Ein- 
schätzung der Rolle der Ölpreise beim Zusammenbruch 
der Sowjetunion. 

Im Gegenteil. Es deutet einiges darauf hin, daß im Wind- 
schatten der NATO-Angriffe die Vertreibungen der Kosovo- 
Albaner hemmungsloser und brutaler vonstatten gegangen 
sind. Es häufen sich die ,,Kollateralschäden" genannten 
Menschenopfer der Bombenangriffe auf seiten der Kosovo- 
Albaner wie der Serben. Der gesamte Südosten Europas ist 
wohl auf Jahre hinaus ökonomisch und sozial destabilisiert. 
Kurzum, der NATO-Krieg ist unverhältnismäßig, weil er, wie 
Dieter S. Lutz zurecht bemerkt, mehr zerstört als schützt. 

War das alles nicht vorauszusehen? Gab es niemanden, 
der vor diesen nicht-intendierten Folgen auf der Grundlage 
sauberer Analysen gewarnt hat? Es gab sie vielleicht. Aber 
weil man sie nicht ernstgenommen hat, zweifeln immer 
mehr an der Staatskunst der Handelnden.' 

Zweifel an der Lauterkeit der Motive 
2. Der Verlauf des Krieges nährt bei immer mehr Menschen 
auch Zweifel an der Lauterkeit der proklamierten und dekla- 
mierten Kriegsmotive des Westens. 

Im Verlaufe der bislang 52 Kriegstagen haben sich Unge- 
reimtheiten auf seiten derjenigen angehäuft, die im Namen 
von Wahrheit und Menschenrechten einen Krieg zu führen 
vorgeben. Das wirft unangenehme Fragen auf und Iäßt 
manchen nach der versteckten Wahrheit hinter der unange- 
messen tönenden, prinzipiellen Rhetorik suchen. 

So muß es auch Menschen, die dem Krieg bislang zu- 
stimmten, stutzig machen, wenn plötzlich Lageberichte des 
Auswärtigen Amtes auftauchen, die zum Zeitpunkt der „ac- 
tivation order" abgefaßt sind und eine weit weniger schur- 
kentheoretisch hergeleitete Beschreibung des Kosovo-Kon- 
fliktes und seiner Ursachen liefern, als dies zum Repertoire 
jeder Pressekonferenz seit Beginn der Kriegshandlungen ge- 
hört. 

Wenn Außenminister Fischer diese Lageberichte heute 
als Fehler bezeichnet, dann weckt er mit dieser Aussage erst 
die Zweifel, die zu zerstreuen er beabsichtigt: Waren die Be- 
richte wirklich falsch? Oder war es ein Fehler, richtige Berich- 
te zur Lage produzieren zu lassen? Ist es üblich, Lageberich- 
te, die über das Schicksal von Asylsuchenden entscheiden, 
fälschen zu lassen? Wer garantiert, daß heute die Wahrheit 
gesagt wird? 

Man muß nicht unter Verfolgungswahn leiden, um aus- 
gehend von diesen Ungereimtheiten Fragen nach den wah- 
ren oder den anderen, möglicherweise ausschlaggebende- 
ren Motiven der westlichen Kriegsparteien zu stellen. 

Das neue NATO-Statut zum Beispiel nährt die Vermu- 
tung, dieser Krieg habe als Präzedenzfall für die neue regio- 
nale oder gar gobale Ordnungsmacht herhalten sollen. 
Horst Grabert, ehemaliger Botschafter in Jugoslawien und 
enger Vertrauter Willy Brandts, gibt in seinem Artikel hierzu 
deutliche Antworten und ist sich sicher, im neuen Statut den 
Schlüssel zu diesem Krieg gefunden zu haben. 

Die angebliche Alternativlosigkeit und die weltpoli- 
tischen Folgen 
3. Wer an den lauteren Motiven zu zweifeln sich genötigt 
sieht, beginnt die angebliche Alternativlosigkeit des Krieges 
in Frage zu stellen. 

Wenn es Indizien dafür gibt, daß auch der Kosovo nur 
die Bühne ist, auf der ein ganz anderes Stück als das von 
der Verteidigung der Menschenrechte gespielt wird, dann 
stellt sich die Frage nach den Alternativen anders und neu. 
Dann wird plötzlich der Blick frei auf Präventionsoptionen 
und friedliche Konfliktlösungen, die nicht ausgeschöpft 
wurden, weil sie den Verlauf des Spielplanes gestört hät- 
ten. 

Dies allerdings macht die ganze Angelegenheit noch 
quälender für den Betrachter. Denn mit jeder aufgezeigten 
Alternative rückt der sogenannte Friedensprozeß von Ram- 
bouillet in ein noch düsteres Licht, als er seit der Diskussion 
um den Annex B seit geraumer Zeit schon ist. Am Ende kann 
man wie Horst Grabert zu dem Schluß gelangen, hier sei ein 
Persilschein für den Krieg ausgestellt worden. 

4. Die Skepsis gegenüber einem bislang erfolglosen 
Krieg wächst schließlich auch angesichts der bedruckenden 
weltpolitischen Folgen. 

Was, so fragen sich immer mehr Menschen, ist eine 
,,Doppelstrategie" aus Bomben und diplomatischen Initiati- 
ven wert, die das, was sie gerade an politischer Deeskalation 
aufgebaut hat, mit Bomben in die chinesische Botschaft 
gleich wieder zerstört? 

Ist es auch im deutschen, im europäischen Interesse, Ruß- 
land als zweitgrößter Atommacht seine angebliche Bedeu- 
tungslosigkeit vorzuführen? Sehr aufschlußreich ist in diesem 
Zusammenhang das Dossier von 

Gunter ,jWie Deutsch- ES gibt keine gerechten Kriege. Auch 
land in den Krieg geriet" (DieZeit 
vom 12.05.1 999). zeigt hier, dieser ist kein gerechter Krieg. Wir 
daßRußlandinderJugoslawien- müssen raus aus der Eskalationslogik 
Kontaktgruppe häufig nur Ab- 
gestimmtes des Westens abnik- und zurück an den Verhandlungstisch. 
ken konnte und während der 
Rambouillet-Verhandlungen systematisch von jedem politi- 
schen Lösungsversuch ferngehalten worden ist. 

Schließlich die Frage aller Fragen, wenn es um die welt- 
politischen Fernwirkungen dieses Krieges geht: Wem außer 
der letzten verbliebenen Supermacht nützt eigentlich die 
Marginalisierung der Vereinten Nationen, wie sie leider auch 
von so vielen Sozialdemokraten achselzuckend und auch zu- 
stimmend zur Kenntnis genommen wird? 

Und was bedeutet der völkerrechtliche Rückfall in die 
Zeit vor dem Völkerbund für künftige Konfliktherde, die sich, 
wie Detlef Bimboes am Beipiel der Kaukasusregion aufzeigt, 
längst abzuzeichnen beginnen? 

Die Frage nach der Eignung der eingesetzten Mittel 
Derartige Fragen, die die Kriegsmoral nicht nur der Deut- 
schen aufweichen, weisen ein gemeinsames Charakteristi- 
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kum auf: Sie nehmen die gewissensethisch vorgetragene 
Rhetorik der Handelnden beim Wort, indem sie verantwor- 
tungsethisch die eingesetzten Mittel auf ihre Wirksamkeit 
hin überprüfen und befragen. 

Diese Gemeinsamkeit ist es auch, die die Lager der 
Kriegsgegner und Kriegsbefürworter nicht unbedingt ent- 
lang von rechts und links verlaufen Iäßt. Nach intensiver 
Analyse der Zweckmäßigkeit e/ngesetzter Mittel kommen 
beispielsweise Zeitgenossen wie Alfred Dregger, Helmut 
Schmidt oder Henning Voscherau zu ähnlichen Ergebnissen 
wie Leserinnen und Leser dieser Zeitschrift: Es gibt keine ge- 
rechten Kriege. Auch dieser ist kein gerechter Krieg. Wir 
müssen raus aus der Eskalationslogik und zurück an den Ver- 
handlungstisch. 

Der Kosovo-Krieg, so zeigt sich heute, wo noch immer 
gekämpft wird, markiert eine Zeitenwende internationaler 
Politik. Sie wäre ohne das Ende der bipolaren Weltordnung 
nicht möglich gewesen. Damit ist allerdings noch nicht ge- 
sagt, welche Richtung die Entwicklung insgesamt nehmen 
wird, die vor allem von den USA gewünschte oder die von 
manchem NATO-Partner befürchtete Neue Weltordnung. 
Darüber entscheidet nicht zuletzt der Ausgang des Kosovo- 
Krieges. 

Außen- und Sicherheitspolitik auf die Agenda! 
Für die Sozilademokratie bedeutet die Offenheit der Ent- 
wicklung: Außen- und Sicherheitspolitik gehören endlich 
wieder auf die Agenda der öffentlichen und innerparteili- 
chen Diskussion. Fast zehn Jahre hat die deutsche Sozialde- 
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mokratie dieses Politikfeld verschlaferl bzw. sich in heute ab- 
seitig anmutenden Debatten über Blauhelme und deren 
Selbstverteidigungsrechte verheddert, während andere Fak- 
ten schufen. 

Auf die Agenda nehmen heißt, wie Helmut Schmidt zu- 
recht gefordert hat, außen- und sicherheitspolitische Debat- 
ten von der Tiefe und Ernsthaftigkeit der EURO-Debatte zu 
führen. Das bedeutet Fragen nach der künftigen europäi- 
schen Sicherheitsarchitektur, nach dem Verhältnis zwischen 
Europa und den USA, nach der Funktionsfähigkeit multina- 
tionaler Organisationen, nach einer künftigen militärischen 
Identität und Handlungsfähigkeit Europas und der Rolle der 
Bundeswehr darin, nach wirksamen Präventionsoptionen, 
nach künftigen Abrüstungsschritten, nach den Schritten zu 
gerechten wirtschaftlichen Beziehungen zu stellen und rea- 
litätstaugliche Antworten zu geben. Einen ersten Aufschlag 
dazu machen Dieter S. Lutz und Heidemarie Wieczorek- 
Zeul. Diese Debatte gilt es weiterzuführen. 

Im Moment jedoch kommt es darüber hinaus darauf an, 
den verantwortungsethischen Legitimationsdruck auf die 
Handelnden zu verstärken. Das wirksamste Mittel dabei sind 
intelligente Argumentationen, wie sie sich in den Artikeln 
des vorliegenden Schwerpunktes wiederfinden. SPW 

I Sehr lesenswert sind in diesem Zusammenhang auch die Analy- 
sen der Fehleinschätzungen der Politik von August Pradetto („Die 
sieben klassischen Fehler der westlichen Politik in Kosovo". Frank- 
furter Rundschau vom 23.04.1 999) sowie von Tobias Debiel (.,Ka- 
tastrophe im Kosovo". Blätter für deutsche und internationale 
Politik 5/99). 

Der Krieg im Kosovo muß eine Friedens- und Sicherheitsordnung in und für Eu- 
ropa aussehen, die diesen Namen auch wirklich verdient? 
Dazu als erstes einen Blick auf die gegenwärtige Ordnung. 

Konsequenzen und Lehren für Europas Sicherheitsordnung? 
Sie ist geprägt von einer Reihe großer Paradoxien. 

von Dieter 8. Lutz* 

E s ist Krieg in Europa. „Das Kind ist in den Brunnen ge- 
fallen." Der Ausgang der Rettungsaktion ist unge- 
wiß. Sie wird uns noch viele Monate beschäftigen, 

einschließlich der Nachsorge vermutlich sogar Jahre und 
Jahrzehnte. Das darf aber nicht bedeuten, daß Europa ver- 
säumt, sofort und unverzüglich die Konsequenzen und 
Lehren aus dem Krieg im Kosovo zu diskutieren. Am Hori- 
zont zeichnen sich bereits die nächsten Konflikte ab, die in 
Kriege umzuschlagen drohen. Wie der Kurden-Konflikt 
zeigt, immer auch verbunden mit der Gefahr des Krieges 
auf Deutschlands Straßen. 

Was sind die Lehren aus Bosnien, aus Kosovo und all' 
den anderen kriegerischen Konflikten nach der sog. Zeiten- 
wende von 1989190 für die Struktur der gegenwärtigen 
Friedens- und Sicherheitsordnung in und für Europa? Wie 

* Prof. Dr. Dieter 5. Lutz ist Direktor des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Harnburg. 

Die Paradoxien der gegewärtigen Sicherheitsord- 
nung in und für Europa 
Zu diesen Paradoxien der Europäischen Sicherheitsord- 
nung von heute gehört das lautstarke Bekenntnis aller po- 
litischen Kräfte zur Krisenprävention einerseits und die 
gleichzeitige Ignoranz und Passivität der europäischen 
Staatengemeinschaft gegenüber erkennbaren oder gar 
schon eskalierenden Konfliktpotentialen andererseits. 
,,Vorsorgen ist besser als Heilen" bleibt bloßes Lippenbe- 
kenntnis. 

Mit  oder ohne Absicht wurde in Dayton zum Beispiel 
das Kosovo vergessen. Über Jahre hinweg fanden die 
Kosovo-Albaner darüber hinaus kaum Gehör bei der eu- 
ropäischen Völkergemeinschaft. Erst als die soziale Ver- 
teidigung der Kosovo-Albaner in den bewaffneten 
Kampf umschlug, erst als aus Freiheitskämpfern Terrori- 
sten wurden, erst als die Serben begannen, albanische 
Zivilisten zu massakrieren, erst als albanische Nationali- 
sten drohten, um eines Großalbaniens willen den ge- 
samten Balkan in einen Krieg zu verwickeln, erst da er- 
wachte Europa aus seiner Lethargie und zwang Serben 
und Kosovo-Albaner an den Verhandlungstisch von 
Rambouillet. Zu spät! Fünf nach zwölf ist Prävention 
nicht mehr möglich. 

Zu den großen Paradoxien der europäischen Sicher- 
heitsordnung gehört ferner der gesamte Bereich von Rü- 
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Aus diesem Grunde ist es heute noch nicht möglich, die 
Rückwirkungen der Primäreffekte auf die Gesellschaft zu quan- 
tifizieren. Das ist bislang nur für volkswirtschaftliche Teilbereiche 
der Tertiäreffekte möglich. 

Die Wirtschaftsleistung Jugoslawiens war bereits vor dem 
Krieg (1 998) auf die Hälfte des BruttosozialproduMs von 1989 
geschrumpft. Nach Berechnungen österreichischer Ökonomen 
ist das heutige Pro-Kopf-Einkommen auf den Stand von 1900 (!) 
zurückgefallen. Die Ökonomen sagen ein weiteres Absinken der 
Wirtschaftsleistung in Serbien um 25% voraus. Dabei haben sie 
die jüngste Zerstörung von Produktionsstätten und Infrastruktur 
noch gar nicht berücksichtigt. Deshalb erwarten sie nach Ende 
des Krieges eine weitere Auswanderungswelle-diesmal aus Ser- 
bien.13 

,,Humanitäre Kriegsfühning" - mit Uran-Munition? 
Am 22. April 1999 meldete die FuldaerZeitung, die NATO habe 
,,bestätigt, daß US-Militärs in Jugoslawien radioaktive Uran-Mu- 
nition einsetzt. Zugleich dementierte die Allianz aber Berichte 
über eine Gefährdung unbeteiligter Zivilisten."14 

Diese Behauptung der NATO ist falsch. Richtig hingegen ist, 
daß die Verwendung dieser Munition eine erhebliche Gefahr für 
die Bevölkerung und die Umwelt darstellt. Dieser Tatbestand ist 
auch den NATO-Militärs spätestens seit dem Golfkrieg (1 991) 
bekannt. 

In natürlichem Zustand ist das Schwermetall Uran eine Mi- 
schung aus den Isotopen U„,und U„,. U„, ist nur in geringem 
Umfang im Uran vorhanden. Zur Verwendung von Uran in Nu- 
klearwaffen ist es notwendig, den Anteil von U„,durch Anrei- 
cherungsverfahren zu erhöhen. Dabei fällt das U„, in größeren 
Mengen an. Dies U„, wird auch als depleted uranium (DU) b e  
zeichnet. Es ist stark giftig und schwach radioaktiv. 

Das militärische Interesse an DU wurde geweckt, weil es eine 
erheblich größere Dichte als andere zur Munitionsherstellung 
verwendete Materialien hat. So ist DU fast dreimal so schwer wie 
Stahl, was einer mit DU gefüllten Granate eine sehr viel größere 
Durchschlagskraft etwa gegenüber der Panzerung von Militär- 
fahrzeugen verleiht. 

Zusätzlich zur hohen Durchschlagskraft hat Munition, in der 
depleted uranium verwendet wird, die Eigenschaft, sich selbst zu 
entzünden. Weil DU weicher ist als Stahl, wird es beim Durch- 
dringen der Panzerung pulverisiert. Dabei entzündet es sich und 
wirkt deshalb im lnnern eines Panzers wie ein Brandgeschoß.15 
Der Einsatz von DU-Munition hat aber nicht nur die beabsichtig- 
te Waffenwirkung. Wenn ein solches Geschoß auf die Zielober- 
fläche schlägt, wird ein großer Teil der kinetischen Energie als Hit- 
ze angeleitet. 

Daraus ergibt sich Rauch, der eine hohe Konzentration von 
DU-Teilchen enthält. Diese Uranpartikel sind starkgiftig. Nach der 
Explosion verbinden sich diese stark giftigen Uranteilchen in der 
Luft mit Staub und werden anschließend in bewohnte Gebiete, 
in die Nahrungskette und ins Trinkwasser verfrachtet. 

Zum ersten Mal wurde DU-Munition in großen Mengen im 
Golfkrieg (1 991) verwendet. Vor allem das US-Kampflugzeug 
vom Typ A-I 0, das erneut im Krieg gegen Jugoslawien eingesem 
wird, verschoß fast 1 Million DU-Granaten. Damit wurden über 
1000 irakische Panzer zerstört. Die U.S. Army schätzt dieauf dem 
Golfkriegsschauplätzen ,,deponierte" Uranmenge auf 300 Ton- 
nen. Die Kriegstrümmer wurden nie beseitigt, weshalb ihre hoch 
giftigen und schwach radioaktiven Partikel im Südirak ins Grund- 
wasser und in die Nahrungskette gelangten. Beim Eindringen 
des Giftstoffs in den Körper kann es zur langsamen Zerstörung 
innerer Organe kommen. Tatsächlich nahm in dieser Region die 
Zahl der an Leukämie erkrankten Kinder deutlich zu. Aber auch 
von vergifteten U.S.-Soldaten wird im Zusammenhang mit dem 
Golfkrieg-Syndrom berichtet.16 Ein ähnlich massiver Einsatz im 

Kosovo würde die Biosphäre und damit dieGesundheit der Men- 
schen gefährden, die nach ihrer Vertreibung dorthin zurückkeh- 
ren sollen. 

Verfall des humanitären und ökologischen Rechtsbe 
wußtseins 
Während Umweltgefährdung in Deutschland strafbar und im 
schwersten Falle mit Freiheitsstrafe bis zu 10 Jahren bedroht ist - 
auch für Soldaten -, verursachen im Balkankrieg auch deutsche 
Soldaten enorme Schäden auf land- und forstwirtschaftlich so- 
wie gärtnerisch genutzten Flächen, wodurch die Agrarprodukt- 
ion bereits erheblich geschädigt 
wurde. Wegen des Mangels an Die NATO führt inzwischen auf jugo- 
Saatgut, Düngemitteln und Treib- 
stoff kann in Jugoslawien weitaus slawischem Territorium einen stum- 
weniger Getreide, Mais und G e  men Giftgaskrieg durch die 
müse angebaut werden als in den 
Vorjahren. Bombardierung von Anlagen, die ge- 

Dazu kommen die Langfrist- fährliche Stoffe undloder Kräfte ent- 
Schäden durch die Verseuchung 
von Böden und Wässern. So hat halten. 

die Bombardierung der Chemiekomplexe in Novi Sad, Belgrad 
und Pancevo zur Verseuchung der Donau geführt, wodurch die 
Flußökologie bis ins Delta nachhaltig gestört wird. 

Es dürfte für das Wert- und Rechtsbewußtsein der kriegfüh- 
renden europäischen Gesellschaften höchst unerfreuliche Konse 
quenzen haben, daß sie den zivilisatorischen Konsens, wonach 
der Mensch seinesgleichen nicht vorsätzlich Giftgaswolken aus- 
setzt, innerhalb weniger Tage ohne erkennbare ethische, ökolo- 
gische oder wissenschaftliche Skrupel aufgegeben haben. 

Und wie der bisherige europäische Primat des Ökologischen 
gegenüber dem Militärischen wieder hergestellt werden kann, 
wenn die Regierungen der kriegsführenden Staaten billigen, daß 
ihre Militärs allestrafbewehrten Methoden und Mittel der Kriegs- 
führung verwenden, „die dazu bestimmt sind oder von denen 
erwartet werden kann, daß sie ausgedehnte, langanhaltende 
und schwere Schäden der natürlichen Umwelt verursachen und 
dadurch Gesundheit oder Überleben der Bevölkerung gefähr- 
den"17, ist heute schon eine brisante Nachkriegsfrage. SPW 
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des Labors für Umweltchemie an der Universität Xanthi erklärte 
Anfang Mai gegenüber derSüddeutscheZeitung: „Die Werte für 
Dioxine und Furane haben sich um das zehnfache erhöht."8 

Das war vorherzusehen. Seit Anfang der achtziger Jahre ist 
die Öffentlichkeit nicht nur in der Bundesrepublik darüber infor- 
miert, daß bereits im Frieden die Ansiedlung großer Betriebe der 
chemischen Industrie in dicht besiedelten Regionen, verbunden 
mit der Lagerung enormer Mengen gefährlicher chemischer 
Grundstoffe und Zwischenprodukte, eine permanente Gefähr- 
dung der Bevölkerung darstellt. 

Im Fall der zerstörten jugoslawischen lndustriekomplexe war 
das Störfallrisiko Chemie durch Katastrophenmaßna hmen offen- 
bar nicht mehr beherrschbar, ein Tatbestand, den die NATO-Pla- 
ner sogar eingeplant haben dürften. 

Zerstörung von Munitionsfabriken 
Die NATO hat nicht bestritten, auf jugoslawischem Territorium 
auch Munitionsfabriken zerstörtzu haben. Über die katastropha- 
len ökologischen und gesundheitlichen Folgen erfuhren wir aller- 
dings bislang nichts. Da ist eine Monographie über die 1944 zer- 
störte Sprengstoffabrik ,,Tanne" in Clausthal-Zellerfeld schon auf- 
schlußreicher? 

Die Langzeitschäden der Zerstörung dieser Fabrik durch ei- 
nen Bombenangriff lassen sich noch 50 Jahre nach Kriegsende 
nachweisen. Die Umweltgefährdung durch den ehemaligen Be  
trieb hat die Natur eben nicht geräusch- und kostenlos beseitigt. 
,,Noch heute finden sich auf dem Werksgelände, und, was noch 
viel schlimmer ist, auch in den ehemals genutzten Vorflutern und 
Absetzhalden hochtoxische Vor-, Zwischen-, End- und Um- 
wandlungsprodukte aus der ehemaligen Sprengstoffproduktion 

und -Abfüllung. Durch natürlich 
Die Vereinten Nationen haben den be- vorhandene Bakterien werden die 

wußten Verstoß gegen ökologische organischen Nitroverbindungen 
zum Teil in gut wasserlösliche und 

Kriegsrechtsnormen zu Kriegsverbre- zusätzlich krebserregende stoffe, 

chen erklärt. u.a. in sogenannte aromatische 
Amine, umgewandelt." Verschie 

dene Abbauprodukte des bzw. im Herstellungsprozeß als Zwi- 
schenprodukte auftretende Nitrotoluole haben sich im Tierver- 
such als eindeutig krebserregend und erbverändern erwiesen, 
selbst in gerade noch nachweisbaren Konzentrationen. Über den 
Wasserpfad gelangen diese militärchemischen Schadstoffe in 
den ,,Einzugsbereich der zur Trinkwassergewinnung genutzten 
Granetalsperre." Da fast der gesamte Westharz ein Vorrangge 
biet für die Trinkwasewersorgung von Niedersachsen und Bre 
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men ist, tickt hier ,,im wahrsten Sinne des Wortes eine ökologi- 
sche Zeitbombe."1° 

Die Chemie-Störfallplaner der NATO 
,,Allein die ausgebombten Raffinerien von Pancevo und Novi Sad 
verfügten über Jahreskapazitäten von 5,5 beziehungsweise 2,5 
Millionen Tonnen." Es müssen nach Schätzungen ,,Hundertaus- 
ende Tonnen Benzin, Öl und Gas gewesen sein, die seit Beginn 
der Luftangriffe in Flammen aufgingen."ll Durch die Bombardie 
rung dieser Anlagen entstanden unter anderem große Mengen 
an Rauch und Ruß. 

An der Oberfläche von Rauch-.und Rußpartikeln wurden, 
wie die griechischen Messungen ergaben, Dioxine, wahrschein- 
lich auch das berüchtigte Vietnam- und Seveso-Dioxin (2,3,7,8- 
Tetrachloriddibenzodioxin: TCDD) und polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK) wie Benzopyren adsorbiert. Benzopy- 
ren halten Toxikologen/innen für die gefährlichste Verbindung 
der PAK-Gruppe, weil es stark krebserzeugend ist.12 

Darüber hinaus gelangte durch die Zerstörung ein Gemisch 
aus Stickoxiden, Schwefel- und Salpetersäuren, Schwermetallen, 
sowie krebserzeugenden beziehungsweise hochgiftigen Kohlen- 

- - 

wasserstoffen wie Benzol und Toluol in die Biosphäre. 
Zur Zeit kann zwar niemand vorhersagen, ob sich in den 

nächsten Monaten und Jahren - dies wären realistische Werte- 
200 oder 500 Milligramm je Quadratmeter von diesem hochgif- 
tigen Gemisch in Wohngebieten, Erntegürteln, Wäldern, Flüssen 
und Seen ablagern. 

Klar ist jedoch, daß die NATO inzwischen auf jugoslawi- 
schem Territorium einen stummen Giftgaskrieg führt. Er wurde 
nicht durch den Einsatz primärer, sondern sekundärer Giftgas- 
waffen ausgelöst, also die Bombardierung von Anlagen, von d e  
nen den Kriegsplanern bekannt war, daß sie gefährliche Stoffe 
undIoder Kräfte enthielten. 

Offenbar müssen wir unser Verständnisvon Giftsgaskrieg r e  
vidieren. Wir haben zwar zur Kenntnis genommen, daß dieGift- 
gaskrieg zwischen Soldaten völkerrechtlich verboten wurde, aber 
wir haben noch nicht begriffen, daß der Giftgaskrieg gegen die 
Zivilbevölkerung erlaubt bleibt. 

Rückwirkungen auf Gesundheit und Biosphäre 
Es muß davon ausgegangen werden, daß die operative Versor- 
gung multitraumatisierter Opfer der militärisch verursachten Explo- 
sionskatastrophen in Jugoslawien nicht ausreichend gewährleistet 
ist. Solche kriegsökologischen Sekundäreffekte gefährdeten bereits 
nach wenigen Kriegstagen die Gesundheit der Zivilbevölkerung in 
Umgebung der zerstörten Anlagen. Vor allem in Städten wie Bel- 
grad, Pancevo, Novi Sad, Subotica oder Knisevac wurden Tausen- 
de von Menschen den Giftsgaswolken ausgesetzt. Es ist zu b e  
fürchten, daß viele von ihnen chronisch erkranken. 

Ein zweiter kriegsökologischer Zyklus entwickelte sich durch • 

die Zerstörung ziviler lnfrastruktursysteme. In sämtlichen größe 
ren oder strategisch wichtigen Städten wurden systematisch Ver- 
und Entsorgungseinrichtungen, Kommunikations- und Ver- * 
kehrssysteme und wichtige Brücken zerstört, aber auch Kranken- 
häuser, Schulen, Universitäten und Wohngebiete beschädigt. Die 
Wasser- und Stromversorgung für mehr als eine Million Men- 
schen ist erheblich gestört. 

Volkswirtschaftliche Kosten des Krieges 
Die Zerstörung wichtiger Bereiche der Volkswirtschaft weist b e  
stimmteÄhnlichkeiten mit militärischen Manipulationen ökologi- 
scher Abläufe auf: Hier wie dort reagieren komplexe Realitätsbe 
reiche auf kriegerische Eingriffe mit grundsätzlich nicht planba- 
ren Effekten. Solche Eingriffewerden durch dieVerflechtung ein- 
zelner ökologischer und infrastruktureller Komponenten rückge 
koppelt, aufgeschaukelt, in ihrer Wirkung multipliziert. 
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stung einerseits und Abrüstung und Rüstungskontrolle 
andererseits. In der öffentlichen Meinung ist die Ansicht 
weit verbreitet, das vergangenen Jahrzehnt nach dem 
Ende des Ost-West-Konfliktes sei eine ,,Abrüstungsdeka- 
de" gewesen und die NATO-Staaten hätten in einem nie 
dagewesenen Ausmaß - und zwar überproportional - 
abgerüstet. Diese Ansicht ist ein gefährlicher Irrglaube. 
Richtig ist vielmehr, daß der weltweite Rückgang der Mi- 
litärausgaben und der Bestände an Soldaten in erster Li- 
nie auf Reduzierungen Rußlands bzw. der vormaligen So- 
wjetunion zurückzuführen sind. Die Militärausgaben 
Rußlands liegen gegenwärtig bei lediglich 20 bis 40 Mil- 
liarden US-Dollar, die der USA und der europäischen 
NATO-Staaten dagegen noch immer bei ca. 270 bzw. 
180 Milliarden US-Dollar. Die NATO gibt somit nicht nur 
das Zehn- bis Zwanzigfache von Rußland aus. Allein die 
19 Staaten der NATO haben mit der gewaltigen Summe 
von über 450 Milliarden US-Dollar zugleich mehr als die 
Hälfte der gesamten Rüstungsausgaben der knapp 200 
Staaten dieser Welt zu verantworten. 

Anders als öffentlich dargestellt, führen die Staaten der 
,,mächtigsten Militärallianz aller Zeiten", der NATO, heute 
einen absurden und teuren Rüstungswettlauf weithin mit 
sich selbst! Von der Unterdrückung der Kosovo-Albaner in 
Jugoslawien hat der Rüstungskoloss NATO trotzdem Serbi- 
en nicht abschrecken können. Daß darüber hinaus selbst 
der Einsatz der riesigen Kriegsmaschinerie das propagierte 
Ziel der Verhinderung einer ,,humanitären Katastrophe" 
nicht verwirklichen kann, wird, je länger der Krieg dauert, 
immer offensichtlicher. 

Europa in Abhängigkeit von den USA 
Ein drittes Paradoxon besteht darin, daß stets von einer 
europäischen Friedens- und Sicherheitsordnung ausgegan- 
gen wird, Europa als (allein oder als gleichberechtigt) han- 
delnder sicherheitspolitischer Akteur aber gar nicht exi- 
stiert. Zu Zeiten des Ost-West-Konfliktes hatte Europa 
(West) seine sicherheitspolitischen Belange an die USA di- 
rekt oder an den von den USA dominierten Militärpakt 
NATO delegiert. Die USA waren die Lösung des Problems 

(europäische) Sicherheit. Heute - zehn Jahre nach der Zei- 
tenwende - existieren zwar Warschauer Pakt, Sowjetunion 
und Abschreckungssystem nicht mehr, an der strukturellen 
Abhängigkeit Europas von Amerika hat sich aber nichts 
oder nur wenig geändert. Der frühere US-Präsidentenbera- 
ter Zbigniew Brzezinski gibt diesem Zustand in seinem 
Buch „Die einzige Weltmacht" zutreffend, wenn auch für 
Europa wenig schmeichelhaft, einen Namen: ,,Tatsache ist 
schlicht und einfach, daß Westeuropa und zunehmend 
auch Mitteleuropa weitgehend ein amerikanisches Protek- 
torat bleiben, dessen alliierte Staaten an Vasallen und Tri- 
butpflichtige von einst erinnern." 

Zwar sind Frieden und Sicherheit in Europa auch ge- 
genwärtig nur mit den USA zu erzwingen. Der Dayton- 
Prozeß, der Ägäis-~onflikt oder aktuell der Kosovo-Kon- 
flikt belegen diese Aussage. Doch darf Friedenserzwin- 
gung mit militärischen Mitteln 
nicht - mit einer für Europa SO Die 19 Staaten der NATO haben mit 
dringend erforderlichen - vor- 
beugenden ~ ~ i ~ d ~ ~ ~ ~ ~ l i ~ i k  im über 450 Milliarden US-Dollar mehr 
Rahmen einer funktionieren- als die Hälfte der gesamten Rüstungs- 
den und effektiven Sicher- 
heitsordnunq verwechselt ausgaben der knapp 200 Staaten die- 

werden. Letztere soll ja gerade ser Welt zu verantworten. 
den Einsatz militärischer Mittel 
überflüssig machen, Kriege 
verhüten helfen. Solange aber der Rückgriff auf die mili- 
tärischen Mittel und Möglichkeiten der USA in Aussicht 
stehen, werden die Europäer sich kaum auf eine gemein- 
same Friedens- und Sicherheitsordnung einigen. Solange 
sich aber die Europäer nicht einigen, wird Amerika in Eu- 
ropa seinen dominanten, ja hegemonialen Einfluß behal- 
ten. Es liegt im Interesse der USA, nicht Europas, daß die- 
ser Teufelskreis sich immer wieder aufs Neue schließt. Soll 
er beendet werden, so muß der Tabubruch mitgedacht 
werden: Entweder die USA ordnen sich (der Vision) einer 
Sicherheitsordnung nach dem Leitgedanken der Stärke 
des Rechts ein und unter, oder die Sicherheitsarchitektur 
Europas muß zumindest auf Zeit auf die Einbeziehung 
Amerikas verzichten. 
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nen und Abschreckungsdenken können die Folge sein. Und 
wie die Realität zeigt: immer wieder Krieg. 

Ein System kollektiver Verteidigung kann ein System 
kollektiver Sicherheit nicht ersetzen, wie die Apologeten 
der NATO behaupten. Es genügt auch nicht, wie es das 
Bundesverfassungericht in einem paradoxen obiter dictum 
vom 12. Juli 1994 getan hat, die NATO einfach in ein Sy- 
stem Kollektiver Sicherheit umzudeklarieren. 

Die OSZE reformieren 
Soll die historische Chance, die sich mit der ,,Zeitenwende" 
von 1989190 ergeben hat, nicht völlig verspielt werden, 
muß die europäische Friedens- und Sicherheitsordnung 
endlich vom Kopf auf Füße gestellt werden. Was Europa 
dringend braucht, ist ein regionales System Kollektiver Si- 
cherheit, wie es das deutsche Grundgesetz in Artikel 24 GG 

Die NATO kann kein System kollektiver Sicherheit 
ersetzen 
Zu den Paradoxien des gegenwärtigen Sicherheitssystems 
gehört schließlich viertens, daß in den Jahren nach 19891 
90 die Jahrhundertchance bestand und auch heute noch 
besteht, eine stabile und dauerhafte Friedens- und Sicher- 
heitsordnung in und für Europa im Sinne eines regionalen 
Systems Kollektiver Sicherheit zu schaffen, wie es Kapitel 
Vlll der UN-Charta, aber auch Artikel 24 des Grundgeset- 
zes der Bundesrepublik Deutschland vorsieht. Diese Chan- 
ce wurde bislang nicht genutzt. 

Gemessen an dieser Jahrhundertchance ist die Fortfüh- 
rung der NATO ein grundlegender Fehler. Diese Feststellung 
muß umso mehr für die Ausweitung der NATO nach Osten 
gelten. Militärbündnisse wie die Nordatlantik-vertragsorgani- 
sation (NATO) oder die Westeuropäische Union (WEU) um- 
schließen - mit oder ohne Osterweiterung - immer nur einen 
Teil des europäischen Kontinents. Sie führen die Spaltung Eu- 
ropas in sichere und unsichere, stabile und instabile Zonen 
fort. Konflikte außerhalb ihrer Grenzen können sie nicht prä- 
ventiv bearbeiten, wie das Beispiel des vormaligen Jugoslawi- 
en zeigt. Sie haben anders als ein System Kollektiver Sicherheit 
nicht die Mittel und Mechanismen hierfür. Aber selbst Proble 
me zwischen den Partnern sind von Militärbündnissen kaum 
in den Griff zu bekommen, wie der Ägäis-~onflikt zwischen 
Türkei und Griechenland oder der seit Jahrzehnten fortdau- 
ernde Zypern-Konflikt illustrieren. Militärbündnisse sind dafür 
weder geschaffen noch ausgelegt. Darüber hinaus sind sie 
selbst ein latenter Faktor für Isolierungs- oder gar Bedro- 
hungswahrnehmungen der von der Mitgliedschaft ausge- 
schlossenen Staaten. Gegen-Bündnisse, Rüstungseskalatio- 
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will und wie es auch die UN-Charta als regionale Einrich- 
tung vorsieht. Die europäische Friedens- und Sicherheits- 
ordnung ruht dann auf einer Rechtsordnung, die im Ord- 
nungsfall keiner weiteren Mandatierung bedarf, sie besitzt 
ausreichende und effiziente Instrumente der vorbeugen- 
den Krisenprävention und der friedlichen und zivilen Streit- 
beilegung, sie kann Aggressoren und Kriegsverbrecher ver- 
folgen und vor Gericht stellen und sie besitzt (in Koopera- 
tion mit der NATO und der WEU) militärische Erzwin- 
gungsmittel, die als ultima ratio nicht der politischen Will- 
kür Tür und Tor ~ f f n e n ,  sondern Ordnungsrecht folgen 
und gegebenenfalls wieder herstellen. 

Zweifelsohne erscheinen diese und ähnliche Überle- 
gungen derzeit noch visionär. Daß sie aber weder realitäts- 
fern noch utopisch sind, beweisen eine Reihe von Ansatz- 
punkten und Forderungen, wie sie sich in der Koalitionsver- 
einbarung der gegenwärtigen deutschen Regierungspar- 
teien sowie in deren Wahlprogtammen finden. Zu den 
Konsequenzen und Lehren aus dem Kosovo-Krieg sollte es 
deshalb in den nächsten Wochen und Monaten gehören, 
konzeptionelle und operative Beiträge zur Ausarbeitung 
und Umsetzung von Vorschlägen zur Reform der OSZE im 
Sinne eines regionalen Systems Kollektiver Sicherheit vor- 
zulegen. Zu diesen Vorschlägen sollte u.a. zählen: 

die Schaffung einer völkerrechtlich verbindlichen 
Grundlage für die OSZE; 

die Effektivierung der Entscheidungsstruktur der OSZE 
nach dem Mehrheitsprinzip und ohne Vetorecht; 

die Einrichtung eines gesamteuropäischen Sicherheits- 
rates; 

die Stärkung der Position und Erweiterung der Kompe- 
tenzen des OSZE-Generalsekretärs; 

die Reformierung des OSZE-Gerichtshofes im Sinne ei- 
nes obligatorischen und rechtsverbindlich entscheidenden 
(Schieds-) Gerichtshofes nach.dem Vorbild des Artikel 24 
Absatz 3 GG; 

die Aufstellung von systemeigenen Friedenstruppen in- 
klusive von Verfügungstruppen für den Generalsekretär so- 
wie die Einrichtung eines Militärstabes; 

die Einführung und rechtlicheVerankerung des Prinzips 
,,zuerst OSZE" (OSCE first) gegenüber insbesondere NATO 
und UNO. 

Sicherlich sind die hier vorgetragenen Überlegungen 
und Vorschläge ergänzungs- und diskussionsbedürftig. Ge- 
rade deshalb sollten die bundesdeutschen Parteien diese 
Diskussion als große, die Gesamtgesellschaft übergreifende 
und die nationalen Grenzen überspringende Debatte füh- 
ren. Nach dem Debakel im Kosovo hätte sie zusätzlich eine 
im besten moralischen und politischen Sinne reinigende und 
die Menschen zusammenführende Funktion. SPW 
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Über die Schwierigkeit, die kriegsökologische Wahrheit 
zu finden 

ie umweltwissenschaftliche Analyse des jüngsten D Balkankrieges wird auch nach acht Kriegswochen 
erheblich erschwert, 

weil es den Militärs gelingt, seine ökologischen Begleiter- 
scheinungen entweder geheimzuhalten oder zu verharmlosen 
und 

weil die Umweltbehörden in den Staaten der Europäischen 
Union selbst über die überregionalen ökologischen Begleiter- 
scheinungen des Krieges nicht aufklären. 

Die militärische Praxis, katastrophale Kriegsfolgen für Mensch 
und Natur herunterzuspielen und lnformationen darüber g e  
heimzuhalten, ist nicht neu. So hat das US-Verteidigungsministe 
rium nach dem Vietnamkrieg unersetzliches wissenschaftliches 
Beweismittel vernichtet1, zu Beginn des Golfkrieges eine kritische 
wissenschaftliche Debatte über die erkennbaren ökologischen 
Begleiterscheinungen ihrer Kriegsführung unterbunden2 und 
nach dessen Beendigung brisante Umweltkriegsakten ver- 
schwinden lassen3. 

Nach militärischer Logik bestimmen zwangsläufig NATO- 
Kriegsplaner darüber, welche Umweltkriegsdaten entweder als 
wichtig und wahr oder als unerheblich oder falsch zu gelten ha- 
ben. Ihre massiven Angriffe auf jugoslawische Chemiekomplexe, 
Treibstoffdepots, Ölraffinerien und Kraftwerke verursachen aus 
ihrer Sicht dann eben auch keine beispiellos katastrophalen 
Großstörfälle, sondern allenfalls ökologisch, humanitär und völ- 
kerrechtlich vernachlässigbare Begleitschäden. 

Die Umweltanalyse des Balkankrieges wird schließlich des- 
halb erschwert, weil auch die jugoslawische Regierung weder 
über die ökologischen Folgen des NATO-Luftkrieges noch ihres 
eigenen Bodenkrieges im Kosovo empirisch gehaltvolle Informa- 
tionen verbreiten kann oder will. 

Vertrauen verspielt, wer absichtlich falsch informiert oder der 
Öffentlichkeit nur einen Teil der Wahrheit offenbart. Da stehen 
die Regierungen der NATO-Staaten und Jugoslawiens derzeit al- 
lesamt schlecht da. 

Angesichts solcher restriktiven Bedingungen ist das Ganze 
dieses Umweltkrieges erst umrißhaft erkennbar. Deshalb b e  
schränke ich mich vor allem darauf, richtige Fragen zu stellen. 
Empirisch gehaltvolle Antworten sind allenfalls nach Beendigung 
des Krieges möglich. 

Die NATO führt einen Umweltkrieg 
Der Balkankrieg ist inzwischen, wie vorher bereits der Vietnam- 
und der Golfkrieg, auch ein Krieg gegen die Umwelt geworden. 
Dahinter steht die Logikder NATO-Kriegsplaner, daß die Biosphä- 
re des Gegners - also unausweichlich auch die der Zivilbevölke 
rung - gefährdet oder sogar nachhaltig geschädigt werden darf, 
wenn dieser vernichtend geschlagen werden soll. 

1975, nach Beendigung des Vietnamkrieges, in dessen Ver- 
lauf die US-Streitkräfte die ökologische Kriegsführung zum er- 
stenmal in der Kriegsgeschichte zum integralen Bestandteil einer 
Militärstrategie gemacht hatten, verabschiedeten die Vereinten 
Nationen zwei Völkerrechtsgesetze, die sowohl diese Art der 
Kriegsführung als auch massive Eingriffe in die Biosphäre durch 
Kriegshandlungen verbieten. 

Der bewußte Verstoß gegen ökologische Kriegsrechtsnor- 
men wird darin zu Kriegwerbrechen erklärt. Die Frage ist, welcher 
humanitärer und ökologischer Verbrechen sich die Alliierten im 
Rahmen ihrer Operation Allied Force schuldig machen. 

Ökologische und Umweitkriegsführung charakterisieren un- 
terschiedliche biosphärische, militärische und kriegsrechtliche 
Realitäten. Um ökologische Kriegsführung handelt es sich, wenn 
kriegführende Parteien die Natur zu militärischen oder sonstigen 

Krieg gegen die Umwelt 
in Jugoslawien 

von Knut Krusewitz* 

feindseligen Zwecken als Mittel der Zerstörung, Schädigung oder 
Verletzung eines anderen Vertragsstaates n u t ~ e n . ~  Beispiele sind 
die Entlaubung von Mangrovenwäldern und die Wettermanipu- 
lation im Vietnamkrieg oder die Inbrandsetzung von Erdölquel- 
len im Golfkrieg. 

Ein Umweitkrieg wird geführt, wenn nicht nur die Biosphä- 
re, sondern, wie zuletzt im Golfkrieg5, auch die Zivilbevölkerung, 
ihreVolkswirtschaft und ihre Kulturgüter angegriffen werden. Im 
Zusatzprotokoll 1 zu den Genfer Abkommen (1 977) wird ein 
sachlicher und kriegsrechtlicher Zusammenhang zwischen Öko- 
Krieg und Umweltkrieg hergestellt durch die Artikel 35 (Wahl der 
Methoden und Mittel der Kriegsführung), Artikel 48 (Kriegs- 
handlungen nur gegen militärische Ziele), Artikel 51 (absoluter 
Schutz der Zivilbevölkerung), Artikel 53 (Schutz von Kulturgü- 
tern), Artikel 54 (Schutz lebensnotwendiger ziviler Objekte und 
Gebiete), Artikel 55 (Schutz der natürlichen Umwelt) und Artikel 
85 (Ahndung von Verletzungen dieses R ~ h t s ) . ~  

Umweltschäden in der regionalen Biosphäre 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist es aus verschiedenen Gründen nicht 
möglich, die militärischen Umweltschäden in der regionalen Bio- 
sphäre empirisch zu bilanzieren. Wer sich mit diesem factum bru- 
turn nicht zufrieden gibt, der wird 
versuchen, realistische Schätzun- 
qen Dabei qreife Die militärische Praxis, katastrophale 

- - 
here Kriege und über die zivile 
Störfalldebatte zurück. herunterzuspielen und lnformationen 

Das Ausgangsproblem for- darüber geheimzuhalten, ist nicht 
mulierte die Jugoslawische Regie neu. 
rung in einem Protestschreiben an 
den Generalsekretär der Vereinten 
Nation vom 18. April 1999 so: Die ,,Zerstörung von Anlagen der 
chemischen, erdölverarbeitenden und pharmazeutischen Indu- 
strie", die sich ,,in der unmittelbaren Nähevon Großstädten ab- 
spielt, wie z.B. der Zweimillionenstadt Belgrad, Novi Sad, Pristina, 
Pancevo [oder] Krusevac, führt zur Verdunstung großer Mengen 
gefährlicher Giftmaterien, die die Menschen, die Luft, den Bo- 
den, das ganze Leben in Gefahr bringen. Das letzte Beispiel ist 
das Bombardement von Anlagen der chemischen Industrie in 
Belgrad, Pancevo und Novi Sad". Dadurch flossen ,,große Men- 
gen von Ammoniak und Erdöl" in angrenzende Flüsse und „Che 
mikalienrese~en für die Kunststoff- und Kunstdüngerindustrie" 
verbrannten. Dies führte zur ,,Bildung einer großen Giftgaswol- 
ke!', die ,,sich über diese Städte und ihre weitere Umgebung" 
ausbreitete. [...I. Die Gefahren von zahlreichen Nachwirkungen 
werden erst erforscht."' 

Einiges wissen griechische Umweltforscher/innen der Univer- 
sitäten von Thessaloniki und Xanthi bereits heute über solche 
Nachwirkungen. Seit Beginn des NATO-Krieges messen sie näm- 
lich ständig die Schadstoffe im Norden Griechenlands. Der Leiter 
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Iren i h e  natiomlm Fragen zwischen H~orrlirland u,nd der dern was das Denken anp,hZ. 
Repuhjik d r t w n .  Und die werden im Kmswis aller Beta- Wird es g d h ~ n ,  Eumpa zu bauen, oder Meibt B nur 
Bi.gtm umgesetzt. bei Westwropa, das ausgewählte E&eitrit@ iuU9.t. Das icst 

In unsrem Fall warm Serbien, kzedanien und Mon- ein himm,clwiter Unterschied. Wenn wir uns an Diktate 
tenegro etwa in der Siuratioln GsofPtsn-itanniens. Albanien, mit D'isiskrirninieruhg, GevalZandrohung und der effektiven 
das Koswo, die westmmdonischen Albner und sid- Ariwend.ung von Gewalt g d w n ,  hefBt das, die P'ri,nzi- 
r nmtenq rkhm Al~bantw warm in der 5tuatio.n der km.  pien dar KSZE-Sdilußakte uatn H~elsinki aufzugeb:en. Das 
Somit h~ätte ma.n ein G m i u m ,  in dem die Pmbl,eme vor- sinld alser auf3enpolitbKhe MaRstBbe, die SDozial~d~Wa- 
geb~racht we&n konnen, d a  übernational ist, aber ten gesetzt haben. Es ist hbchste Zeit, diae wieder aufzu- 
gleichwohl im Konsens der beteiligten Staaten, das waren frischen: Keine Andr~hun~g und keine A.nwendung von 
dk Bundesrr~pu blik Jugoslawien, Wed,c~nien und Al bani- Gewalt zur DurcbeQuq von Z h .  
wi, also die staatlichen Körper dieses Gremiums. FLtr abk ch rnbchte als M t t o  über meinen Vortrag dras Wort von Was also ist eihe Moral wert, die einen s o k k n  W 
Staaten würden diese Problem dann irn Konsens cpl.est Weiterentwkklung des V o ~ b m M s  Wlly Brisndt aus der hitzigen Debatte G k  die Ostpolitik gang nicht r~istr iert,  den jetzigen a k r  dazu nutzt, milita 

Meine dritte Forderung: Wir rnüss~n das V6krrech.t wei,- stellen: Der Frieden ist nicht alles, abw ohne Fri1ed.m Ist r ixh anzugreifen? Es & unglaubwürdig, einmal zu schwei 
Auf d i w  Weise be8;lilmm die Koswo-Albaner eine termtvvickeln hdfm. alies nichts. Di- Wwt f id seinerzeit w r  dem Hintergrund gen und sich d,ann diesw CamtouRage zu bedienen. 

Aut~n~ornie, die s.ie nic,ht abhangig macht vomn nur einer Das exist,ierende Vdkrrecht is rturlich nicht der des Versu~ches, durch Verhandlungen eine i d w  llogisch~e Dmiesen Vorwurf richte i,ch an die politixh Manbvolrtii- 
Hauptstadt - also von Belgrad - sondern abhhngig Weisheit detztw EMuß. Aber es i5t ktzte Schluß, d w  Ka.mpfkorrfrmtet,ion a u f r * u M .  Fri,eden bewahren, so die ch'en und auadnj'cklich nicht an die Menschen. Sie sind 

m,a.cht von Belgiad und von vereinbart ist.. Und bevor ich nicht einen besseren veneinb- Botschaft, ist ein wichti~er Grundstein für jede politische heute moralisch von der Vertreibun'g im b o v o  beruhrt, 
dein a.nderen beteiligten ren kann, muß icih den aufrecht erhalten, d.er vereinbart ist.. Oxptim. W r  dise friedliche Situation ffahrl8ssig oder gar vor- weil sie über die Medien persönlich damit ko.nfrontiert 

sätzlich in eine kri,egeri;sc,he umwandelt, der verhindert wurden. Sie ko,nnm es whhrmcl der Krajina-b%rtrei$untg 
eine pd t i~xhc  Lösung. nilcht sein, weil die Msedien 0i:cht odier nur sehr wenig dar- 

Ries galt zur Zeit des Kalten Krieges. Und daru.m geht üb@r Mch te t  hben. 
tet, zeigt, wise w-irksam dm Völlkerrecht ist. Diese Wirkung es auch heute irn ibsokrg. 

Die Grenzen blieben erh'al- ist positiv, die darf man nilcht verschenken, sondern muB ,,N:eur WeltDrclnu~n~ 
ten. Und man h.atte ein Ange- man verstärken. Poliitrk und Mord M n  &E morali,schsn Gründe für den NATO-Einsatz fra- 
bot an das albanische Natio- Wer der Meinung ist, daß ea um Human~at geht, Wer Vber den Kosm-Konflikt redet, behandelt eine ptizi- gi! Ynd, stellt sich die Frage nach den eige,nttichtn Grün- 
nalgefühl, seine kulturelle wird sa'gen, was k f ß t  hkr  Vthikerrecht? Das Men~sh~en- sdvc Frage, ergo muß dile ArrZwort plit'kch, das h.cif3t ver- d,en. Dabei wird man vor aikm auf di,e nach ckm Wegfall 

Identität erst e~nmal hsrzustell,en und zu entwickeln, die recht muß durchgesetzt werden. Die ganze Debatte ist nunftkstimmt seiin. Zwar hat Politik viel mit Em'otioner zu der Blockkonfrontation eingetretene neu@ Situation ata -  
albanische Sprache zu pflegen. Gkkh.zeitig d r e n  die be- aufg:ehängt an dem etwas irrwitzigen Standpunkt, daß tun, aber E,motbnm dürfen nicht dta:s einzige Motiv fur Po- Ben. 
teiligten Staaten, also &uride.;repub~lik Jugoshvvlen, Ma- m.an sagt, weil das Vernünftige im Sich,erhe:itwat nicht litik sein. ist das der Fal'l, dann gibt es immer Katastrophen, Anstelle einer Einigungsom&glichb~it irn Silchsrh.eitwat 
zedonien und Albanien mit einbezogen. durchgesetzt werden kann, muß es aukha lb  des Sicher- wie die Menschheit?itageoschichte zeigt. Daher müissen wir uns g5ab es vw dem Zusam~nbruch der UdSSR ein errtschei- 

Dies i,st ein.e Überlegung, die sich nicht irn Krieg reali- heitsrates im Geiste d,er Charta der Vereinten Natilonen 
sieren Iaßt. Es w i r@ aber ein wichtiges Element für die gmchehen. 
Zeit danach. Schließlich bleibt das Problem de.r unge1Ö- D i a  geht aber 50 nicht. Dann m u ~ n  wir das Vernünf- 
sten albaninxh,en Fra,ge p auch, wenn die Truppen im Ko- t i ~ p  m 6 g l ~ h  macI-r,en. Damit kommt man überhaupt erst 
mw ste'kin. Im üb,rigen: Was passiert mit Vb"estmazedo- wider einen ~ernünfti~gen Zugan,g an das Thema. Natür- 
nien und Sü,dmntenegro und Albanien? D,k V~ntdlung,  lich dürfen wir uns nic'ht der Entwkklun,g des Vblkerrechts .Handeln darf sich nicht in dimer Emotiwi erx,hi&pfen. 
das ganze Gebiet zu NATO-Territorium zu machen, wird versc.hlie&n. Aber wir mksen aufzeigen, wiri es g e h e -  
teuer werden. Da werden die Steuerzahler sehr baM auf- k n  kann. Wir kMnen es nur im Konsens. Wir können es lixhes F e u m r k  abgebrannt. [\$lejn\er Meinung nach sind gdührt hatten. Die Motwn- rner "sehr diskredi2'ert. 
mucken. nicht dadurch, daß wir awbrechcn und sagen, weil die Re- m~malische Forderungen aber immer an i c h  selbst t u  riih- di;gkelt, so zu h,andeln, ist  ent- 

N u n g  uns ni,cht peißt, machen wir es anders. Damit valet- ten. Moralkche Fordcr~n~gen an Dritte sind billig. Jemand falben. Der „heilsame Feind", dier milch zwingt nachzutden- 
UNO u : d  EU rm wir den Rech ts f~~en .  d,er für Memhenrechte w 9 n d . e ~  eintritt, aber nicht k- ken, existi@rt nicht meh. 
Zweiter Punkt: Die efiarderlikhen humanitären Hilfsmaß- Wir müs.sen dagegen in unserer Argumentation grömß- reit ist, sie bei sich durchzusetzsn - und sei es auch nur zu An die Stellte der Seibstdiui.pEin ist irn Westen, insbe- 
nahmen findqn unter der Leitung der UN statt. Das heiBt ten Wert ~ u f  d.as G w a l t r n o n ~ p l  der UM0 legen. Dais ist leerhin~dern, d.aß AuslAder verprügelt werden - dei. sollte mrrd.eie in den USA, ein VVeltführ~ngsanspru~ch p3ret.n. 
UNEXO und NiGC?s. Zur Absicherung d i t w  Hilfe bildet die Leider auch vielen Sozialdemokraten nicht immer k u & t .  sich gründlich überlsegen, ob er sich d i 'w r  Gmuftaw, D k g r  Anspru,ch, auch ,Neue Wdtordnung" genannt, 
UN eine BI.auhebmtruppe in der Größen.ordnung von W n n  es eine Pasition gegen die Sdbstmand,atierung der genannt Mensc.h8enrech&, bedient, um die Massen zu be wird vorrangig mit wirtrdiafflicher und militCrri,~h#er Macht 
20.000 Mann. Vorran,gigswR dieseGruppe a,us Kräiften der neuen NATO gibt, dann ist es di,e Diskussion über den Si,- geistern und um ein ari.d.~res Ziel zu erreichen. d~rch~gesetzt. Di,esem Zweck s d l  die neufe NATO dienen. 
Staaten gebildet wrden, die nicht an der NATO-Aktion cherheitsrat der Vereinten N,atbnm. U ntd das muß m n  Ich will gerne auch auf den dann oft vorgebrachten Die Menschenrechte werden zunehmend selektiv zur 
beteililgt waren. ük Russen w r h  hier A r  hilfreich sein natürlich unter der Übwchsift machen, wie crfalgrelch dime Gegeneinwand eingehen, der d,a lautet, Europa sei etwas Elqrundung und Cegitirnati~n dm Einsatzes m n  Gewalt 
k6nnen. Insofern sollte si.ch die d w t s c k  Politik ,hilfesu- Meinter Nation geneirdl waren. Daß cs hier und da Fehl- @ Bemndere~. Gerade hier müssen di:e Menrchenrechte ge- benutzt. Dadurch werden sie aber immer mehr diskresii- 
chend" an di,e R u ~ e n  wenden, die wic,htEge zweite Gro8- achtäge unid Rückschtacp gegeben h,at, ist ja nicht zu b~a- achtet werden. tiiert und ihrer rnoralkchien Wirharnht  b rau bt. 

streiten. aber i nsge~mt  b n n  man sagen, die Vereinten Nun, di.e Krajina liegt noch naher an Zentra,kumpa als b ß  dies ein weltweiter Vocgang ist, konnte auf der 
Die dahinterliqende Idee: In der Nachkriegszeit wird I4ation.e.n brauchen n ~ h t  versteckt zu werden, sie sind kei- der Kaovo. Aber kaum jemand, der strh h.eaite moralisch Mensc,rhenrecht~konfemz in Wien verfUlgt werden. Dod 

es sehr wichtig für Europa sein, eine europibixhe Lösung ne Fehlleistung d ~ r  Zjvilisati~on. empört, hat bei der Vertreibung von immerhin rund sahen sich erstmals die ~ e s t l ~ h c n  D~kgati~onen von den 
a.nrustreb,en. Die muß rechtzeitig auch bei den Soriasldc- Und: Es ist ja sehr weise, wenn man sagt: .Machtan- 22O.OQO Serben, dbe dort seit Mria-Tkresia Hdedten, nach D@lsq,ationen der sich entwEclkelnden Welt d'em Vorwurf 
mokraten pputaririert werdem. Wir dijrfen nicht wiedec wendung gqenübw Stasen soll nur mbglich sein, den Mm.ixhensaeihten gerufen. Irn Gegenteil. Damals war 
zurückfallen in dieses: ,FriB Vmgd ader stirb." Es darf wenn Konsens besteht." Man muß whon hinterfragen, die ofizk4le Haltuq des W t m s  - skht man von Wl&n,en 
keine Fortsetzung des Diktates gekn ,  weil das keinen ob dieses abrsilute Kon~nsprinzip mit dem Veto cigent- 
Frieden auf dem Balkan schafft. Für Europa ist das cxi- [ich dumm ist. Sollten wir Gewaltanwndung mehrkit- ständnk fijr das kmühen des kroatischen Frasidenten g~e- 

Bundesreput outschland in Jugoslawien. Der Text berui feinem Vortrag Vagen, sein Staatqebiet un&r Kontrdle zu bringen. k, die 
Amerikaner haben seine Armee crst in die bge gebracht, Frühjahrstagung der Zeitschrift spw am 24.04.1999 in Hannover. 

sein, d k  b'wh&u~-j aus K r w t M  dwchSCihren zu können. 
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schwören wir einen Konflikt zwischen den 20% der reichen 
Erdbevölkerung mit den 80% der armen Erdbevölkerung 
herauf. Denn wenn die 80% der Vorstellung nicht mehr 
beweiskräftig folgen können, daß die Vereinten Nationen 
auch ihr Organ sind -so bescheiden es auch immer wirk- 
sam sein mag -, dann ist auch diese Entwicklung oder die- 
se Entwicklungsmöglichkeit am Ende. D.h., die Gefahr 
rührt in erster Linie aus der Kombination her. 

W9 hat dile NATO wwidht? 
Nwlmehr rdgt Lichi 50 k c h  der M+pwch der  NATO awh 
MT, un t&mm-kiq hat sie uet dnmiil WIR Unfah(gbit 
k i m ,  @I ne h f l / W , ~ ~ = h u ~  hwb@kvfiihren. 
Auch HAT%)-Gcqnrr solltan sich dsirübar nnckt unbdirngt 
freuen, dsenn d b  U1~Rhgki't wird Falgen nach 4ch zh 
hen, &E irn M ihwnr  mtr gar mcht abwmhen n i d ,  

Der offrzidk Grund für die kmba~demen$s war die 
k m e d u r q  einer whurnanit%nn bmtm~phe'" - ein Un- 
wart. dann KQtmtrosphan sind nie humr"iiar. Egal P& k 
Krieg nun weitergeht, di~cw b"ta4mph ia dregetveten. 
W ~ n n  .dk MAKI troit;E dlm e r w u m s n  Unfeihi~gM, ihr o~%- 

&U mit Mlfe der Mwisc 'h~nreck einen n c m  Im- 
ZU plenen. IWizurn, d M&t die Gefahr, den 

dje Memchrenmb in den Augen mn 9Q% dw W t b d ~ i -  
h n g  zu dmm vidz#rmrmnz k%wkcmmsrri. 

Wer s l m  rnit rnwalischan Katqmri in ni& m r d M  
gemeinte Tatb~ssiandt M a n d c l t ,  &rbert dies@ Errtwfh- 
luw,  wund ist da& ein Feind j&er Hurnani&. 

gen HATC-Eimm h u i m  Dnie Vmsinwrr H a m w  gnd 513 
J~eihra rrmh ihrer G&ndung wWwg&cnd ihrer Aufgsrbs rpnt- 
kleiid& 

Man achte auf die Farmwhrungmen: Wenn heute dar- 
krt wird, die UN und der Ge et& rnkt-n wimheor 
,dn@w&n" w d e n  und sa(lbm nodh &ne g~Y3ge WB- 
Ic wpiclevr, dann sgt das jemand, der eine seJ bsQ&1bte 
bitlrsn gtgmn3bw den Vereinten Matlionrn eingcnom- 
m hat, 2,n ar hwtimmt, da8 und wann riai Vereintan 
H a t k m  dilla hipen, &a Mitsaigen, der nnithetdigt wic 

dem agefitancten Wd, 
DVZEh die Memhiwt hat nach den dmkLr&m EP 

d s  Zweiten Wtkrleges W r ~ t a n  Waticaren 
nicht gerrshaffen, damit sie 

Die Dramatik d l e a  i3mcihs des YVI- mm Uadltl"xtruimnt 
rreven Machtintwets~iei weit 

kreehB liegt darin, da6 mit d e  Vm- kn, veinhr s;md sC13 

zFdltis Zel zu wrxrekh;m, wei*nbt, m ß  einan zu- 
sZrt&hn Gsund haban. 

H& d r d  u ~ n  dgr NATD 5dkt dm Glwbweird~kasa 
gurnmt p n n t :  Weil die NATO In dm Vwhandlu~ngm 

It aitgdmhr hat, miwßirc man eo; sud~ machen &rn 
W Ü ~ E  IICR m t g q m n ,  da@ es Bsh dem doch wohl um eine 
Iieichtfert'lp W m i h u n g  gahiandidt hak t  mw R. 

Whiw erahaeint miir nach &wo aRi($ases. Diic NATO 
mlilie dior M ak Saiarir, avts &nie Oitganislrticrn Ww3ntiai-t 
we&n, die gaslbgmd Macht h& dn shßelkq durch- 
g n ~ i i f e n d ~  kfdedLgendes Ergwrls zu enidwi. CtaiNntw 
steckt der G&"nk, der Gegner mbse vor der MW- 
W h t  s l m m h .  Was aber tun, wenn dam G q w  
ni& s t m m m h t ?  Ckau dic %tuahn hsrlrren d r  hau&. 

Die ng war grofi, ala Harr 
ensfarch ê dailrrn und wo er denn 
dfir.fe, WohB h t  man hat mit mei, drd, 
b%w i k p ' n  ~ t .  Jetzt a k  (am 24.04.99) dnd ei 
whn 32 KI.i die &el.cauptung, e-5 wwrl 
r n i h t e n a  nmh dunml32 g h ,  wenn nrht mrhr. Oc4 
,, k d t "  nid* und niemand eiq &I d i  Politik je auch 
dite Mitk lkt, die Herrn Mihs9evtc Mtiigt Warum di taw 
eißlanickn? Er wird dmh &eiernd b d t i g t .  

In M h r h l t  'at cos doch XI, daß euch &irr MM~rs~iic al- 
Irs getan hcrt, um dSe NATO  BI^ 50mbw zu dr%qen.  Er 
hdlt sicher w h  M 2  gwkht, &I3 ec 32 Dge daum Er 

ht  haben, dile b fhdkhe Meinung im Mim 
d ~ n  ideirhhckrn Kwrxun, anrf a h n  S d t m  ha 

stellt wi rd. ab PirwD s d l t  die  Rezilitat, 
die Ej.8 Lahne g@hermM hat, 
auf dlm nirpf. Damit M drs ini- 

terntetiotmlie ßahtst~ysm notkild&eid gwoiixsen. 
Detbtei g&t es mlv weniger um dlc Rege, ob einmal 

n wnrsk% ht. SB xihll rn rn das abch 
d e  M&h& ist ders Weil k rech t  
arrr w d m .  iWnd Ich Mn gam Wc'har, 

da8 die Bornbardimiq dm alei-itilndigm und sauwrdrnim. 
IPb ien niicb der I&te Bruch des, knä,l:hmh- 
W wird. 

Die Dvemarfk ci i 'es~ Bructm Ikqt vielmehr dtii;iiri, dc9 
m& der WUdurpg ch .[W- Wdwpuung" g k ~ c h ~ r n  
de NATO Bbw d k  UN;O m@Ht wird Dmtt abß b e  

Und noch etwa gehöilrt in d l m  b%~nM angepmrhm: 
Bemb Mhirrntd d a  Kahn Kriipim gab es ktr&nm, 
16h- uintmhdb der g r ~ & m  khree ikb lng  w ~ e d w  MhrtYar 
ZU machen. Zum Du~hbcb& a t  m s k r  emt nach diam 
5kg dies W t e n s ,  WL einige 5tm- ddrs ne~nnen, ge- 
kommen. 

R b 4  h a h  dQ USA urd di'e Sowjebnian mlt der 
~ ' E - S c i h l r i ~ ~  1974 io Hrokinki ein D~kwirrpnt vrrtw- 
srhnkbe'n, das jedeAndmPiwng u i d  Amwndmg von Ge- 
df k h S B b  

Die TPchluh k k  war a b g d l t  auf die Hotwmid~k&& 
irn Skhcrheitsrat inm k n m s  zu mzillab, wn tltw 
e h  nicht g l q n  eine der kdm Superm8bch+c oder ge- 

ei W c k  Mnf ~ T T T ~ C ~ ~  du -3~tTt rn- 
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tät heute diskutieren und um Gottes willen nicht gleich sa- 
gen, nein, wir wollen damit nichts zu tun haben. Dies wäre 
ein strategischer Fehler. Die Grünen haben diesen Fehler 
bereits gemacht. 

Die Vernunft gebietet, daß man diesen Schritt tut, 
wenn man eine Gewichtsverschiebung nicht heute und 
morgen, aber übermorgen als eine mögliche Entwick- 
lungsrichtung will. Darum handelt es sich, um nichts ande- 
res. Und dazu braucht man zunächst ein intaktes Bündnis. 

Rolle Rußlands 
Für Rußland ist das erste strategische Ziel am Balkan, wie- 
der Player im Weltmaßstab zu werden, an den Tisch der 
Großen zurückzukehren, von dem sie verstoßen wurden. 
Diese Bemühungen laufen auf vielen Ebenen. Und: Die 

J Russen gehören an den großen Tisch, das hat Helmut 
Schmidt in seinem Artikel in der Zeit vom 21.4.99 völlig 

- richtig dargestellt. 
Alles, was in diesem Zusammenhang immer erzählt 

wird von der alten Partnerschaft zwischen Rußland und 
Serbien ist ahistorisch. Wo bleibt etwa der Bruch Titos mit 
Moskau? Wo bleibt der Widerstand, die Rote Armee 1945 
überhaupt nach Jugoslawien hineinzulassen? 

Nein, Rußland ist fest entschlossen, jedenfalls diese Re- 
gierung, dieser Präsident, die jetzige Position fortzusetzen. 
Für Rußland hätte ein direktes militärisches Eingreifen auf 
Seiten Jugoslawiens keinen in ihren Interessen liegenden 
Sinn. Es geht nur darum, an den Tisch zu kommen. Deswe- 
gen wird Tschernomyrdin auch weiter im Auftrage des Prä- 
sidenten um Verständnis für eine internationale Truppe wer- 
ben. 

Deutschlands aus der Kriegsallianz wird der Krieg nicht 
beendet werden. Gleichwohl bleibt der Grundgedanke 
wichtig. 

Ich habe schon vor Jahren, als der Konflikt sich abzeich- 
nete, immer die These vertreten: Wir müssen rechtzeitig 
ein lntegrationsangebot eröffnen, damit der Balkan in Eu- 
ropa heimisch werden kann. Damit habe ich nicht die all- 
gemeine Offerte des Betritts zur EU gemeint, sondern daß 
man diesen Ländern in eigener Souveränität hilft, ihre Ant- 
worten zur europäischen Frage zu finden. Das ist etwas 
anderes, als Beitrittsbedingungen zu übermitteln. Ich woll- 
te, daß man in einen Dialog eintritt. 

Als ich seinerzeit von der ,,Südost-EG" schrieb, wurde 
das süffisant in der ,,Zeit" verballhornt. Doch wie richtig 
der Grundgedanke war, zeigt die Tatsache, daß jetzt alle 
über einen Marshall-Plan für den Balkan reden. Das ist für 
sich genommen absurd, wenn 
man nicht eine kooperative ES ist höchste Zeit, die außenpolitische 
Hülle für die 
siert. 

Deshalb 

' Beteiligten Organi- Maßstäbe, die Sozialdemokraten ge- 

meine erste ~ ~ ~ d ~ .  setzt haben, wieder aufzufrischen: 
rung: Die UN beauftragt die Keine Androhung und keine Anwen- 
OSZE mit der Durchführung ei- 
ner Regionalkonferenz. Das ist dung "On Gewalt. 
ein fester Begriff. Regionalkon- 
ferenzen gibt es sowohl in den Vereinten Nationen als auch 
in der OSZE. Es gibt sie nicht in der NATO. Daher sollte sie 
auch nicht der Schirmherr dieser Regionalentwicklung sein, 
sondern die EU im Auftrag, noch besser die OSZE im Auf- 
trag der Vereinten Nationen. Selbstverständlich muß die EU 
beteiligt sein, schon weil sie bezahlen muß. 

Tschernomyrdin ist von Milosevic eine Rechnung mit 
Gefahr der Ausweitung 
Eine weitere Frage, die immer wieder gestellt wird: Droht 
der Krieg sich auszuweiten? 

Nun, die Frage ist schwierig zu beantworten -weniger 
was Albanien angeht. Natürlich hätte die Bundesrepublik 
Jugoslawien völkerrechtlich durchaus das Recht, auf alba- 
nisches Staatsgebiet vorzudringen, weil nachweislich die 
terroristische Organisation UCK, wie sie ja in Jugoslawien 
genannt wird, dort ihre Ausgangsbasis hat. Mi t  dem sel- 
ben ,,Recht3' hat Israel die Schutzzone im Libanon einge- 
richtet. Aber Albanien ist inzwischen völliges NATO-Territo- 
rium. 

Ein ernstes Problem ist Mazedonien. Dies wird aber erst 
relevant, wenn es Bodenkrieg gibt, wenn NATO-Truppen 
dort aus ,,humanitären Gründen" in den Kosovo eindrin- 
gen, um Flüchtlinge zu befreien. Das ist wie grünes Licht 
für die Albaner in Mazedonien, auch loszuschlagen. 3 - 4 
Waffenlager sind gerade erst aufgespürt worden, 40 - 50 
wird es insgesamt geben. Wenn sich aber Mazedonien 
teilt, dann stellt sich zugleich die bulgarische und die grie- 
chische Frage. 

C Das Szenerio Dritter Weltkrieg ist dagegen wenig 
wahrscheinlich und kann nur passieren, wenn die Siche- 
rungen durchbrennen. Allerdings haben da schon geringe- 
re Anlässe gereicht, um große Kriege zu erzeugen. 

Einstellung der ,,Friedensbemühungen", Regional- 
konferenz und Wiederaufbau 
Was ist jetzt von der politischen Seite zu tun, wenn die 
Kriegslogik durchbrochen werden soll? 

Zunächst sage ich: Wir (die Deutschen) fordern die 
Einstellung der ,,Friedensbemühungen" der NATO in Ju- 
goslawien. Aber wir wissen auch, daß der Schwanz 
nicht mit  dem Hund wedelt. Mi t  einem Ausscheren 

der Bitte übergeben worden, sie in Washington einzurei- 
chen. Die Schäden der Luftangriffe betrügen 30 Milliarden 
US$. Milosevic bittet um unverzügliche Überweisung auf' 
ein Konto der Republik Jugoslawien. Das war bis zum 
20.04.99 die Rechnung. Inzwischen sind wieder etliche 
Milliarden hinzugekommen. 

Und auch in Deutschland wird ja schon von 
selbstverständlichen Tatsache ausgegangen, daß wir 
Schäden wieder beseitigen müssen. Das ist nicht realitäts- 
fremd. Denn wer sonst kann das? Der Balkan, auch Serbi- 
en ist zusammengebrochen und weitgehend zerstört, 
wenn der Krieg beendet sein wird. Wer bitte schön soll das 
bezahlen? Die Afrikaner? Natürlich nicht. Also bleibt nur 
die EU. Es ist eine politische Aufgabe, diesen Gedanken 
unter die Leute zu bringen. 

Hauptaufgabe einer Regionalkonferenz ist die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit. Da darf es keine Vorbehalte 
geben. Das müssen die Staaten des Balkans sein, also die 
Staaten der Bundesrepublik Jugoslawien mit Serbien und 
Montenegro, Mazedonien, Albanien, Bulgarien, Rumäni- 
en, Ungarn, Kroatien, Bosnien-Herzegowina und vielleicht 
auch mit Griechenland. Erst dann könnte so etwas wie ein 
Marshallplan beginnen. 

Albanischer Rat 
Des weiteren müßte im Rahmen der Regionalkonferenz ein 
Albanischer Rat eingerichtet werden. 

Wie könnte denn das aussehen? Es wird Selbstän- 
digkeit begehrt, die über den Autonomie-Status hinaus- 
geht. Gleichzeitig müssen die Grenzen bleiben. Warum 
also nicht an Möglichkeiten anknüpfen, die es schon 
gibt? 

Großbritannien und Irland haben, beginnend mit den 
Jahren 198311 984 und kreativ befördert durch John 
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npn. M a c b  die augrundeliegende biprybre Ordnung mit zum Z m k  d a  eigdgcnen Rrrschterhatts einen Mytbs der 
w q  war, konnten sich die Dkkuc~ionen zur Fclhharhit Serben widwauflekn, vergleichbar dw Sahlacht von Tan- 
des Krieges entwickeln. Umd als nur eine Wtmasht übrisg-;~' barg in hutschibnd, die & k n c h e f ü r  die W iMage  

/f'- blileb, ergriff d;-- die MbglichkeB. H'eute redet niiemanc&( ,da Deutschen Ordrms 141 0 gegen die Pden von rechts auf- 
mehr von &T 1 altverzichtserkliirurq, auch nicht in d,et,>.: heiden wurde. DR Schlacht auf  d m  A d f e M  von 1389 
nwen NATO. .. 'gnete 4-1 hewmagend. Im Kampf d,er Serben g q m  die 

Drxh b w r  ich mit d i e r  ncuien Lage iwseirinand~set*~ 
'E 

nen war sie nick die wichtig*, a h r  eine d r a m a t b  
ze, eini'ge Anmerkungen zur Ei.its&huhunq des Ilonfliktes wejl der serbische Kbnimg u m  Leben kam. D i r n  
JupLa wie!n. ik im ,Abwehrkam$ des chrirtfichcn Serbiens gegen die 

limischan Osmanen" war nutzbringend einsetzbar. 

Ich will mit einer Aneindc3te beginnen: 1981 habe ich m~ic flijsung Ivgod~awims 
mit Herrn [Wi lw ic  über Nationaliismus untmh.alten. Mil Milasevic di,e nationalistirch,e Karre zu spielen be- 
sevic ist kein Nationalist. Aber er Est des Unglaubens, daß etzte nach dem Tod Titas ein Proaeß ein, den kein 
zur Mcrchtethaltut-q Nationali.srnus einsetzen und au unkt für m6glkh gehalten hatte: JuJu.goslawien zerfiel 
wider a kieken bnn,  wenn er ihn nicht mehr braucht Partri. Der Bund der Kommunisten Jugwlwims 
diesem Gespsäc'h habe ich ihm den Zau brPrlehrlin,g s erstes. Auf dem Parteitag 1 W 1 8 5  traten zu- 
Gmthe übersetzt. In der Schkiihzen,e dm Gedichta ie Slwm,m aus und formierten sich a1.s seihstän- 
den- Lehrling auf, d>a#ß er nur den Anfan,g des Spruches 
herrscht, er aber vergessen hat, mit d c k n  Wor politischen Zerfall begann sich die Wirt- 
alte Meister den Besen dazu gebracht hat, aufzuhös blikien zu selhst&ndigen Einheiten zu ent- 
habe Mikilwic gmagt: ,,Slobodan, Ihr alter Mister i arkt Jug~d~whgns befand Mich in AuRäsunfg. 
ergangenen Aahr giestorben." 1980 war Tito gestorben. J e d e  Republik wchte ih;r Fdl zu retten. 

Marie These lautet daher Der WationaiEmus in Jugoda- Im Marz 1990 begann der K r i q  mit ersten SchwBerei 
wen ist in keiner M s e  kukurdl oder hiistortrch &rundbar en in Kroatim und dtreibungen wn Wben aus Gebretten, 
Es handdt sich nicht um ein ethnisches Problem, genauso in denen sie bnge bebtm W a  war geschehen? 
w n q  vvie es s ~ h  in Nordirland um ein religrdses P'roblem Ubei Nacht warm die mditanten Truppen des Herrn 
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0 einer Regierungserklärung angekündigt, daß die Bundesre- 

in den Keller, obwohl überhaupt keine Flieger am Himmel 
waren. Nach drei Stunden gab es Entwarnung. Vor dem 
Palast brannte ein kleines Feuer. Die Parlamentarier setzten 
sich fortan für die ,,Selbstbestimmung" ein. 

Als ich Kucan später besucht und nach diesem Flieger- 
alarm gefragt habe, sagte er: ,,Herr Kollege, wir kennen 
das doch." Will sagen, er hatte aus seiner eigenen Propa- 
gandazeit gut behalten, wie man so etwas inszeniert. 

Die Anerkennung Sloweniens und Kroatiens 
1991 schließlich kam dann die staatliche Anerkennung 
Sloweniens und Kroatiens mit ihrer vorausgesagten ver- 
heerenden Wirkung. Izetbegovic, der damalige Führer der 
muslimischen Partei und eingesetzter Präsident Bosnien- 
Herzegowinas, hat die Herren Kohl und Genscher instän- 
dig gebeten: ,,Meine Herren, die Anerkennung von Kroati- 
en bedeutet Krieg in Bosnien. Es kann gar nicht anders 
sein. Erkennen sie Slowenien an, soviel sie wollen, aber er- 
kennen sie nicht Kroatien an." 

Ach was, wird man sich in Bonn gesagt haben, das wis- 
sen wir doch alles besser. Wozu diese Bauern aus Bosnien 
anhören? Die haben keine Ahnung, was Politik ist. Selbst 
die Warnungen aus den USA, von Frau Thatcher und von 
Mitterand wurden in den Wind geschlagen. 

Fünf Tage nach Unterzeichnung des Maastrichtvertra- 
ges war ein Außenminister-Rat 

Durch die einseitige deutsche Aner- zum Thema ange- 
setzt. Drei Tage vor diesem Ter- 

kennung Sloweniens und Kroatiens ,in verkündet Bundeskanzler 

wurde die gemeinsame europäischen Kohl vor dem Deutschen Bun- 
destag, die Bundesrepublik 

außenpolitischen Zusammenarbeit Deutschland werde Kroatien 

zerstört, noch bevor der Vertraq in und Slowenien anerkennen, - 

Kraft trat. 
und die Welt möge das zur 
Kenntnis nehmen. Kohl tat dies 
ohne Abstimmung mit seinem 

Außenminister, der das natürlich bestritt, schließlich kratz- 
te das an seinem Renommee. 

Drei Tage später saß der Rat zusammen und Genscher 
bat zu Beginn und außerhalb der Tagesordnung um das 
Wort: ,,Meine Herren Kollegen, ich möchte ihnen eine 
Mitteilung machen. Der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland hat vor drei Tagen im Deutschen Bundestag in 

publik Deutschland die Republik Slowenien und die Repu- 
blik Kroatien noch vor Weihnachten völkerrechtlich aner- 
kennen wird." Ende der Durchsage, und große Aufregung. 
Doch Genscher äußerte sich fortan nicht mehr, weil er 
hoffte, Engländer und Franzosen würden sagen, das ma- 
chen wir nicht mit. Derartige Erwartungen aber gehen im- 
mer in die Irre. 

Nach 24stündiger Beratung hat man dann zähneknir- 
schend die Einsetzung einer Kommission beschlossen, die 
für den 14. Januar, also zur nächsten Ratssitzung, eine Ent- 
scheidungsvorlage erarbeiten sollte. Doch selbst bis zu die- 
sem Datum wollten die Deutschen nicht warten, schließ- 
lich wollte Kohl das tun, was er angekündigt hatte. So ist es 
geschehen, und die EG war blamiert. 

Seitdem gibt es keine Weiterentwicklung der gemein- 
samen europäischen außenpolitischen Zusammenarbeit. 
Die EPZ war zerstört, noch bevor der Vertrag in Kraft trat. 

Und Herr Genscher trat im Januar mit Wirkung vom 
März und mit der Begründung, 17 Jahre seien genug, zu- 
rück. Es zeigt sich: Auch hier wurde ein anderes Stück auf 
der Bühne Jugoslawiens gespielt, das puren innenpoliti- 
schen Zielen diente. 

Und: Letzten Endes sind mit dieser Anerkennung aus 
einer multinationalen Föderation ein mononationaler (510- 
wenien) und vier multinationale Staaten geworden. Damit 
hatte sich das Problem gewissermaßen vervierfacht. 

Der Krieg in Bosnien-Herzegowina 
Mit der Anerkennung gab es, wie vorausgesagt, Krieg in 
Bosnien-Herzegowina. Der war scheußlich, wie wir alle 
wissen. Unter seinem Eindruck haben sich die Amerikaner, 
nicht die Europäer, eingemischt mit der klaren Botschaft: 
Bosnien-Herzegowina bleibt als Republik erhalten. Dies 
nicht wegen Bosnien-Herzegowina, sondern weil die Ame- 
rikaner als verantwortliche Weltmacht genau gewußt ha- 
ben: Alles darf geschehen, nur keine neuen Grenzen. 

Die Amerikaner wußten genau: Afrika konnte dekolo- 
nisiert werden, weil das Prinzip eisern durchgehalten wur- 
de, alle Grenzen so zu belassen, wie und egal, wie unge- 
recht sie sind. Schließlich durchschneiden Grenzen immer 
Dörfer, Familien und Sippen. 

Dieses Prinzip, auch das wußten die Amerikaner, gilt 
bis heute, denn was sollte man sonst machen, angesichts 
der 20 Kosovos an der Südgrenze der Sowjetunion. Ohne 
Einhaltung dieses Prinzips wäre die GUS und eine friedli- 
che Lösung wie in der Tschechoslowakei unmöglich ge- 
wesen. Nur deshalb haben die Amerikaner auf der Aner- 
kennung Republik Bosnien-Herzegowinas nur in den be- 
stehenden Grenzen bestanden. Und genau deshalb ist 
die westliche, die amerikanische Position heute: Das Ko- 
sovo bleibt bei Serbien. Es gibt keinen selbständigen 
Staat. Wer im Falle Serbiens die Grenzen verschiebt, der 
muß auch den Kurden erlauben, ihre Grenzen verändern 
zu können. Es wäre unverantwortlich, diese Büchse der 
Pandora aufzumachen. 

Eskalation im Kosovo 
Das Kosovo-Problem, dies war den meisten klar, hätte zu- 
sammen mit Bosnien-Herzegowina gelöst werden müssen, 
zu fragil war die Situation dort. Aber der Westen war er- 
schöpft, das Engagement in Bosnien war teuer genug. So 
schaukelte sich die Situation langsam hoch und erreichte 
einen neuen Höhepunkt, als sich 1996 die UCK als funda- 
mentalistischer Teil der Unabhängigkeitsbewegung rudi- 
mentär bewaffnete und mit gezielten Provokationen be- 
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gann. Einzelne abgelegene Polizeiposten wurden überfal- 
len. Da war natürlich kein Vertreter westlicher Medien da- 
bei. Die wurden zeitgerecht zur häufig unverhältnismäßig 
harten serbischen Gegenaktion bestellt. Etwa ab 1997 ra- 
dikalisierte sich die UCK. In diese Zeit fällt auch das erste 
Massaker anläßlich des Richtungsstreits zwischen funda- 
mentalistischen Albanern und sogenannten Gemäßigten 
um Rugova. Keiner weiß es genau, aber man vermutet, 
daß rund 100 gemäßigte Albaner von der UCK umge- 
bracht worden sind. 

Dann folgte Rambouillet mit seinem Vertragswerk, das 
als Persilschein für die NATO gedacht war. Um so größer 

3: war die Enttäuschung von Frau Albright, als die UCK zu- 

B nächst ihre Unterschrift verweigerte. Daß die Serben nicht 
unterschreiben würden, war klar; nicht wegen der Auto- 

& nomieregelung, die war Milosevic bereit zu unterschrei- 
ben. Wozu Serbien nicht bereit war, war die Zumutung, 
daß auf dem Territorium des souveränen Staates Jugosla- 
wien fremde Truppen für Ordnung sorgen sollten, gegen 
die jugoslawische Armee und Polizei. D.h., in Rambouillet 
wurde ein fertiger Text hingelegt nach dem Motto: Friß 
Vogel oder stirb. 

Man hat dann, weil man wußte, daß der Vertrag nicht 
zustande kommen würde, den Vertrag in eine Form ge- 
bracht, die es der albanischen Seite nach anfänglichem 
Zögern möglich machte zu unterschreiben. 

Dies war aber beim besten Willen keine Verhandlung, 
auch kein Vorschlag. Früher hat man zu so etwas Diktat 
gesagt. Der tschechische Staatspräsident kam zum Diktat 
nach München. Und es gab einmal das Diktat von Ver- 
saille. Das war Munition für die Rechten und führte zu der 
schlimmsten Katastrophe. Wir sollten wissen, welches Un- 
heil Diktate bewirken können. Längst zeigt sich dies auch 
im Kosovo: Den Ansatz einer demokratischen Entwicklung 
in Serbien hat der Westen kaputt gemacht. 

Motive für das Diktat von Rambouillet 
Was waren die Motive für das Diktat von Rambouillet? 
Nach meiner Beurteilung ist die NATO-Doktrin der Schlüs- 
sel zur Beantwortung dieser Frage. Man wußte, daß die 
neue Doktrin Diskussionen v.a. in den europäischen Län- 
dern auslösen würde. Daher sollte sich die NATO in diesem 
Konflikt als Ordnungsmacht präsentieren. Das Kalkül war: 
Wenn Milosevic nicht bereits vorher einknickt, dann wird er 
nach fünf Tagen vor der NATO-Macht einknicken. Dann ist 
sie unbestritten das non plus ultra zur Durchsetzung einer 
Ordnung. 

Daß dieses Konzept gescheitert ist, wissen wir und 
macht es so kompliziert für die großen Strategen. Es fällt 
ihnen nichts anderes ein, als ,,weiter so". ,,Jetzt müssen 
wir siegen", sagt Tony Blair, „wir müssen gewinnen", sagt 
Herr Clinton, „wir dürfen nicht aufhören", sagt Herr 
Scharping. 

Kurzum, mögliche Alternativen waren nicht interes- 
sant, gewollt war die Vorführung der neuen Doktrin. Es 
ging nicht um das Kosovo. Erneut war Jugoslawien die 
Bühne, auf der jede Menge fremder Stücke gespielt wur- 
den. Deshalb war in Rambouillet Vorsatz im Spiel. Und 
nach wie vor ist Vorsatz im Spiel. So wie man sich seinerzeit 
um die vertriebenen Serben aus der Krajina nicht geküm- 
mert hat, dienen heute die vertriebenen Albaner, dient das 
ganze Kosovo als Camouflage. 

Die NATO hat sich letztlich mit ihrem Einsatz zum ErFül- 
lungsgehilfen der seit 1981 propagierten Forderung der 
albanischen Seite im Kosovo gemacht. Gleichzeitig hat sie 
sich dem Befehl Milosevic' und seiner Taktik unterworfen, 

als sie verlautbaren ließ, allein Herr Milosevic bestimme, 
wann die Luftangriffe aufhören. 

Das sollte man aber nie machen, denn auch hier gilt 
der alte römische Spruch: Wenn du Krieg führen willst, 
überlege ganz genau. Aber fang nicht an zu überlegen, 
wenn du den Krieg begonnen hast. 

Alternativen 
Ich sprach eben von Alternativen. Gab es die wirklich? Na- 
türlich gab es die. Ich rede darüber seit 1989 und habe sie 
je nach Entwicklung immer wieder der Wirklichkeit ange- 
paßt. 

Wenn auch nur ein Zehntel des bisherigen Aufwands 
an finanziellen Mitteln, einschließlich der Ausgaben für mi- 
litärische Operationen, die bis- 
her in das Problem Jugoslawi- 50 wie man sich seinerzeit um die ver- 
ens investiert worden sind, in 
eine ~ ~ l k ~ ~ f ~ d ~ ~ ~ ~ i ~ ~  vor Auf- triebenen Serben aus der Krajina nicht 
Iösung des vieinationaien Staa- gekümmert hat, dienen heute die ver- . 
tes Jugoslawiens investiert wor- 
den wären, dann hätten wir triebenen Albaner, dient das ganze 
heute eine Konföderation Ju- KOSOVO als Camouflage. 
goslawiens im Staatsverbund 
mit Bulgarien und Albanien, wahrscheinlich auch mit Ru- 
mänien und Ungarn als eine Regionalorganisation der EU. 

Wahrscheinlich wäre das eine Antwort gewesen, mit 
nationaler Autonomie für Kroatien, Slowenien, Bosnien- 
Herzegowina usw. Aber dieser Test ist nicht gemacht wor- 
den, weil uns damals angeblich das Geld gefehlt hat. Geld 
aber gibt es immer erst dann, wenn man es für militärische 
Operationen haben muß. Wir sind politisch nicht bereit, in 
die Gesellschaften und in den Frieden zu investieren. Das 
ist völlig ungewohnt. Wir sind es vielmehr gewöhnt, in mi- 
litärische Sicherheit zu investieren. 

Statt dessen haben wir uns, einschließlich Deutschland 
und Europa, entschieden, in der Nach-Kalten-Kriegs-Zeit 
,,jetzt unsere Meinung durchsetzen" zu wollen. 

Vertreibung der Kosovo-Albaner 
Nun wird, auch das gehört zur Diskussion über die Alterna- 
tiven, immer wieder vom sogenannten Hufeisenplan ge- 
sprochen, der als Beweis herhalten muß, die massenhaften 
Vertreibungen seien von Anfang an geplant gewesen. 

Die historische Wahrheit ist folgende: Die Idee, das Koso- 
vo von Albanern zu säubern, stammt vom früheren Präsiden- 
ten der Bundesrepublik Jugoslawien Cojic und war seine Ant- 
wort auf die Vertreibung der Serben in der Krajina. Damit soll- 
te Platz zur Ansiedlung der vertriebenen Serben geschaffen 
werden. Das hat einen durchaus realen Hintergrund, denn 
Serbien ist das Land mit den meisten Vertriebenen. Überall 
gibt es Flüchtlingscamps, in denen auch viele Serben leben, 
die aus dem Kosovo vertrieben wurden. 

Milosevic hat sich ungefähr fünf Jahre gegen diesen Ver- 
treibungsplan gewehrt. Aber im Zusammenhang mit der Her- 
einnahme des Ultranationalisten j e ~ e )  in die Regierung hat er 
seinen Widerstand aufgegeben. Als die Bombardierungen 
der NATO begannen, stand er vor der Frage, wie lange die 
auszuhalten sind. Und er ist zu dem Schluß gekommen, daß 
die Vertreibungen in dieser Zeit erledigt sein müssen. 

Also es gab den Plan. Er war so lange behindert, wie 
die OSZE-Beobachter im Land waren. Es gab Vertriebene 
und Flüchtlinge, aber sehr viel weniger. Das änderte sich 
erst, nachdem die OSZE aus dem Land wegen der Luftan- 
griffe abzog. Und als die Luftangriffe starteten, fiel jede 
Hemmung. Der Plan lief und wurdedurch die Wut über die 
Angriffe fast zum Selbstläufer. 
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0 einer Regierungserklärung angekündigt, daß die Bundesre- 

in den Keller, obwohl überhaupt keine Flieger am Himmel 
waren. Nach drei Stunden gab es Entwarnung. Vor dem 
Palast brannte ein kleines Feuer. Die Parlamentarier setzten 
sich fortan für die ,,Selbstbestimmung" ein. 

Als ich Kucan später besucht und nach diesem Flieger- 
alarm gefragt habe, sagte er: ,,Herr Kollege, wir kennen 
das doch." Will sagen, er hatte aus seiner eigenen Propa- 
gandazeit gut behalten, wie man so etwas inszeniert. 

Die Anerkennung Sloweniens und Kroatiens 
1991 schließlich kam dann die staatliche Anerkennung 
Sloweniens und Kroatiens mit ihrer vorausgesagten ver- 
heerenden Wirkung. Izetbegovic, der damalige Führer der 
muslimischen Partei und eingesetzter Präsident Bosnien- 
Herzegowinas, hat die Herren Kohl und Genscher instän- 
dig gebeten: ,,Meine Herren, die Anerkennung von Kroati- 
en bedeutet Krieg in Bosnien. Es kann gar nicht anders 
sein. Erkennen sie Slowenien an, soviel sie wollen, aber er- 
kennen sie nicht Kroatien an." 

Ach was, wird man sich in Bonn gesagt haben, das wis- 
sen wir doch alles besser. Wozu diese Bauern aus Bosnien 
anhören? Die haben keine Ahnung, was Politik ist. Selbst 
die Warnungen aus den USA, von Frau Thatcher und von 
Mitterand wurden in den Wind geschlagen. 

Fünf Tage nach Unterzeichnung des Maastrichtvertra- 
ges war ein Außenminister-Rat 

Durch die einseitige deutsche Aner- zum Thema ange- 
setzt. Drei Tage vor diesem Ter- 

kennung Sloweniens und Kroatiens ,in verkündet Bundeskanzler 

wurde die gemeinsame europäischen Kohl vor dem Deutschen Bun- 
destag, die Bundesrepublik 

außenpolitischen Zusammenarbeit Deutschland werde Kroatien 

zerstört, noch bevor der Vertraq in und Slowenien anerkennen, - 

Kraft trat. 
und die Welt möge das zur 
Kenntnis nehmen. Kohl tat dies 
ohne Abstimmung mit seinem 

Außenminister, der das natürlich bestritt, schließlich kratz- 
te das an seinem Renommee. 

Drei Tage später saß der Rat zusammen und Genscher 
bat zu Beginn und außerhalb der Tagesordnung um das 
Wort: ,,Meine Herren Kollegen, ich möchte ihnen eine 
Mitteilung machen. Der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland hat vor drei Tagen im Deutschen Bundestag in 

publik Deutschland die Republik Slowenien und die Repu- 
blik Kroatien noch vor Weihnachten völkerrechtlich aner- 
kennen wird." Ende der Durchsage, und große Aufregung. 
Doch Genscher äußerte sich fortan nicht mehr, weil er 
hoffte, Engländer und Franzosen würden sagen, das ma- 
chen wir nicht mit. Derartige Erwartungen aber gehen im- 
mer in die Irre. 

Nach 24stündiger Beratung hat man dann zähneknir- 
schend die Einsetzung einer Kommission beschlossen, die 
für den 14. Januar, also zur nächsten Ratssitzung, eine Ent- 
scheidungsvorlage erarbeiten sollte. Doch selbst bis zu die- 
sem Datum wollten die Deutschen nicht warten, schließ- 
lich wollte Kohl das tun, was er angekündigt hatte. So ist es 
geschehen, und die EG war blamiert. 

Seitdem gibt es keine Weiterentwicklung der gemein- 
samen europäischen außenpolitischen Zusammenarbeit. 
Die EPZ war zerstört, noch bevor der Vertrag in Kraft trat. 

Und Herr Genscher trat im Januar mit Wirkung vom 
März und mit der Begründung, 17 Jahre seien genug, zu- 
rück. Es zeigt sich: Auch hier wurde ein anderes Stück auf 
der Bühne Jugoslawiens gespielt, das puren innenpoliti- 
schen Zielen diente. 

Und: Letzten Endes sind mit dieser Anerkennung aus 
einer multinationalen Föderation ein mononationaler (510- 
wenien) und vier multinationale Staaten geworden. Damit 
hatte sich das Problem gewissermaßen vervierfacht. 

Der Krieg in Bosnien-Herzegowina 
Mit der Anerkennung gab es, wie vorausgesagt, Krieg in 
Bosnien-Herzegowina. Der war scheußlich, wie wir alle 
wissen. Unter seinem Eindruck haben sich die Amerikaner, 
nicht die Europäer, eingemischt mit der klaren Botschaft: 
Bosnien-Herzegowina bleibt als Republik erhalten. Dies 
nicht wegen Bosnien-Herzegowina, sondern weil die Ame- 
rikaner als verantwortliche Weltmacht genau gewußt ha- 
ben: Alles darf geschehen, nur keine neuen Grenzen. 

Die Amerikaner wußten genau: Afrika konnte dekolo- 
nisiert werden, weil das Prinzip eisern durchgehalten wur- 
de, alle Grenzen so zu belassen, wie und egal, wie unge- 
recht sie sind. Schließlich durchschneiden Grenzen immer 
Dörfer, Familien und Sippen. 

Dieses Prinzip, auch das wußten die Amerikaner, gilt 
bis heute, denn was sollte man sonst machen, angesichts 
der 20 Kosovos an der Südgrenze der Sowjetunion. Ohne 
Einhaltung dieses Prinzips wäre die GUS und eine friedli- 
che Lösung wie in der Tschechoslowakei unmöglich ge- 
wesen. Nur deshalb haben die Amerikaner auf der Aner- 
kennung Republik Bosnien-Herzegowinas nur in den be- 
stehenden Grenzen bestanden. Und genau deshalb ist 
die westliche, die amerikanische Position heute: Das Ko- 
sovo bleibt bei Serbien. Es gibt keinen selbständigen 
Staat. Wer im Falle Serbiens die Grenzen verschiebt, der 
muß auch den Kurden erlauben, ihre Grenzen verändern 
zu können. Es wäre unverantwortlich, diese Büchse der 
Pandora aufzumachen. 

Eskalation im Kosovo 
Das Kosovo-Problem, dies war den meisten klar, hätte zu- 
sammen mit Bosnien-Herzegowina gelöst werden müssen, 
zu fragil war die Situation dort. Aber der Westen war er- 
schöpft, das Engagement in Bosnien war teuer genug. So 
schaukelte sich die Situation langsam hoch und erreichte 
einen neuen Höhepunkt, als sich 1996 die UCK als funda- 
mentalistischer Teil der Unabhängigkeitsbewegung rudi- 
mentär bewaffnete und mit gezielten Provokationen be- 
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gann. Einzelne abgelegene Polizeiposten wurden überfal- 
len. Da war natürlich kein Vertreter westlicher Medien da- 
bei. Die wurden zeitgerecht zur häufig unverhältnismäßig 
harten serbischen Gegenaktion bestellt. Etwa ab 1997 ra- 
dikalisierte sich die UCK. In diese Zeit fällt auch das erste 
Massaker anläßlich des Richtungsstreits zwischen funda- 
mentalistischen Albanern und sogenannten Gemäßigten 
um Rugova. Keiner weiß es genau, aber man vermutet, 
daß rund 100 gemäßigte Albaner von der UCK umge- 
bracht worden sind. 

Dann folgte Rambouillet mit seinem Vertragswerk, das 
als Persilschein für die NATO gedacht war. Um so größer 

3: war die Enttäuschung von Frau Albright, als die UCK zu- 

B nächst ihre Unterschrift verweigerte. Daß die Serben nicht 
unterschreiben würden, war klar; nicht wegen der Auto- 

& nomieregelung, die war Milosevic bereit zu unterschrei- 
ben. Wozu Serbien nicht bereit war, war die Zumutung, 
daß auf dem Territorium des souveränen Staates Jugosla- 
wien fremde Truppen für Ordnung sorgen sollten, gegen 
die jugoslawische Armee und Polizei. D.h., in Rambouillet 
wurde ein fertiger Text hingelegt nach dem Motto: Friß 
Vogel oder stirb. 

Man hat dann, weil man wußte, daß der Vertrag nicht 
zustande kommen würde, den Vertrag in eine Form ge- 
bracht, die es der albanischen Seite nach anfänglichem 
Zögern möglich machte zu unterschreiben. 

Dies war aber beim besten Willen keine Verhandlung, 
auch kein Vorschlag. Früher hat man zu so etwas Diktat 
gesagt. Der tschechische Staatspräsident kam zum Diktat 
nach München. Und es gab einmal das Diktat von Ver- 
saille. Das war Munition für die Rechten und führte zu der 
schlimmsten Katastrophe. Wir sollten wissen, welches Un- 
heil Diktate bewirken können. Längst zeigt sich dies auch 
im Kosovo: Den Ansatz einer demokratischen Entwicklung 
in Serbien hat der Westen kaputt gemacht. 

Motive für das Diktat von Rambouillet 
Was waren die Motive für das Diktat von Rambouillet? 
Nach meiner Beurteilung ist die NATO-Doktrin der Schlüs- 
sel zur Beantwortung dieser Frage. Man wußte, daß die 
neue Doktrin Diskussionen v.a. in den europäischen Län- 
dern auslösen würde. Daher sollte sich die NATO in diesem 
Konflikt als Ordnungsmacht präsentieren. Das Kalkül war: 
Wenn Milosevic nicht bereits vorher einknickt, dann wird er 
nach fünf Tagen vor der NATO-Macht einknicken. Dann ist 
sie unbestritten das non plus ultra zur Durchsetzung einer 
Ordnung. 

Daß dieses Konzept gescheitert ist, wissen wir und 
macht es so kompliziert für die großen Strategen. Es fällt 
ihnen nichts anderes ein, als ,,weiter so". ,,Jetzt müssen 
wir siegen", sagt Tony Blair, „wir müssen gewinnen", sagt 
Herr Clinton, „wir dürfen nicht aufhören", sagt Herr 
Scharping. 

Kurzum, mögliche Alternativen waren nicht interes- 
sant, gewollt war die Vorführung der neuen Doktrin. Es 
ging nicht um das Kosovo. Erneut war Jugoslawien die 
Bühne, auf der jede Menge fremder Stücke gespielt wur- 
den. Deshalb war in Rambouillet Vorsatz im Spiel. Und 
nach wie vor ist Vorsatz im Spiel. So wie man sich seinerzeit 
um die vertriebenen Serben aus der Krajina nicht geküm- 
mert hat, dienen heute die vertriebenen Albaner, dient das 
ganze Kosovo als Camouflage. 

Die NATO hat sich letztlich mit ihrem Einsatz zum ErFül- 
lungsgehilfen der seit 1981 propagierten Forderung der 
albanischen Seite im Kosovo gemacht. Gleichzeitig hat sie 
sich dem Befehl Milosevic' und seiner Taktik unterworfen, 

als sie verlautbaren ließ, allein Herr Milosevic bestimme, 
wann die Luftangriffe aufhören. 

Das sollte man aber nie machen, denn auch hier gilt 
der alte römische Spruch: Wenn du Krieg führen willst, 
überlege ganz genau. Aber fang nicht an zu überlegen, 
wenn du den Krieg begonnen hast. 

Alternativen 
Ich sprach eben von Alternativen. Gab es die wirklich? Na- 
türlich gab es die. Ich rede darüber seit 1989 und habe sie 
je nach Entwicklung immer wieder der Wirklichkeit ange- 
paßt. 

Wenn auch nur ein Zehntel des bisherigen Aufwands 
an finanziellen Mitteln, einschließlich der Ausgaben für mi- 
litärische Operationen, die bis- 
her in das Problem Jugoslawi- 50 wie man sich seinerzeit um die ver- 
ens investiert worden sind, in 
eine ~ ~ l k ~ ~ f ~ d ~ ~ ~ ~ i ~ ~  vor Auf- triebenen Serben aus der Krajina nicht 
Iösung des vieinationaien Staa- gekümmert hat, dienen heute die ver- . 
tes Jugoslawiens investiert wor- 
den wären, dann hätten wir triebenen Albaner, dient das ganze 
heute eine Konföderation Ju- KOSOVO als Camouflage. 
goslawiens im Staatsverbund 
mit Bulgarien und Albanien, wahrscheinlich auch mit Ru- 
mänien und Ungarn als eine Regionalorganisation der EU. 

Wahrscheinlich wäre das eine Antwort gewesen, mit 
nationaler Autonomie für Kroatien, Slowenien, Bosnien- 
Herzegowina usw. Aber dieser Test ist nicht gemacht wor- 
den, weil uns damals angeblich das Geld gefehlt hat. Geld 
aber gibt es immer erst dann, wenn man es für militärische 
Operationen haben muß. Wir sind politisch nicht bereit, in 
die Gesellschaften und in den Frieden zu investieren. Das 
ist völlig ungewohnt. Wir sind es vielmehr gewöhnt, in mi- 
litärische Sicherheit zu investieren. 

Statt dessen haben wir uns, einschließlich Deutschland 
und Europa, entschieden, in der Nach-Kalten-Kriegs-Zeit 
,,jetzt unsere Meinung durchsetzen" zu wollen. 

Vertreibung der Kosovo-Albaner 
Nun wird, auch das gehört zur Diskussion über die Alterna- 
tiven, immer wieder vom sogenannten Hufeisenplan ge- 
sprochen, der als Beweis herhalten muß, die massenhaften 
Vertreibungen seien von Anfang an geplant gewesen. 

Die historische Wahrheit ist folgende: Die Idee, das Koso- 
vo von Albanern zu säubern, stammt vom früheren Präsiden- 
ten der Bundesrepublik Jugoslawien Cojic und war seine Ant- 
wort auf die Vertreibung der Serben in der Krajina. Damit soll- 
te Platz zur Ansiedlung der vertriebenen Serben geschaffen 
werden. Das hat einen durchaus realen Hintergrund, denn 
Serbien ist das Land mit den meisten Vertriebenen. Überall 
gibt es Flüchtlingscamps, in denen auch viele Serben leben, 
die aus dem Kosovo vertrieben wurden. 

Milosevic hat sich ungefähr fünf Jahre gegen diesen Ver- 
treibungsplan gewehrt. Aber im Zusammenhang mit der Her- 
einnahme des Ultranationalisten j e ~ e )  in die Regierung hat er 
seinen Widerstand aufgegeben. Als die Bombardierungen 
der NATO begannen, stand er vor der Frage, wie lange die 
auszuhalten sind. Und er ist zu dem Schluß gekommen, daß 
die Vertreibungen in dieser Zeit erledigt sein müssen. 

Also es gab den Plan. Er war so lange behindert, wie 
die OSZE-Beobachter im Land waren. Es gab Vertriebene 
und Flüchtlinge, aber sehr viel weniger. Das änderte sich 
erst, nachdem die OSZE aus dem Land wegen der Luftan- 
griffe abzog. Und als die Luftangriffe starteten, fiel jede 
Hemmung. Der Plan lief und wurdedurch die Wut über die 
Angriffe fast zum Selbstläufer. 
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npn. M a c b  die augrundeliegende biprybre Ordnung mit zum Z m k  d a  eigdgcnen Rrrschterhatts einen Mytbs der 
w q  war, konnten sich die Dkkuc~ionen zur Fclhharhit Serben widwauflekn, vergleichbar dw Sahlacht von Tan- 
des Krieges entwickeln. Umd als nur eine Wtmasht übrisg-;~' barg in hutschibnd, die & k n c h e f ü r  die W iMage  

/f'- blileb, ergriff d;-- die MbglichkeB. H'eute redet niiemanc&( ,da Deutschen Ordrms 141 0 gegen die Pden von rechts auf- 
mehr von &T 1 altverzichtserkliirurq, auch nicht in d,et,>.: heiden wurde. DR Schlacht auf  d m  A d f e M  von 1389 
nwen NATO. .. 'gnete 4-1 hewmagend. Im Kampf d,er Serben g q m  die 

Drxh b w r  ich mit d i e r  ncuien Lage iwseirinand~set*~ 
'E 

nen war sie nick die wichtig*, a h r  eine d r a m a t b  
ze, eini'ge Anmerkungen zur Ei.its&huhunq des Ilonfliktes wejl der serbische Kbnimg u m  Leben kam. D i r n  
JupLa wie!n. ik im ,Abwehrkam$ des chrirtfichcn Serbiens gegen die 

limischan Osmanen" war nutzbringend einsetzbar. 

Ich will mit einer Aneindc3te beginnen: 1981 habe ich m~ic flijsung Ivgod~awims 
mit Herrn [Wi lw ic  über Nationaliismus untmh.alten. Mil Milasevic di,e nationalistirch,e Karre zu spielen be- 
sevic ist kein Nationalist. Aber er Est des Unglaubens, daß etzte nach dem Tod Titas ein Proaeß ein, den kein 
zur Mcrchtethaltut-q Nationali.srnus einsetzen und au unkt für m6glkh gehalten hatte: JuJu.goslawien zerfiel 
wider a kieken bnn,  wenn er ihn nicht mehr braucht Partri. Der Bund der Kommunisten Jugwlwims 
diesem Gespsäc'h habe ich ihm den Zau brPrlehrlin,g s erstes. Auf dem Parteitag 1 W 1 8 5  traten zu- 
Gmthe übersetzt. In der Schkiihzen,e dm Gedichta ie Slwm,m aus und formierten sich a1.s seihstän- 
den- Lehrling auf, d>a#ß er nur den Anfan,g des Spruches 
herrscht, er aber vergessen hat, mit d c k n  Wor politischen Zerfall begann sich die Wirt- 
alte Meister den Besen dazu gebracht hat, aufzuhös blikien zu selhst&ndigen Einheiten zu ent- 
habe Mikilwic gmagt: ,,Slobodan, Ihr alter Mister i arkt Jug~d~whgns befand Mich in AuRäsunfg. 
ergangenen Aahr giestorben." 1980 war Tito gestorben. J e d e  Republik wchte ih;r Fdl zu retten. 

Marie These lautet daher Der WationaiEmus in Jugoda- Im Marz 1990 begann der K r i q  mit ersten SchwBerei 
wen ist in keiner M s e  kukurdl oder hiistortrch &rundbar en in Kroatim und dtreibungen wn Wben aus Gebretten, 
Es handdt sich nicht um ein ethnisches Problem, genauso in denen sie bnge bebtm W a  war geschehen? 
w n q  vvie es s ~ h  in Nordirland um ein religrdses P'roblem Ubei Nacht warm die mditanten Truppen des Herrn 
handelt, W angleblich Prmtanten und K s i t b f i h  mitein- Tudjmn mit der neucn kroatixhen Schachbrettfkagge in 
sn~der nngan In Wahrhat handelt es s ~ h  dort um den die Dorkr der Krajina gekm- 
Kampf der Unterxhcht gegen da Oberschrht Es handdt men und schossen in die Hau- Der Nationalismus in Jugoslawim 
srch h l d e  Male um Iren, um die luithoilixhen Iren, dte Ka- sRr (Das Schachbrett war das 
tholiken g&li(ebm sind und um protestantrsche Iren, dte Symbol der faschatisch in k@*n6?r Welse kutturell odw histo- 
nach d& engltxher Be&uq die englische .,Wlig.on" an- Ustescha-Regnrurq Also die hcJrbndbar, handelt nicht 
genommen haben Dies in etwa mgt dem verglachbar, m e  Schachbrettfahne in Kmatken 
Bosnrer Muskrne gewoirdcn sind In Ju~gmlamen handelt es entapimcht etwa dem, wenn wr Um e'n ethnixhes Problem. 
nch um ein!m Konfkkt, In dem natronalistische bzw ethnr- n ~ h t  Schwarz-RotGobd rnit 
xhe IConstrukte zur Erreichung anderer Ziele genutzt ww- dem Ekindesadlw, sondern Schwarz-WIR-Rot mit ernem 
den. Wakwikreuz als. Staatsfahnle hätten.) Dagegen haben sich 

Dte aktuelle Entwicklung beginnt 1981, ein Jahr nach die Serben organrsiert, haben Barrikadsen gebaut und urh 
Titos Tod S14 beginnt mrt dem Aufstad und der Forde- mit ihren Jagdflmten gewehrt 
rung h r  bow-Abaner  nach einer elgcnen Republrk De Europriache Gmelnschaft machte xhuchterne Be- 

Die Verfasniq von T974 hatte das Komvo neben der schwichtgungs\dersuche und begann eine Dclbette uber 
Wjvdorl,~ ZU eiiner autonomen Provtnz der Republik Swbr- dse Bildurcg eina bnfödwatan Aber wne KanfW~atron 
en und glerchzsrtig zu elnem bnatitutrven Te11 der Fadera- nur als tlechntsche Staatsform hatte nathxlirh keine Uber- 
thon Jugaslawm gemacht E)Ie be~dten autonomen G c k  mugungkrsft 
te hatten in der Fbderatim nur 20 anstatt 30 Vertreter im O W l  er als slowenischer Kr iq  bezeichmt wird, be- 
&undespariament Im Staatsprasidium h,ingegen waren s~ gann er in Wahrhat also in Krmtien Und in Slowencen hat 
wre die Repubfikm mit einem Vertreter prarient DP Vdas- die jugoslawische Armee mit Rekruten nrcht Slown~en be- 
sumg voin 1974 hatte den Provinntatus bk unter die Gtren- setzt, sondern die Gmnsm der 4arialistischm Feklseratwen 
ze der ergewn Stwtlichkeit entwickflt, aber kurz davor RepuMik Jugogsyslawen Es ging darum, wer di'e Grenzen der 
hak gem,acht SW zu verted~gen hatte, und das  war nach der Verfas- 

M Albaner betrachteten den Kroaten Tito als ihren sung Aufgabe dw Armeeund nccht der Polizei der RepuM~k 
Freund, der ihnen rnit dw 7 4 ~  V~brfarsung eine Menge Shwenm 
Vorteile g e k h t  btt~ 1981, an Jahr nach Titos Tod, ver- Un'd von Anfan,g an wurde versuch;t, den Westen fur 
langten dte Albaner nun den RepuMikstatus mrt dem swrh ernzurpanwn Ich will auch hier ein tspispd aus ei'ge- 
butigen Ziel, aus der Fdmat i~m ahiszuxheicllm k h  da- nsr Erfahrung nennen: Kaum hatten die ersten Raufereien 
mit nicht genug, das wirte~rphende Ziel war, den Staat in Sbwenren begonnim, zogen dwtszhe Parlamentarier - 
Albnian batrrten zu brsen. P~i'stine als Hauptstadt ich nenne b n e  Namen, wiI e3 nach epn paar dBwsn gibt 
wertaus h entwickdten O ( o m  sollte Zentrum ganz -mit ebmr Menschenrechbd~e&~art~i~n nach lubijauiai, weil 
Albaniens w & n  smfür (SI@ Sefbstbetimmung waren In Lubljana arqekarn- 

[Aesa Konflikt fuhrte zu großen Probtemen rnnerhalb mcn, w r d m  sie vom slowmi.jch~en Staatsprasdenten Ku- 
der KP Serb~ens Mi!osewc Iidste sich w n  m m  Ziehvater, a n  begruBt, und verabreduysgcmdß gibt es Luftalarrn, 
lwn Stamhulk, drijngte ihn 1983 aus dem Vorritz und ent- weil „die? Luftwaffe d i l m  B&gr~df<r F ~ h k t m  die Show- 
d ie3 sich, die nationailtistixihe Kate zu sipiaiilen. Die Karte men ubrf~!lt." Kuan cqt :  "Mieine wreh,&m k rmn ,  tut 
ZCQ. 1989 kündigte Wlili~swi,~ zum Jahrestag d.w Schlixht mir leid, wir m ü ~ e n  in dein Kehr gehn. Wir diskistieren irn 
auf d m  Am~Efaild die Verfascung vasi 1974 auf, Er lka8 da- ICelNler &W über die Seitrstktirnrnung." ~ r s o  ging man 



SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

schwören wir einen Konflikt zwischen den 20% der reichen 
Erdbevölkerung mit den 80% der armen Erdbevölkerung 
herauf. Denn wenn die 80% der Vorstellung nicht mehr 
beweiskräftig folgen können, daß die Vereinten Nationen 
auch ihr Organ sind -so bescheiden es auch immer wirk- 
sam sein mag -, dann ist auch diese Entwicklung oder die- 
se Entwicklungsmöglichkeit am Ende. D.h., die Gefahr 
rührt in erster Linie aus der Kombination her. 

W9 hat dile NATO wwidht? 
Nwlmehr rdgt Lichi 50 k c h  der M+pwch der  NATO awh 
MT, un t&mm-kiq hat sie uet dnmiil WIR Unfah(gbit 
k i m ,  @I ne h f l / W , ~ ~ = h u ~  hwb@kvfiihren. 
Auch HAT%)-Gcqnrr solltan sich dsirübar nnckt unbdirngt 
freuen, dsenn d b  U1~Rhgki't wird Falgen nach 4ch zh 
hen, &E irn M ihwnr  mtr gar mcht abwmhen n i d ,  

Der offrzidk Grund für die kmba~demen$s war die 
k m e d u r q  einer whurnanit%nn bmtm~phe'" - ein Un- 
wart. dann KQtmtrosphan sind nie humr"iiar. Egal P& k 
Krieg nun weitergeht, di~cw b"ta4mph ia dregetveten. 
W ~ n n  .dk MAKI troit;E dlm e r w u m s n  Unfeihi~gM, ihr o~%- 

&U mit Mlfe der Mwisc 'h~nreck einen n c m  Im- 
ZU plenen. IWizurn, d M&t die Gefahr, den 

dje Memchrenmb in den Augen mn 9Q% dw W t b d ~ i -  
h n g  zu dmm vidz#rmrmnz k%wkcmmsrri. 

Wer s l m  rnit rnwalischan Katqmri in ni& m r d M  
gemeinte Tatb~ssiandt M a n d c l t ,  &rbert dies@ Errtwfh- 
luw,  wund ist da& ein Feind j&er Hurnani&. 

gen HATC-Eimm h u i m  Dnie Vmsinwrr H a m w  gnd 513 
J~eihra rrmh ihrer G&ndung wWwg&cnd ihrer Aufgsrbs rpnt- 
kleiid& 

Man achte auf die Farmwhrungmen: Wenn heute dar- 
krt wird, die UN und der Ge et& rnkt-n wimheor 
,dn@w&n" w d e n  und sa(lbm nodh &ne g~Y3ge WB- 
Ic wpiclevr, dann sgt das jemand, der eine seJ bsQ&1bte 
bitlrsn gtgmn3bw den Vereinten Matlionrn eingcnom- 
m hat, 2,n ar hwtimmt, da8 und wann riai Vereintan 
H a t k m  dilla hipen, &a Mitsaigen, der nnithetdigt wic 

dem agefitancten Wd, 
DVZEh die Memhiwt hat nach den dmkLr&m EP 

d s  Zweiten Wtkrleges W r ~ t a n  Waticaren 
nicht gerrshaffen, damit sie 

Die Dramatik d l e a  i3mcihs des YVI- mm Uadltl"xtruimnt 
rreven Machtintwets~iei weit 

kreehB liegt darin, da6 mit d e  Vm- kn, veinhr s;md sC13 

zFdltis Zel zu wrxrekh;m, wei*nbt, m ß  einan zu- 
sZrt&hn Gsund haban. 

H& d r d  u ~ n  dgr NATD 5dkt dm Glwbweird~kasa 
gurnmt p n n t :  Weil die NATO In dm Vwhandlu~ngm 

It aitgdmhr hat, miwßirc man eo; sud~ machen &rn 
W Ü ~ E  IICR m t g q m n ,  da@ es Bsh dem doch wohl um eine 
Iieichtfert'lp W m i h u n g  gahiandidt hak t  mw R. 

Whiw erahaeint miir nach &wo aRi($ases. Diic NATO 
mlilie dior M ak Saiarir, avts &nie Oitganislrticrn Ww3ntiai-t 
we&n, die gaslbgmd Macht h& dn shßelkq durch- 
g n ~ i i f e n d ~  kfdedLgendes Ergwrls zu enidwi. CtaiNntw 
steckt der G&"nk, der Gegner mbse vor der MW- 
W h t  s l m m h .  Was aber tun, wenn dam G q w  
ni& s t m m m h t ?  Ckau dic %tuahn hsrlrren d r  hau&. 

Die ng war grofi, ala Harr 
ensfarch ê dailrrn und wo er denn 
dfir.fe, WohB h t  man hat mit mei, drd, 
b%w i k p ' n  ~ t .  Jetzt a k  (am 24.04.99) dnd ei 
whn 32 KI.i die &el.cauptung, e-5 wwrl 
r n i h t e n a  nmh dunml32 g h ,  wenn nrht mrhr. Oc4 
,, k d t "  nid* und niemand eiq &I d i  Politik je auch 
dite Mitk lkt, die Herrn Mihs9evtc Mtiigt Warum di taw 
eißlanickn? Er wird dmh &eiernd b d t i g t .  

In M h r h l t  'at cos doch XI, daß euch &irr MM~rs~iic al- 
Irs getan hcrt, um dSe NATO  BI^ 50mbw zu dr%qen.  Er 
hdlt sicher w h  M 2  gwkht, &I3 ec 32 Dge daum Er 

ht  haben, dile b fhdkhe Meinung im Mim 
d ~ n  ideirhhckrn Kwrxun, anrf a h n  S d t m  ha 

stellt wi rd. ab PirwD s d l t  die  Rezilitat, 
die Ej.8 Lahne g@hermM hat, 
auf dlm nirpf. Damit M drs ini- 

terntetiotmlie ßahtst~ysm notkild&eid gwoiixsen. 
Detbtei g&t es mlv weniger um dlc Rege, ob einmal 

n wnrsk% ht. SB xihll rn rn das abch 
d e  M&h& ist ders Weil k rech t  
arrr w d m .  iWnd Ich Mn gam Wc'har, 

da8 die Bornbardimiq dm alei-itilndigm und sauwrdrnim. 
IPb ien niicb der I&te Bruch des, knä,l:hmh- 
W wird. 

Die Dvemarfk ci i 'es~ Bructm Ikqt vielmehr dtii;iiri, dc9 
m& der WUdurpg ch .[W- Wdwpuung" g k ~ c h ~ r n  
de NATO Bbw d k  UN;O m@Ht wird Dmtt abß b e  

Und noch etwa gehöilrt in d l m  b%~nM angepmrhm: 
Bemb Mhirrntd d a  Kahn Kriipim gab es ktr&nm, 
16h- uintmhdb der g r ~ & m  khree ikb lng  w ~ e d w  MhrtYar 
ZU machen. Zum Du~hbcb& a t  m s k r  emt nach diam 
5kg dies W t e n s ,  WL einige 5tm- ddrs ne~nnen, ge- 
kommen. 

R b 4  h a h  dQ USA urd di'e Sowjebnian mlt der 
~ ' E - S c i h l r i ~ ~  1974 io Hrokinki ein D~kwirrpnt vrrtw- 
srhnkbe'n, das jedeAndmPiwng u i d  Amwndmg von Ge- 
df k h S B b  

Die TPchluh k k  war a b g d l t  auf die Hotwmid~k&& 
irn Skhcrheitsrat inm k n m s  zu mzillab, wn tltw 
e h  nicht g l q n  eine der kdm Superm8bch+c oder ge- 

ei W c k  Mnf ~ T T T ~ C ~ ~  du -3~tTt rn- 
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tät heute diskutieren und um Gottes willen nicht gleich sa- 
gen, nein, wir wollen damit nichts zu tun haben. Dies wäre 
ein strategischer Fehler. Die Grünen haben diesen Fehler 
bereits gemacht. 

Die Vernunft gebietet, daß man diesen Schritt tut, 
wenn man eine Gewichtsverschiebung nicht heute und 
morgen, aber übermorgen als eine mögliche Entwick- 
lungsrichtung will. Darum handelt es sich, um nichts ande- 
res. Und dazu braucht man zunächst ein intaktes Bündnis. 

Rolle Rußlands 
Für Rußland ist das erste strategische Ziel am Balkan, wie- 
der Player im Weltmaßstab zu werden, an den Tisch der 
Großen zurückzukehren, von dem sie verstoßen wurden. 
Diese Bemühungen laufen auf vielen Ebenen. Und: Die 

J Russen gehören an den großen Tisch, das hat Helmut 
Schmidt in seinem Artikel in der Zeit vom 21.4.99 völlig 

- richtig dargestellt. 
Alles, was in diesem Zusammenhang immer erzählt 

wird von der alten Partnerschaft zwischen Rußland und 
Serbien ist ahistorisch. Wo bleibt etwa der Bruch Titos mit 
Moskau? Wo bleibt der Widerstand, die Rote Armee 1945 
überhaupt nach Jugoslawien hineinzulassen? 

Nein, Rußland ist fest entschlossen, jedenfalls diese Re- 
gierung, dieser Präsident, die jetzige Position fortzusetzen. 
Für Rußland hätte ein direktes militärisches Eingreifen auf 
Seiten Jugoslawiens keinen in ihren Interessen liegenden 
Sinn. Es geht nur darum, an den Tisch zu kommen. Deswe- 
gen wird Tschernomyrdin auch weiter im Auftrage des Prä- 
sidenten um Verständnis für eine internationale Truppe wer- 
ben. 

Deutschlands aus der Kriegsallianz wird der Krieg nicht 
beendet werden. Gleichwohl bleibt der Grundgedanke 
wichtig. 

Ich habe schon vor Jahren, als der Konflikt sich abzeich- 
nete, immer die These vertreten: Wir müssen rechtzeitig 
ein lntegrationsangebot eröffnen, damit der Balkan in Eu- 
ropa heimisch werden kann. Damit habe ich nicht die all- 
gemeine Offerte des Betritts zur EU gemeint, sondern daß 
man diesen Ländern in eigener Souveränität hilft, ihre Ant- 
worten zur europäischen Frage zu finden. Das ist etwas 
anderes, als Beitrittsbedingungen zu übermitteln. Ich woll- 
te, daß man in einen Dialog eintritt. 

Als ich seinerzeit von der ,,Südost-EG" schrieb, wurde 
das süffisant in der ,,Zeit" verballhornt. Doch wie richtig 
der Grundgedanke war, zeigt die Tatsache, daß jetzt alle 
über einen Marshall-Plan für den Balkan reden. Das ist für 
sich genommen absurd, wenn 
man nicht eine kooperative ES ist höchste Zeit, die außenpolitische 
Hülle für die 
siert. 

Deshalb 

' Beteiligten Organi- Maßstäbe, die Sozialdemokraten ge- 

meine erste ~ ~ ~ d ~ .  setzt haben, wieder aufzufrischen: 
rung: Die UN beauftragt die Keine Androhung und keine Anwen- 
OSZE mit der Durchführung ei- 
ner Regionalkonferenz. Das ist dung "On Gewalt. 
ein fester Begriff. Regionalkon- 
ferenzen gibt es sowohl in den Vereinten Nationen als auch 
in der OSZE. Es gibt sie nicht in der NATO. Daher sollte sie 
auch nicht der Schirmherr dieser Regionalentwicklung sein, 
sondern die EU im Auftrag, noch besser die OSZE im Auf- 
trag der Vereinten Nationen. Selbstverständlich muß die EU 
beteiligt sein, schon weil sie bezahlen muß. 

Tschernomyrdin ist von Milosevic eine Rechnung mit 
Gefahr der Ausweitung 
Eine weitere Frage, die immer wieder gestellt wird: Droht 
der Krieg sich auszuweiten? 

Nun, die Frage ist schwierig zu beantworten -weniger 
was Albanien angeht. Natürlich hätte die Bundesrepublik 
Jugoslawien völkerrechtlich durchaus das Recht, auf alba- 
nisches Staatsgebiet vorzudringen, weil nachweislich die 
terroristische Organisation UCK, wie sie ja in Jugoslawien 
genannt wird, dort ihre Ausgangsbasis hat. Mi t  dem sel- 
ben ,,Recht3' hat Israel die Schutzzone im Libanon einge- 
richtet. Aber Albanien ist inzwischen völliges NATO-Territo- 
rium. 

Ein ernstes Problem ist Mazedonien. Dies wird aber erst 
relevant, wenn es Bodenkrieg gibt, wenn NATO-Truppen 
dort aus ,,humanitären Gründen" in den Kosovo eindrin- 
gen, um Flüchtlinge zu befreien. Das ist wie grünes Licht 
für die Albaner in Mazedonien, auch loszuschlagen. 3 - 4 
Waffenlager sind gerade erst aufgespürt worden, 40 - 50 
wird es insgesamt geben. Wenn sich aber Mazedonien 
teilt, dann stellt sich zugleich die bulgarische und die grie- 
chische Frage. 

C Das Szenerio Dritter Weltkrieg ist dagegen wenig 
wahrscheinlich und kann nur passieren, wenn die Siche- 
rungen durchbrennen. Allerdings haben da schon geringe- 
re Anlässe gereicht, um große Kriege zu erzeugen. 

Einstellung der ,,Friedensbemühungen", Regional- 
konferenz und Wiederaufbau 
Was ist jetzt von der politischen Seite zu tun, wenn die 
Kriegslogik durchbrochen werden soll? 

Zunächst sage ich: Wir (die Deutschen) fordern die 
Einstellung der ,,Friedensbemühungen" der NATO in Ju- 
goslawien. Aber wir wissen auch, daß der Schwanz 
nicht mit  dem Hund wedelt. Mi t  einem Ausscheren 

der Bitte übergeben worden, sie in Washington einzurei- 
chen. Die Schäden der Luftangriffe betrügen 30 Milliarden 
US$. Milosevic bittet um unverzügliche Überweisung auf' 
ein Konto der Republik Jugoslawien. Das war bis zum 
20.04.99 die Rechnung. Inzwischen sind wieder etliche 
Milliarden hinzugekommen. 

Und auch in Deutschland wird ja schon von 
selbstverständlichen Tatsache ausgegangen, daß wir 
Schäden wieder beseitigen müssen. Das ist nicht realitäts- 
fremd. Denn wer sonst kann das? Der Balkan, auch Serbi- 
en ist zusammengebrochen und weitgehend zerstört, 
wenn der Krieg beendet sein wird. Wer bitte schön soll das 
bezahlen? Die Afrikaner? Natürlich nicht. Also bleibt nur 
die EU. Es ist eine politische Aufgabe, diesen Gedanken 
unter die Leute zu bringen. 

Hauptaufgabe einer Regionalkonferenz ist die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit. Da darf es keine Vorbehalte 
geben. Das müssen die Staaten des Balkans sein, also die 
Staaten der Bundesrepublik Jugoslawien mit Serbien und 
Montenegro, Mazedonien, Albanien, Bulgarien, Rumäni- 
en, Ungarn, Kroatien, Bosnien-Herzegowina und vielleicht 
auch mit Griechenland. Erst dann könnte so etwas wie ein 
Marshallplan beginnen. 

Albanischer Rat 
Des weiteren müßte im Rahmen der Regionalkonferenz ein 
Albanischer Rat eingerichtet werden. 

Wie könnte denn das aussehen? Es wird Selbstän- 
digkeit begehrt, die über den Autonomie-Status hinaus- 
geht. Gleichzeitig müssen die Grenzen bleiben. Warum 
also nicht an Möglichkeiten anknüpfen, die es schon 
gibt? 

Großbritannien und Irland haben, beginnend mit den 
Jahren 198311 984 und kreativ befördert durch John 



Iren i h e  natiomlm Fragen zwischen H~orrlirland u,nd der dern was das Denken anp,hZ. 
Repuhjik d r t w n .  Und die werden im Kmswis aller Beta- Wird es g d h ~ n ,  Eumpa zu bauen, oder Meibt B nur 
Bi.gtm umgesetzt. bei Westwropa, das ausgewählte E&eitrit@ iuU9.t. Das icst 

In unsrem Fall warm Serbien, kzedanien und Mon- ein himm,clwiter Unterschied. Wenn wir uns an Diktate 
tenegro etwa in der Siuratioln GsofPtsn-itanniens. Albanien, mit D'isiskrirninieruhg, GevalZandrohung und der effektiven 
das Koswo, die westmmdonischen Albner und sid- Ariwend.ung von Gewalt g d w n ,  hefBt das, die P'ri,nzi- 
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geb~racht we&n konnen, d a  übernational ist, aber ten gesetzt haben. Es ist hbchste Zeit, diae wieder aufzu- 
gleichwohl im Konsens der beteiligten Staaten, das waren frischen: Keine Andr~hun~g und keine A.nwendung von 
dk Bundesrr~pu blik Jugoslawien, Wed,c~nien und Al bani- Gewalt zur DurcbeQuq von Z h .  
wi, also die staatlichen Körper dieses Gremiums. FLtr abk ch rnbchte als M t t o  über meinen Vortrag dras Wort von Was also ist eihe Moral wert, die einen s o k k n  W 
Staaten würden diese Problem dann irn Konsens cpl.est Weiterentwkklung des V o ~ b m M s  Wlly Brisndt aus der hitzigen Debatte G k  die Ostpolitik gang nicht r~istr iert,  den jetzigen a k r  dazu nutzt, milita 

Meine dritte Forderung: Wir rnüss~n das V6krrech.t wei,- stellen: Der Frieden ist nicht alles, abw ohne Fri1ed.m Ist r ixh anzugreifen? Es & unglaubwürdig, einmal zu schwei 
Auf d i w  Weise be8;lilmm die Koswo-Albaner eine termtvvickeln hdfm. alies nichts. Di- Wwt f id seinerzeit w r  dem Hintergrund gen und sich d,ann diesw CamtouRage zu bedienen. 

Aut~n~ornie, die s.ie nic,ht abhangig macht vomn nur einer Das exist,ierende Vdkrrecht is rturlich nicht der des Versu~ches, durch Verhandlungen eine i d w  llogisch~e Dmiesen Vorwurf richte i,ch an die politixh Manbvolrtii- 
Hauptstadt - also von Belgrad - sondern abhhngig Weisheit detztw EMuß. Aber es i5t ktzte Schluß, d w  Ka.mpfkorrfrmtet,ion a u f r * u M .  Fri,eden bewahren, so die ch'en und auadnj'cklich nicht an die Menschen. Sie sind 

m,a.cht von Belgiad und von vereinbart ist.. Und bevor ich nicht einen besseren veneinb- Botschaft, ist ein wichti~er Grundstein für jede politische heute moralisch von der Vertreibun'g im b o v o  beruhrt, 
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sätzlich in eine kri,egeri;sc,he umwandelt, der verhindert wurden. Sie ko,nnm es whhrmcl der Krajina-b%rtrei$untg 
eine pd t i~xhc  Lösung. nilcht sein, weil die Msedien 0i:cht odier nur sehr wenig dar- 

Ries galt zur Zeit des Kalten Krieges. Und daru.m geht üb@r Mch te t  hben. 
tet, zeigt, wise w-irksam dm Völlkerrecht ist. Diese Wirkung es auch heute irn ibsokrg. 

Die Grenzen blieben erh'al- ist positiv, die darf man nilcht verschenken, sondern muB ,,N:eur WeltDrclnu~n~ 
ten. Und man h.atte ein Ange- man verstärken. Poliitrk und Mord M n  &E morali,schsn Gründe für den NATO-Einsatz fra- 
bot an das albanische Natio- Wer der Meinung ist, daß ea um Human~at geht, Wer Vber den Kosm-Konflikt redet, behandelt eine ptizi- gi! Ynd, stellt sich die Frage nach den eige,nttichtn Grün- 
nalgefühl, seine kulturelle wird sa'gen, was k f ß t  hkr  Vthikerrecht? Das Men~sh~en- sdvc Frage, ergo muß dile ArrZwort plit'kch, das h.cif3t ver- d,en. Dabei wird man vor aikm auf di,e nach ckm Wegfall 

Identität erst e~nmal hsrzustell,en und zu entwickeln, die recht muß durchgesetzt werden. Die ganze Debatte ist nunftkstimmt seiin. Zwar hat Politik viel mit Em'otioner zu der Blockkonfrontation eingetretene neu@ Situation ata -  
albanische Sprache zu pflegen. Gkkh.zeitig d r e n  die be- aufg:ehängt an dem etwas irrwitzigen Standpunkt, daß tun, aber E,motbnm dürfen nicht dta:s einzige Motiv fur Po- Ben. 
teiligten Staaten, also &uride.;repub~lik Jugoshvvlen, Ma- m.an sagt, weil das Vernünftige im Sich,erhe:itwat nicht litik sein. ist das der Fal'l, dann gibt es immer Katastrophen, Anstelle einer Einigungsom&glichb~it irn Silchsrh.eitwat 
zedonien und Albanien mit einbezogen. durchgesetzt werden kann, muß es aukha lb  des Sicher- wie die Menschheit?itageoschichte zeigt. Daher müissen wir uns g5ab es vw dem Zusam~nbruch der UdSSR ein errtschei- 

Dies i,st ein.e Überlegung, die sich nicht irn Krieg reali- heitsrates im Geiste d,er Charta der Vereinten Natilonen 
sieren Iaßt. Es w i r@ aber ein wichtiges Element für die gmchehen. 
Zeit danach. Schließlich bleibt das Problem de.r unge1Ö- D i a  geht aber 50 nicht. Dann m u ~ n  wir das Vernünf- 
sten albaninxh,en Fra,ge p auch, wenn die Truppen im Ko- t i ~ p  m 6 g l ~ h  macI-r,en. Damit kommt man überhaupt erst 
mw ste'kin. Im üb,rigen: Was passiert mit Vb"estmazedo- wider einen ~ernünfti~gen Zugan,g an das Thema. Natür- 
nien und Sü,dmntenegro und Albanien? D,k V~ntdlung,  lich dürfen wir uns nic'ht der Entwkklun,g des Vblkerrechts .Handeln darf sich nicht in dimer Emotiwi erx,hi&pfen. 
das ganze Gebiet zu NATO-Territorium zu machen, wird versc.hlie&n. Aber wir mksen aufzeigen, wiri es g e h e -  
teuer werden. Da werden die Steuerzahler sehr baM auf- k n  kann. Wir kMnen es nur im Konsens. Wir können es lixhes F e u m r k  abgebrannt. [\$lejn\er Meinung nach sind gdührt hatten. Die Motwn- rner "sehr diskredi2'ert. 
mucken. nicht dadurch, daß wir awbrechcn und sagen, weil die Re- m~malische Forderungen aber immer an i c h  selbst t u  riih- di;gkelt, so zu h,andeln, ist  ent- 

N u n g  uns ni,cht peißt, machen wir es anders. Damit valet- ten. Moralkche Fordcr~n~gen an Dritte sind billig. Jemand falben. Der „heilsame Feind", dier milch zwingt nachzutden- 
UNO u : d  EU rm wir den Rech ts f~~en .  d,er für Memhenrechte w 9 n d . e ~  eintritt, aber nicht k- ken, existi@rt nicht meh. 
Zweiter Punkt: Die efiarderlikhen humanitären Hilfsmaß- Wir müs.sen dagegen in unserer Argumentation grömß- reit ist, sie bei sich durchzusetzsn - und sei es auch nur zu An die Stellte der Seibstdiui.pEin ist irn Westen, insbe- 
nahmen findqn unter der Leitung der UN statt. Das heiBt ten Wert ~ u f  d.as G w a l t r n o n ~ p l  der UM0 legen. Dais ist leerhin~dern, d.aß AuslAder verprügelt werden - dei. sollte mrrd.eie in den USA, ein VVeltführ~ngsanspru~ch p3ret.n. 
UNEXO und NiGC?s. Zur Absicherung d i t w  Hilfe bildet die Leider auch vielen Sozialdemokraten nicht immer k u & t .  sich gründlich überlsegen, ob er sich d i 'w r  Gmuftaw, D k g r  Anspru,ch, auch ,Neue Wdtordnung" genannt, 
UN eine BI.auhebmtruppe in der Größen.ordnung von W n n  es eine Pasition gegen die Sdbstmand,atierung der genannt Mensc.h8enrech&, bedient, um die Massen zu be wird vorrangig mit wirtrdiafflicher und militCrri,~h#er Macht 
20.000 Mann. Vorran,gigswR dieseGruppe a,us Kräiften der neuen NATO gibt, dann ist es di,e Diskussion über den Si,- geistern und um ein ari.d.~res Ziel zu erreichen. d~rch~gesetzt. Di,esem Zweck s d l  die neufe NATO dienen. 
Staaten gebildet wrden, die nicht an der NATO-Aktion cherheitsrat der Vereinten N,atbnm. U ntd das muß m n  Ich will gerne auch auf den dann oft vorgebrachten Die Menschenrechte werden zunehmend selektiv zur 
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streiten. aber i nsge~mt  b n n  man sagen, die Vereinten Nun, di.e Krajina liegt noch naher an Zentra,kumpa als b ß  dies ein weltweiter Vocgang ist, konnte auf der 
Die dahinterliqende Idee: In der Nachkriegszeit wird I4ation.e.n brauchen n ~ h t  versteckt zu werden, sie sind kei- der Kaovo. Aber kaum jemand, der strh h.eaite moralisch Mensc,rhenrecht~konfemz in Wien verfUlgt werden. Dod 

es sehr wichtig für Europa sein, eine europibixhe Lösung ne Fehlleistung d ~ r  Zjvilisati~on. empört, hat bei der Vertreibung von immerhin rund sahen sich erstmals die ~ e s t l ~ h c n  D~kgati~onen von den 
a.nrustreb,en. Die muß rechtzeitig auch bei den Soriasldc- Und: Es ist ja sehr weise, wenn man sagt: .Machtan- 22O.OQO Serben, dbe dort seit Mria-Tkresia Hdedten, nach D@lsq,ationen der sich entwEclkelnden Welt d'em Vorwurf 
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Bundesreput outschland in Jugoslawien. Der Text berui feinem Vortrag Vagen, sein Staatqebiet un&r Kontrdle zu bringen. k, die 
Amerikaner haben seine Armee crst in die bge gebracht, Frühjahrstagung der Zeitschrift spw am 24.04.1999 in Hannover. 

sein, d k  b'wh&u~-j aus K r w t M  dwchSCihren zu können. 
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nen und Abschreckungsdenken können die Folge sein. Und 
wie die Realität zeigt: immer wieder Krieg. 

Ein System kollektiver Verteidigung kann ein System 
kollektiver Sicherheit nicht ersetzen, wie die Apologeten 
der NATO behaupten. Es genügt auch nicht, wie es das 
Bundesverfassungericht in einem paradoxen obiter dictum 
vom 12. Juli 1994 getan hat, die NATO einfach in ein Sy- 
stem Kollektiver Sicherheit umzudeklarieren. 

Die OSZE reformieren 
Soll die historische Chance, die sich mit der ,,Zeitenwende" 
von 1989190 ergeben hat, nicht völlig verspielt werden, 
muß die europäische Friedens- und Sicherheitsordnung 
endlich vom Kopf auf Füße gestellt werden. Was Europa 
dringend braucht, ist ein regionales System Kollektiver Si- 
cherheit, wie es das deutsche Grundgesetz in Artikel 24 GG 

Die NATO kann kein System kollektiver Sicherheit 
ersetzen 
Zu den Paradoxien des gegenwärtigen Sicherheitssystems 
gehört schließlich viertens, daß in den Jahren nach 19891 
90 die Jahrhundertchance bestand und auch heute noch 
besteht, eine stabile und dauerhafte Friedens- und Sicher- 
heitsordnung in und für Europa im Sinne eines regionalen 
Systems Kollektiver Sicherheit zu schaffen, wie es Kapitel 
Vlll der UN-Charta, aber auch Artikel 24 des Grundgeset- 
zes der Bundesrepublik Deutschland vorsieht. Diese Chan- 
ce wurde bislang nicht genutzt. 

Gemessen an dieser Jahrhundertchance ist die Fortfüh- 
rung der NATO ein grundlegender Fehler. Diese Feststellung 
muß umso mehr für die Ausweitung der NATO nach Osten 
gelten. Militärbündnisse wie die Nordatlantik-vertragsorgani- 
sation (NATO) oder die Westeuropäische Union (WEU) um- 
schließen - mit oder ohne Osterweiterung - immer nur einen 
Teil des europäischen Kontinents. Sie führen die Spaltung Eu- 
ropas in sichere und unsichere, stabile und instabile Zonen 
fort. Konflikte außerhalb ihrer Grenzen können sie nicht prä- 
ventiv bearbeiten, wie das Beispiel des vormaligen Jugoslawi- 
en zeigt. Sie haben anders als ein System Kollektiver Sicherheit 
nicht die Mittel und Mechanismen hierfür. Aber selbst Proble 
me zwischen den Partnern sind von Militärbündnissen kaum 
in den Griff zu bekommen, wie der Ägäis-~onflikt zwischen 
Türkei und Griechenland oder der seit Jahrzehnten fortdau- 
ernde Zypern-Konflikt illustrieren. Militärbündnisse sind dafür 
weder geschaffen noch ausgelegt. Darüber hinaus sind sie 
selbst ein latenter Faktor für Isolierungs- oder gar Bedro- 
hungswahrnehmungen der von der Mitgliedschaft ausge- 
schlossenen Staaten. Gegen-Bündnisse, Rüstungseskalatio- 
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will und wie es auch die UN-Charta als regionale Einrich- 
tung vorsieht. Die europäische Friedens- und Sicherheits- 
ordnung ruht dann auf einer Rechtsordnung, die im Ord- 
nungsfall keiner weiteren Mandatierung bedarf, sie besitzt 
ausreichende und effiziente Instrumente der vorbeugen- 
den Krisenprävention und der friedlichen und zivilen Streit- 
beilegung, sie kann Aggressoren und Kriegsverbrecher ver- 
folgen und vor Gericht stellen und sie besitzt (in Koopera- 
tion mit der NATO und der WEU) militärische Erzwin- 
gungsmittel, die als ultima ratio nicht der politischen Will- 
kür Tür und Tor ~ f f n e n ,  sondern Ordnungsrecht folgen 
und gegebenenfalls wieder herstellen. 

Zweifelsohne erscheinen diese und ähnliche Überle- 
gungen derzeit noch visionär. Daß sie aber weder realitäts- 
fern noch utopisch sind, beweisen eine Reihe von Ansatz- 
punkten und Forderungen, wie sie sich in der Koalitionsver- 
einbarung der gegenwärtigen deutschen Regierungspar- 
teien sowie in deren Wahlprogtammen finden. Zu den 
Konsequenzen und Lehren aus dem Kosovo-Krieg sollte es 
deshalb in den nächsten Wochen und Monaten gehören, 
konzeptionelle und operative Beiträge zur Ausarbeitung 
und Umsetzung von Vorschlägen zur Reform der OSZE im 
Sinne eines regionalen Systems Kollektiver Sicherheit vor- 
zulegen. Zu diesen Vorschlägen sollte u.a. zählen: 

die Schaffung einer völkerrechtlich verbindlichen 
Grundlage für die OSZE; 

die Effektivierung der Entscheidungsstruktur der OSZE 
nach dem Mehrheitsprinzip und ohne Vetorecht; 

die Einrichtung eines gesamteuropäischen Sicherheits- 
rates; 

die Stärkung der Position und Erweiterung der Kompe- 
tenzen des OSZE-Generalsekretärs; 

die Reformierung des OSZE-Gerichtshofes im Sinne ei- 
nes obligatorischen und rechtsverbindlich entscheidenden 
(Schieds-) Gerichtshofes nach.dem Vorbild des Artikel 24 
Absatz 3 GG; 

die Aufstellung von systemeigenen Friedenstruppen in- 
klusive von Verfügungstruppen für den Generalsekretär so- 
wie die Einrichtung eines Militärstabes; 

die Einführung und rechtlicheVerankerung des Prinzips 
,,zuerst OSZE" (OSCE first) gegenüber insbesondere NATO 
und UNO. 

Sicherlich sind die hier vorgetragenen Überlegungen 
und Vorschläge ergänzungs- und diskussionsbedürftig. Ge- 
rade deshalb sollten die bundesdeutschen Parteien diese 
Diskussion als große, die Gesamtgesellschaft übergreifende 
und die nationalen Grenzen überspringende Debatte füh- 
ren. Nach dem Debakel im Kosovo hätte sie zusätzlich eine 
im besten moralischen und politischen Sinne reinigende und 
die Menschen zusammenführende Funktion. SPW 
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Über die Schwierigkeit, die kriegsökologische Wahrheit 
zu finden 

ie umweltwissenschaftliche Analyse des jüngsten D Balkankrieges wird auch nach acht Kriegswochen 
erheblich erschwert, 

weil es den Militärs gelingt, seine ökologischen Begleiter- 
scheinungen entweder geheimzuhalten oder zu verharmlosen 
und 

weil die Umweltbehörden in den Staaten der Europäischen 
Union selbst über die überregionalen ökologischen Begleiter- 
scheinungen des Krieges nicht aufklären. 

Die militärische Praxis, katastrophale Kriegsfolgen für Mensch 
und Natur herunterzuspielen und lnformationen darüber g e  
heimzuhalten, ist nicht neu. So hat das US-Verteidigungsministe 
rium nach dem Vietnamkrieg unersetzliches wissenschaftliches 
Beweismittel vernichtet1, zu Beginn des Golfkrieges eine kritische 
wissenschaftliche Debatte über die erkennbaren ökologischen 
Begleiterscheinungen ihrer Kriegsführung unterbunden2 und 
nach dessen Beendigung brisante Umweltkriegsakten ver- 
schwinden lassen3. 

Nach militärischer Logik bestimmen zwangsläufig NATO- 
Kriegsplaner darüber, welche Umweltkriegsdaten entweder als 
wichtig und wahr oder als unerheblich oder falsch zu gelten ha- 
ben. Ihre massiven Angriffe auf jugoslawische Chemiekomplexe, 
Treibstoffdepots, Ölraffinerien und Kraftwerke verursachen aus 
ihrer Sicht dann eben auch keine beispiellos katastrophalen 
Großstörfälle, sondern allenfalls ökologisch, humanitär und völ- 
kerrechtlich vernachlässigbare Begleitschäden. 

Die Umweltanalyse des Balkankrieges wird schließlich des- 
halb erschwert, weil auch die jugoslawische Regierung weder 
über die ökologischen Folgen des NATO-Luftkrieges noch ihres 
eigenen Bodenkrieges im Kosovo empirisch gehaltvolle Informa- 
tionen verbreiten kann oder will. 

Vertrauen verspielt, wer absichtlich falsch informiert oder der 
Öffentlichkeit nur einen Teil der Wahrheit offenbart. Da stehen 
die Regierungen der NATO-Staaten und Jugoslawiens derzeit al- 
lesamt schlecht da. 

Angesichts solcher restriktiven Bedingungen ist das Ganze 
dieses Umweltkrieges erst umrißhaft erkennbar. Deshalb b e  
schränke ich mich vor allem darauf, richtige Fragen zu stellen. 
Empirisch gehaltvolle Antworten sind allenfalls nach Beendigung 
des Krieges möglich. 

Die NATO führt einen Umweltkrieg 
Der Balkankrieg ist inzwischen, wie vorher bereits der Vietnam- 
und der Golfkrieg, auch ein Krieg gegen die Umwelt geworden. 
Dahinter steht die Logikder NATO-Kriegsplaner, daß die Biosphä- 
re des Gegners - also unausweichlich auch die der Zivilbevölke 
rung - gefährdet oder sogar nachhaltig geschädigt werden darf, 
wenn dieser vernichtend geschlagen werden soll. 

1975, nach Beendigung des Vietnamkrieges, in dessen Ver- 
lauf die US-Streitkräfte die ökologische Kriegsführung zum er- 
stenmal in der Kriegsgeschichte zum integralen Bestandteil einer 
Militärstrategie gemacht hatten, verabschiedeten die Vereinten 
Nationen zwei Völkerrechtsgesetze, die sowohl diese Art der 
Kriegsführung als auch massive Eingriffe in die Biosphäre durch 
Kriegshandlungen verbieten. 

Der bewußte Verstoß gegen ökologische Kriegsrechtsnor- 
men wird darin zu Kriegwerbrechen erklärt. Die Frage ist, welcher 
humanitärer und ökologischer Verbrechen sich die Alliierten im 
Rahmen ihrer Operation Allied Force schuldig machen. 

Ökologische und Umweitkriegsführung charakterisieren un- 
terschiedliche biosphärische, militärische und kriegsrechtliche 
Realitäten. Um ökologische Kriegsführung handelt es sich, wenn 
kriegführende Parteien die Natur zu militärischen oder sonstigen 

Krieg gegen die Umwelt 
in Jugoslawien 

von Knut Krusewitz* 

feindseligen Zwecken als Mittel der Zerstörung, Schädigung oder 
Verletzung eines anderen Vertragsstaates n u t ~ e n . ~  Beispiele sind 
die Entlaubung von Mangrovenwäldern und die Wettermanipu- 
lation im Vietnamkrieg oder die Inbrandsetzung von Erdölquel- 
len im Golfkrieg. 

Ein Umweitkrieg wird geführt, wenn nicht nur die Biosphä- 
re, sondern, wie zuletzt im Golfkrieg5, auch die Zivilbevölkerung, 
ihreVolkswirtschaft und ihre Kulturgüter angegriffen werden. Im 
Zusatzprotokoll 1 zu den Genfer Abkommen (1 977) wird ein 
sachlicher und kriegsrechtlicher Zusammenhang zwischen Öko- 
Krieg und Umweltkrieg hergestellt durch die Artikel 35 (Wahl der 
Methoden und Mittel der Kriegsführung), Artikel 48 (Kriegs- 
handlungen nur gegen militärische Ziele), Artikel 51 (absoluter 
Schutz der Zivilbevölkerung), Artikel 53 (Schutz von Kulturgü- 
tern), Artikel 54 (Schutz lebensnotwendiger ziviler Objekte und 
Gebiete), Artikel 55 (Schutz der natürlichen Umwelt) und Artikel 
85 (Ahndung von Verletzungen dieses R ~ h t s ) . ~  

Umweltschäden in der regionalen Biosphäre 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist es aus verschiedenen Gründen nicht 
möglich, die militärischen Umweltschäden in der regionalen Bio- 
sphäre empirisch zu bilanzieren. Wer sich mit diesem factum bru- 
turn nicht zufrieden gibt, der wird 
versuchen, realistische Schätzun- 
qen Dabei qreife Die militärische Praxis, katastrophale 

- - 
here Kriege und über die zivile 
Störfalldebatte zurück. herunterzuspielen und lnformationen 

Das Ausgangsproblem for- darüber geheimzuhalten, ist nicht 
mulierte die Jugoslawische Regie neu. 
rung in einem Protestschreiben an 
den Generalsekretär der Vereinten 
Nation vom 18. April 1999 so: Die ,,Zerstörung von Anlagen der 
chemischen, erdölverarbeitenden und pharmazeutischen Indu- 
strie", die sich ,,in der unmittelbaren Nähevon Großstädten ab- 
spielt, wie z.B. der Zweimillionenstadt Belgrad, Novi Sad, Pristina, 
Pancevo [oder] Krusevac, führt zur Verdunstung großer Mengen 
gefährlicher Giftmaterien, die die Menschen, die Luft, den Bo- 
den, das ganze Leben in Gefahr bringen. Das letzte Beispiel ist 
das Bombardement von Anlagen der chemischen Industrie in 
Belgrad, Pancevo und Novi Sad". Dadurch flossen ,,große Men- 
gen von Ammoniak und Erdöl" in angrenzende Flüsse und „Che 
mikalienrese~en für die Kunststoff- und Kunstdüngerindustrie" 
verbrannten. Dies führte zur ,,Bildung einer großen Giftgaswol- 
ke!', die ,,sich über diese Städte und ihre weitere Umgebung" 
ausbreitete. [...I. Die Gefahren von zahlreichen Nachwirkungen 
werden erst erforscht."' 

Einiges wissen griechische Umweltforscher/innen der Univer- 
sitäten von Thessaloniki und Xanthi bereits heute über solche 
Nachwirkungen. Seit Beginn des NATO-Krieges messen sie näm- 
lich ständig die Schadstoffe im Norden Griechenlands. Der Leiter 
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des Labors für Umweltchemie an der Universität Xanthi erklärte 
Anfang Mai gegenüber derSüddeutscheZeitung: „Die Werte für 
Dioxine und Furane haben sich um das zehnfache erhöht."8 

Das war vorherzusehen. Seit Anfang der achtziger Jahre ist 
die Öffentlichkeit nicht nur in der Bundesrepublik darüber infor- 
miert, daß bereits im Frieden die Ansiedlung großer Betriebe der 
chemischen Industrie in dicht besiedelten Regionen, verbunden 
mit der Lagerung enormer Mengen gefährlicher chemischer 
Grundstoffe und Zwischenprodukte, eine permanente Gefähr- 
dung der Bevölkerung darstellt. 

Im Fall der zerstörten jugoslawischen lndustriekomplexe war 
das Störfallrisiko Chemie durch Katastrophenmaßna hmen offen- 
bar nicht mehr beherrschbar, ein Tatbestand, den die NATO-Pla- 
ner sogar eingeplant haben dürften. 

Zerstörung von Munitionsfabriken 
Die NATO hat nicht bestritten, auf jugoslawischem Territorium 
auch Munitionsfabriken zerstörtzu haben. Über die katastropha- 
len ökologischen und gesundheitlichen Folgen erfuhren wir aller- 
dings bislang nichts. Da ist eine Monographie über die 1944 zer- 
störte Sprengstoffabrik ,,Tanne" in Clausthal-Zellerfeld schon auf- 
schlußreicher? 

Die Langzeitschäden der Zerstörung dieser Fabrik durch ei- 
nen Bombenangriff lassen sich noch 50 Jahre nach Kriegsende 
nachweisen. Die Umweltgefährdung durch den ehemaligen Be  
trieb hat die Natur eben nicht geräusch- und kostenlos beseitigt. 
,,Noch heute finden sich auf dem Werksgelände, und, was noch 
viel schlimmer ist, auch in den ehemals genutzten Vorflutern und 
Absetzhalden hochtoxische Vor-, Zwischen-, End- und Um- 
wandlungsprodukte aus der ehemaligen Sprengstoffproduktion 

und -Abfüllung. Durch natürlich 
Die Vereinten Nationen haben den be- vorhandene Bakterien werden die 

wußten Verstoß gegen ökologische organischen Nitroverbindungen 
zum Teil in gut wasserlösliche und 

Kriegsrechtsnormen zu Kriegsverbre- zusätzlich krebserregende stoffe, 

chen erklärt. u.a. in sogenannte aromatische 
Amine, umgewandelt." Verschie 

dene Abbauprodukte des bzw. im Herstellungsprozeß als Zwi- 
schenprodukte auftretende Nitrotoluole haben sich im Tierver- 
such als eindeutig krebserregend und erbverändern erwiesen, 
selbst in gerade noch nachweisbaren Konzentrationen. Über den 
Wasserpfad gelangen diese militärchemischen Schadstoffe in 
den ,,Einzugsbereich der zur Trinkwassergewinnung genutzten 
Granetalsperre." Da fast der gesamte Westharz ein Vorrangge 
biet für die Trinkwasewersorgung von Niedersachsen und Bre 
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men ist, tickt hier ,,im wahrsten Sinne des Wortes eine ökologi- 
sche Zeitbombe."1° 

Die Chemie-Störfallplaner der NATO 
,,Allein die ausgebombten Raffinerien von Pancevo und Novi Sad 
verfügten über Jahreskapazitäten von 5,5 beziehungsweise 2,5 
Millionen Tonnen." Es müssen nach Schätzungen ,,Hundertaus- 
ende Tonnen Benzin, Öl und Gas gewesen sein, die seit Beginn 
der Luftangriffe in Flammen aufgingen."ll Durch die Bombardie 
rung dieser Anlagen entstanden unter anderem große Mengen 
an Rauch und Ruß. 

An der Oberfläche von Rauch-.und Rußpartikeln wurden, 
wie die griechischen Messungen ergaben, Dioxine, wahrschein- 
lich auch das berüchtigte Vietnam- und Seveso-Dioxin (2,3,7,8- 
Tetrachloriddibenzodioxin: TCDD) und polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK) wie Benzopyren adsorbiert. Benzopy- 
ren halten Toxikologen/innen für die gefährlichste Verbindung 
der PAK-Gruppe, weil es stark krebserzeugend ist.12 

Darüber hinaus gelangte durch die Zerstörung ein Gemisch 
aus Stickoxiden, Schwefel- und Salpetersäuren, Schwermetallen, 
sowie krebserzeugenden beziehungsweise hochgiftigen Kohlen- 

- - 

wasserstoffen wie Benzol und Toluol in die Biosphäre. 
Zur Zeit kann zwar niemand vorhersagen, ob sich in den 

nächsten Monaten und Jahren - dies wären realistische Werte- 
200 oder 500 Milligramm je Quadratmeter von diesem hochgif- 
tigen Gemisch in Wohngebieten, Erntegürteln, Wäldern, Flüssen 
und Seen ablagern. 

Klar ist jedoch, daß die NATO inzwischen auf jugoslawi- 
schem Territorium einen stummen Giftgaskrieg führt. Er wurde 
nicht durch den Einsatz primärer, sondern sekundärer Giftgas- 
waffen ausgelöst, also die Bombardierung von Anlagen, von d e  
nen den Kriegsplanern bekannt war, daß sie gefährliche Stoffe 
undIoder Kräfte enthielten. 

Offenbar müssen wir unser Verständnisvon Giftsgaskrieg r e  
vidieren. Wir haben zwar zur Kenntnis genommen, daß dieGift- 
gaskrieg zwischen Soldaten völkerrechtlich verboten wurde, aber 
wir haben noch nicht begriffen, daß der Giftgaskrieg gegen die 
Zivilbevölkerung erlaubt bleibt. 

Rückwirkungen auf Gesundheit und Biosphäre 
Es muß davon ausgegangen werden, daß die operative Versor- 
gung multitraumatisierter Opfer der militärisch verursachten Explo- 
sionskatastrophen in Jugoslawien nicht ausreichend gewährleistet 
ist. Solche kriegsökologischen Sekundäreffekte gefährdeten bereits 
nach wenigen Kriegstagen die Gesundheit der Zivilbevölkerung in 
Umgebung der zerstörten Anlagen. Vor allem in Städten wie Bel- 
grad, Pancevo, Novi Sad, Subotica oder Knisevac wurden Tausen- 
de von Menschen den Giftsgaswolken ausgesetzt. Es ist zu b e  
fürchten, daß viele von ihnen chronisch erkranken. 

Ein zweiter kriegsökologischer Zyklus entwickelte sich durch • 

die Zerstörung ziviler lnfrastruktursysteme. In sämtlichen größe 
ren oder strategisch wichtigen Städten wurden systematisch Ver- 
und Entsorgungseinrichtungen, Kommunikations- und Ver- * 
kehrssysteme und wichtige Brücken zerstört, aber auch Kranken- 
häuser, Schulen, Universitäten und Wohngebiete beschädigt. Die 
Wasser- und Stromversorgung für mehr als eine Million Men- 
schen ist erheblich gestört. 

Volkswirtschaftliche Kosten des Krieges 
Die Zerstörung wichtiger Bereiche der Volkswirtschaft weist b e  
stimmteÄhnlichkeiten mit militärischen Manipulationen ökologi- 
scher Abläufe auf: Hier wie dort reagieren komplexe Realitätsbe 
reiche auf kriegerische Eingriffe mit grundsätzlich nicht planba- 
ren Effekten. Solche Eingriffewerden durch dieVerflechtung ein- 
zelner ökologischer und infrastruktureller Komponenten rückge 
koppelt, aufgeschaukelt, in ihrer Wirkung multipliziert. 
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stung einerseits und Abrüstung und Rüstungskontrolle 
andererseits. In der öffentlichen Meinung ist die Ansicht 
weit verbreitet, das vergangenen Jahrzehnt nach dem 
Ende des Ost-West-Konfliktes sei eine ,,Abrüstungsdeka- 
de" gewesen und die NATO-Staaten hätten in einem nie 
dagewesenen Ausmaß - und zwar überproportional - 
abgerüstet. Diese Ansicht ist ein gefährlicher Irrglaube. 
Richtig ist vielmehr, daß der weltweite Rückgang der Mi- 
litärausgaben und der Bestände an Soldaten in erster Li- 
nie auf Reduzierungen Rußlands bzw. der vormaligen So- 
wjetunion zurückzuführen sind. Die Militärausgaben 
Rußlands liegen gegenwärtig bei lediglich 20 bis 40 Mil- 
liarden US-Dollar, die der USA und der europäischen 
NATO-Staaten dagegen noch immer bei ca. 270 bzw. 
180 Milliarden US-Dollar. Die NATO gibt somit nicht nur 
das Zehn- bis Zwanzigfache von Rußland aus. Allein die 
19 Staaten der NATO haben mit der gewaltigen Summe 
von über 450 Milliarden US-Dollar zugleich mehr als die 
Hälfte der gesamten Rüstungsausgaben der knapp 200 
Staaten dieser Welt zu verantworten. 

Anders als öffentlich dargestellt, führen die Staaten der 
,,mächtigsten Militärallianz aller Zeiten", der NATO, heute 
einen absurden und teuren Rüstungswettlauf weithin mit 
sich selbst! Von der Unterdrückung der Kosovo-Albaner in 
Jugoslawien hat der Rüstungskoloss NATO trotzdem Serbi- 
en nicht abschrecken können. Daß darüber hinaus selbst 
der Einsatz der riesigen Kriegsmaschinerie das propagierte 
Ziel der Verhinderung einer ,,humanitären Katastrophe" 
nicht verwirklichen kann, wird, je länger der Krieg dauert, 
immer offensichtlicher. 

Europa in Abhängigkeit von den USA 
Ein drittes Paradoxon besteht darin, daß stets von einer 
europäischen Friedens- und Sicherheitsordnung ausgegan- 
gen wird, Europa als (allein oder als gleichberechtigt) han- 
delnder sicherheitspolitischer Akteur aber gar nicht exi- 
stiert. Zu Zeiten des Ost-West-Konfliktes hatte Europa 
(West) seine sicherheitspolitischen Belange an die USA di- 
rekt oder an den von den USA dominierten Militärpakt 
NATO delegiert. Die USA waren die Lösung des Problems 

(europäische) Sicherheit. Heute - zehn Jahre nach der Zei- 
tenwende - existieren zwar Warschauer Pakt, Sowjetunion 
und Abschreckungssystem nicht mehr, an der strukturellen 
Abhängigkeit Europas von Amerika hat sich aber nichts 
oder nur wenig geändert. Der frühere US-Präsidentenbera- 
ter Zbigniew Brzezinski gibt diesem Zustand in seinem 
Buch „Die einzige Weltmacht" zutreffend, wenn auch für 
Europa wenig schmeichelhaft, einen Namen: ,,Tatsache ist 
schlicht und einfach, daß Westeuropa und zunehmend 
auch Mitteleuropa weitgehend ein amerikanisches Protek- 
torat bleiben, dessen alliierte Staaten an Vasallen und Tri- 
butpflichtige von einst erinnern." 

Zwar sind Frieden und Sicherheit in Europa auch ge- 
genwärtig nur mit den USA zu erzwingen. Der Dayton- 
Prozeß, der Ägäis-~onflikt oder aktuell der Kosovo-Kon- 
flikt belegen diese Aussage. Doch darf Friedenserzwin- 
gung mit militärischen Mitteln 
nicht - mit einer für Europa SO Die 19 Staaten der NATO haben mit 
dringend erforderlichen - vor- 
beugenden ~ ~ i ~ d ~ ~ ~ ~ ~ l i ~ i k  im über 450 Milliarden US-Dollar mehr 
Rahmen einer funktionieren- als die Hälfte der gesamten Rüstungs- 
den und effektiven Sicher- 
heitsordnunq verwechselt ausgaben der knapp 200 Staaten die- 

werden. Letztere soll ja gerade ser Welt zu verantworten. 
den Einsatz militärischer Mittel 
überflüssig machen, Kriege 
verhüten helfen. Solange aber der Rückgriff auf die mili- 
tärischen Mittel und Möglichkeiten der USA in Aussicht 
stehen, werden die Europäer sich kaum auf eine gemein- 
same Friedens- und Sicherheitsordnung einigen. Solange 
sich aber die Europäer nicht einigen, wird Amerika in Eu- 
ropa seinen dominanten, ja hegemonialen Einfluß behal- 
ten. Es liegt im Interesse der USA, nicht Europas, daß die- 
ser Teufelskreis sich immer wieder aufs Neue schließt. Soll 
er beendet werden, so muß der Tabubruch mitgedacht 
werden: Entweder die USA ordnen sich (der Vision) einer 
Sicherheitsordnung nach dem Leitgedanken der Stärke 
des Rechts ein und unter, oder die Sicherheitsarchitektur 
Europas muß zumindest auf Zeit auf die Einbeziehung 
Amerikas verzichten. 
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kum auf: Sie nehmen die gewissensethisch vorgetragene 
Rhetorik der Handelnden beim Wort, indem sie verantwor- 
tungsethisch die eingesetzten Mittel auf ihre Wirksamkeit 
hin überprüfen und befragen. 

Diese Gemeinsamkeit ist es auch, die die Lager der 
Kriegsgegner und Kriegsbefürworter nicht unbedingt ent- 
lang von rechts und links verlaufen Iäßt. Nach intensiver 
Analyse der Zweckmäßigkeit e/ngesetzter Mittel kommen 
beispielsweise Zeitgenossen wie Alfred Dregger, Helmut 
Schmidt oder Henning Voscherau zu ähnlichen Ergebnissen 
wie Leserinnen und Leser dieser Zeitschrift: Es gibt keine ge- 
rechten Kriege. Auch dieser ist kein gerechter Krieg. Wir 
müssen raus aus der Eskalationslogik und zurück an den Ver- 
handlungstisch. 

Der Kosovo-Krieg, so zeigt sich heute, wo noch immer 
gekämpft wird, markiert eine Zeitenwende internationaler 
Politik. Sie wäre ohne das Ende der bipolaren Weltordnung 
nicht möglich gewesen. Damit ist allerdings noch nicht ge- 
sagt, welche Richtung die Entwicklung insgesamt nehmen 
wird, die vor allem von den USA gewünschte oder die von 
manchem NATO-Partner befürchtete Neue Weltordnung. 
Darüber entscheidet nicht zuletzt der Ausgang des Kosovo- 
Krieges. 

Außen- und Sicherheitspolitik auf die Agenda! 
Für die Sozilademokratie bedeutet die Offenheit der Ent- 
wicklung: Außen- und Sicherheitspolitik gehören endlich 
wieder auf die Agenda der öffentlichen und innerparteili- 
chen Diskussion. Fast zehn Jahre hat die deutsche Sozialde- 
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mokratie dieses Politikfeld verschlaferl bzw. sich in heute ab- 
seitig anmutenden Debatten über Blauhelme und deren 
Selbstverteidigungsrechte verheddert, während andere Fak- 
ten schufen. 

Auf die Agenda nehmen heißt, wie Helmut Schmidt zu- 
recht gefordert hat, außen- und sicherheitspolitische Debat- 
ten von der Tiefe und Ernsthaftigkeit der EURO-Debatte zu 
führen. Das bedeutet Fragen nach der künftigen europäi- 
schen Sicherheitsarchitektur, nach dem Verhältnis zwischen 
Europa und den USA, nach der Funktionsfähigkeit multina- 
tionaler Organisationen, nach einer künftigen militärischen 
Identität und Handlungsfähigkeit Europas und der Rolle der 
Bundeswehr darin, nach wirksamen Präventionsoptionen, 
nach künftigen Abrüstungsschritten, nach den Schritten zu 
gerechten wirtschaftlichen Beziehungen zu stellen und rea- 
litätstaugliche Antworten zu geben. Einen ersten Aufschlag 
dazu machen Dieter S. Lutz und Heidemarie Wieczorek- 
Zeul. Diese Debatte gilt es weiterzuführen. 

Im Moment jedoch kommt es darüber hinaus darauf an, 
den verantwortungsethischen Legitimationsdruck auf die 
Handelnden zu verstärken. Das wirksamste Mittel dabei sind 
intelligente Argumentationen, wie sie sich in den Artikeln 
des vorliegenden Schwerpunktes wiederfinden. SPW 

I Sehr lesenswert sind in diesem Zusammenhang auch die Analy- 
sen der Fehleinschätzungen der Politik von August Pradetto („Die 
sieben klassischen Fehler der westlichen Politik in Kosovo". Frank- 
furter Rundschau vom 23.04.1 999) sowie von Tobias Debiel (.,Ka- 
tastrophe im Kosovo". Blätter für deutsche und internationale 
Politik 5/99). 

Der Krieg im Kosovo muß eine Friedens- und Sicherheitsordnung in und für Eu- 
ropa aussehen, die diesen Namen auch wirklich verdient? 
Dazu als erstes einen Blick auf die gegenwärtige Ordnung. 

Konsequenzen und Lehren für Europas Sicherheitsordnung? 
Sie ist geprägt von einer Reihe großer Paradoxien. 

von Dieter 8. Lutz* 

E s ist Krieg in Europa. „Das Kind ist in den Brunnen ge- 
fallen." Der Ausgang der Rettungsaktion ist unge- 
wiß. Sie wird uns noch viele Monate beschäftigen, 

einschließlich der Nachsorge vermutlich sogar Jahre und 
Jahrzehnte. Das darf aber nicht bedeuten, daß Europa ver- 
säumt, sofort und unverzüglich die Konsequenzen und 
Lehren aus dem Krieg im Kosovo zu diskutieren. Am Hori- 
zont zeichnen sich bereits die nächsten Konflikte ab, die in 
Kriege umzuschlagen drohen. Wie der Kurden-Konflikt 
zeigt, immer auch verbunden mit der Gefahr des Krieges 
auf Deutschlands Straßen. 

Was sind die Lehren aus Bosnien, aus Kosovo und all' 
den anderen kriegerischen Konflikten nach der sog. Zeiten- 
wende von 1989190 für die Struktur der gegenwärtigen 
Friedens- und Sicherheitsordnung in und für Europa? Wie 

* Prof. Dr. Dieter 5. Lutz ist Direktor des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Harnburg. 

Die Paradoxien der gegewärtigen Sicherheitsord- 
nung in und für Europa 
Zu diesen Paradoxien der Europäischen Sicherheitsord- 
nung von heute gehört das lautstarke Bekenntnis aller po- 
litischen Kräfte zur Krisenprävention einerseits und die 
gleichzeitige Ignoranz und Passivität der europäischen 
Staatengemeinschaft gegenüber erkennbaren oder gar 
schon eskalierenden Konfliktpotentialen andererseits. 
,,Vorsorgen ist besser als Heilen" bleibt bloßes Lippenbe- 
kenntnis. 

Mit  oder ohne Absicht wurde in Dayton zum Beispiel 
das Kosovo vergessen. Über Jahre hinweg fanden die 
Kosovo-Albaner darüber hinaus kaum Gehör bei der eu- 
ropäischen Völkergemeinschaft. Erst als die soziale Ver- 
teidigung der Kosovo-Albaner in den bewaffneten 
Kampf umschlug, erst als aus Freiheitskämpfern Terrori- 
sten wurden, erst als die Serben begannen, albanische 
Zivilisten zu massakrieren, erst als albanische Nationali- 
sten drohten, um eines Großalbaniens willen den ge- 
samten Balkan in einen Krieg zu verwickeln, erst da er- 
wachte Europa aus seiner Lethargie und zwang Serben 
und Kosovo-Albaner an den Verhandlungstisch von 
Rambouillet. Zu spät! Fünf nach zwölf ist Prävention 
nicht mehr möglich. 

Zu den großen Paradoxien der europäischen Sicher- 
heitsordnung gehört ferner der gesamte Bereich von Rü- 
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Aus diesem Grunde ist es heute noch nicht möglich, die 
Rückwirkungen der Primäreffekte auf die Gesellschaft zu quan- 
tifizieren. Das ist bislang nur für volkswirtschaftliche Teilbereiche 
der Tertiäreffekte möglich. 

Die Wirtschaftsleistung Jugoslawiens war bereits vor dem 
Krieg (1 998) auf die Hälfte des BruttosozialproduMs von 1989 
geschrumpft. Nach Berechnungen österreichischer Ökonomen 
ist das heutige Pro-Kopf-Einkommen auf den Stand von 1900 (!) 
zurückgefallen. Die Ökonomen sagen ein weiteres Absinken der 
Wirtschaftsleistung in Serbien um 25% voraus. Dabei haben sie 
die jüngste Zerstörung von Produktionsstätten und Infrastruktur 
noch gar nicht berücksichtigt. Deshalb erwarten sie nach Ende 
des Krieges eine weitere Auswanderungswelle-diesmal aus Ser- 
bien.13 

,,Humanitäre Kriegsfühning" - mit Uran-Munition? 
Am 22. April 1999 meldete die FuldaerZeitung, die NATO habe 
,,bestätigt, daß US-Militärs in Jugoslawien radioaktive Uran-Mu- 
nition einsetzt. Zugleich dementierte die Allianz aber Berichte 
über eine Gefährdung unbeteiligter Zivilisten."14 

Diese Behauptung der NATO ist falsch. Richtig hingegen ist, 
daß die Verwendung dieser Munition eine erhebliche Gefahr für 
die Bevölkerung und die Umwelt darstellt. Dieser Tatbestand ist 
auch den NATO-Militärs spätestens seit dem Golfkrieg (1 991) 
bekannt. 

In natürlichem Zustand ist das Schwermetall Uran eine Mi- 
schung aus den Isotopen U„,und U„,. U„, ist nur in geringem 
Umfang im Uran vorhanden. Zur Verwendung von Uran in Nu- 
klearwaffen ist es notwendig, den Anteil von U„,durch Anrei- 
cherungsverfahren zu erhöhen. Dabei fällt das U„, in größeren 
Mengen an. Dies U„, wird auch als depleted uranium (DU) b e  
zeichnet. Es ist stark giftig und schwach radioaktiv. 

Das militärische Interesse an DU wurde geweckt, weil es eine 
erheblich größere Dichte als andere zur Munitionsherstellung 
verwendete Materialien hat. So ist DU fast dreimal so schwer wie 
Stahl, was einer mit DU gefüllten Granate eine sehr viel größere 
Durchschlagskraft etwa gegenüber der Panzerung von Militär- 
fahrzeugen verleiht. 

Zusätzlich zur hohen Durchschlagskraft hat Munition, in der 
depleted uranium verwendet wird, die Eigenschaft, sich selbst zu 
entzünden. Weil DU weicher ist als Stahl, wird es beim Durch- 
dringen der Panzerung pulverisiert. Dabei entzündet es sich und 
wirkt deshalb im lnnern eines Panzers wie ein Brandgeschoß.15 
Der Einsatz von DU-Munition hat aber nicht nur die beabsichtig- 
te Waffenwirkung. Wenn ein solches Geschoß auf die Zielober- 
fläche schlägt, wird ein großer Teil der kinetischen Energie als Hit- 
ze angeleitet. 

Daraus ergibt sich Rauch, der eine hohe Konzentration von 
DU-Teilchen enthält. Diese Uranpartikel sind starkgiftig. Nach der 
Explosion verbinden sich diese stark giftigen Uranteilchen in der 
Luft mit Staub und werden anschließend in bewohnte Gebiete, 
in die Nahrungskette und ins Trinkwasser verfrachtet. 

Zum ersten Mal wurde DU-Munition in großen Mengen im 
Golfkrieg (1 991) verwendet. Vor allem das US-Kampflugzeug 
vom Typ A-I 0, das erneut im Krieg gegen Jugoslawien eingesem 
wird, verschoß fast 1 Million DU-Granaten. Damit wurden über 
1000 irakische Panzer zerstört. Die U.S. Army schätzt dieauf dem 
Golfkriegsschauplätzen ,,deponierte" Uranmenge auf 300 Ton- 
nen. Die Kriegstrümmer wurden nie beseitigt, weshalb ihre hoch 
giftigen und schwach radioaktiven Partikel im Südirak ins Grund- 
wasser und in die Nahrungskette gelangten. Beim Eindringen 
des Giftstoffs in den Körper kann es zur langsamen Zerstörung 
innerer Organe kommen. Tatsächlich nahm in dieser Region die 
Zahl der an Leukämie erkrankten Kinder deutlich zu. Aber auch 
von vergifteten U.S.-Soldaten wird im Zusammenhang mit dem 
Golfkrieg-Syndrom berichtet.16 Ein ähnlich massiver Einsatz im 

Kosovo würde die Biosphäre und damit dieGesundheit der Men- 
schen gefährden, die nach ihrer Vertreibung dorthin zurückkeh- 
ren sollen. 

Verfall des humanitären und ökologischen Rechtsbe 
wußtseins 
Während Umweltgefährdung in Deutschland strafbar und im 
schwersten Falle mit Freiheitsstrafe bis zu 10 Jahren bedroht ist - 
auch für Soldaten -, verursachen im Balkankrieg auch deutsche 
Soldaten enorme Schäden auf land- und forstwirtschaftlich so- 
wie gärtnerisch genutzten Flächen, wodurch die Agrarprodukt- 
ion bereits erheblich geschädigt 
wurde. Wegen des Mangels an Die NATO führt inzwischen auf jugo- 
Saatgut, Düngemitteln und Treib- 
stoff kann in Jugoslawien weitaus slawischem Territorium einen stum- 
weniger Getreide, Mais und G e  men Giftgaskrieg durch die 
müse angebaut werden als in den 
Vorjahren. Bombardierung von Anlagen, die ge- 

Dazu kommen die Langfrist- fährliche Stoffe undloder Kräfte ent- 
Schäden durch die Verseuchung 
von Böden und Wässern. So hat halten. 

die Bombardierung der Chemiekomplexe in Novi Sad, Belgrad 
und Pancevo zur Verseuchung der Donau geführt, wodurch die 
Flußökologie bis ins Delta nachhaltig gestört wird. 

Es dürfte für das Wert- und Rechtsbewußtsein der kriegfüh- 
renden europäischen Gesellschaften höchst unerfreuliche Konse 
quenzen haben, daß sie den zivilisatorischen Konsens, wonach 
der Mensch seinesgleichen nicht vorsätzlich Giftgaswolken aus- 
setzt, innerhalb weniger Tage ohne erkennbare ethische, ökolo- 
gische oder wissenschaftliche Skrupel aufgegeben haben. 

Und wie der bisherige europäische Primat des Ökologischen 
gegenüber dem Militärischen wieder hergestellt werden kann, 
wenn die Regierungen der kriegsführenden Staaten billigen, daß 
ihre Militärs allestrafbewehrten Methoden und Mittel der Kriegs- 
führung verwenden, „die dazu bestimmt sind oder von denen 
erwartet werden kann, daß sie ausgedehnte, langanhaltende 
und schwere Schäden der natürlichen Umwelt verursachen und 
dadurch Gesundheit oder Überleben der Bevölkerung gefähr- 
den"17, ist heute schon eine brisante Nachkriegsfrage. SPW 
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Zündstoff Öl und Gas 
Alter und neuer Krisenherd am Kaspischen Meer 

von Detlef Birnboes* 

D ie Region von Baku am Kaspischen Meer dürfte das 
älteste bekannte Ölgebiet der Welt sein. Ende des 
19. Jahrhunderts war es sogar kurze Zeit das welt- 

weit größte Ölzentrum. Seine Ölvorräte ließen es nach der 
Oktoberrevolution in den Strudel der Auseinandersetzun- 
gen zwischen britischem Imperialismus und junger Sowjet- 
union geraten. Englands Zugriff scheiterte jedoch ebenso 
wie die geplante Eroberung der Ölquellen durch den Fa- 
schismus im ll. Weltkrieg. 

Die Ölgebiete um Baku deckten 1940 Ca. 70% des so- 
wjetischen Ölbedarfs. Erklärtes Kriegsziel Hitlers war es, die 
Ölquellen um Baku und Grosny zu erobern, Rußland von 
der Ölversorgung abzuschneiden und das Öl an sich zu rei- 
ßen. Im Verlauf der Sommeroffensive 1942 gelang es dem 
40. Panzerkorps der Wehrmacht, zeitweilig bis auf 80 km 
an das Kaspische Meer vorzustoßen. Die Ölfelder von Gros- 
ny in Tschetschenien wurden von der SS-Division Wiking in 
Brand gesteckt und die hier noch verbliebenen Ölraffineri- 
en und Ölvorräte sind vom Luftwaffengeschwader Richt- 
hofen zerstört worden. 

Die Sowjetunion hatte diese Gefahren vorausgesehen, 
die Ölproduktion teilweise eingestellt, große Teile der Anla- 

gen demontiert und in das 

Rücksichtslose lndustriepolitik und WOlga-Ural-Gebiet verlagert. 
Dort waren große Ölvorkom- 

Ressourcenraubbau zeitigen ihre Fol- men entdeckt worden, Sie 

gen. Die Schadstoffbelastung des Kas- konnten aber erst nach und 
nach verstärkt genutzt werden. 

pischen Meers ist immer größer Erst Mitte der siebziger Jahre 

geworden. konnten das Wolga-Ural-Ge- 
biet und die ab Mitte der sech- 
ziger Jahre hinzu gekommenen 

Ölreviere in Westsibirien über 70% an der-gesamten ÖIför- 
derung sicherstellen. Demgegenüber verlor das kaukasi- 
sche Erdöl an Bedeutung. 

Das Kaspische Meer als abflußloser größter Binnensee 
der Erde profitierte von den veränderten Produktions- 
schwerpunkten nicht. Rücksichtslose lndustriepolitik und 
Ressourcenraubbau zeitigen ihre Folgen. Seit den sechziger 
Jahren ist bis heute die Schadstoffbelastung immer größer 
geworden. Das ökologische Gleichgewicht ist akut gefähr- 
det. Die Abwässer der verbliebenen Ölindustrie, verrotten- 
de Altbohranlagen, inzwischen zahlreiche neue Off-Shore- 
Förderungen belasten das Binnenmeer ebenso wie die che- 
mische Industrie der Anrainer und die ungeklärt eingeleite- 
ten Abwässer der Uferstädte. Hinzu kommt der gewaltige 

* Dr. rer nat. Detlef Bimboes, Wiesbaden. Es handelt sich um einen aktualisierten und um die 
Halfte gekürzten Beitrag für die Frühjahrstagung derZeitschrift spw am 23.-25. 04.1999 in 
Hannover. Die Langfassung dieses Beitrages mit ausfuhrlichen historischen Darstellungen ist 
gegen Voreinsendung von 3,- DM in Briefmarken oderper Email umsonst beim Verlag 
erhältlich. 
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Zustrom der Wolga. Durch die Industriegebiete an ihrem 
Lauf ist ihr Wasser in großem Ausmaß mit giftigen Stoffen 
belastet. Und das angesichts der Tatsache, daß hier immer 
noch mehr Menschen vom Fischfang und der Kaviarpro- 
duktion als von der ÖIförderung leben. Ein anderes be- 
drohliches Problem für die Anrainerstaaten ist der Anstieg 
des Wasserspiegels. Er steigt derzeit jährlich um 14 cm. 
Man rechnet damit, daß das bis 201 0 oder 2020 anhält. 
Demgegenüber fiel der Wasserspiegel um die vergangene 
Jahrhundertwende beträchtlich! Möglicherweise hängt 
das auch mit dem Zusammenbruch der Landwirtschaft in 
Rußland zusammen, die früher große Wassermengen der 
Wolga zur Bewässerung verbrauchte. 

Sowjetisches Öl und Weltpolitik 
Nach dem II. Weltkrieg ist in der Sowjetunion ein weit ver- 
zweigte~ Pipelinenetz gebaut worden, um die gewonne- 
nen Energierohstoffe nutzen zu können. Es erstreckte sich 
auch in die übrigen RGW-Staaten. Später war es sogar an 
das westeuropäische Netz angeschlossen. Über das Netz 
wurde selbst Gas aus dem Iran und Afghanistan impor- 
tiert. Von besonderer Bedeutung waren die Pipelines aber 
für den Export von billigem Erdöl, mit dem sich die Sowjet- 
union Devisen aus den kapitalistischen Ländern beschaffte. 
Mit dem Öl versorgte sich die Sowjetunion aber nicht nur 
mit Devisen. Zugleich unterstützte sie auch blockfreie und 
aus dem Schatten des Kolonialismus heraustretende Ent- 
wicklungsländer. Beides stieß auf den erbitterten Wider- 
stand der internationalen Ölkonzerne und der kapitalisti- 
schen Staatengemeinschaft, allen voran die USA. Verluste 
an Profiten und politisch-wirtschaftlichem Einfluß auf die 
Entwicklungsländer drohten. 

In den siebziger Jahren gelang es den in der Organisa- 
tion Erdöl exportierender Staaten (OPEC) zusammenge- 
schlossenen Ländern, anstelle der Ölkonzerne die Regie- 
führung bei der Preis- und Angebotsregulierung auf den 
internationalen Energiemärkten (,,Ölkrise" 1973) zu über- 
nehmen. Das forderte die in der OECD zusammenge- 
schlossenen Industriestaaten heraus. Die Gegenstrategie 
wurde maßgeblich vom damaligen US-Außenminister Kis- 
singer bestimmt. Sie bestand darin, unabhängig von der 
OPEC eine dauerhaft störungsfreie Ölversorgung auf Billig- 
preisniveau - auch unter Einsatz militärischer Mittel - si- 
cherzustellen. Sie setzte auf eine Steigerung des Angebots 
der Energieträger Öl, Gas, Kohle und die Atomenergie. 
Dafür wurde auf die Förderung von Energierohstoffen in 
allen Weltregionen außerhalb der OPEC-Staaten gesetzt. 
Das Konzept ist aufgegangen und leitete zugleich die 
Schwächung und Spaltung der OPEC ein. 

In der Ära Gorbatschow setzte die Reagan-Administra- 
tion den internationalen Ölpreis erfolgreich als Waffe ein, 
um der Systemalternative eines reformierten Sozialismus 
jede Chance zu nehmen. Mit der Entdeckung der riesigen 
Erdgasfelder von Urengoi in Westsibirien war die SU zur Nr. 
1 der Erdgasproduzenten auf der Welt geworden. Das al- 
lein hatte die USA bereits beunruhigt. Und nun wollte Gor- 
batschow auch noch seinen ersten Fünfjahresplan samt 
Wirtschaftsreform mit dem Verkauf des Gases finanzieren. 
Jährliche Einnahmen von 60 Mrd. Dollar basierten auf ei- 
nem Ölpreis von 34 Dollar pro Barrel. Bei Veröffentlichung 
des Fünfjahresplanes war der Ölpreis auf unter 20 Dollar 
pro Barrel gefallen. Ein gezielter Schlag, der die Finanzie- 
rung von Reformen weitestgehend zunichte machte. Auch 
heute noch stößt man nur selten auf eine ernsthafte Ein- 
schätzung der Rolle der Ölpreise beim Zusammenbruch 
der Sowjetunion. 

Im Gegenteil. Es deutet einiges darauf hin, daß im Wind- 
schatten der NATO-Angriffe die Vertreibungen der Kosovo- 
Albaner hemmungsloser und brutaler vonstatten gegangen 
sind. Es häufen sich die ,,Kollateralschäden" genannten 
Menschenopfer der Bombenangriffe auf seiten der Kosovo- 
Albaner wie der Serben. Der gesamte Südosten Europas ist 
wohl auf Jahre hinaus ökonomisch und sozial destabilisiert. 
Kurzum, der NATO-Krieg ist unverhältnismäßig, weil er, wie 
Dieter S. Lutz zurecht bemerkt, mehr zerstört als schützt. 

War das alles nicht vorauszusehen? Gab es niemanden, 
der vor diesen nicht-intendierten Folgen auf der Grundlage 
sauberer Analysen gewarnt hat? Es gab sie vielleicht. Aber 
weil man sie nicht ernstgenommen hat, zweifeln immer 
mehr an der Staatskunst der Handelnden.' 

Zweifel an der Lauterkeit der Motive 
2. Der Verlauf des Krieges nährt bei immer mehr Menschen 
auch Zweifel an der Lauterkeit der proklamierten und dekla- 
mierten Kriegsmotive des Westens. 

Im Verlaufe der bislang 52 Kriegstagen haben sich Unge- 
reimtheiten auf seiten derjenigen angehäuft, die im Namen 
von Wahrheit und Menschenrechten einen Krieg zu führen 
vorgeben. Das wirft unangenehme Fragen auf und Iäßt 
manchen nach der versteckten Wahrheit hinter der unange- 
messen tönenden, prinzipiellen Rhetorik suchen. 

So muß es auch Menschen, die dem Krieg bislang zu- 
stimmten, stutzig machen, wenn plötzlich Lageberichte des 
Auswärtigen Amtes auftauchen, die zum Zeitpunkt der „ac- 
tivation order" abgefaßt sind und eine weit weniger schur- 
kentheoretisch hergeleitete Beschreibung des Kosovo-Kon- 
fliktes und seiner Ursachen liefern, als dies zum Repertoire 
jeder Pressekonferenz seit Beginn der Kriegshandlungen ge- 
hört. 

Wenn Außenminister Fischer diese Lageberichte heute 
als Fehler bezeichnet, dann weckt er mit dieser Aussage erst 
die Zweifel, die zu zerstreuen er beabsichtigt: Waren die Be- 
richte wirklich falsch? Oder war es ein Fehler, richtige Berich- 
te zur Lage produzieren zu lassen? Ist es üblich, Lageberich- 
te, die über das Schicksal von Asylsuchenden entscheiden, 
fälschen zu lassen? Wer garantiert, daß heute die Wahrheit 
gesagt wird? 

Man muß nicht unter Verfolgungswahn leiden, um aus- 
gehend von diesen Ungereimtheiten Fragen nach den wah- 
ren oder den anderen, möglicherweise ausschlaggebende- 
ren Motiven der westlichen Kriegsparteien zu stellen. 

Das neue NATO-Statut zum Beispiel nährt die Vermu- 
tung, dieser Krieg habe als Präzedenzfall für die neue regio- 
nale oder gar gobale Ordnungsmacht herhalten sollen. 
Horst Grabert, ehemaliger Botschafter in Jugoslawien und 
enger Vertrauter Willy Brandts, gibt in seinem Artikel hierzu 
deutliche Antworten und ist sich sicher, im neuen Statut den 
Schlüssel zu diesem Krieg gefunden zu haben. 

Die angebliche Alternativlosigkeit und die weltpoli- 
tischen Folgen 
3. Wer an den lauteren Motiven zu zweifeln sich genötigt 
sieht, beginnt die angebliche Alternativlosigkeit des Krieges 
in Frage zu stellen. 

Wenn es Indizien dafür gibt, daß auch der Kosovo nur 
die Bühne ist, auf der ein ganz anderes Stück als das von 
der Verteidigung der Menschenrechte gespielt wird, dann 
stellt sich die Frage nach den Alternativen anders und neu. 
Dann wird plötzlich der Blick frei auf Präventionsoptionen 
und friedliche Konfliktlösungen, die nicht ausgeschöpft 
wurden, weil sie den Verlauf des Spielplanes gestört hät- 
ten. 

Dies allerdings macht die ganze Angelegenheit noch 
quälender für den Betrachter. Denn mit jeder aufgezeigten 
Alternative rückt der sogenannte Friedensprozeß von Ram- 
bouillet in ein noch düsteres Licht, als er seit der Diskussion 
um den Annex B seit geraumer Zeit schon ist. Am Ende kann 
man wie Horst Grabert zu dem Schluß gelangen, hier sei ein 
Persilschein für den Krieg ausgestellt worden. 

4. Die Skepsis gegenüber einem bislang erfolglosen 
Krieg wächst schließlich auch angesichts der bedruckenden 
weltpolitischen Folgen. 

Was, so fragen sich immer mehr Menschen, ist eine 
,,Doppelstrategie" aus Bomben und diplomatischen Initiati- 
ven wert, die das, was sie gerade an politischer Deeskalation 
aufgebaut hat, mit Bomben in die chinesische Botschaft 
gleich wieder zerstört? 

Ist es auch im deutschen, im europäischen Interesse, Ruß- 
land als zweitgrößter Atommacht seine angebliche Bedeu- 
tungslosigkeit vorzuführen? Sehr aufschlußreich ist in diesem 
Zusammenhang das Dossier von 

Gunter ,jWie Deutsch- ES gibt keine gerechten Kriege. Auch 
land in den Krieg geriet" (DieZeit 
vom 12.05.1 999). zeigt hier, dieser ist kein gerechter Krieg. Wir 
daßRußlandinderJugoslawien- müssen raus aus der Eskalationslogik 
Kontaktgruppe häufig nur Ab- 
gestimmtes des Westens abnik- und zurück an den Verhandlungstisch. 
ken konnte und während der 
Rambouillet-Verhandlungen systematisch von jedem politi- 
schen Lösungsversuch ferngehalten worden ist. 

Schließlich die Frage aller Fragen, wenn es um die welt- 
politischen Fernwirkungen dieses Krieges geht: Wem außer 
der letzten verbliebenen Supermacht nützt eigentlich die 
Marginalisierung der Vereinten Nationen, wie sie leider auch 
von so vielen Sozialdemokraten achselzuckend und auch zu- 
stimmend zur Kenntnis genommen wird? 

Und was bedeutet der völkerrechtliche Rückfall in die 
Zeit vor dem Völkerbund für künftige Konfliktherde, die sich, 
wie Detlef Bimboes am Beipiel der Kaukasusregion aufzeigt, 
längst abzuzeichnen beginnen? 

Die Frage nach der Eignung der eingesetzten Mittel 
Derartige Fragen, die die Kriegsmoral nicht nur der Deut- 
schen aufweichen, weisen ein gemeinsames Charakteristi- 
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Schöne neue 
Weltordnung!? 
Einleitende Gedanken zum Heftschwerpunkt 

von Dirk Meyer* 

,,Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger; heute abend hat die 
NATO mit Luftschlägen gegen militärische Ziele in Jugoslawi- 
en begonnen. Damit will das Bündnis weitere schwere und 
systematische Verletzungen der Menschenrechte unterbin- 
den und eine humanitäre Katastrophe im Kosovo verhin- 
dern. (. . .) Wir führen keinen Krieg (. . .). " 
Bundeskanzler Gerhard Schröder am Abend des 24. März 
1999 

„Die Wahrscheinlichkeit, daß Kosovo-Albaner im Falle ih- 
rer Rückkehr in ihre Heimat massiven staatlichen Repressio- 
nen ausgesetzt sind, ist insgesamt als gering einzuschätzen. " 
Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Bundesrepublik Jugoslawien (Stand November 1998) des 
Auswärtigen Amtes vom 18. November 1998. 

Jede Menge Fragen 

z um Zeitpunkt der Abfassung dieses Artikels zählen 
wir die 52. Bombennacht über Jugoslawien. Es be- 
stätigt sich die Nachricht, daß in Korisa rund 80 Koso- 

vo-Albaner durch NATO-Bomben getötet wurden 
Darüber hinaus ist das Spektakel des Bundesparteitages 

von Bündnis901Die Grünen vorüber, und allen ist klar, daß die 
,,Kompromiß"-Forderung nach einer befristeten, einseitigen 
Feuerpause der NATO angesichts der Machtverhältnisse im 
Bündnis kaum eine ernsthafte Chance auf Realisierung hat. 

Und klar ist auch, daß wir mit den Kriegsfolgen noch lan- 
ge beschäftigt sein werden, selbst wenn die Kriegshandlun- 
gen in Kürze beendet sein sollten. In materieller Hinsicht so- 
wieso, politisch erst recht auch. Die Vielschichtigkeit des Ko- 

sovo-Krieges wirft jede Menge 

Das neue NATO-Statut nährt die Ver- Fragen um deren Beant- 
wortung sich kein Mitglied der 

mutung, dieser Krieg habe als Präze- Regierungsparteien mehr her- 

denzfall für die neue regionale oder ummogeln kann 
Diese Fragen werden nicht 

gar gobale Ordnungsmacht herhalten nur immer dringlicher und zahl- 
sollen. reicher. Sie werden auch von im- 

mer mehr Menschen gestellt. 
Die Meinungsumfragen der letzten Wochen deuten darauf 
hin, daß die anfangs hoheZustimmung zu den NATO-Angrif- 
fen im Westen der Bundesrepublik abbröckelt und sich lang- 
sam der Skepsis in Ostdeutschland annähert. Das hat4sicher- 
lich entscheidend mit der in den Medien gewachsenen vor- 
sichtigeren Haltung zu tun, deren seriösen Vertretern insge- 
samt deutliche Lernerfolge gegenüber der Berichterstattung 
aus dem Golfkrieg zu bescheinigen sind. Darüber hinaus sind 
jedoch die Widersprüche in den Taten und Argumenten der 

* Dirk Meyer, Bünde, Historiker, Mitglied der spw-Redaktion 
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Kriegführenden so augenfällig, daß sie auch von denjenigen 
nur noch schwer ignoriert werden können, die anfangs im 
Bombardement keine Alternative gesehen hatten. 

Zweifel an der Staatskunst der Handelnden 
Was nährt die Skepsis an der Sinnhaftigkeit des NATO-Ein- 
Satzes? 

1. Immer mehr Menschen zweifeln an der Staatskunst 
der Handelnden. 

Wie das Eingangszitat des Bundeskanzlers dokumen- 
tiert, klaffen die ursprünglich proklamierten Ziele der nicht 
,,Krieg" genannten ,,Luftschläge" (ein semantisch ähnlich 
krauser Begriff wie ,,humanitäre Katastrophe") und das nach 
52 Bombennächten Erreichte offenkundig auseinander, 
oder, wie Karl D. Bredthauer es in den Blättern für deutsche 
und internationale Politik (5199) formuliert hat: ,,Kein Erfolg 
heiligt diesen Einsatz." 

Abbildung: DIW-Diskussionspapier Nr. 171 Erdgas: Felder und Pipelines 

iOO 200 300 400 500km '--- bestehende Pipelines 
I ! : ; : +  +..-..-..-..- geplante " 

Nach dem Zerfall der Sowjetunion 50jährigen Bestehen im April d. J. in Washington bekräf- 
Das daraus hervorgegangene, wirtschaftlich am Boden lie- tigt. Danach ermöglicht es nun die neue Strategie der 
gende Rußland ist abhängiger denn je von Devisen. Der NATO, auch in Ländern jenseits des Bündnisgebietes militä- 
Export von Energierohstoffen ist dabei von großer Bedeu- risch einzugreifen. Die von der NATO beschworene Vertei- 
tung. Rußland ist inzwischen Deutschlands größter Liefe- digung von Demokratie, Freiheit und Menschenrechten 
rant für Erdgas und Erdöl. kann nicht verbergen, daß es im Kern letztlich um die 

Als sich 1991 die Sowjetunion auflöste, entstanden in Durchsetzung wirtschaftspolitischer Interessen und die Si- 
der kaspischen Region acht selbständige Staaten. Es sind cherung des Zugangs zu strategischen Rohstoffen geht. 
Staaten mit undemokratischen Verhältnissen, großen Min- Die NATO wird deshalb für weltweite Interventionen, sog. 
derheitsproblemen und krassem Sozial- und Einkommens- ,,out-of-area" Einsätze um- und ausgerüstet. Die Pläne der 
gefälle entstanden. Eine Nutzung der Bodenschätze zur NATO sehen vor, einen strategisch-geografischen Keil zwi- 
Hebung des Wohlstandes der verarmtem Massen findet schen Rußland und den ölreichen Mittleren Osten zu trei- 
nicht statt. Alle Staaten gehören zur ,,Gemeinschaft Unab- ben und die NATO bis an die innerasiatische Grenze Chinas 
hängiger Staaten" (GUS), deren mächtigstes Mitglied die und den Himalaya auszudehnen. 
Russische Föderation ist. In der kaspischen Region kreuzen sich sehr unter- 

Die teils bekannten, teils neu entdeckten Öl- und Gas- schiedliche Interessen. Insbesondere zwischen den beiden 
reichtümer in der Region haben einen weltweiten Wettlauf Großmächten Rußland und 
um ihre Ausbeutung ausgelöst. Als tatsächlich gesichert USA wachsen die Rivalitäten. ~ i t  dem öl versorgte die Sowjet- 
können beim Öl Ca. drei Mrd. to. (zum Vergleich: Saudi- So wollen sich die USA aus der 
Arabien verfügt allein über gesicherte Vorkommen von 35 Abhängigkeit von ihrer einzi- uniOn aber nicht nur mit Devisen. Zu- 
Mrd. to. Rohöl) gelten. Das entspricht zwei Prozent der gen, wesentlichen Bezugsquel- gleich unterstützte sie auch blockfreie 
Weltrese~en und erreicht in etwa die Größenordnung der le - der Golfregion - befreien. 
Nordseevorkommen. Die Erwartungen reichen aber bis 28 Gleichzeitig hat die Europäi- und dem Schatten des Kolonialis- 
Mrd. to. Erschließbare Bestände bis zehn Mrd. to. (7% der sche Union Interessen, weil mus heraustretende Entwicklunqslän- 
Weltrese~en) sind wahrscheinlich. Beim Erdgas gelten in mittelfristig ihre eigenen Vorrä- 
der Region acht Billionen Kubikmeter Gas (6% der Weltre- te schrumpfen. Außerdem be- der. 

serven) als gesichert. Vermutet werden aber 18 Billionen steht wachsende Energienach- 
Kubikmeter. frage aus Süd- und Südostasien. Gleichzeitig mischen sich 

Der frühere ,,weiche Unterleib" der Sowjetunion mit die RegionalmächteTürkei und Iran zunehmend in diever- 
seinen strategisch wichtigen mineralischen und energeti- teilungskämpfe ein. Besonders hart wird darum gerungen, 
schen Rohstoffen ist ins Visier geopolitischer Interessen von über welche Trassen Öl und Gas zu den Weltmärkten ge- 
USA und NATO gerückt. Zu ihrer Durchsetzung wurden schafft werden sollen. Bislang hatte Rußland noch aus den 
bereits 1991 die Voraussetzungen auf dem NATO-Gipfel in Zeiten der Sowjetunion ein Pipeline-Monopol. Im folgen- 
Rom mit dem ,,Neuen Strategischen Konzept des Bündnis- den sollen die wichtigsten Konflikte und Interessenlagen - 
ses" geschaffen. Es wurde auf dem Jubiläumsgipfel zum wobei hier ganz wesentlich auf das Positionspapier der 
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SPD-Bundestagsfraktion zur.,,Zukunftsregion Kaspisches 
Meer" zurückgegriffen wird - deutlich gemacht werden: 

Ziele der USA 
1. Strategisches Ziel der USA wie auch der mittelasiatischen 
Staaten und der des Kaukasus ist es, das Transportmonopol 
Rußlands um jeden Preis zu brechen. Rußland soll dauerhaft 
aus der gesamten Region des Nahen und Mittleren Ostens 
verdrängt und jede Neuauflage einer Sowjetunion verhin- 
dertwerden. Das russischeTransportmonopol kann aber nur 
mit zusätzlichen Pipelines gebrochen werden, weil die kaspi- 
sche Region keinen natürlichen Zugang zu den Weltmeeren 
hat. Alle Staaten der Region sind außerdem an der Durchlei- 
tung von Öl und Gas über ihr eigenes Gebiet interessiert. Es 
geht schließlich um hohe Gebühreneinnahmen und den 
Einsatz der Durchleitungsrechte als politisches Druckmittel. 
Doch die in Frage kommenden Routen führen durch Kriegs- 
regionen wie Tschetschenien in Rußland, Georgien und Ar- 
menien oder die Kurdengebiete in der Türkei. 

Von großtem strategischen Interesse für die USA ist die 
geplante Trassenführung von Baku über Armenien oder 
Georgien zum türkischen Mittelmeerhafen Ceyhan. Inzwi- 
schen finanzieren die weltweit größten Ölkonzerne Che- 
vron, Mobil und Shell eine Machbarkeitsstudie zu diesem 
Projekt. Eine entsprechende Übereinkunft wurde im De- 
zember 1998 in Washington im Beisein des US-Energiemi- 
nisters unterzeichnet. Diese Trassenführung schränkt die 

Kontrolle Rußlands ein, da sei- 
Das wirtschaftlich am Boden liegende ne Pipelines für die Durchlei. 

Rußland ist abhänaiaer denn ie von zum Schwarzen Meer ., a 
nicht mehr gebraucht würden. 

Devisen aus Rohstoffexporten. Ruß- Dem Westen würde so eine ei. 

land ist inzwischen Deutschlands gene und militärisch abgesi- 
cherte Versorgungsmöglichkeit 

größter Lieferant für Erdgas und Erdöl. offenstehen, Die Sicherung der 

Pipeline könnte dann das 
NATO-Mitglied Türkei übernehmen und zugleich den Lö- 
wenanteil der Transportprofite einstreichen. Mittlerweile 
hat Aserbeidschan sogar direkt der NATO und den USA die 
Einrichtung von Militärbasen auf seinem Staatsgebiet an- 
geboten! 

Eine weitere Planung für eine Gaspipelineroute führt 
von Turkmenistan über Afghanistan nach Pakistan mit spä- 
terem Ausbau.bis nach Indien. Diese Route wird politisch 
von den USA und Saudi-Arabien gestützt. Aufbau und Un- 
terstützung der Taliban-Milizen in Afghanistan finden hier 
ihren eigentlichen Grund. Das Projekt erlitt im Dezember 
1998 einen schweren Rückschlag. Der amerikanische ÖI- 
konzern Unocal verließ das Konsortium, dem die Saudi- 
arabische Deltaoil und die japanische ltochu angehören. 
Die Hoffnungen Turkmenistans richten sich nun mehr auf 
einen möglichen Bau einer Pipeline, die quer durch das 
Kaspische Meer über Aserbeidschan in die Türkei und nach 
Europa liefern soll. 

Europäische Interessen i n  der Region 
2. Deutschland wie auch die übrigen Staaten der EU verfol- 
gen in der kaspischen Region sowohl politische als auch 
wirtschaftliche Interessen. Sie richten sich zum einen auf 
die langfristige Sicherung der Energieversorgung Europas 
über die direkte Beteiligung an den großen kaspischen ÖI- 
und Gaskonsortien. Sie richten sich zum anderen auf ver- 
schiedene Schwerpunkte. Deutschlands wirtschaftliche In- 
teressen richten sich U. a. auf die Beteiligung an Infrastruk- 
turaufträgen sowie auf die Erzeugung und Verteilung von 
Elektroenergie. 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

Westeuropa beansprucht etwa 20% des Welterdölver- 
brauchs, besitzt aber nur 2% aller Vorräte. Beim Erdgas ist 
die Situation nur wenig besser. Das Interesse Westeuropas 
an der kaspischen Region ist daher langfristig strategisch 
angelegt und erfordert den Ausbau der politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen. Kaspisches Öl ist aber bis auf 
weiteres nicht erforderlich. Die Länder der EU beziehen heu- 
te ca. 80% des verbrauchten Erdöls aus Drittländern. Dabei 
verfügen sie derzeit über eine breit angelegte, risikornin- 
dernde (Golfregion, Nord- und Westafrika, Rußland) Im- 
portstruktur. Die Gasvorkommen in der kaspischen Region 
dürften auf längere Sicht selbst als Ersatzreserve von gerin- 
gem Interesse sein. Das aktuelle Exportpotential von Gas aus 
Turkmenien (es besitzt die größten Vorkommen) von Ca. 20 
Mrd. Kubikmeter spielt für den europäischen Gasimport 
(1 996: 21 5 Mrd. Kubikmeter bei einem Gesamtverbrauch 
von 500 Mrd. Kubikmeter) nur eine untergeordnete Rolle. 
Zudem ist der Export teuer und derzeit politisch riskant. 

Ganz anders sieht die Situation angesichts geringerer 
Transportkosten für südosteuropäische Länder wie die Tür- 
kei, Bulgarien, Rumänien oder die Ukraine aus. Sie sind 
daher auch stärker am Ausbau ihrer politischen Einfluß- 
sphäre in der kaspischen Region interessiert. Die ehemali- 
gen Mitglieder des Comecon wollen sich über diese Bezie- 
hungen aus der Abhängigkeit von russischen ÖI- und Gas- 
lieferungen befreien. 

Künftige profitable Geschäfte wollen gut vorbereitet 
sein. Deshalb beteiligen sich transnationale europäische 
Ölkonzerne wie Agip, British Gas, BP, Royal Dutch Shell, 
Statoil und Total an Förder-Aktivitäten und Pipeline-Projek- 
ten. Sie erreichen allerdings nicht annähernd die Anteile 
der großen amerikanischen Gesellschaften wie Chevron, 
Exxon, Mobil Oil, Conoco, die bei den wichtigsten Konsor- 
tien in Kasachstan und Aserbeidschan inzwischen bei 40  
bis 50 Prozent liegen. Allein 1996 flossen 2,5 Mrd. US-Dol- 
lar in die ÖI- und Gasgebiete in der kaspischen Region, im 
Jahre 1997 waren es bereits 5 Mrd. US-Dollar. 

Rußland u n d  d ie Anrainerstaaten 
3. Rußland möchte den traditionellen politischen und wirt- 
schaftlichen Einfluß in der Region nicht aufgeben. Es be- 
trachtet die Rolle der USA und der mit ihr verbündeten Tür- 
kei mit Sorge und will sich durch den Transit der kaspischen 
Rohstoffe über russische Pipelines Kontrolle und Profit si- 
chern. Einfluß auf die ÖI- und Gasgeschäfte nehmen des- 
halb auch die halbstaatlichen russischen Konzerne Lukoil 
und Gazprom. Der Ölkonzern Lukoil ist in den wichtigsten 
Konsortien Aserbeidschans (AIOC) und Kasachstans vertre- 
ten. Lukoil ist aber vor allem am Absatz russischen Erdöls 
aus seinen sibirischen Vorkommen interessiert. Eine schnel- 
le Entwicklung der Erdölwirtschaft in der kaspischen Regi- 
on liegt daher nicht unbedingt im Konzerninteresse. Ähn- 
liches gilt für den Gaskonzern Gazprom. Beide Konzerne 
befinden sich in einem lnteressenwiderspruch. Einerseits 
wollen sie am Erdöl- und Erdgasgeschäft in der Region 
profitieren. Andererseits fürchten sie entstehende Konkur- 
renz. Sie sind daher nicht wie die westlichen Gesellschaften 
an einem starken, sondern nur an einem selektiven Enga- 
gement interessiert. Aus russischer Sicht heißen hier die 
Ziele Kontrolle und Dominanz. 

4. Der Iran, selbst Anrainer des Kaspischen Meeres, 
sieht sich als natürliche islamische Vormacht der Region 
und bietet sein gut ausgebautes Pipelinenetz als ideales 
Transportmittel an. Die kürzeste und sicherste Route für 
eine Pipeline führt tatsächlich von Baku nach Täbris im lran 
und von dort weiter zum Persischen Golf. Das aber stößt 

EUROPA UND DIE LINKE 

dung einer militärisch-politischen 
Vereinigung der Länder Rußland, 
Belarus, China, Indien und lran oder 
bei der deklarierten Kooperation mit 
Jugoslawien um Akte symbolischer 
Politik angesichts der NATO-Oster- 
weiterung sowie des Angriffes der 
Allianz auf Jugoslawien. 

Generell weist die ,,ständige In- 
tensivierung" der russisch-weißrussi- 
schen Integration eine augenfällige 
Disparität zwischen offiziellen Erklä- 
rungen und tatsächlicher Entwick- 
lung auf. Bilaterale Projekte wie der 
Bau leistungsfähiger Motoren für 
Weißrußland durch die Autofabrik in 
Jaroslavl erreichen keine bedeutungs- 
vollen Dimensionen, und das gemein- 
same Budget wurde zwar Anfang Fe- 
bruar nicht zuletzt infolge des Wäh- 
rungsverfalls entscheidend aufge- 
stockt, ist aber mit rund 800 Mio. Ru- 
bel ebenfalls nicht allzu groß bemes- 
sen, wobei Rußland zudem die finan- 
ziellen Absprachen in den vergange- 
nen Jahren nicht einhielt. Das neueste 
- und wiederum kaum finanzierbare 
- Gemeinschaftsprojekt ist der Auf- 
bau einer gemeinsamen Rundfunk- 
und Fernsehanstalt. Ein entsprechen- 
der Vertrag vom 22. Januar wurde 

der Union beider Staaten zur Ratifizie- 
rung vorgelegt. 

Wichtiger als derartige Potemkin- 
sche Dörfer ist für Lukaschenka der- 
zeit wohl die Rückendeckung durch 
russische Politiker, wie den Moskauer 
Bürgermeister und potentiellen Jelzin- 
Nachfolger Juri Luschkow, der seine 
Bruderschaft mit dem belarussischen 
Präsidenten gern vor Kameras de- 
monstriert, oder Michael Gor- 
batschow, der während eines Minsk- 
Aufenthaltes im April Lukaschenka für 
seine Reise nach Jugoslawien und sei- 
nen politischen Kurs im Land viel und 
lange lobte. 

Zwischen Wunsch u n d  Wirklich- 
keit  
Nahezu sämtliche weißrussischen Ak- 
teure der verschiedenen Lager bekun- 
den ihr Streben nach Demokratie (Lu- 
kaschenka bezeichnete sich unlängst 
gar als ,,Superdemokratn), marktwirt- 
schaftlichen Reformen sowie guten 
nachbarschaftlichen Beziehungen 
nach Ost und West. Interessant und 
aufschlußreich wird das Minsker Pan- 
optikum immer dann, wenn ein Blick 
hinter die Kulissen diese Deklaratio- 
nen konkretisieren soll. Eines ist je- 

doch angesichts des ökonomischen 
Desasters im Lande vor dem Hinter- 
grund der angeschlagenen Subventi- 
onsquelle Rußland klar: Auch wenn in 
diesem Jahr keine Wahlen stattfinden; 
ein politischer, gesellschaftlicher und 
ökonomischer Wandel ist über kurz 
oder lang nicht zu vermeiden. 

Dies sollte westliche Akteure nicht 
davon abhalten, sachlich auf die Ein- 
haltung rechtsstaatlicher Normen zu 
drängen, zumal Lukaschenka das Au- 
ßenministerium unlängst dazu auffor- 
derte, mit einer ,,Taktik kleiner Schritte 
zueinander" die Beziehungen zum 
~ e s t e n  zu normalisieren. Im Juli, 
wenn seine reguläre Amtszeit aus- 
läuft, wird sich zeigen, ob bei mögli- 
cherweise ausbleibenden Wahlen 
eine für diesen Fall avisierte Verweige- 
rung des gerade wieder begonnenen 
Dialogs mit dem dann illegalen, aber 
von der Bevölkerung konkurrenzlos 
unterstützten Oberhaupt eines nahe- 
zu mitteleuropäisch gelegenen Staa- 
tes realpolitisch sinnvoll ist. 

Auch wenn in diesem Jahr keine 
Wahlen stattfinden; ein politischer, 
gesellschaftlicher und ökonomischer 
Wandel ist über kurz oder lang nicht 
zu vermeiden. SPW 

Nahezu sämtliche 
weißrussischen 
Akteure der ver- 
schiedenen Lager 
bekunden ihr 
Streben nach 
Demokratie - 
Lukaschenka 
bezeichnete sich 
unlängst gar als 
,,Superdemokrat ". 
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feindlichkeit entstandenen geistigen 
Orientierungslosigkeit müde und da- 
her offen für neue Ideen, die dabei 
helfen, den krisengeschüttelten Alltag 
moralisch durchzustehen. 

Zudem begann am 9. März in Bel- 
arus eine neue großangelegte Anti- 
korruptionskampagne, die bereits ei- 
nige bekannte Oppositionspolitiker in 
Mißkredit brachte, so den Vorsitzen- 
den der alternativen Wahlkommissi- 
On, Wiktor Gontschar, oder den ehe- 
maligen Nationalbankchef und Vor- 
sitzenden der Bürgerpartei, Stanislaw 
Bogdankewitsch. Aufgrund der zu 
Beginn der neunziger Jahre aufgetre- 
tenen staatlichen Regelungslücken 
und -widerSprüche im ökonomischen 
Bereich sind Vorwürfe gegen nahezu 
alle Wirtschaftsakteure möglich. Sie 
werden nun genutzt, um politische 
Konkurrenten auszuschalten. Auch 
der kürzliche Tod des stellvertreten- 
den Vorsitzenden des Obersten So- 
wjets, Genadi Karpenko, dürfte die 
Opposition schwächen. Da die Kräfte- 
verhältnisse recht fragil sind, gilt für 
Weißrußland ebenso wie für den gro- 
ßen Nachbarn Rußland: Die Diversifi- 

zu einer erzwungenen Sammlung der 
demokratischen Kräfte führen könn- 
te. 

Gespräche mit weißrussischen Ex- 
perten verstärken den Eindruck, daß 
die latent abnehmende Unterstüt- 
zung für den Präsidenten sowie die 
Schwäche der oppositionellen Partei- 
en, Gewerkschaften und NGOs vor 
dem Hintergrund der Wirtschaftskrise 
die idealen Rahmenbedingungen für 
den Auftritt eines Newcomers sind, 
der politisch noch relativ unbelastet 
und imstande wäre, die verfeindeten 
Lager zu integrieren. Auch Luka- 
schenka war 1994 ein derartiger Neu- 
ling ohne die scheinbar notwendigen 
Netzwerke in Minsk, der den unbe- 
siegbar geglaubten Kebitsch, Anwär- 
ter für das damals neu geschaffene 
Amt des Staatspräsidenten, in der 
Gunst der Bevölkerung eindrucksvoll 
schlug. 

Alternativen zu Lukaschenka? 
Das Szenario des ,,neuen Spielers" 
wäre vor allem deshalb denkbar, da es 
bislang keinem der politischen Akteu- 
re in Weißrußland (auch nicht der na- 
tionalistischen ,,Volksfront") gelang, 
ein Ideologie- bzw. Werteangebot zu 
unterbreiten, das von einer breiten 
Masse der Bevölkerung geteilt würde. 
Die Bürger sind aber fast zehn Jahre 
nach dem Ende der Sowjetunion ihrer 
aus der zwischenzeitlichen Ideologie- 

zierung der Gesprächspartner westli- 
cher Staaten ist von Vorteil; eine Stra- 
tegie, die vor allem von der OSZE um- 
gesetzt wird. 

Das Regime Lukschenkas stützt 
sich politisch auf das Streben der Bür- 
ger nach sozialer Sicherheit und Be- 
ständigkeit; nicht nur, aber auch nicht 
selten gepaart mit der ex-post-über- 
höhung des bescheidenen Wohlstan- 
des zu Sowjetzeiten. Als ,,verlängerte 
Werkbank" Rußlands war Weißruß- 
land, dessen Ökonomie erst auf Direk- 
tive Moskaus aus der agrarischen 
Subsistenzwirtschaft erlöst worden 
war und das zu einer der blühendsten 
Republiken der UdSSR mit einem 
überdurchschnittlich hohen Lebens- 
standard gedieh, besonders eng mit 
den östlichen Anrainern verquickt. 
Daher avancierte das Land nach der 
Auflösung der UdSSR zum wichtig- 
sten Motor einer Reintegration. Deren 
Ausgestaltung und Qualität ist einer 
der entscheidenden politischen Kon- 
fliktpunkte. 

Der ,,Faktor Rußland" 
Selbstverständlich sind die politischen 
Entwicklungen in Weißrußland in be- 
sonderem Maße vom Verhalten Ruß- 
lands abhängig, das einerseits Rük- 
kendeckung bei bestimmten Eskapa- 
den liefern kann (Rußland stärkte Lu- 
kaschenka im Referendumkonfli kt 
1996, erkennt die Nationalversamm- 
lung als einziges Land offiziell an und 
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stand im Botschaftenskandal hinter 
Weißrußland), andererseits aber auf- 
grund seiner Subventionen gleich- 
kommenden, billigen Energielieferun- 
gen ein greifbares Erpressungspoten- 
tial besitzt. Da der aufgrund ausge- 
bliebener lnvestititionen in vielem 
noch nicht weltmarktfähige Staat 
auch heute noch 70% seines Außen- 
handels mit Rußland abwickelt, des- 
sen Akteure gegenwärtig die Stabili- 
tät im Westen durch Zahlungsauf- 
schübe sponsorn, vertritt inzwischen 
die Mehrheit der Parteien, auch inner- 
halb der Opposition, eine - freilich je- 
weils spezifisch ausgefeilte - außen- 
politische und wirtschaftliche ,,Viel- 
vektorenpolitik. 

Auch wenn eine faktische Unab- 
hängigkeit des Landes aus wirtschaft- 
lichen und sicherheitspolitischen 
Gründen derzeit nicht absehbar ist; 
die nationale de-jure-Souveränität be- 
sitzt mittlerweile für weißrussische 
Entscheidungsträger obere Priorität. 
Zwar hegt Lukaschenka offenkundig 
gewisse Ambitionen bezüglich einer 
Präsidentschaft der russischen Föde- 
ration, doch deren Realisierung fällt in 
den mythologischen Bereich. Ein Ana- 
lytiker beschreibt den Pragmatismus 
des Staatsoberhauptes folgenderma- 
ßen: „Und sobald er erkennt, daß er 
keine realen Chancen hat, kann er 
zum größten Verteidiger der Unab- 
hängigkeit werden.'' Lukaschenka sei- 
nerseits warf kürzlich im staatlichen 
Fernsehen der demokratischen Oppo- 
sition vor, sie sei zwar gegen die Uni- 
on mit Rußland, würde aber einer 
Vereinigung mit Deutschland sofort 
zustimmen. Die Bevölkerung selbst ist 
laut Untersuchungen ständig weniger 
bereit, die Unabhängigkeit des Lan- 
des aufzugeben, allein schon wegen 
der noch weitaus dramatischeren Le- 
bensumstände in großen Teilen Ruß- 
lands. 

Insofern sollte auch die am 25. 
Dezember vergangenen Jahres von 
Boris Jelzin und Alexander Luka- 
schenka im Kreml unterzeichnete 
Deklaration über eine weitere Inte- 
gration der beiden Staaten nicht 
überbewertet werden. Es ist kaum 
abzusehen, daß die entsprechenden 
Vereinbarungen (gemeinsame Wäh- 
rung, Vereinheitlichung des Wahl- 
rechts, Steuerharmonisierung) ratifi- 
ziert bzw. dann implementiert wer- 
den; vor allem in Rußland gibt es er- 
hebliche Vorbehalte. Vielmehr han- 
delte es sich bei diesem Schulter- 
schluß ebenso wie bei der öffentli- 
chen Propagierung slawischer Ein- 
heit, bei der Forderung nach Grün- 
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bislang auf das Veto. der USA. Die sich abzeichnende Öff- 
nung Irans und ein Ende seiner Isolation könnte allerdings 
alle amerikanischen Planspiele obsolet machen. Denn Erd- 
öl- oder Gasleitungen von Baku bzw. Mittelasien durch den 
Iran sind wirtschaftlich weitaus günstiger als alle Westrou- 
ten. Daran lassen gerade die US-Konzerne keinen Zweifel. 

5. China verschafft sich über eine gigantische Pipeline 
aus Kasachstan (Vertragssumme: 9,5 Mrd. Dollar) einen 
Teil der für die eigene wirtschaftliche Zukunft nötigen Ener- 
gieversorgung und avanciert damit zum Konkurrenten so- 
wohl Rußlands wie der westlichen transnationalen Konzer- 
ne. 

Ethnische Konflikte und Minderheitenprobleme 
Hinzu kommen die latenten ethnischen Konflikte und Min- 
derheitenprobleme. Einige Beispiele kennzeichnen diese 
für die ganze Region besonders charakteristische Situation: 

1. Wenn Aserbeidschan die Interessen Rußlands zu sehr 
mit Füßen tritt, kann Moskau über seinen Einfluß in Armeni- 
en über Nagorno-Karabach oder eine Unterstützung der 
Lesgier-Minorität erheblichen Druck auf Baku ausüben. Ähn- 
liches gilt für Moskaus Möglichkeiten gegenüber Georgien. 
Hier können der abchasische und südossetische Konflikt ge- 
nutzt werden. Georgien ist nicht zuletzt vor diesem Hinter- 
grund im April d. J. Mitglied des Europarats geworden. Mit 
im Hintergrund für diese Entscheidung könnte auch die neu 
in Betrieb gegangene Ölpipeline stehen, die nun auch Geor- 
gien unabhängiger von Rußland (s.u.) macht. 

Eine rußlandfeindliche Haltung Kasachstans könnte 
Moskau beantworten, indem es die kasachischen Russen 
aufwiegelt. 

2. Umgekehrt könnte ein zu starker russischer Druck 
die Regierungen von Aserbeidschan und Kasachstan veran- 
lassen, den Transit ihrer Öl- und Gasvorkommen endgültig 

so zu organisieren, daß russischer Boden umgangen wird 
und die bestehenden russischen Pipelinenetze boykottiert 
werden. Auch die ,,tschetschenische Karte" Iäßt sich jeder- 
zeit ziehen. Schließlich führt die wichtigste russische Pipe- 
line 147 km mitten durch Tschetschenien an Grosny vorbei. 
Die bereits ausgeplante Umgehung wäre wohl kaum ge- 
gen tschetschenische Sabotageakte zu schützen. 

Katzenjammer und Pipelinepoker 
Inzwischen ist die Erdöl-Euphorie am Kaspischen Meer - 
insbesondere in Aserbeidschan - gedämpften Erwartun- 
gen gewichen. 

Zum einen ist dafür der bis vor kurzem dramatische Verfall 
der Ölpreise (im Schnitt um 31% im Jahre 1998) verantwort- 
lich. Er lag teilweise bereits im Bereich der Förderkosten. Ge- 
mäß einer in Branchenkreisen 
verbreiteten Schätzung wird die 
Ausbeutung der kaspischen Vor. Strategisches Ziel der USA wie auch 
kommen unwirtschaftlich unter- der mittelasiatischen Staaten und der 
halb eines Ölpreises von 12 Dol- 
lar pro Barrel. Anfang 1999 lag des Kaukasus ist es, das Transport- 

der Preis für aserbeidschanisches monopol Rußlands um jeden Preis zu 
Öl bei 10 Dollar pro Barrel. Es 
bleibt abzuwarten. ob der der- 

brechen. 

zeitige Trend zu steigenden Öl 
preisen aufgrund der jüngst beschlossenen Förderkürzungen 
der ölproduzierenden Staaten anhält. 

Zum anderen endeten bislang die Bohrungen westli- 
cher Konsortien allesamt enttäuschend. Entweder wurde 
kein Öl gefunden und wenn, dann in wirtschaftlich unin- 
teressanten Mengen. Langfristig gehen die Ölkonzerne 
aber noch von positiven Erwartungen aus. Allerdings ha- 
ben viele Konsortien inzwischen ihre Aktivitäten zurückge- 
schraubt oder beginnen sogar auszusteigen. 
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Ungeachtet dessei: übt Washington noch massiv Druck 
auf das von BP-Amoco dominierte AIOC-Konsortium (an dem 
elf Konzerne, darunter die russische Lukoil mit 10% beteiligt 
sind) aus, trotz wirtschaftlicher Bedenken die Ölpipeline Baku- 
Ceyhan zu bauen. lnzwischen liegt der Schwarze Peter in An- 
kara. DieTürkei, so fordern es Washington und dieelf Konzer- 
ne des AIOC, soll einen Großteil der Baukosten übernehmen. 
Derzeit ist noch offen, ob sich dieTürkei darauf einläßt. Offen 
ist auch, ob selbst bei einem Anstieg der Ölpreise, das Pipe- 
lineprojekt realisiert wird. Schließlich gilt die Anbindung Ka- 
sachstans und Turkmenistans als Voraussetzung für eine aus- 
reichende Auslastung der Pipeline. Seit kurzem geht man da- 
von aus, daß Bedarf für diese Pipeline doch erst im Jahre 2005 
oder danach besteht. 

lnzwischen hat die USA ein wichtiges Etappenziel auf 
dem Wege erreicht, Rußland in der Region auszuschalten. 
Im April 1999 ist eine neu erbaute, kleinere Ölpipeline von 
Baku zum georgischen Schwarzmeerhafen Supsa in Betrieb 
genommen worden. Damit ist eine erste Bresche geschla- 
gen, ungehindert von Rußland Rohstoffe Transkaukasiens 
und Mittelasiens auf die Weltmärkte gelangen zu lassen. 

Neue Allianzen und Konflikte 
Unter dem Eindruck dieser konfliktbeladenen Situation ha- 
ben sich strategische Allianzen gebildet. lhre Frontlinie ver- 
läuft mitten durch die kaspische Region. Auf der einen Seite 
haben sich die USA mit der Türkei sowie Aserbeidschan und 
Georgien verbunden. Auf der anderen Seite stehen Rußland, 
Iran, Armenien und mit Einschränkunqen Turkmenistan. Da- - 
mit werden Erinnerungen an die dramatischen und blutigen 
Entwicklungen um die vergangene Jahrhundertwende 
wach 

Zu dieser besorgniserregenden Situation gesellt sich noch 
jene im lnnern der ehemaligen mittelasiatischen Sowjetrepu- 
bliken. Hier eignen sich auf der einen Seite winzige Eliten, 

Clans und Oligarchien die Reich- 
unter dem ~ i ~ d ~ ~ ~ k  der ,konflikt- tümer an. Auf der anderen Seite 

wächst das soziale Elend der 
beladenen Situation haben sich strate- breiten Bevölkerung. Menschen. 

qische Allianzen qebildet. Ihre rechtsverletzungen, religiöse - - 
und ethnische Spannungen sind 

Frontlinie verläuft mitten durch die an der Tagesordnung, Jeder 
kaspische Region. Staat ist hier politisch und in sei- 

nen Interessen verwundbar. Auf 
Ausgleich und Wohlwollen sind alle angewiesen. Erste Vor- 
aussetzung für ein friedliches Miteinander ist sozialer Friede 
im Innern. Ernsthafte Anstrengungen auf dem Weg zu De- 
mokratie und Wohlstand sind nicht oder kaum erkennbar. 

Die lnstrumentalisierung dieser Problemlagen durch von 
außen kommende Interessen kann zur Destabilisierung und 
Spannung in der gesamten Region führen. Die Situation Iäßt 
sich gut mit der der Golfregion vergleichen. Hier sind alle 
Voraussetzungen und Bedingungen gegeben, daß sich eine 
,,Zweite Golfregion" samt ihrer Dauerkrise wiederholt. Ohne 
vorbeugende politische Maßnahmen wird die Entwicklung 
in der kaspischen Region zweifellos diese Richtung einschla- 
gen. Die zunehmende Rücksichtslosigkeit der amerikani- 
schen Außen- und Wirtschaftspolitik gegenüber Rußland 
erfüllt mit Sorge. Größerer Schaden kann nur noch verhin- 
dert werden, wenn die Europäische Union ein Gegenge- 
wicht zu den USA bildet und zu einer eigenen Rußlandpoli- 
tik findet, die auf der Grundlage einer Gemeinsamen Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik stabile und friedliche Beziehun- 
gen ermöglicht. Hier trägt Deutschland aufgrund seiner ver- 
heerenden Politik gegenüber Rußland in der Vergangenheit 
besondere Verantwortung. 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

Vor diesem Hintergrund sind seit geraumer Zeit selbst 
die Staaten in der kaspischen Region daran interessiert, die 
Rolle der OSZE zu stärken. Die OSZE hat sich bereits einiges 
Vertrauen bei ihren Missionen.in der Umgebung -so etwa 
in Georgien und Tschetschenien - erworben. Eine Stärkung 
der Rolle der OSZE kann auch Rußland nicht provozieren. 
Es fordert selbst seit längerem eine Aufwertung der OSZE. 
Hierfür muß die Organisation aber personell und finanziell 
besser ausgestattet werden. 

Parallel dazu bietet auch der Energie-Charta-Vertrag (ECT) 
Chancen für mehr Sicherheit in der Region. Er trat am 16.4. 
1998 in Kraft und ist bisher von 32 Staaten, darunter allen 
acht Staaten der Region ratifiziert worden. Er ist allerdings 
noch nicht von Rußland ratifiziert worden. Die USA sind eben- 
falls dem Vertrag noch nicht beigetreten. Er schafft verläßliche 
Rahmenbedingungen für Investitionen in Lagerstättenerkun- 
dung, Förder-Projekte und Pipelinenetze. Zugleich hält der 
Vertrag Instrumente zur garantierten Vertragserfüllung bereit 
und sichert die freie Durchleitung.von Öl und Gas. Ferner bie- 
tet er in Streitfällen ein wirksames Schlichtungs-verfahren an. 
Einige Voraussetzungen für eine gemeinsame, friedliche Zu- 
kunft bestehen also, wenngleich auch vieles bislang nur auf 
dem Papier steht. Entscheidend wird sein, daß sich die Staa- 
ten der Europäischen Union für eine gerechte Weltwirt- 
schaftsordnung einsetzen, die auch in der kaspischen Region 
stabile und gerechte Energierohstoffpreise garantiert und 
Wege zum nachhaltigen Klimaschutz beschreitet. SPW 
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EUROPA UND DIE LINKE 

terhaus des neuSn Zweikammernpar- 
laments zu wechseln, faktisch jeder 
wirkungsvollen Möglichkeit, in der 
politischen Arena des Landes eine 
Rolle zu spielen. lhre Funktionen als 
Kontrolleurin und Reforminitiatorin 
kann sie nicht erfüllen. Ohnehin 
schwächt sie sich beständig selbst 
durch unverständliche Scharmützel 
untereinander und eine beunruhigen- 
de Diskussionskultur. Neben den na- 
türlichen Behinderungen, die von re- 
pressiven politischen Systemen aus- 
gehen, hindern vor allem diese Fehler 
die Opposition an der Erkämpfung 
von mehr Popularität. In den letzten 
Jahren lagen die Ratings der opposi- 
tionellen Politiker zusammen maximal 
bei etwa fünfundzwanzig%. 

Teile und herrsche 
So kam es etwa zu handgreiflichen 
Auseinandersetzungen zwischen Op- 
positionspolitikern auf offiziellen 
Empfängen, oder es wurde verkün- 
det, man akzeptiere lieber Lukaschen- 
ka, als mit dem Vertreter einer be- 
stimmten demokratischen Partei zu 
kooperieren. Die ausgeprägte Pflege 
persönlicher Ambitionen und Animo- 
sitäten, die mangelnde Basisarbeit 
vieler Parteien außerhalb der Haupt- 
stadt Minsk, die polemische Verun- 
glimpfung der Lukaschenka-wähler- 
klientel, die ausgesprochen schwache 
~ o o ~ e r a t i o n  untereinander, eine un- 
kluge Selbstdarstellungsowie die aus- 
bleibende Suche nach Unterstützung 
innerhalb der Wirtschaftslobbies sind 
Charakteristika der weißrussischen 
oppositionellen Kräfte. Alle Jahre wie- 
der sollen Aktionen wie die Charta 
'97 oder die Einberufung eines Kon- 
sultativen Koordinierungsrates der 
demokratischen Kräfte im Januar 
1999 international Geschlossenheit 
signalisieren, doch hinter den Kulissen 
tobt ein harter Kampf um den An- 
spruch, ,,die" Opposition vertreten zu 
dürfen. lnsbesondere der Vorsitzende 
der sozialdemokratischen „Volks- 
gramada", Nikolaj Statkewitsch, so- 
wie Gennadi Karpenko, Chef des 
,,Schattenkabinetts", wurden jüngst 
von der Basis angegriffen, die Struk- 
turen dafür auszunutzen, ,,um sich im 
Ausland als Führer der belarussischen 
Opposition auszugeben." 

lhre Heterogenität - das Spek- 
trum der Oppositionsparteien reicht 
seit der Spaltung der Kommunisti- 
schen Partei von sehr weit links bis 
sehr weit rechts - ist dafür nicht der 
einzige Grund. Die meisten Parteien 
weisen bis heute nicht mehr als ein 
paar hundert Mitstreiter auf. Die Mit- 

Foto: Jusos in der SPD NRW 

gliederzahlen und die Wahlergebnis- 
se zeugen davon, daß die Bevölke- 
rung sie bislang nicht als Repräsen- 
tanten akzeptiert. Ausnahmen bil- 
den im eher ,,linken" Weißrußland 
lediglich die Kommunisten sowie die 
(nicht-oppositionellen) Agrarier. Die 
große Gruppe der kleinen und 
schwachen Parteien spricht bei teils 
nur nuanciert unterschiedlichen Pro- 
grammatiken (so verfolgen etwa 
zehn von ihnen sozialdemokratische 
Ziele) nahezu dieselbe Klientel an: 
die intellektuell orientierte Mittel- 
schicht, die sich in der Hauptstadt 
Minsk konzentriert. Im weißrussi- 
schen Mehrheitswahlsystem werfen 
sie sich dabei gegenseitig aus dem 
Rennen. 

Brüchige Zivilgesellschaft 
Zumindest öffentlich ist eine Einsicht 
in eigene Fehler jedoch weder eine 
Stärke der offiziellen Politik noch der 
Opposition. Dies zeigte sich einmal 
mehr auf einer internationalen Ta- 
gung in Minsk im November, an der 
zahlreiche Vertreter beider Seiten teil- 
nahmen. Insbesondere die Repräsen- 
tanten der Volksfront sowie der Libe- 
ralen verschlossen sich jeglicher Kritik 
mit dem Verdacht, diese könne nur 
von Unterstützern des Lukaschenka- 
Regimes kommen. Sie neigen damit 
ebenso wie viele westliche Beobach- 
ter der irrigen Meinung zu, die Präsi- 
dentenopposition sei per se demokra- 
tisch und fehlerfrei, und die andere 
Seite bestehe nur aus rückwärtsge- 
wandten und antiwestlichen Kommu- 
nisten. 

Zum einen legt diese simplifizierte 
Eigenwahrnehmung den enttäu- 
schenden Schluß nahe, daß die Lei- 
densfähigkeit der weißrussischen De- 
mokraten offenbar noch immer nicht 
ausgeschöpft ist, zum anderen Iäßt 
sich konstatieren, daß Lukaschenka 
und seine Entourage die Schwächen 
der Opposition gnadenlos präzise er- 
kennen und demagogisch nutzen, 
um die sogenannten ,,Sesselpolitiker" 
und ,,Dermokraten" (,,Dreckdemokra- 
ten"), die mehr ins Ausland reisten als 
sich um ihre Landsleute zu kümmern, 
in den Augen der Bevölkerung zu dif- 
famieren. Gerade auch, weil diese Po- 
lemiken nicht gänzlich aus der Luft 
gegriffen sind, stoßen sie auf offene 
Ohren. 

Im Januar griff Lukaschenka er- 
neut in die Mottenkiste zentralisti- 
scher Steuerung und ordnete ein 
zweites Mal - nach dem Frühjahr 
1995 -die Neuregistrierung aller Par- 
teien und gesellschaftlichen Organi- 
sationen bis zum 1. Juli an, um einen 
Überblick über die zweifelsohne un- 
durchsichtigen zivilgesellschaftlichen 
Strukturen des Landes zu gewinnen. 
Danach sollen nur jene Interessenver- 
treter weiter offiziell bestehen, die bis 
zu 1000 (bisher 500) Unterschriften 
von Mitgliedern nachweisen: der 
Gnadenstoß für etliche kleine Parteien 
und Gewerkschaften,. darunter 
durchaus einige Karteileichen. Ein Pa- 
radox, daß möglicherweise gerade 
diese Einschränkung der Vereini- 
gungsfreiheit der Bürger, die im übri- 
gen von der Mehrheit der betroffenen 
Organisationen akzeptiert wird, nun 

Zumindest öffentlich 
ist eine Einsicht i n  
eigene Fehler weder 
eine Stärke der 
offiziellen Politik 
noch der Oppositi- 
on. 
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Weißrußland: 
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daten zugelassen), ist die Durchfüh- treuung angeklagte und unter Haus- 
rung der nach der 1994er Verfassung arrest gestellte ehemalige National- 
im Mai anstehenden Präsidentschafts- bankchefin Tamara Winnikowa auf 

B ri ngt das neue Ja h wahlen inzwischen gänzlich unwahr- bisher ungeklärte Weise, nachdem sie 
scheinlich. Von seiten der Staatsfüh- gegenüber einigen Politikern und 

den Wandel? 
Von Astrid Lorenz* 

Mit der materiellen 
Unzufriedenheit 

steigt die Zahl 
derjenigen, die 
,,absolut gegen 

Lukaschenka" sind, 
erstmals in signifi- 
kantem Maße an. 

achdem die Republik Weiß- 
rußland jahrelang unter der 
Ignoranz der westlichen Staa- 

tenwelt litt, ist ihr zwar seit etwa zwei 
Jahren deren verstärkte Aufmerksam- 
keit gewiß. Doch aufgrund der 
Schreckensmeldungen über Men- 
schenrechtsverstöße, Parlamentsum- 
bildung nach einem vom Präsidenten 
Alexander Lukaschenka verfassungs- 
widrig organisierten Referendum so- 
wie der Botschaftenaffäre im vergan- 
genen Jahr sank ihr Image als demo- 
kratieorientierter und integrationswil- 
liger europäischer Nachbar auf einen 
Tiefpunkt. Dabei wünscht sich laut 
Umfrageergebnissen bereits seit ge- 
raumer Zeit die Mehrheit der Weiß- 
russen eine verstärkte Westöffnung, 
Demokratie sowie ökonomische Re- 
formen in Richtung Marktwirtschaft. 

Die Qualen mit den Wahlen 
Das Jahr 1999, so hofften Beobach- 
ter, könnte den ersehnten Wandel 
herbeiführen: Im Dezember endete 
die mehrmonatige Krise in den Bezie- 
hungen zwischen Weißrußland und 
der Europäischen Union, die sich 
nach der Ausweisung mehrerer Bot- 
schafter aus ihren Residenzen - offizi- 
ell aufgrund von Reparaturarbeiten - 
ergeben hatte, mit einem Kompro- 
miß. Zwar nötigte nicht zuletzt die 
aufgrund der Finanzkrise Rußlands 
nun erst recht äußerst desolate Wirt- 
schaftslage des Landes die Offiziellen 
zu diesem Schritt, doch standen ei- 
nem neuen Dialog die Türen offen. 
Damit erhöhten sich die Chancen, 
daß 1999 in Weißrußland zu einem 
richtungsweisenden Wahljahr würde. 

Nachdem die alternativlosen Kom- 
munalwahlen im Frühjahr diese Hoff- 
nung bereits trübten (für 24.564 Man- 
date wurden lediglich 26.883 Kandi- 

*Astrid Lorenz ist Politikwissenschaftlerin und Mitglied des Graduiertenkol- 
legs ,,Das neue Europa" an der Humboldt-Universität zu Berlin. Sie schreibt 
eine Dissertation zum Thema ,,Vorwärts in die Vergangenheit? Der Wandel 
der politischen Institutionen in der Republik Belarus seit 1991 ". 

rung waren seit Herbst vergangenen 
Jahres unterschiedlichste Kommentare 
dazu zu hören. Der weißrussische Prä- 
sident Lukaschenka hielt sich zunächst 
bedeckt. Tatsächlich sprach einiges für 
die Abhaltung der Wahlen: Erstens 
würden sie ein innenpolitisches Patt 
zwischen ihm und der Opposition im 
Angesicht der Wirtschaftsmisere auflö- 
sen, zweitens würden Wahlen vom 
Westen sehr unterstützt, auf dessen fi- 
nanzielle Hilfe er angewiesen ist und 
deren Präsenz (Botschafter) für einen 
gewissen Druck sorgt, und drittens 
könnte er vor dem Hintergrund abseh- 
barer politischer Kräfteverschiebungen 
in Rußland nach den in diesem Jahr 
dort stattfindenen Parlaments- (und 
vielleicht auch Präsidentschafts-)Wah- 
len die Notwendigkeit eines solchen 
Schrittes nach außen durchaus plausi- 
bel machen und die Sache damit recht 
schadlos überstehen. 

Aber auch taktische Erwägungen 
sprachen für einen Wahl-Kompromiß 
des Präsidenten: Obwohl seine Ra- 
tings repräsentativen Umfragen zu- 
folge auch gegenwärtig bei etwa 
fünfzig% liegen, lassen sich doch 
neue Tendenzen in den Einstellungs- 
mustern der Bevölkerung erkennen, 
denn die sozialen Spannungen wach- 
sen mit der materiellen Unzufrieden- 
heit, und die Zahl derjenigen, die „ab- 
solut gegen Lukaschenka" sind, stieg 
seit Jahresbeginn im Zusammenhang 
mit der ökonomischen Krise erstmals 
in signifikantem Maße an. 

Dem Präsidenten stellten sich die 
Alternativen, auf Kosten internationa- 
ler Isolation seine nach dem illegiti- 
men Referendum von 1996 um zwei 
Jahre (bis 2001) verlängerte Amtszeit 
durchzusetzen und Gefahr zu laufen, 
aufgrund der bis dahin weiter ge- 
schrumpften Wählerklientel eine Wie- 
derwahl zu verpassen, oder aber dies- 
jährigen Wahlen doch noch zuzu- 
stimmen. Eine Mehrheit wäre ihm bei 
einer Kandidatur gewiß, er könnte bis 
2004 seinen Posten behalten und 
würde eine harte Konfrontation mit 
dem Ausland vermeiden. Zudem be- 
fürworten derzeit mehr als 40% 
(Minsk: 56%) der Weißrussen diese 
Variante. 

Beobachter hofften noch bis vor 
kurzem an ein Einlenken des Staats- 
oberhauptes, doch inzwischen wen- 
dete sich das Blatt: Im April ver- 
schwand die wegen schwerer Verun- 

Journalisten angekündigt hatte, 
schwere Beweise für illegale Finanz- 
geschäfte des Präsidenten vorzubrin- 
gen. Dabei handelte es sich vermut- 
lich um Waffenverkäufe, deren Erlöse 
in das Präsidentenbudget geflossen 
sind und -so einige Quellen - unter 
anderem für den Wahlkampf des rus- 
sischen Kommunistenführers Genna- 
di Zjuganow verwendet wurden. Au- 
ßerdem wurde der Präsidentschafts- 
kandidat Michael Tschigir, Banker und 
von 1994 bis 1996 Ministerpräsident, 
wegen schwerer Veruntreuung ver- 
haftet. Er behauptet seinerseits, ein- 
deutige Belege für illegale Geschäfte 
des Präsidenten zu besitzen. Wahlen 
würden unter diesen Umständen zu 
einem ungeahnten Politikum ausar- 
ten. 

Eine defekte Demokratie 
Der vom Westen offiziell anerkannte 
Oberste Sowjet, der nach der Parla- 
mentsumbildung im Herbst 1996 als 
Rumpforgan mit etwa vierzig ,,Übrig- 
gebliebenen" vor allem symbolisch 
weiter existierte, hatte schon im Janu- 
ar die Präsidentschaftswahlen für den 
16. Mai einberufen. Bereits bevor die 
Staatsoffiziellen im Februar ankündig- 
ten, jegliche Maßnahmen zur Wahl- 
vorbereitung als antikonstitutionelle 
Akte zu ahnden, war unklar, ob sich 
überhaupt alle fünfunddreißig weiß- 
russischen Parteien an der Kandida- 
tennominierung beteiligen würden. 
Einige bekannte Oppositionspolitiker 
fuhren von Anbeginn einen harten 
Kurs und bestanden darauf, die Neu- 
besetzung politischer Ämter nur nach 
der alten Verfassung und dem ent- 
sprechenden Wahlgesetz legitimieren 
zu lassen. Die von anderen Akteuren 
verfolgte pragmatische Strategie, erst 
einmal wählen zu lassen, um dann 
die Gesetze zu ,,demokratisieren", 
lehnen sie ab. Daß Lukaschenka sich 
allerdings jemals bereiterklärt, die of- 
fiziell abgeschaffte Konstitution wie- 
der einzusetzen, ist höchst fraglich. 
Dies würde seine Position schwächen, 
denn ohnehin bestimmten Personal- 
rochaden und ratlose Versuche des 
Krisenmanagements die jüngste All- 
tagspolitik. 

Aufgrund der Medienblockade 
und der Widrigkeiten im Bereich der 
Meinungs- und Versammlungsfrei- 
heit beraubte sich die Opposition mit 
ihrer Weigerung von 1996, in das Un- 
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D ie internationalen Beziehungen des 21. Jahrhun- 
derts werden wesentlich davon geprägt sein, in 

wieweit es gelingt, die Armut weltweit zu bekämp- 
fen, wirksame Hilfen bei akuten Hungersnöten und Kata- 
strophen zu leisten, die Entwicklungsländer beim Aufbau 
tragfähiger demokratischer, wirtschaftlicher und sozialer 
Strukturen zu unterstützen, das Bevölkerungsproblem zu 
bewältigen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten 
und Fluchtursachen zu beseitigen. 

Mit  den we~t~olit ischen Veränderungen seit dem Ende 
des Ost-West-Konflikts haben sich die Strukturen der inter- 
nationalen Zusammenarbeit grundlegend verändert. Es 
sind neue Hoffnungen entstanden, daß auch ein neuer 
Ausgleich zwischen Nord und Süd am Ende des ausgehen- 
den 20. Jahrhunderts durch eine neue Qualität der interna- 
tionalen Politik erfolgreich gestaltet werden kann. Dies ist 
auch eines der Vermächtnisse von Willy Brandt, dem sich 
die neue Bundesregierung verschrieben hat. 

Trotz aller Hoffnungen ist die Welt aber nicht sicherer 
geworden. Der gegenwärtige Konflikt in Jugoslawien 
zeigt, daß (selbst in Europa) die Menschenrechte noch mit 
Füßen getreten werden. Es kommt hinzu, daß die Globali- 
sierungstendenzen, deren treibende Kräfte die Wirtschaft 
und Technologie sind, z.B. die Finanz-, Handels-, Arbeits- 
markt-, Umwelt- und nicht zuletzt auch die Entwicklungs- 
politik tiefgreifend beeinflussen. Hier sind auch die Hand- 
lungsspielräume von Staaten berührt, die sich einer Ver- 
dichtung grenzüberschreitender Interaktionen gegenüber 
sehen und die Gesellschaften in ein komplexes System 
wechselseitiger Abhängigkeiten verwickelt haben. Hier 
muß die internationale Politik ihre Kernaufgaben sehen, 
um sich auf diese globale Veränderungsprozesse einzustel- 
len und die entsprechenden Ordnungsrahmen schaffen. 
Durch eine Serie von Berichten internationaler Kommissio- 
nen und durch UN-Konferenzen wird bereits seit Jahren 
versucht, sich auf Veränderungen einzustellen. Doch so 
überzeugend auch viele Vorschläge und Konferenzergeb- 
nisse bisher sein mochten -sie müssen politisch wirksamer 
in die Praxis umgesetzt werden. 

Die Globalisierung gestalten 
Die Weltwirtschaft wächst schneller zusammen als je zuvor. 
Durch die Integration Europas und die Schaffung von 
überstaatlichen regionalen Binnenmärkten in verschiede- 
nen Weltregionen ergeben sich stärkere internationale Ver- 
flechtungen. Die lnternationalisierung der Wirtschaft, der 
weltweite Abbau von Handelsschranken, die Existenz eines 
globales Finanzmarktes und die stärkerer werdenden Wirt- 
schaftskräfte früherer Entwicklungsländer haben die welt- 
weite Mobilität von Waren und Dienstleistungen erhöht. 
Zwar weisen einige Regionen wie Südostasien starke Wirt- 
schaftswachstum auf, doch aus der Sicht der überwiegen- 
den Zahl der ärmeren Entwicklungsländer ergeben sich mit 
der wirtschaftlichen Globalisierung erhebliche Risiken und 
Nachteile. Die meijten Entwick4ungsMnder haben aus in- 
ternen und weltmarktbedingten Gründen keinen oder nur 
unzulänglichen Eintritt in die Weltmärkte gefunden oder 
fallen, wie die meisten der afrikanischen Länder, in tiefes 
Elend zurück. Kein Land und keine Region kann sich den 
wirtschaftlichen Globalisierungsprozessen entziehen, sie 
rücken aber je nach unterschiedlichen Ausgangsbedingun- 
gen, geographischen Gegebenheiten, Ressourcen, Infra- 
strukturen, Bevölkerungsdichte, Qualifikationsstrukturen 
und Traditionen in völlig verschiedene Positionen und sind 
entweder Gewinner, Mitspieler oder Verlierer der wirt- 
schaftlichen Globalisierungsprozesse. 

Entwicklungspolitik als 
globale Strukturpolitik 

von Heidemarie Wieczorek-Zeul* 

Die Wirtschaft der Industrieländer, insbesondere aber 
die großen Konzerne, versuchen nicht nur ihre Waren und 
Dienstleistungen in neue und bisher unerschlossene Märk- 
te zu exportieren, sondern verlagern auch Produktions- 
standorte dorthin, wo die Arbeitskosten niedriger sind und 
gesetzliche Regelungen zum Schutz der arbeitenden Men- 
schen sowie Gewerkschaftsrechte nicht oder kaum existie- 
ren. Die Summe der weltweiten Investitionen hat sich in 
den letzten 10 Jahren vervierfacht. Diese Direktinvestitio- 
nen von Kapital in Entwicklungs- und Schwellenländer sind 
weitaus höher, als die Industrieländer insgesamt an Mitteln 
für die Entwicklungszusammenarbeit aufwenden. Und es 
kommt hinzu: 80% der Direktinvestitionen fließen in nicht 
mehr als 12 Länder, und die armen Entwicklungsländer er- 
halten davon kaum etwas, obwohl sie besonders dringend 
lnvestitionen benötigen. 

Die Internationalisierung der Märkte für Kapital- und 
Geldanlagen hat die nationalen Möglichkeiten zur Steue- 
rung wirtschaftspolitischer Prozesse vermindert. Die drasti- 
schen Schwankungen der 
Wechselkurse durch Wäh- 
rungsspekulationen haben den 80% der Direktinvestitionen fließen in 
internationalen Wettbewerb nicht mehr als 12 Länder, die armen 
verfälscht und Industriestand- 
orte qefährdet, Die Volkswirt- Entwicklungsländer, die sie besonders - 
schaften sind krisenanfälliger dringend benötigen, erhalten davon 
geworden. Was wir brauchen, 
ist eine neue internationale Fi- kaum etwas. 

nanzarchitektur, die gewährlei- 
stet, daß durch internationale Kooperation und Rahmen- 
setzungen die Steuerung der Wirtschaft ermöglicht wird, 
ohne die jeweilige nationale Wirtschaftspolitik aus ihrer 
Verantwortung zu entlassen. Der durch den Spekulations- 
kapitalismus ausgelösten Anstieg der Realzinsen hat nicht 
nur Auswirkungen für Arbeitsplätze in Deutschland und in 
Gesamteuropa, sondern hat aufgrund der Verschuldungs- 
problematik drastische Auswirkungen auf die Weltwirt- 
schaft und insbesondere auf die Entwicklungsländer. Eine 
neue internationale Finanzarchitektur erfordert eine Stabi- 
lisierung der Wechselkurse und der Zinsen sowie als mittel- 
fristiges Ziel Steuerabsprachen im Rahmen der G8-Länder. 
Dazu gehören z.B. auch neue moderne Systeme der Ban- 
kenaufsicht sowohl in den Industrie-, als auch in den Ent- 
wicklungsländern. 

Die Politik muß die wirtschaftlichen Globalisierungspro- 
zesse mit gestalten. Das bedeutet, daß die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen eines politischen, sozialen und 
ökologischen Ordnungsrahmens bedürfen, um den Aus- 
wüchsen einer ungerechten Urnverteilungspolitik zu be- 

* Heidemarie Wieczorek-Zeul ist Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) 
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gegnen. Dies ist nur durch eine lnternationalisierung der 
Politik und ihrer Entscheidungsprozesse zu erreichen. Jedes 
allein nationalstaatliche Denken würde in Partikularismus 
mit der Folge neuer Konflikte zurückfallen. Deshalb hat sich 
die Rolle der Nationalstaaten verändert, ihnen sind neue 
Aufgaben zugekommen: 
(1) Im Verbund mit anderen Nationalstaaten und interna- 
tionalen Organisationen müssen die negativen Trends und 
Auswirkungen der Globalisierung analysiert und diesen 
durch abgestimmte Entscheidungen begegnet werden; 
dazu gehört auch, daß destruktive globale Wirkungen auf 
nationale Gesellschaften abgewehrt werden müssen. 
(2) Der Nationalstaat rnuß gewährleisten, daß die auf mul- 
tilateraler Ebene getroffenen Entscheidungen auf nationa- 
ler, regionaler und lokaler Ebene umgesetzt werden. 
(3) Der Nationalstaat wird zunehmend Koordinierungsauf- 
gaben innerhalb der internationalen politischen Systeme 
zu leisten haben, weil Globalpolitik auf nationalstaatliche 
Selbstkoordination angewiesen bleibt. Und 
(4) werden die Kooperationsaufgaben in regionalen Inte- 
grationsprojekten zunehmend an Bedeutung gewinnen. 

Als wichtige Bausteine der Internationalisierung der 
Politik stehen das UN-System, das dringend neuer Refor- 
men unterzogen werden muß, sowie die internationalen 
Abkommen bzw. Vereinbarungen im Mittelpunkt globaler 
Strategiekonzepte. Ebenso wichtige Bausteine sind gesell- 

schaftlichen Akteure in der Zi- 
vilgesellschaft, insbesondere 

Es ergibt sich ein erweiterter die Nichtregierungsorganisa. 

Sicherheitsbeariff für die nationalen tionen. In der ~ivilgesellschaft 
2 

sind die Problemlösungskapa- 
und europäischen Interessen, der über zitäten besonders groß, Der 
militärische Instrumente hinausgeht. Zentralstaat ist auf die Delega- 

tion von Steuerungspotentia- 
len von der nationalen auf die 

regionalen und kommunalen Ebenen besonders angewie- 
sen, um die Bevölkerung in die Mitgestaltung einer inter- 
nationalen Öffentlichkeit einzubeziehen. Ohne eine solche 
Einbeziehung der Bevölkerung werden z.B. die Stärkung 
von Demokratie, die Beachtung von Menschenrechten, die 
Durchsetzung von Umweltschutzmaßnahmen etc. nicht 
nachhaltig sein. 

Das neue Verständnis von Entwicklungspolitik 
Mit diesen -hier nur skizzenhaft dargestellten -Vorausset- 
zungen ergibt sich auch ein neues Verständnis der Ent- 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

wicklungspolitik. Das traditionelle Selbstverständnis von 
Entwicklungspolitik war die Förderung der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung in den Partnerländern. Unser 
neues Verständnis liegt darin begründet, daß Entwick- 
lungspolitik ein Politikfeld ist, das im Rahmen der interna- 
tionalen Beziehungen, also auch der Außen- und Sicher- 
heitspolitik,, zur globalen Sicherheit beiträgt. Durch die 
Mitgestaltung der Verhältnisse in anderen Ländern, durch 
die Beeinflussung der internationalen, regionalen und na- 
tionalen Rahmenbedingungen und durch die Realisierung 
von Projekten und Programmen in den Partnerländern lei- 
stet die Entwicklungspolitik Beiträge zur globalen Zu- 
kunftssicherung. Deutschland hat sich in seiner Konzeption 
und der Durchführung der Entwicklungspolitik internatio- 
nal einen insgesamt guten Ruf erworben und hat als eines 
der ersten Industrieländer die Vergabe von Mitteln für die 
Entwicklungszusammenarbeit mit Kriterien wie der Beach- 
tung der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Gewährung 
von Rechtssicherheit verbunden, dem sich andere Indu- 
strieländer in ähnlicher Weise angeschlossen haben. Hinzu 
kommt, daß der Pluralismus in der Entwicklungszusam- 
menarbeit durch eine Vielzahl von Organisationen zu ei- 
nem ,,Markenzeichen" deutscher Entwicklungspolitik ge- 
worden ist, wenngleich auch hier Reformen erforderlich 
sind. Andererseits findet in der deutschen Öffentlichkeit 
die Entwicklungspolitik noch nicht die erforderliche politi- 
sche Unterstützung, damit die globale politische Mitver- 
antwortung Deutschlands wirkungsvoll wahrgenommen 
und umgesetzt werden kann. 

Neue internationale Problemlagen stellen jedoch, wie 
bereits skizziert, neue Herausforderungen an die Entwick- 
lungspolitik. Deutschland hat in der Europäischen Union 
und als Bündnispartner des Westens Interesse an der poli- 
tischen Stabilität in den Entwicklungsregionen der Welt 
und ist weiter herausgefordert, den Wandel in der Welt 
mitzugestalten. Stichworte für die globalen Risikoentwick- 
lungen sind Armut und Hunger, Migrationen, regionale 
ethnische Konflikte, Umweltzerstörungen und Klimaverän- 
derungen mit ihren Folgen und wirtschaftliche Interessen. 
Damit ergibt sich ein erweiterter Sicherheitsbegriff für die 
nationalen und europäischen Interessen, der über militäri- 
sche Instrumente für die Erhaltung der Sicherheitsinteres- 
sen (,,menschliche Sicherheit") hinausgeht. Die Folgeko- 
sten etwa der Umweltzerstörungen, der Klimaerwärmung 
oder der Flüchtlingsbewegungen sind ungleich höher als 
eine präventiv-vorausschauende Politik, die entsprechende 
Investitionen leisten rnuß. 

Die Definition klarer Aufgaben und Schwerpunktset- 
Zungen ist für die Interessen Deutschlands ebenso erfor- 
derlich wie die Akzeptanz der internationalen Entwick- 
lungszusammenarbeit bei der Bevölkerung. Die sog. „Un- 
terentwicklung" in vielen Regionen der Welt ist ebenso auf 
interne Rahmenbedingungen in vielen Ländern, wie auch 
auf externe Ursachen zurückzuführen. Die internationale 
Finanz- und Wirtschaftspolitik, die Welthandelspolitik und 
Verschuldungsfragen haben einen großen Einfluß auf die 
Entwicklungsbedingungen in den verschiedenen Regionen 
der Welt, wobei die Entwicklungspolitik nicht mehr den 
Charakter eines ,,Reparaturbetriebs" haben darf, sondern 
diese Prozesse mitgestaltet. 

Ziele der Entwicklungspolitik 
Das Ziel der deutschen Politik ist, zur Zukunftssicherung für 
künftige Generationen und zu einer nachhaltigen men- 
schenwürdigen Entwicklung beizutragen. Entwicklungs- 
politik ist Friedenspolitik und Politik globaler Zukunftssiche- 

EUROPA UND DIE LINKE 

schwer auszumachen, da die natio- 
nalistische Gruppierung die Partei 
weitgehend dominiert. Es gibt ei- 
nen eher leninistisch geprägten 
Flügel, der immer wieder - wie im 
Parteiprogramm - für die Einbrin- 
gung von traditionell bolschewisti- 
schen Positionen sorgt. Eine dritte, 
die von Joan Barth Urban und Vale- 
rij Solovej ausgemacht wird, ist die 
um eines der Präsidiumsmitglieder, 
Kupcov, gescharte Gruppe, die von 
ihr in die Nähe der Sozialdemokra- 
tie gerückt wird.l5 Diese Sichtweise 
ist m.E. nicht korrekt. Auch wenn 
die KPRF nicht völlig homogen ist, 
so ist das Koordinatensystem, in 
dem sie sich bewegt so angelegt, 
daß Nationalismus und traditionel- 
ler Kommunismus für die KPRF die 
Achsen ihrer Bewegung bilden. Die 
KPRF wird von radikaleren Gruppie- 
rungen, die den einen oder ande- 
ren Teil der programmatischen 
Spannbreite abdecken in eine Rich- 
tung gedrängt, die nichts mit  Sozi- 
aldemokratie oder gar einem west- 
europäischen Marxismus im Sinne 
Gramscis oder der Kritischen Theo- 
rie zu tun hat. 

Auch wenn Zjuganov seinem je- 
weiligen Publikum entsprechend die 
Aussagen seiner Auftritte variiert, so 
tritt die Frage der Errichtung einer so- 
zialistischen Gesellschaft zugunsten 
der Errichtung eines mächtigen russi- 
schen Staates in jedem Falle in den 
Hintergrund. Er versucht dagegen, 
sich in der Rolle des Vorsitzenden und 
Kandidaten des Volkspatriotischen 
Bundes eine verbreiterte Basis über 
die KPRF hinaus zu schaffen.16 Dies ist 
nach der ökonomischen Katastrophe 
in Rußland im letzten Jahr nachvoll- 
ziehbar, in deren Gefolge sich der na- 
tionalistische Diskurs, der gegen IWF, 
USA und den Westen als dekadente 
Zivilisation gewandt ist, verschärft 
hat." 

Hier aber kann es zu Spannungen 
kommen, wie der Bruch des Kommu- 
nistischen Jugendverbandes unter sei- 
nem Generalsekretär Malirov mit der 
KPRF zeigt. Der Komsomol ist nicht 
mehr bereit, die Blut-und-Boden-Rhe- 
torik der Parteiführung und ihres Vor- 
sitzenden als adäquate Strategie für 
die Entwicklung in Rußland hinzu- 
nehmen. Es erscheint, als ob der Ju- 
gendverband in seiner neugewonne- 
nen Eigenständigkeit die Richtung ei- 
ner modernisierten sozialistischen Or- 
ganisation anzustreben sucht. Bislang 
ist in Planung, in den kommenden 
Wahlen eine eigene Liste aufzustel- 
len.I8 

Perspektiven 
Der Krieg der NATO gegen Serbien 
stärkt die nationalistische Linie der 
KPRF. Verbunden mit einem panslavi- 
stischen Verständnis des serbischen 
Schicksals wird der Krieg zur russi- 
schen Sache. Die KP kann diesen ge- 
danklichen Zusammenhang und die 
Unfähigkeit der Jelzin-Clique, dem 
Krieg in Serbien entgegenzuwirken, 
für sich nutzen und das Mitgefühl für 
die serbischen, die orthodoxen, die 
slavischen Brüder und Schwestern für 
die eigenen Zwecke nutzen: Das 
Schicksal der Serben kann auch von 
den Russen erfahren werden, wenn 
sie nicht ihre eigenen nationalen In- 
teressen notfalls mit Gewalt verteidi- 
gen. 

Abschließend ist zu sagen, daß 
die KP in Rußland keineswegs mehr 
eine ihrem Namen entsprechende 
Politik betreibt. Sie ist eine stark na- 
tionalistisch geprägte Partei, die we- 
der in der praktischen Politik noch in 
ihrer theoretischen Orientierung 
eine fortschrittliche Konzeption ver- 
tritt. Wahrscheinlich wird sie auf- 
grund ihrer nationalistischen Rheto- 
rik die Wahlen zur Duma im kom- 
menden Herbst deutlich gewinnen. 
Danach steht ihr der Weg zur Ablö- 
sung des jetzigen Präsidenten offen. 
Zjuganov hat also gute Chancen, 
den erbärmlich wirkenden Jelzin ab- 
zulösen. Was dann aus Rußland 
wird, steht in den Sternen, aber die 
Beziehungen des Westens zu Ruß- 
land werden unter der Ägide der 
Kommunistischen Partei nicht bes- 
ser werden, und dem menschlichen 
Fortschritt dient diese Entwicklung 
keineswegs. SPW 

I  Vgl. bspw. Imperializm, kak vysjaja stadi- 
ja kapitalizma. In: V. I. Lenin, Soclnenija, 
Bd 22, Moskau 1952, S. 173 - 290. 
Lenin selbst schwankte m.E. zwischen 
beiden Ansatzen, ohne dies vor seinem 
Tode für sich selbst und die KPdSU klären 
zu konnen. Zur Formulierung von Stalins 
,,Theorieu des ,,Sozialismus in einem Lan- 
de", die besser ,,Sozialismus in Rußland" 
hieße vgl. K itogam rabot XIV konferencii 
VKP(b). In: I. V. Stalin, Socinenija, Bd. 7, 
Moskau 1947, S. 109 - 121. Vgl. hierzu 
lsaac Deutscher8 Paraphrase des Gehaltes 
von Stalins ,,Theorieu in Stalin. Einepoliti- 
sche Biographie. Berlin 1990. S. 376 - 
377. 
SO formuliert in Gosudarstvo i Revoljucija. 
Uenie marksizma o gosudarstve i zadaci 
proletariata V revojucii. In: V. I. Lenin, Soci- 
nenija, Bd. 25. Moskau 1952, S. 353 - 
462. 
Vgl. bspw. B. Volin, Velikij russkij narod. 
In: Bol'fevik. 911 938, S. 26 - 36. 
Vgl. hierzu div. Karikaturen in den sowje- 
tischen Zeitungen der Jahre 1936 - 
1938, insbesondere in lzvestija und Prav- 
da. 

6  Wenn man mit  Intellektuellen im heuti- 
gen Rußland zusammentrifft. so ist für 
die wenigsten der Marxismus westlicher 
Prägung eine Welt. mit der sie sich aus- 
einandergesetzt haben. Bspw. spielte Dia- 
lektik, auch wenn sie in vielen Ausarbei- 
tungen sowjetischer Herkunft betont 
wird, im Denken der wenigsten sowjeti- 
schen Theoretiker eine Rolle. Sie war im 
Grunde genommen seit der Stalin-Zeit 
zugunsten deterministischer Interpreta- 
tionen der Menschheitsentwicklung aus 
dem wissenschaftlich-theoretischen Dis- 
kurs der KPdSU verschwunden. Ein bered- 
tes Beispiel hierfür ist die parteioffizielle 
Variante der Theorie des Staatsmonopoli- 
stischen Kapitalismus. 

' Vgl. hierzu Leonid Luks, ~chulterschluß 
von Kommunisten und Faschisten. In: 
Frankfufier Allgemeine Zeitung, 19. No- 
vember 1994. Vesa Oittinen. Ein populi- 
stischer Zwitter. Rußlands KP zwischen Le- 
ninismus und Staatspatriotismus. In: Blät- 
ter für deutsche und internationale Poli- 
tik, 911 995, S. 946 - 955. 
Vgl. zu Makatev: Aufgrund der unklaren 
Haltung der Führung der KPRF zum Anti- 
semitismus hat die PDS die Verbindungen 
mit der Partei abgebrochen. Information 
von Boris Kagarlickij am 12. März 1999 in 
Moskau. 
Heinz Timmermann, Rußlands KP: Zwi- 
schen angepaßtem Leninismus und 
Volkspatriotismus. Begegnungen und Be- 
obachtungen anlaßlich des IV Kongresses 
der Zjuganov-Partei. In: Osteuropa, 81 
1997, 5. 751 

l0 Vgl. z.B. 111 s-ezd Kommunisticeskojpa~ii 
Rossijskoj Federacii (Materialy I dokumen- 
ty). Moskau 1995, S. 1. 

j1 Timmermann, 5. 753. 
l 2  Gennadij Zjuganov, Verju V Rossiju. Voro- 

ne 1995, S. 81. Ähnliches findet sich auch 
in Zjuganov, Za gorizontom. Orel 1995, 
oder in der Wahlplattform Rossija. Rodi- 
na. Narod! Predvybornaja platforma Kan- 
didata na post Prezidenta Rossijskoj Fe- 
deracii G. A. Zjuganova. In: Zavtra, 121 
1996. 

l 3  G. Zjuganov, Rossija i mir. In: Gosudarst- 
venno-patrioticeskoe ob-edinenie 
,,Duchovnoe nasledie", Sovremennala 
Russkaja ldeja i Gosudarstvo. Moskau 
1995.5. 11 -12. 

j4 Der Autor konnte dies bei verschiedenen 
Gelegenheiten in Diskussion mit  russi- 
schen Kommunalpolitikern aus der KPRF 
mtierleben. So z.B. im Gespräch. gemein- 
sam mit  Dr. Heinz Timmermann. mit  Ni- 
kolaj K. Maksjuta. dem jetzigen Gouver- 
neur des Volgograder Gebietes im Juni 
1996. Vgl. Frank Schauff, Ungeahnte Dy- 
namik der Regionen. Wahlbeobachtung 
in Wolgograd. In: Osteuropa. 1111996, S. 
1120. 

j5 Joan Barth Urban, Valerii D. Solovei, 
Russia's Communists at the Crossroads. 
Boulder 1997, S. 180, 

l 6  Z.B. bei seinem Auftritt vor dem Deutsch- 
Russischen Forum am 26. November 
1998 in Bonn. 

l7 Vgl. hierzu den Artikel des ehemaligen 
Vorsitzenden der Sozialdemokratischen 
Partei Rußlands, Boris Orlov, Rußland auf 
der Suche nach einer neuen Identität. In: 
Osteuropa, 511 999, S. 470 - 485. 

l 8  Gesprach mit Igor' D. Malirov, Generalse- 
kretär des Kommunistischen Jugendver- 
bandes Rußlands, am 12. März 1999 in 
Moskau. 

Wahrscheinlich wird 
die KPRF die Wahlen 
zur Duma i m  
kommenden Herbst 
deutlich gewinnen. 
Zjuganov hat gute 
Chancen, den 
erbärmlich wirken- 
den Jelzin abzulö- 
sen. 
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In der historischen 
Betrachtung durch 
Zjuganov wird die 

russische Geschichte 
eher durch Kontinui- 
täten geprägt, denn 
durch den Bruch der 

Oktoberrevolution. 

klären und fortschrittliche Wege zur 
Menschheitsentwicklung zu entwik- 
keln, als vielmehr die Stärkung der 
sowjetischen und d.h. häufig genug 
russischen Staatlichkeit zu garantie- 
ren.6 

Von der KPdSU zur KPRF 
Mit  dem Zusammenbruch der 
UdSSR und dem Zerfall der KPdSU 
gelang es einem großen Teil der 
führenden Kommunisten, sich in 
der ein oder anderen Weise in die 
neuen gesellschaftlichen Bedingun- 
gen des brutalen und rudimentären, 
da peripheren Kapitalismus russi- 
scher Prägung einzupassen und 
schnell die ideologische Seite zu 
wechseln. Für viele blieb, und das ist 
das Verbindende in der russischen 
politischen Landschaft heute, die 
Identifikation mit Rußland als Groß- 
macht, die nicht erst im Dezember 
1991 geboren wurde. 

Die KPRF, die 1993 gegründet 
wurde, hat v.a. die Gruppe von Mit- 
gliedern in sich aufgenommen, für 
die Kommunismus neben der Ver- 
staatlichung der Produktionsmittel 
und einer gewissen sozialen Absiche- 
rung, eben auch russische Hegemo- 
nie im eigenen Land, in Osteuropa 
und gegenüber dem Westen bedeu- 
tete. Dies führte bereits Anfang der 
neunziger Jahre in der russischen Po- 
litik zu einer Zusammenführung der 
Kommunisten mit extrem nationali- 

stischen und z.T. faschistischen 
Gruppierungen, die sich in einer 
Volkspatriotischen Front zusammen- 
schlossen, die bis heute ein von der 
KP dominiertes politisches Bündnis 
darstellt.' 

Die KPRF bewegt sich seit mehre- 
ren Jahren entgegen den Entwick- 
lungslinien der meisten Kommunisti- 
schen Parteien Osteuropas, die sich 
weitgehend in Richtung Sozialdemo- 
kratie entwickelt haben, hin zu ei- 
nem rechtsnationalen Bündnis, in 
dem der traditionelle, in der Alltags- 
philosphie der Menschen verwurzel- 
te Antisemitismus und eine latente 
Xenophobie als politische Größe ge- 
pflegt werden. Insofern ist es kein 
Wunder, daß unter den gegebenen 
Verhältnissen der sich verschärfen- 
den innenpolitischen Kontroverse 
zwischen den verschiedenen Macht- 
zentren der russischen Gesellschaft 
der General Makaiev, Duma-Abge- 
ordneter der KPRF, seinem Antisemi- 
tismus öffentlich freien Lauf lassen 
kann.* 

Die Ideologie Zjuganovs 
Die Programmatik der KPRF, die mit 
mehr als 500.000 Mitgliedern die 
größte und im eigentlichen Sinne 
einzige Partei Rußlands istg, ist hy- 
brid. So heißt das Motto der Partei 
,,Rußland, Arbeit, Volksmacht, So- 
z i a l i s m u ~ ! " ~ ~  und so ,,präsentierte 
sich die KPRF [auf ihrem IV. Parteitag 

EUROPA UND DIE LINKE 

im April 19971 als amorpher Zwitter 
linkssozialistischen und nationalpa- 
triotischen Gedankenguts"". Als 
Kostprobe für diesen Nationalismus 
mag ein Zitat aus dem Buch Zjuga- 
novs, des Vorsitzenden der KPRF seit 
ihrer Gründung, mit  dem aussage- 
kräftigen Titel Ich glaube an Ruß- 
land gelten: Der ,,vernünftige Teil 
unserer Gesellschaft kommt zu einer 
offensichtlichen Folgerung: man hat 
uns praktisch vor eine harte Alterna- 
tive gestellt - entweder sich einer 
Diktatur von außen zu unterwerfen 
und Rußland, die Ehre, das Gewis- 
sen zu verlieren, unser Volk, unsere 
Ideale und Heiligtümer, unsere 
ruhmvollen, mächtigen Ahnherren 
zu verraten oder [ . . . I  die Zähne zu- 
sammenzubeißen und Kräfte zu 
sammeln und - wie es in unserer 
Geschichte schon [mehrfach] vor- 
kam - auf der Brandstätte unseres 
Kriegsruhmes das neue, selbständi- 
ge und große Rußland zu verteidi- 
gen. [ . . . I  Die Grundlage der außen- 
politischen Konzeption für Rußland 
kann nur die Idee der nationalen In- 
teressen sein."12 

In der historischen Betrachtung 
durch Zjuganov wird die russische 
Geschichte eher durch Kontinuitä- 
ten geprägt, denn durch den Bruch 
der Oktoberrevolution. Letztlich 
war die Sowjetunion die Weiter- 
führung des Russischen Imperiums, 
der russischen Staatlichkeit in einer 
anderen Hülle. Zjuganov taucht zu- 
weilen tief in die Geschichte ein 
und Iäßt dabei jegliche marxistische 
Kategorie hinter sich, wenn er 
bspw. das große Schisma zwischen 
Katholischer und Orthodoxer Kir- 
che von 1054 zur Geburtsstunde 
des modernen Westens macht und 
er feststellt, „daß das Schicksal der 
Welt sich in  der Interaktion zwi- 
schen drei Zivilisationen entschied: 
der orthodoxen (byzantinisch-slavi- 
schen), der westeuropäische und 
der moslemischen 

Differenzen innerhalb der KPRF 
Doch Zjuganovs ideologische Linie 
wird nicht von allen in der KPRF ge- 
teilt. Es gibt in dieser Partei neben 
den Nationalisten Zjuganovscher 
Prägung auch solche, die in  den 
Städten und Gemeinden (rajony), 
in den Kreisen (oblasti) Verantwor- 
tung übernommen haben und sich 
in ihrer kommunalpolitischen Praxis 
wenig um theoretische Prämissen 
und die Wiedergeburt Rußlands in 
geistiger Hinsicht scheren.14 Fest- 
gefügte Fraktionen sind in der KPRF 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

rung. Sie trägt zu einer Gesamtpolitik für die Umsetzung 
einer ökologisch und sozialverträglichen Politik bei, die den 
Vernetzungen verschiedener Problembereiche (Umwelt- 
und Ressourcenzerstörung, Klimaveränderung, Armut und 
Arbeitslosigkeit, Krisen und Konflikte, Bevölkerungswachs- 
tum, wirtschaftliche Verflechtungen) Rechnung trägt. Eine 
im europäischen Kontext der EU ausgerichtete Entwick- 
lungspolitik ist ohne eine globale Ausrichtung nicht denk- 
bar. 

Die Aufgaben der Entwicklungspolitik als globale Struk- 
turpolitik bestehen in strategischen und operativen Vorha- 
ben, die u.a. dazu beitragen, eine Globalisierung des de- 
mokratischen Rechtsstaats und der Menschenrechte zu 
verwirklichen, durch Entschuldungen von Entwicklungs- 
ländern diesen neue Entwicklungschancen zu ermögli- 
chen, die Globalisierung mit ökologischer Modernisierung 
verbinden, die interkulturelle Verständigung ui fördern und 
zur Krisenprävention und friedenserhaltenden Stabilität 
beizutragen. Die folgenden Bereiche charakterisieren bei- 
spielhaft die Aufgaben der Entwicklungspolitk als globale 
Strukturpolitik. 

(1) Eine Demokratisierung des Rechtsstaats ist 
anzustreben 
Der freiheitlich-demokratische Rechtsstaat ist eine Not- 
wendigkeit auch für Staaten mit unterschiedlichen sozio- 
kulturellen und wirtschaftlichem Hintergrund. Das demo- 
kratische Prinzip des Schutzes der Schwächeren muß inter- 
nationaler Standard werden. Rechtssicherheit, die übrigens 
allen, auch wirtschaftlichen Initiativen zugute kommt, ist 
eine der Grundvoraussetzungen für die Entfaltung des Ein- 
zelnen und ermöglicht erst die universale Verwirklichung 
der Menschenrechte. Die Erklärung der Allgemeinen Men- 
schenrechte von 1948 sowie die beiden Menschenrechts- 
pakete der Vereinten Nationen von 1966, die Beschluß- 
empfehlungen der ,,Agenda 21" von 1992 und die Ergeb- 
nisse der Weltkonferenz über Menschenrechte von 1993 
halten einvernehmlich fest: Demokratie, Entwicklung und 
Verwirklichung der Menschenrechte sind untrennbar mit- 
einander verbunden und stärken sich gegenseitig. 

Der demokratische Rechtsstaat ermöglicht die für wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklungsprozesse 
erforderliche ,,partizipative Demokratie", d.h. die Beteili- 
gung aller Bevölkerungsgruppen am politischen Leben - 
und das nicht nur an Wahltagen. Er ist eine der Grundvor- 
aussetzungen für eine menschenwürdige, armutsbeseiti- 
gende und nachhaltige Entwicklung. 

Die Festschreibung und Universalisierung der Men- 
schenrechte in einem formalen Rechtssystem ist eine be- 
deutende historische Errungenschaft der Industriegesell- 
schaften. Um die Demokratie zu globalisieren, müssen Pro- 
zesse gefördert werden, die traditionale Machtstrukturen 
und Hierarchien und darin begründete Formen der Aus- 
beutung von Menschen ablösen zugunsten demokrati- 
scher Konfliktlösungen und Machtstrukturen durch offene 
und transparente Wahlen. Die mit Demokratisierungspro- 
zessen verbundenen Leitideen der Verständigung und Par- 
tizipation zivilgesellschaftlicher Gruppen am politischen 
und gesellschaftlichen Leben können neue Entwicklungs- 
spielräume eröffnen und optimieren. Dazu gehören auch 
Gewerkschaftsrechte zur Durchsetzung von legitimen Ar- 
beitnehmerinteressen. 

Rechtsstaatliche Strukturen, die einen sozialen Aus- 
gleich garantieren, ermöglichen unter den Bedingungen 
wirtschaftlicher Globalisierung mehr gesellschaftliche 
Steuerung von Entwicklungserfordernissen. Daraus folgt, 

daß mehr und mehr die Länder nur dann wettbewerbsfä- 
hig sein werden, wenn sie über Rechtsstaatlichkeit und 
freie Marktbildung hinaus die politischen, sozialen und 
mentalen Voraussetzungen für Verständigung und politi- 
sche Partizipation bereitstellen, fördern und entfalten. 

(2) Ein Weg aus der Schuldenfalle rnuß gesucht 
werden 
Seit zwei Jahrzehnten leiden viele Entwicklungsländer un 
ter Schuldenproblemen, die sie daran hindern, erforderli- 
che Investitionen für ihre Entwicklungsprozesse vorzuneh- 
men. Seit langem drosselt die Schuldenlast das Wirt- 
schaftswachstum, zerstört Entwicklungsmöglichkeiten, 
und niemand kann beziffern, wie viele Krankenhäuser und 
Schulen hätten gebaut, wie viele Lehrer bezahlt und wie- 
viel Umweltzerstörung hätte vermieden werden können, 
wenn die Rückzahlungen in eigene Entwicklungsvorhaben 
hätten investiert werden können. Nicht zuletzt durch hohe 
Schuldenlasten werden viele Entwicklungsländer margina 
lisiert und an den Rand gedrängt und sind überfordert, so 
wie z.B. Tansania: Mehr als 40 Prozent seiner Steuerein- 
nahmen wendet der afrikanische Staaten für seinen Schul- 
dendienst auf und doch kann er nur ein Drittel der anste- 
henden Zahlungen leisten. 

Viele der ärmeren Entwicklungsländer sind in eine 
Schuldenfalle geraten, und das oft nicht aus eigener 
Schuld, sondern wegen unerwarteter wirtschaftlicher Bela- 
stungen, sinkender Rohstoffpreise, hoher internationaler 
Zinsen in früheren Jahren und durch viel zu unvorsichtige 
Kreditvergaben von öffentlichen und privaten Gläubigern. 
In solchen hochverschuldeten Staaten ist eine Entwicklung 
ohne Entschuldung kaum mehr möglich. 

Auf Initiative des Bundesministeriums für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) wurde ein 
Konzept für einen Schuldener- 
laßvorschlag für den Kölner Viele der ärmeren Entwicklungsländer 
Gipfel der acht Staats- und Re- 
gierungschefs (G8-Gipfel) im sind in eine Schuldenfalle geraten, 
Juni 1999ausgearbeitet. des- und das of t  nicht aus eiaener Schuld. ., 
sen Ziel darin besteht, eine 
deutliche Entlastung hochver- sondern wegen unerwarteter wirt- 
schuldeter armer Länder zu er- schaftlicher Belastungen. 
reichen. Diese lnititative richtet 
sich an arme Entwicklungslän- 
der mit einer Schuldenlast, die so hoch ist, daß die zu zah- 
lenden Zins- und Tilgungsleistungen eine nachhaltige und 
auf die Beseitigung von Armut und Ungleichheit gerichte- 
te Entwicklung stark behindern. 

Diese lnitiative baut auf der seit 2 Jahren laufenden 
WeltbankJWF-Initiative zugunsten hochverschuldeter ar- 
mer Länder auf (Heavily lndebted Poor Countries - HIPC), 
an der Weltbank, der Internationale Währungsfond (IWF), 
multilaterale Finanzierungsinstitutionen ebenso beteiligt 
sind wie Regionale Entwicklungsbanken, die Europäische 
Union und die im sog. Pariser Club zusammengschlosse- 
nen Gläubigerregierungen. 

Dieser Entschuldungsinitiative, die auf dem Kölner Gip- 
fel der G8-Staaten vorgelegt wird, liegen drei Kernpunkte 
zugrunde: 
1. Den ärmsten hochverschuldeten Länder (TB. Guinea- 
Bissau, Rwanda, Mosambik, Nicaragua, Tansania u.a.) soll- 
ten die Industrieländer alle Schulden aus der Entwicklungs- 
hilfe streichen, mit der Maßgabe, daß diese Länder den 
Schwerpunkt ihrer künftigen Politik auf Armutsbekämp- 
fung und auf eine sozial und ökologisch nachhaltige Ent- 
wicklung ihrer Länder legen. Dies bedeutet übrigens für die 
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Bundesrepublik Deutschland eine Streichung von bis zu 
1.5 Milliarden DM Altschulden; 
2. sollen überstaatliche Gläubiger wie Weltbank, IWF und 
der Pariser Club als Zusammenschluß der westlichen Gläubi- 
gerländer Schuldenlasten bereits dann deutlich mindern, 
wenn die Schuldnerländer drei Jahre lang (anstatt wie bisher 
sechs Jahre) eine sozial verantwortungsvolle, zukunftsorien- 
tierte Wirtschaftspolitik nachweisen können und 
3. sieht die Entschuldungsinitiative vor, daß bei staatlich ver- 
bürgten Handelsforderungen in Ausnahmefällen die Ober- 
grenze des Schuldenerlasses von bisher maximal 80 Prozent 
auf 100 Prozent angehoben wird. Dadurch können den 
ärmsten Ländern von der Bundesregierung noch einmal bis 
zu 1,4 Milliarden DM an Schulden gestrichen werden. 

(3) Die Globalisierung mit ökologischer Moderni- 
sierung verbinden 
Der lndustrialisierungsprozeß kann in der derzeitigen Form 
nicht global fortgesetzt werden. Bei Ausdehnung der indu- 
striegesellschaftlichen Produktions- und Konsumweisen auf 
alle Regionen der Erde würde eine nicht wieder gut zu ma- 
chende Zerstörung der natürlichen Lebensbedingungen ein- 

treten mit den Folgen entspre- 

Die Verständigung zwischen den ~ ~ 1 -  chender sozialer Katastrophen. 
Das bedeutet, daß die interna- 

turen wird eine der Voraussetzungen tionalen Umweltvereinbarun. 

sein, um vernünftige und Zukunfts- gen (z.B. die Klimakonferenzen) 
umgesetzt und auch die Be- 

fähige Formen des Zusammenlebens schlußempfehlunqen der Rio. 
auf dem Planeten Erde zu ermögli- Konferenzvon 1992 (,,~genda 

21 ") ernster als in der Vergan- 
chen. genheit genommen werden. Es 

gibt bereits weitgehend funktionierende internationale Um- 
weltregime, so z.B. in den Bereichen der Klimaveränderung, 
der Bekämpfung der Wüstenbildung, der biologischen Viel- 
falt und Schutz der Ozonschicht. 

Es wird aller Voraussicht nach nicht genügen, wenn die 
Entwicklungsländer auf dem Niveau von Umweltstandards 
produzieren, das heute in den Industrieländern erreicht ist. 
Internationale Vereinbarungen müßten auch die gegen- 
wärtige Produktionsweise der Industrieländer umorientie- 
ren, die die größten Energieverbraucher und Schadstof- 
femmitenten sind. Die entscheidende Frage dabei ist, wie 
unter den Bedingungen der sozialen Marktwirtschaft 
durch internationale Verträge eine Umorientierung auf 
,,nachhaltige Entwicklung" erreicht werden kann. 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

In der Europäischen Union gibt es bereits eine funktio- 
nierende und im Prinzip verbindliche Umweltpolitik, die in 
über 200 Richtlinien und Verordnungen ihren Niederschlag 
gefunden hat. Dieser Rechtsrahmen schützt die Wirt- 
schaftsunternehmen vor Preisnachteilen durch Umwelt- 
schutzmaßnahmen. Trotz einiger Umsetzungsdefizite der 
europäischen Umweltpolitik z.B. bei schleppenden Anhö- 
rungs- und Klageverfahren von Bevölkerungsgruppen „vor 
Ort" können die im Prinzip funktionierenden Demokratie- 
strukturen für einen wirksamen Umwelt-schutz auch Vor- 
bildcharakter für andere regionale Zusammenschlüsse be- 
kommen, um weltweit von unverbindlichen politischen 
Zielformulierungen zu wirksamen Umweltschutzmaßnah- 
men zu kommen. 

(4) Globalisierung mit interkultureller Verständi- 
gung verbinden 
Heute kann sich kaum eine Gesellschaft der Dynamik der wirt- 
schaftlichen Globalisierungsprozesse entziehen. Wirtschaftli- 
che, politische und soziale Entscheidungen werden zuneh- 
mend stärker auch auf die kulturellen Identitäten in einzelnen 
Gesellschaften und Regionen Auswirkungen haben. Die Ver- 
ständigung zwischen den Kulturen wird aber eine der Voraus- 
setzungen sein, um vernünftige und zukunftsfähige Formen 
des Zusammenlebens auf dem Planeten Erde zu ermöglichen. 
Wo es nicht gelingt, die Menschen aus der Armut zu befreien 
sowie ihnen eine menschenwürdige Lebensperspektive zu 
geben und darauf aufbauend ihre geistigen Potentiale und 
Qualitäten zu entfalten, kann es keine vernünftige Verständi- 
gung geben, die die Grenzen der Nationalstaaten, Regionen 
und Kulturen überschreitet. Und wenn es nicht gelingt, die 
Einsicht in diese Zusammenhänge in eine politische Vernet- 
zung und Entwicklungsdynamik im globalen Rahmen umzu- 
setzen, werden mit der übrigen Welt auch die Industriegesell- 
schaften nicht zukunftsfähig sein. 

Die globalen Kommunikationsmöglichkeiten durch 
neue Technologien führen zwangsläufig zu einem ver- 
mehrten Austausch zwischen den Kulturen: Versatzstücke 
anderer Kulturen werden in die eigene integriert und erge- 
ben eine wachsende Vielfalt von Verhaltensmustern und 
Werten. Die interkulturelle Verständigung ist eine Grundla- 
ge von Kommunikation und Konsensfindung und kann 
dazu führen, die Welt auch mit den Augen der Menschen 
anderen Kulturen zu sehen, deren Perspektive auch in das 
eigene Denken mit einzubeziehen ist, um gemeinsame Lö- 
sungswege für die Zukunftsprobleme zu finden. 

Insgesamt haben sowohl der Koalitionsvertrag als auch 
die neuen Akzente die Entwicklungspolitik gestärkt. Als eine 
auf globale Prozesse und Rahmenbedingungen orientierte 
Politik wird die Entwicklungspolitik zu einer neue Qualität 
der internationalen Zusammenarbeit beitragen. Wir können 
bereits einen Wandel des Verständnisses über den Stellen- 
wert, Funktion und Aufgaben der Entwicklungspolitik fest- 
stellen. Bei der Mitgestaltung der Weltordnungspolitiksollte 
Deutschland sein Gewicht als weltwirtschaftlich bedeuten- 
des Land einbringen und sich darum bemühen, den euro- 
päischen Integrationsprozeß als Modell für eine globale so- 
ziale und ökologische Marktwirtschaft auszubauen. 

Unsere Sicherheit hängt mehr denn je davon ab, inwie- 
weit es gelingt, politisch international das umzusetzen, was 
Willy Brandt in dem Bericht der Nord-Süd-Kommissiom be- 
reits vor über 20 Jahren schrieb: ,,Noch nie hat die Mensch- 
heit über so vielfältige technische und finanzielle Ressourcen 
verfügt, um mit Hunger und Armut fertig zu werden. Die 
gewaltige Aufgabe Iäßt sich meistern, wenn der notwendi- 
ge gemeinsame Wille mobilisiert wird." SPW 
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B is vor weniger als zehn Jahren Lande gerichtete angelegt.* Letztlich 
war die Kommunistische Partei setzte sich bekanntlich die Variante 
der Sowjetunion (KPdSU), aus Stalins durch. 

der 1993 die Kommunistische Partei Dies hatte profunde Verände- 
der Russische Föderation (KPRF) her- rungen des politischen und sozialen 
vorging, für viele Linke im Westen wie 
in der Peripherie der Inbegriff für so- 
zialistische Politik, Internationalismus 
und Fortschritt. Nach den offiziellen 
Darstellungen der Politik der KPdSU, 
der entscheidenden politischen Kraft 
der Sowjetunion, und der Wahrneh- 
mung ihrer theoretischen Prämissen 
und ihrer internationalistischen Au- 
ßendarstellung erscheint es erstaun- 
lich, welche Politik heute von der KPRF 
durch ihre Spitzenfunktionäre, aber 
auch an der Basis vertreten wird. 

In diesem Artikel soll zum ersten 
versucht werden, grob die theoreti- 
sche Entwicklung von den Bol'Seviki 
des beginnenden 20. Jahrhunderts 
zur nationalistischen Partei KPRF in 
den neunziger Jahren zu skizzieren. 
Zweitens soll der ideologische Rah- 
men, in dem sich die KPRF derzeit be- 
wegt, abgesteckt werden. Drittens 
wird eine Prognose der Entwicklung 
der Kommunistischen Partei in Ruß- 
land gegeben. 

Von Lenin zu Stalin 
Zunächst zur ideologischen Ent- 
wicklung der Kommunisten in Ruß- 
land und der Sowjetunion: Die vor- 
revolutionären Bol'Seviki definierten 
sich als bewußt begrenzt gehaltene 
Gruppe, die mit Hilfe einer revolu- 
tionären Theorie, basierend auf ei- 
ner spezifischen Interpretation des 
Marxismus, den Umsturz der herr- 
schenden Verhältnisse in Rußland 
anstrebten. Wegen eines bis heute 
nicht völlig klaien, ausgesprochen 
komplexen Prozesses gelang dies 
191 7 und in den folgenden Jahren 
bis zur Stabilisierung der sowjeti- 
schen Herrschaft Mitte der zwanzi- 
ger Jahre. 

Zunächst ist zur Theorie der 
Bol'Seviki, wie sie grundlegend - 
aber nicht ausschließlich -von Lenin 
formuliert worden war, zu bemer- 
ken, daß sie den revolutionär-eman- 
zipativen und internationalistischen 
Anspruch des Marxismus mit der 
Konzeption der nationalen Befreiung 
verband. D.h. die bolschewistische 
Theorie war auch immer ein auf na- 
tionale Befreiung gerichtetes Denk- 
konstrukt.' Insofern waren in dem 
Diskurs der von Lenin geprägten KP- 
Führung sowohl die internationalisti- 
sche Variante Trockijs als auch die 
auf die innere Stabilisierung im Sinne 
des Stalinschen Sozialismus in  einem 

Charakters der KPdSU zur Voraus- 
setzung. Erstens muß hier im Auge 
behalten werden, daß die Bol'Seviki 
mit  der Übernahme des russischen 
Staates, der letztlich - entgegen Le- 
nins Konzeption von der Revolution3 
- nicht zerschlagen wurde, ihren 
Charakter als revolutionäre Partei 
sukzessive verloren. Zweitens war 
die Revolution im Westen stecken- 
geblieben und diese Entwicklung 
führte zur Isolation der ökonomisch 
ruinierten UdSSR. Drittens, dies ist 
vielleicht der wichtigste Grund, die 
Partei änderte ihre soziale Zusam- 
mensetzung, da sie mit der Macht- 
übernahme und verstärkt seit der 
Mitte der zwanziger Jahre ihre Mit-  
gliedschaft um ein Vielfaches ver- 
größerte und damit die alten, inter- 
nationalistisch und vom Exil gepräg- 
ten Bol'Seviki, die zudem häufig jü- 
discher Herkunft waren, zu einer 
verschwindenden Minderheit wur- 
den, die in den Fraktionskämpfen 
der zwanziger Jahre relativ schnell 
ausgeschaltet werden konnten. Die 
Mitgliedschaft wurde seitdem zum 
großen Teil von Verwaltungsfunk- 
tionären bestimmt. Auch die seit 
der Kollektivierung der Landwirt- 
schaft und der einsetzenden Indu- 
strialisierung stattfindende Einbin- 
dung der ländlichen Bevölkerung in 
den sowjetischen Staat begünstigte 
eine soziale Veränderung der 
KPdSU, die eine nationalistische 
Theorieentwicklung im russisch-na- 
tionalistischen Sinne begünstigte. 

Sowjetisch = russisch 
Die KPdSU war in den Dreißigern 
schlichtweg nicht mehr die Partei der 
Bol'Seviki der Zwanziger. Sie war 
nicht mehr geprägt von Internatio- 
nalisten, sondern von einer weitge- 
hend mit dem Ausland unbekann- 
ten, xenophoben und antisemiti- 
schen Masse von unmittelbar der 
Bauernschaft entstammenden Mit-  
gliedern. Die theoretische Begünsti- 
gung durch die nach innen gerichte- 
te, von Stalin formulierte Theorie, 
führte letztlich im Terror der späten 
dreißiger Jahre und begünstigt durch 
die außenpolitische Bedrohung zu 
einer weitgehenden Zurückdrän- 
gung von internationalistischen Posi- 
tionen. Die russischeTradition wurde 
stärker akzentuiert, die Russen wur- 
den nun das führende unter den VöI- 

Russischer 
Nationalismus 
in rotem Tuch 

Die russischen Kommunisten der neunziger Jahre 

von Frank Schauff* 

kern der UdSSR.4 Der verhaßte Trok- 
kij wurde zum ,,Juden Trockij", der in 
manchen sowjetischen Karikaturen 
der dreißiger Jahre eine ähnliche Dar- 
stellung erfuhr wie Juden in Hitlers 
Deut~chland.~ 

Der Sieg im Zweiten Weltkrieg, 
der im Russischen der Große Vater- 
ländische Krieg ist, die neue strate- 
gische Position der UdSSR als Welt- 
und Atommacht, die Szenarien ei- 
ner ökonomischen Entwicklung, die 
helfen sollte, den Westen bis 1980 
einzuholen und zu übertreffen, die 
Expansion des Einflusses auf Osteu- 
ropa und in einer steigenden Zahl 
von Ländern der kapitalistischen Pe- 
ripherie, all dies verstärkte das weit 
verbreitete Gefühl des Nationalis- 
mus, der v.a. russisch geprägt war. 
Auch wenn die Linke im Westen 
dies nicht wahrhaben wollte, so war 
das Adjektivsowjetisch für viele rus- 
sische Kommunisten gleichbedeu- 
tend mit russisch. Diese Tatsache 
wurde v.a. dadurch kaschiert, daß 
westliche Ausländer i.d.R. nicht mit 
anderen als höheren Funktionären 
der KPdSU zusammentrafen, die 
ihre Lektion der internationalisti- 
schen Rhetorik gelernt hatten. In 
der Provinz oder in den niederen 
Rängen der Parteifunktionäre war 
der Nationalismus ebenso stark ver- 
ankert, wie der Marxismus ignoriert 
wurde. Auch waren die theoreti- 
schen Ausarbeitungen der meisten 
sowjetischen Sozialwissenschaftler 
weniger von dem Ziel geprägt, in 
marxistischer Sicht die Welt zu er- 

Auch wenn die Linke 
irn Westen dies nicht 
wahrhaben wollte, 
so war das Adjektiv 
sowjetisch für viele 
russische Kornrnuni- 
sten gleichbedeu- 
tend mi t  russisch. 

* Frank Schauff. Koln, Historikec Jugendbildungsreferent der Jusos 
Mittelrhem, schreibt seine Disseflation zur sowjetischen Geschichte. 
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zwischen Kommission, Mitgliedstaa- 
ten und Regionen gesplittet, wobei die 
regionale Ebene an Einfluß gewann. 
Die Kommission sicherte sich demge- 
genüber eine dominante Entschei- 
dungsposition bei der Entwicklung 
und Umsetzung von Gemeinschaftsin- 
itiativen" (S. 11 1). Die Funktionskon- 
kurrenz des ESF wurde folgend Kaluza 
auch nach der Reform von 1988 fort- 
gesetzt, allerdings gelang es erstmals, 
eine stärkere Konzentration auf weni- 
ger Schwerpunkte vorzunehmen. 

Erneute Reform 1993 
Im Kapitel III analysiert Kaluza den Re- 
formprozeß von 1993. Im Gegensatz 
zu den vergangenen Debatten zeich- 
nete sich dieser Umgestaltungspro- 
zeß durch eine breite Beteiligung ver- 
schiedenster politischer Akteure und 
Institutionen aus. Die Diskussion ent- 
zündete sich neuerlich am regionalen 
Ausgleichskonflikt, der durch die Re- 
form von 1993 in einer weiteren stär- 
keren Akzentuierung der Regionalför- 
derung gegenüber einer gemein- 
schaftsweiten, horizontalen Förde- 
rung innerhalb der Strukturpolitik der 
EG mündete. In der gleichen Linie 
steht der Bedeutungsverlust des ESF 
gegenüber dem Regionalfonds. So 
sank der ESF-Anteil an den gesamten 
strukturpolitischen Ausgaben von 
35% auf 30% (vgl. S. 131). Während 
es 1988 gelungen war, eine inhaltli- 
che Konzentration der Mittel vorzu- 
nehmen, wurden 1993 wieder - auch 
bedingt durch das nunmehr verbrei- 
terte Akteursnetzwerk - unterschied- 
lichste Gestaltungsaufgaben aus in- 
dustrie-, sozial- und gleichstellungs- 
politischen Begründungszusammen- 
hängen an den ESF herangetragen. 
Die industriepolitischen Anliegen 
konnten sich -wenn auch in der Pra- 
xis wenig effektiv - durch die Neufor- 
mulierung des Ziel 4 durchsetzen. 
Dieses umfaßte nun die Anpassung 
der Arbeitskräfte an die industriellen 
Wandlungsprozesse und an Verände- 
rungen des Produktionssystem durch 
Bildungsmaßnahmen. 

Damit wurde der ESF - wie Kaluza 
festhält -faktisch für alle Beschäftigten 
des produzierenden Gewerbes geöff- 
net. Dies stand allerdings in krassem 
Gegensatz zur relativ begrenzten Fi- 
nanzausstattung. Verbreitert wurde 
auch das neuformulierte Ziel 3, das 
neben den schon bisher erfaßten Ziel- 
gruppen ,,Langzeitarbeitslose" und 
,,Jugendliche3', nun auch die breit defi- 
nierte Gruppe der „vom Arbeitsmarkt 
Ausgegrenzten" umfaßte. Die gleiche 
Stoßrichtung hatte die vorgenomme- 
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ne Auffächerung der Interventionsar- 
ten. In Hinblick auf die Veränderung 
der administrativen Verfahren kam es 
einerseits zu einer höheren inhaltlichen 
Flexibilität, die mit einer verstärkten 
Kontrolle durch die Dienststellen der 
Kommission einherging. Den inhaltli- 
chen Gestaltungsspielraum sicherte 
sich die Kommission weiterhin über die 
Gemeinschaftsinitiativen. 

Bilanz der Rolle des ESF 
Die faktischen Erfolge der ~eformen 
seit 1988 betrachtend, kommt Kaluza 
zu dem Ergebnis, daß das wichtigste 
Ziel der ESF-Förderung - der Abbau 
der Arbeitslosigkeit - in den letzten 
beiden Föderperioden nicht erreicht 
wurde. ,,Angesichts des Ausmaßes der 
Arbeitslosigkeit hatten die ESF-Mittel 
kaum einen Effekt auf die Entwicklung 
in diesem Bereich. Die jeweils nationa- 
le Politik blieb entscheidend für die 
Entwicklung am Arbeitsmarkt" (S. 
152). Auch bezogen auf einzelne För- 
derschwerpunkte zeigt sich eine eher 
negative Bilanz: So entwickelte sich die 
Arbeitsmarktsituation in den einzelnen 
Regionen auseinander. Die Differenz 
zwischen den geschlechtsspezifischen 
Arbeitslosenquoten blieb bestehen 
und die Jugendarbeitslosigkeit ist mit 
einem EU-Durchschnitt von 21 % noch 
immer sehr hoch. 

Wie Kaluza aber in ihrem IV. Kapitel 
- einem Exkurs über den Stellenwert 
des ESF in der deutschen Arbeitsförde- 
rung - deutlich macht, gingen aber 
dennoch positive Impuls für die natio- 
nale Arbeitsmarktpolitik vom ESF aus. 
Neben einer durchaus quantitativen 
Bedeutung dieser Förderung für einige 
Regionen (etwa die ,,neuen" Bundes- 
länder) sind v.a. qualitative Aspekte zu 
nennen. So wurden durch diese euro- 
päische Förderung Ansätze einer Ver- 
bindung von Arbeitsmarkt- und Wirt- 
schaftspolitik hergestellt, die zuvor in 
der deutschen Politik nicht praktiziert 
wurden. Durch den ESF war es dar- 
über hinaus - im Gegensatz zur bun- 
desdeutschen Arbeitsmarktpolitik - 

möglich, Qualifizierungs- und Beschäf- 
tigungsmaßnahmen zu kombinieren, 
sowie innovative Maßnahmen (z.B. 
mit Kinderbetreuung für ,,Berufsrück- 
kehrerinnen") anzubieten, die eben- 
falls aus nationalen Mittel aufgrund 
der Förderungslogik des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes nicht durchführbar ge- 
wesen wären. 

Kaluzas Arbeit stellt einen gewinn- 
bringenden Beitrag für die Debatte um 
das Soziale Europa dar. Das Buch emp- 
fiehlt sich für alle Europainteressierten 
aus Theorie und Praxis. SPW 
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SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

m 29. Februar 2000 läuft das inzwischen vierte A Lome-Abkommen zwischen der EU und den AKP- 
Staaten aus. Es regelt die handels- und entwick- 

lungspolitischen Beziehungen zwischen den 1 5  EU-Mit- 
gliedern und der Gruppe von 71 Staaten Afrikas, der Kari- 
bik und des pazifischen Raumes. Die Verhandlungen um 
ein fünftes Abkommen sind in vollem Gang. Die Positionen 
der Verhandlungspartner weichen zum Teil erheblich von- 
einander ab. 

Vor diesem Hintergrund fand am 6. März in der nieder- 
sächsischen Landesvertretung in Bonn eine von den Jusos 
organisierte Konferenz statt. Ziele der Veranstaltung wa- 
ren, die Konfliktlinien zwischen den beiden Ländergruppen 
aufzuarbeiten, eine weitere informelle Klärung zu ermögli- 
chen und unser Anliegen für die Verhandlungen deutlich 
zu machen: den Lome-Prozess für eine neue europäische 
Initiative in der Entwicklungszusammenarbeit zu nutzen 
und Forderungen nach gerechteren Weltwirtschaftsbezie- 
hungen Nachdruck verleihen. 

Eingeladen waren als Vertreterlnnen aus der Wissen- 
schaft, Politik und NGO (Nichtregierungsornaisationen): 
Christiane Kesper (FES), Volker Kasch (VENRO -Verband 
entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisationen), 
Tsigereda Walelign (EP-Belgien) und Dr. Karl Wolfgang 
Menck (HWWA). Für die Jusos saßen Axel Kuhlmann und 
Daniel Reymann auf dem Podium (Moderation: Dirk Berg- 
rath und Markus Schömmel). Darüber hinaus waren Re- 
präsentanten der beiden Verhandlungspartner vertreten: 
Helmut Lehne, Referatsleiter des EU-Referats im BMZ und 
durch die deutsche EU-Präsidentschaft federführend an 
den aktuellen Verhandlungen beteiligt, sowie Heinrich V. 
Koppenfels, Referatsleiter des Referats Handels- und Roh- 
stoffpolitik im BMZ, sprachen für die deutsche und damit 
in weiten Teilen auch europäische Position. Mr. Ng'andu 
Peter Magande, Generalsekretär des Brüsseler AKP-Sekre- 
tariats, und Mr. Peter Gakunu, Chief of Trade and Customs 
Division, legten die Positionen der AKP-Gruppe dar. 

Die Veranstaltung war in zwei thematische Blöcke un- 
terteilt. Im ersten Block wurde in der Hauptsache der von 
der EU anvisierte und in ein neues Abkommen zu integrie- 
rende politische Dialog diskutiert. Im zweiten Block stan- 
den die zukünftigen handelspolitischen Vereinbarungen 
im Vordergrund. 

Neuer polit ischer Dialog 
Die Schwerpunkte der Auseinandersetzung in den Ver- 
handlungen um einen neuen politischen Dialog, welcher 
Good Governance, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die 
Einhaltung von Menschenrechten in den Mittelpunkt eines 
neuen Abkommens stellt, spiegelten sich auch in den 
Statements der Podiumsteilnehmenden wider. Die AKP- 
Staaten haben die Forderungen der Europäer nach An- 
wendung dieser Prinzipien längst akzeptiert - Mr. Magan- 
de hat dies noch einmal deutlich zum Ausdruck gebracht. 
Dennoch sind viele Fragen ungelöst und bedürfen einer 
Antwort: welche Kriterien sollen angewandt werden um 
die ,bonne eleves' von den schlechten zu unterscheiden, 
wie sind die noch nicht festgelegten Kriterien durchzuhal- 
ten und anzuwenden? In diesem Zusammenhang wandte 
sich Mr. Magande noch einmal mit Nachdruck gegen jede 
Form der Konditionalität. Herr Lehne sicherte ihm dies 
auch zu und betonte, daß der Verhandlungsverlauf um die 
Frage des neu zu installierenden politischen Dialogs noch 
offen sei. 

Ein weiterer Punkt, der in dieser Diskussion immer wie- 
der eine Rolle spielte, ist die Frage nach einer stärkeren Ein- 

Lome 2000 
Zwischen europäischer Markteroberungsstrategie und  entwick- 

lungspolitischem Impuls 

von lnka Wischmeier* 

beziehung eines erweiterten Akteurkreises. Sollen z.B. im 
Zuge der Diskussion um eine stärkere Einbindung der Zivil- 
gesellschaft NGO's in die Verhandlungen direkt miteinbe- 
zogen sein oder soll ihnen lediglich ein Beobachterstatus 
zugesprochen werden? Wie können auch private Unter- 
nehmen stärker von den Instrumenten und Möglichkeiten 
eines neuen Abkommens profitieren? Insbesondere Mr. 
Magande sprach sich dafür aus, den privaten Sektor stär- 
ker in ein zukünftiges Abkommen einzubinden. Er verwies 
aber auch auf die Schwierigkeiten vieler afrikanischer Staa- 
ten, zwischen den vielen kleinen vorhandenen Gruppierun- 
gen und für eine Zusammenarbeit relevanten NGO's zu 
unterscheiden. Eine Einbindung von NGO's wurde von ihm 
eher skeptisch betrachtet. Auch Christiane Kesper (FES) ver- 
wies darauf, daß eine direkte Einbindung von NGO's die 
Verhandlungen erschweren würde. 

Schwierig an der Diskussion war, daß keineIr der Betei- 
ligten deutlich gemacht hat, was gemeint ist: soll mit der 
0.g. Forderung eine größere Beteiligung aller an politi- 
schen und wirtschaftlichen Prozessen sowie an den kultu- 
rellen, sozialen und ökonomi- 

schen verbunden Zu oft  wird versucht, ein auf westli- 
werden, oder geht es darum, 
einen erweiterten Akteurkreis chen Gesellschaftsmodellen basieren- 
für ein effizienteres Funktionie- des Demokratieverständnis auf die 
ren der durch Entwicklungshil- 
fe vorgegebenen Maßnahmen Gesellschaften der AKP-Staaten zu 
heranzuziehen, ohne daß da- übertragen, ohne die ihnen zugrunde 
mit die zivilgesellschaftliche 
Ebene gestärkt wird? Hier zeigt liegenden Bedingungen zu beachten. 

sich ein weiteres Problem, das 
sowohl von Mr. Magande als auch von Jusos eingebracht 
wurde: zu oft wird versucht, ein auf westlichen Gesell- 
schaftsmodellen basierendes Demokratieverständnis auf 
die Gesellschaften der AKP-Staaten zu übehragen, ohne 
die ihnen zugrunde liegenden Bedingungen zu beachten. 

Kohärenz u n d  Koordinierung der europäischen 
Entwicklungszusammenarbeit 
Eine wichtige Rolle nahm in der Diskussion die Frage 
nach einer stärkeren Kohärenz und Koordinierung der 
europäischen Maßnahmen in der Entwicklungszusam- 
menarbeit ein. Zum einen stellte Herr Lehne dies als 
Kernpunkt jetziger und zukünftiger europäischer Ent- 
wicklungspolitik heraus, zum andern schilderte Mr. Ma- 
gande eindrucksvoll die Absurdität des entwicklungspo- 
litischen Geschehens an konkreten Beispielen und wur- 

* lnka Wischmeier, Hildesheim, Juso-Bundeskommission Internationales 
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de hierin insbesondere von Volker Kasch deutlich unter- 
stützt. Zu oft  werden von verschiedenen europäischen 
Staaten Maßnahmen vorgeschlagen und finanzielle Un- 
terstützung auch von ihrer Durchführung abhängig ge- 
macht, die sich nach Sinn und Inhalt gegenseitig aus- 
schließen. Die Dringlichkeit eines Handlungsbedarfs 
wurde hier überdeutlich. 

Die Diskussion im Forum konzentrierte sich schließlich 
auf die Forderung, Armutsbekämpfung und ausgegliche- 
nere Austauschverhältnisse zwischen dem Norden und 
dem Süden nicht allein in hoffnungsloser Symptombe- 
kämpfung einzelnen Instrumenten zu überlassen, sondern 
eine globale Perspektive einzunehmen. Armutsbekämp- 
fung ist nur möglich durch eine grundlegende Änderung 
in den Weltwirtschaftsbeziehungen. Ein neues Lome-Ab- 
kommen kann und sollte hier zwar einen wichtigen Beitrag 
leisten, entläßt aber nicht aus der Verantwortung, nach 
weitergehenden Lösungen zu suchen. 

Handelspolitische Konfliktlinien 
In der Debatte um die handelspolitischen Vereinbarungen 
wurde schnell deutlich, wo die Konfliktlinien verlaufen: Ge- 

org V. Koppenfels vertrat den 

~i~ lmpuls für eine ~~~~~d~~~~ der von der Europäischen Kommis- 
sion eingebrachten Vorschlag, 

Beziehungen im Sinne gerechterer nach einer fünfjährigen über. 

Handels- und Wirtschaftsbeziehungen gangsfrist Freihandels~onen 
für solche Staaten einzurich- 

wird von dem neuen Vertragswerk ten, die sich hierzu 

nicht ausgehen. lich in der Lage sehen. Alle an- 
dern könnten unter das auf an- 

dere Entwicklungsländer auch angewandte ,Allgemeine 
Präferenzsystem (APS)' gefaßt werden. Das APS hat den 
Vorteil für die Europäer, daß es in weiten Teilen mit den Re- 
gelungen der WTO (Welthandelsorganisation) konform ist 
und ohne Verhandlungen oder Mitspracherecht für die 
AKP-Staaten angewandt werden kann. Die Präferenzen- 
margen liegen unter denen derjetzigen Lome-Abkommen. 

Dieser Vorschlag fand die volle Unterstützung Herrn 
Mencks und die strikte Ablehnung Herrn Gakunus, der Ju- 
sos und des Forums. Mr. Gakunu sprach sich zwar für wirt- 
schaftliche Reformen und eine stärkere Ausrichtung auf 
Freihandel aus, forderte jedoch gleichzeitig nicht nur die 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

Beibehaltung, sondern die Ausweitung des jetzigen Präfe- 
renzsystems und, angesichts der überaus fragilen Ökono- 
mien der AKP-Staaten, eine Übergangsfrist von zehn Jah- 
ren. Die Auseinandesetzung erhitzte sich angesichts der 
konträren Meinungen. Herr Menck und Herr V. Koppenfels 
stützten sich insbesondere auf zwei Argumente: zum ei- 
nen wurde auf den Zwang der MO-Konformität aller han- 
delspolitischen Vereinbarungen hingewiesen und zum an- 
deren die Wirksamkeit von Handelspräferenzen angesichts 
ihrer zunehmenden weltweiten Erosion in Frage gestellt. 
Die anschließende Diskussion, an der sich auch das Forum 
rege beteiligte, machte noch einmal deutlich, daß Ausnah- 
meregelungen und Interpretationen von WO-Regeln ein 
Spiegel machtpolitischer Konstellationen und damit poli- 
tisch verhandelbar sind. Insbesondere von den Jusos wur- 
de darauf hingewiesen, daß Europa sein politisches Ge- 
wicht innerhalb der W O  für eine Ausnahmeregelung ein- 
setzen könne. 

Fazit und Aufgaben 
Abschließend Iäßt sich sagen, daß die Veranstaltung 
wichtige Hinweise auf einen möglichen Verhandlungsver- 
lauf gegeben hat. Die AKP-Staaten werden bei der Dis- 
kussion um Good Governance, Demokratie und Men- 
schenrechte einlenken und die europäischen Vorgaben 
mit Hinweis auf den Bedarf einer klaren Definition akzep- 
tieren. Umgekehrt werden die Europäer sich im handels- 
politischen,Bereich auf einen Kompromiß einer längeren 
Frist für den Übergang der Präferenzbeziehungen zu Frei- 
handelszonen einlassen, ohne allerdings auf eine klare 
Zusage für ihre Einrichtung zu verzichten. Ein Impuls für 
eine Neuordnung der Beziehungen im Sinne gerechterer 
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen wird von dem 
neuen Vertragswerk nicht ausgehen. So wie auch die Be- 
ziehungen zwischen den beiden Ländergruppen für die 
Europäer weiter an Gewicht verlieren werden. Umgekehrt 
nimmt Europa an Wichtigkeit für die AKP-Staaten zu, da 
diese Ländergruppe für sie immer noch und immer mehr 
der Hauptansprechspartner ist. Auch hier zementiert sich 
das Ungleichgewicht. 

Die Hegemonialstellung der USA innerhalb der WTO ist 
in dem Bananenkonflikt erneut deutlich geworden. Dies 
wird sich auch auf die Beziehungen zwischen den AKP- 
Staaten und Europa auswirken. Immer da, wo Vereinba- 
rungen aus den Lome-Abkommen wirtschaftspolitische In- 
teressen der USA berühren, werden sie Widerspruch einle- 
gen. Dies betrifft z.B. die Sonderprotokolle für Abnahme- 
garantien von Rindfleisch zwischen den beiden Länder- 
gruppen. Hieraus ergeben sich für Jusos u.a. folgende Auf- 
gaben: zum einen müssen die AKP-Staaten in ihren Forde- 
rungen nach gerechteren Austauschbeziehungen unter- 
stützt werden. Zum anderen müssen wir uns für eine Wirt- 
schaftspolitik im nationalstaatlichen und europäischen 
Raum einsetzen, die die lnstrumentalisierung sogenannter 
Dritte-Welt-Staaten" für Markteroberungsstrategien euro- 
päischer und anderer Staaten beendet. Unsere Forderun- 
gen müssen sich auf die Regulierung internationaler Fi- 
nanzströme, aber auch auf die Reform der W O  konzen- 
trieren. Unser Blick muß auf eine globale Neuordnung ge- 
richtet sein. Politische Spielräume hierfür sind gering. Wir , 

müssen Druck auf die entsprechenden Regierungsvertreter 
ausüben und daneben Strategien entwickeln, die den ge- 
sellschaftlichen Konsens, der sich um die aktuelle Wirt- 
schaftspolitik gründet, aufbrechen helfen und Verbündete 
für eine grundlegende Richtungsänderung zuallererst im  
Norden finden. SPW 

EUROPA UND DIE LINKE 

Zielkulisse für die verschiedenen, bis- 
her nebeneinander agierenden Fonds 
(Regionalfonds, Sozialfonds und Land- 
wirtschaftsfonds) entwickelt, die drei 
regionale und zwei horizontale - also 
gemeinschaftsweit geltende - Ziele 
umfaßte. Im horizontalen Ziel 3 konn- 
ten Ausbildungsmaßnahme, berufli- 
che Fortbildungsangebote sowie Maß- 
nahmen zur Schaffung von zusätzli- 
chen bzw. zur Stabilisierung von vor- 
ha-ndenen Beschäftigungsverhältnis- 
sen gefördert werden. Zielgruppen in 
diesem Zusammenhang waren Lang- 
zeitarbeitslose, Frauen mit familienbe- 
dingter Berufsunterbrechung, Wan- 
derarbeitnehmerlinnen und Behinder- 
te. Mit dem ebenfalls horizontal ange- 
legten Ziel 4 wurde die berufliche Qua- 
lifizierung arbeitsloser Jugendlicher 
fortgesetzt. Bezüglich der regionalen 
Ziele 1,2 und 5b hatte der ESF die Auf- 
gabe, den wirtschaftlichen Umstruktu- 
rierungsprozeß arbeitsmarktpolitisch 
zu begleiten. 

Völlig verändert wurden durch die 
Reform von 1988 auch die Förde- 
rungsvoraussetzungen u n d  -verfah~ 
ren. Eingeführt wurde in diesem Zu- 
sammenhang das Kriterium der Zu- 
sätzlichkeit. So sollten EG-Förderun- 
gen nur zusätzlich zu und nicht an- 

statt von nationalen Mittel eingesetzt 
werden. In einem neuen Planungs- 
und Steuerungsprozeß sollten im 
,,partnerschaftlichen Dialog" zwi- 
schen Regionen, Mitgliedstaaten und 
der Kommission sowie unter Beteili- 
gung der Sozialpartner die Förder- 
schwerpunkte ausgewählt und deren 
Umsetzung begleitet werden. 

Kaluza sieht in der Debatte um die 
Reform des ESF 1988 vier Hauptkon- 
fliktlinien. So wirkten weiterhin die 
schon zuvor dargestellte ,,Ausgleichs"- 
und ,,Gestaltungskonflikte". Dazu ka- 
men nun ein ,,Zuständigkeitskonflikt" 
(Regelung der Mittelvergabe) und die 
,,Fondskonkurrenz". Im Rahmen der 
Fondskonkurrenz kam es - nach Ana- 
lyse der Autorin - zu einem relativen 
Bedeutungsverlust des ESF gegenüber 
dem Regionalfonds. „Die praktizierten 
wirtschaftspolitischen Ansätze des 
EFRE deckten sich mit dem politischen 
mainstream, sie paßten zum neolibe- 
ralen lntegrationsweg der Gemein- 
schaft. Favorisiert wurde nämlich eine 
angebotsorientierte Wirtschaftspolitik, 
die die Unternehmen zu gezielten An- 
siedlung in benachteiligten Regionen 
(z.B. durch das Angebot von günsti- 
gen Gewerbeflächen) bzw. zu produk- 
tiven lnvestionen (z.B. durch Beihilfen) 

anreizen sollten" (S. 109). Um den ESF 
für diese Logik passend zu gestalten, 
wurde seine Funktion mit dem Begriff 
,,Humankapitalförderung" gefaßt und 
inhaltlich dahingehend umrissen, daß 
über die Aktivitäten des ESF geeignete 
Arbeitskräfte für die Wirtschaft bereit- 
gestellt werden sollten. Damit wurde 
der ESF weniger zu einem sozialpoliti- 
schen als zu einem lnstrument der 
Wirtschaftsförderung und stand damit 
gleichzeitig in Konkurrenz zu den tra- 
ditionellen Maßnahmen der Wirt- 
schaftsförderung. 

In der gleichen Linie steht die Lö- 
sung des Ausgleichskonflikts bei der 
Reform 1988: die regionalen Förder- 
komponenten wurde gegenüber den 
gemeinschaftsweiten aufgewertet. 
Diese Tendenz wirkte sich wiederum 
auf den Gestaltungskonflikt aus. Wäh- 
rend in den regionalen Förderung ein 
wirtschaftsorientiertes Modell der Ar- 
beitsförderung unter dem Stichwort 
der Humankapitalförderung dominier- 
te, fanden sich die sozial- und gleich- 
stellungspolitischen Ansätze in den 
horizontalen Zielen 3 und 4. Die Rege- 
lung der Zuständigkeit für die Mittel- 
vergabe führte zu gegenläufigen Er- 
gebnissen: ,,In der Zielförderung wa- 
ren die Entscheidungskompetenzen 

Mit der Reform 7 988 
wurde der ESF 
weniger zu einem 
sozialpolitischen als 
z u  einem Instrument 
der Wirtschaftsför- 
derung und  stand 
damit gleichzeitig i n  
Konkurrenz zu den 
traditionellen 
Maßnahmen der 
Wirtschaftsförde- 
rung. 
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Die Entwickl 
Europäische 

ung des 
n 

Sozialfonds 
von Petra Kodre* 

Besprechung zu Hildegard Kaluza: 
Der Europäische Sozialfonds. Seine 
Entwicklung und Funktion im euro- 
päischen Integrationsprozeß mit ei- 
nem Exkurs zu seiner Bedeutung für 
die bundesdeutsche Arbeitsförde- 
rung, Baden Baden, Nomos Universi- 
tätsschriften - Politik, Bd. 84, 79 D M  

Der ESF war nicht 
der arbeitsmarktpoli- 

tische Teil einer 
umfassenden 

Sozialpolitik der EG, 
sondern er erhielt 
zunehmend eine 

Ersatzfunktion für 
diese. 

D ie (fehlende) europäische „So- 
ziale Dimension" wird seit lan- 
ger Zeit in Wissenschaft und 

Politik diskutiert. Bei dieser in allen Fa- 
cetten geführten Debatte verwundert 
es, daß der Europäische Sozialfonds 
(ESF) bislang relativ wenig Beachtung 
erfahren hat. Diese Lücke füllt Hilde- 
gard Kaluza mit ihrer Arbeit, bei der sie 
sich die Aufgabe setzt, die Entwick- 
lung des Europäischen Sozialfonds, 
seine Stellung im Integrationsprozeß 
sowie seine Auswirkungen für die bun- 
desdeutsche Arbeitsmarktförderung 
zu erklären. Dabei geht sie von zwei 
wesentlichen Faktoren aus, die die Ent- 
wicklung des ESF ihrer Analyse nach 
maßgeblich strukturiert haben: Erstens 
stelle der ESF eines der ganz wenigen 
lnstrumente dar, „mit denen auf Ebe- 
ne der EG überhaupt aktiv gestaltend 
auf die Gemeinschaftsentwicklung 
Einfluß genommen werden kann" (S. 
14). Zweitens bewirke die auf einem 
neoliberalen Konzept beruhende wirt- 
schaftliche Integration der Europäi- 
schen Union, daß - betreffend eine 
gleichmäßige soziale Entwicklung - er- 
hebliche Risiken für einzelne Mitglied- 
staaten und Regionen bestehen. Als 
Ausgleich wären für die potentiell Be- 
nachteiligten die Strukturfonds und 
damit auch der ESF ins politische Inter- 
esse getreten. 

Der Aufbau Kaluzas Arbeit orien- 
tiert sich an den Reformen, die der ESF 
im Laufe seines nunmehr 40jährigen 
Bestehens durchlaufen hat. „Ausge- 
hend von den unterschiedlichen Inter- 
essenslinien in den jeweiligen Reformen 

* Petra Kodre, wiss. Mitarbeitenn im Zentrum für Sozialpolitik an der 
Universitat Bremen 

werden typische Konfliktlinien heraus- 
gearbeitet, die die - ESF-Entwicklung 
maßgeblich begründeten. Die Refor- 
men sind in diesem Verständnis Kon- 
fliktlösungsmuster, die die Funktionen 
des ESFjeweils neu ausprägten'' (S. 15). 

Von den Anfängen bis zur 
strukturpolitischen Reform von 
1988 
Im Kapitel I beschäftigt sich Kaluza 
mit der Entwicklung des ESF von sei- 
nen Anfängen bis zur strukturpoliti- 
schen Reform von 1988. In den 60er 
Jahren diente dieser ausschließlich 
der finanziellen Unterstützung natio- 
naler arbeitsmarktpolitscher Vorha- 
ben, ohne eine inhaltliche Einflußnah- 
me von Seiten der EG aufzuweisen. 
1971 erfolgte in dieser Hinsicht eine 
grundlegende Veränderung und die 
ESF-Förderung wurde nunmehr auf 
Grundlage von Projektanträgen sowie 
festgelegten inhaltlichen und forma- 
len Kriterien gewährt. Dabei entwik- 
kelte sich erstmals ein eigenständiger 
arbeitsmarktpolitischer Ansatz. Die 
darin vorgenommene Schwerpunkt- 
setzung wechselte jedoch - als ver- 
suchte Reaktion auf die aufkommen- 
den strukturellen Arbeitsmarktproble- 
me - häufig. Mit der Reform von 
1971 wurden drei Aufgabenstellun- 
gen an den ESF herangetragen, die 
die Förderlogik dieses Fonds bis heute 
prägen: Dies sind erstens die Förde- 
rung benachteiligter Regionen, zwei- 
tens der Ausgleich von Vermittlungs- 
nachteilen bestimmter Zielgruppen 
und drittens die Strukturprobleme 
einzelner Branchen. Innerhalb dieser 
Förderkomponenten entwickelte sich 
ein breites und komplexes Spektrum 
an zu fördernden Maßnahmen, Ziel- 
gruppen, Branchen und Regionen. 
Dieser Komplexität der Förderung 
und den hohen Zielen, die der ESF 
verfolgte, stand jedoch ein zu diesem 
Zeitpunkt enges Finanzbudget ge- 
genüber. Dadurch wurde die Wirkung 
des ESF maßgeblich begrenzt. 

Daran änderte auch die Reform 
von 1983, die eine Bündelung der Ziel- 
setzungen vornehmen wollte, kaum 
etwas. Wie Kaluza überzeugend dar- 
legt, hatte der ESF aber - neben seiner 
unmittelbaren Zielsetzung als arbeits- 
marktförderndes Instrument - eine 
Reihe von anderen Funktionen im Inte- 
grationsprozeß bis 1988. So wurde 
der ESF zu einem Instrument des regio- 
nalen Ausgleichs, denn die Mitglied- 
staaten, die durch den liberalen Inte- 
grationsweg Nachteile für die eigenen 
Volkswirtschaften befürchteten, for- 
derten erfolgreich Ausgleichszahlun- 
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gen ein. Darüber hinaus wirkte der ESF 
als Ventil für politische Gestaltungsan- 
sätze. ,,Eine weitere übergreifende 
Aufgabenstellung des ESF bezog sich 
auf die Verwirklichung von Gestal- 
tungsansätzen aus anderen politi- 
schen Bereichen, so insbesondere der 
Sozialpolitik, aber auch der Wirt- 
schafts-, Struktur- und Gleichstellungs- 
politik. Hier fungierte der Fonds wie 
ein Auffangbecken für unterschied- 
lichste Initiativen, was zu einer ständi- 
gen Neuakzentuierung der Förderprio- 
ritäten des Fonds führte" (S. 54). 

Der ESF war aber nicht der arbeits- 
marktpolitische Teil einer umfassenden 
Sozialpolitik der EG, sondern er erhielt 
zunehmend eine Ersatzfunktion für 
diese. Innerhalb dieser Funktionen kri- 
stallisierten sich im Laufe derJahre und 
der immer wieder angestrebten Refor- 
men zwei prägende Konflikte heraus. 
So wurde von der Kommission und 
von einigen Mitgliedstaaten eine ge- 
meinschaftsweite, horizontale Arbeits- 
förderung präferiert, während andere 
Mitgliedstaaten eine regionale Be- 
schränkung der Förderungen forder- 
ten (,,Ausgleichskonflikt"). Die zweite 
Konfliktlinie lief einlang der Frage, ob 
der ESF die klassische Konzeption der 
Förderung von Arbeitslosen haben 
sollte oder ob zusätzliche sozial-, wirt- 
schafts-, industrie- und gleichstel- 
lungspolitische Zielsetzungen aufge- 
nommen bzw. beibehalten werden 
sollten (,,Gestaltungskonflikt"). 

Die Reform von 1988 
Die oben dargestellte Funktionsvielfalt 
des ESF, die sich bis 1988 entfaltet 
hatte, prägte auch seine weitere Ent- 
wicklung, wie Kaluza im Kapitel II dar- 
stellt. Im Zuge der Reform von 1988 
wurde die Neugestaltung des ESF dar- 
über hinaus im Zusammenhang mit 
dem Stellenwert und der Ausgestal- 
tung einer strukturpolitischen Kon- 
zeption der EG diskutiert. Im Zuge der 
Verwirklichung des Binnenmarktpro- 
jektes gewann die europäische Ar- 
beitsmarktpolitik einerseits an Eigen- 
ständigkeit und Identität, andererseits 
geriet der ESF in ein noch breiteres In- 
teressengeflecht. Beeinflußt wurde 
die Ausgestaltung des ESF durch die 
Debatten um die Finanzreform der 
EG. So wurden aufgrund von einer 
veränderten Umverteilungsstruktur 
bzw. insgesamt erhöhter EG-Haus- 
haltseinnahmen die Mittel für die 
Strukturfonds zwischen 1989 und 
1993 real von 14 auf 29 Mrd. DM 
(jährlich) verdoppelt. 

Als Ergebnis einer inhaltlichen Neu- 
orientierung wurde eine gemeinsame 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

B isher hat die rot-grüne Bundes- 
regierung den geistigen Bann- 
kreis des Neoliberalismus in der 

Wirtschafts- und Sozialpolitik selten 
durchbrochen, obwohl sie einzelne 
,,Grausamkeiten1' der im September 
1998 abgewählten Regierungskoaliti- 
on nach wenigen Wochen rückgän- 
gig machte bzw. aussetzte: Ein- 
schrän kungen beim Kündigungs- 
schutz, bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall und bei den Renten 
wurden revidiert. Auch die problema- 
tischsten Veränderungen im Bereich 
der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (Selbstbehalt, Beitragsrückge- 
währ, Kostenerstattungsprinzip, Be- 
schränkung der Leistungen für Zahn- 
ersatz auf nach 1978 Geborene usw.) 
sind beseitigt. 

Andere Erblasten der liberal-kon- 
servativen Bundesregierung blieben 
hingegen unangetastet: Weder wur- 
de der alte 5 11 6 AFG ( § 146 SGB III) 
wiederhergestellt noch die Fülle seit 
dem Herbst 1982 erfolgter Leistungs- 
kürzungen und Einschränkungen der 
Arbeitnehmer(innen)rechte kompen- 
siert. Schlimmer noch: Die führenden 
Repräsentanten der rot-grünen Koali- 
tion lassen bisher kein Konzept erken- 
nen, das eine substantielle Alternative 
zum Liberalkonservatismus bildet. Die 
neoliberale Hegemonie, eine Gefahr 
für die Demokratie1, existiert vielmehr 
trotz der veränderten Mehrheitsver- 
hältnisse im Bundestag mit gewissen 
Einschränkungen fort. Um sie bre- 
chen zu können, braucht die Linke 
nicht zuletzt überzeugende(re) Ant- 
worten auf die Frage, was aus dem 
Wohlfahrtsstaat werden soll. 

Ziele und Rahmenbedingungen 
eines gesellschaftspolitischen 
Reformprojekts 
Das von Thomas H. Marshall bereits 
um die Mitte des Jahrhunderts be- 
gründete2, neuerdings auch in der 
Bundesrepublik lebhaft diskutierte 
Konzept sozialer Staatsbürgerrechte 
muß nicht zum Bruch mit den Prinzi- 
pien eines Sozialversicherungsstaates 
führen, kann damit vielmehr sinnvoll 
verschränkt werden. Eine soziale 
Bürger(innen)gesellschaft bindet die 
politische Teilhabe ihrer Mitglieder an 
hohe soziokulturelle und materielle 
Mindeststandards, deren Gewährlei- 
stung dem Wohlfahrtsstaat obliegt. 
Auf diese Weise wird soziale Sicher- 
heit bzw. Verteilungsgerechtigkeit 
zum konstitutiven Bestandteil einer 
neuen Form der Demokratie, die 
mehr beinhaltet als den regelmäßigen 
Gang zur Wahlurne, das leidliche 

Funktionieren des Parlaments und die 
Existenz einer unabhängigen Justiz. 

Es kommt darauf an, die Nachtei- 
le des deutschen Sozial(versiche- 
rungs)staatsmodells auszugleichen, 
ohne seine spezifischen Vorzüge 
preiszugeben. Strukturdefekte des 
,,rheinischen" Wohlfahrtsstaates bil- 
den die Spaltung in Sozialversiche- 
rung und Fürsorge (Arbeiter- und Ar- 
menpolitik), die übermäßig starke Lei- 
stungsbezogenheit und - teils sy- 
stemwidrigen - Barrieren gegen Ega- 
lisierungstendenzen (Beitragsbemes- 
sungsgrenzen, Versicherungspflicht- 
grenze in der Krankenversicherung, 
Freistellung geringfügiger Beschäfti- 
gungsverhältnisse von der Versiche- 
rungspflicht bis zur Neuregelung 
1999), die geschleift oder ganz abge- 
schafft werden müßten. Der entschei- 
dende Pluspunkt von Bismarcks Sozi- 
alsystems gegenüber konkurrieren- 
den Modellen eines Wohlfahrtsstaa- 
tes liegt darin, daß seine Leistungen 
keine Almosen/Gratifikationen an Be- 
dürftige und Benachteiligte darstel- 
len, die je nach politischer Opportuni- 
tät vergeben, gekürzt oder sogar ge- 
strichen werden können, sondern 
durch Beitragszahlungen erworbene 
und verfassungsrechtlich garantierte 
Anspruche. 

Der ökonomische Globalisierungs- 
prozeß verdammt die (Sozial-)Politik 
der Nationalstaaten keineswegs zur 
Untätigkeit, wie oft behauptet, son- 
dern Iäßt sich durch Maßnahmen der 
,,Reregulierung" positiv beeinflussen, 
gerade dann, wenn dieser National- 
staat aufgrund seiner Größe, wirt- 
schaftlichen Potenz und außenpoliti- 
schen Beziehungen über so viel 
Macht wie das geeinte Deutschland 
verfügt. ,,Niemand - auch nicht der 
Weltmarkt - kann die Politik in der 
Bundesrepublik daran hindern, auf 
die Globalisierung mit einem gesell- 
schaftspolitischen Reformprojekt zu 
antworten, das wirtschaftliche Mo- 
dernisierung mit sozialer Neugestal- 
tung ~erb indet . "~ 

Kooperation statt Konkurrenz, In- 
klusion statt Exklusion, Öffnung statt 
Schließung nach außen lauten die 
Leitlinien einer Sozialpolitik, die den 
Globalisierungsprozeß nicht ohn- 
mächtig begleitet, sondern seine Im- 
pulse ausnutzt, um das wohlfahrts- 
staatliche Arrangement von national- 
staatlichen Beschränkungen zu be- 
freien. Soll der deutsche Wohlfahrts- 
staat den sich wandelnden internatio- 
nalen und gesellschaftlichen Rahmen- 
bedingungen angepaßt werden, ist 
auf der Finanzierungs- wie auf der 

Was soll aus dem 
Wohlfahrtsstaat 

werden? 
Solidarische Alternativen zum Neoliberalismus 

von Christoph Buttemvegge* 

Leistungsseite anzusetzen. Nötig 
wäre eine Politik der inneren (Sozial-) 
Reform und internationalen Koopera- 
tion anstelle einer verstärkten Konkur- 
renz zwischen Wirtschaftsstandorten. 

Es geht um die ,,fundamentale Re- 
organisation sozialstaatlich organi- 
sierter Solidaritätsbeziehungen", de- 
ren zentraler Bezugspunkt Stephan 
Lessenich zufolge nicht länger Lei- 
stungs-, vielmehr Rechtsverhältnisse 
sein sollten: „Der Sozialstaat kann auf 
Dauer nicht auf der ,dünnen1 Solidari- 
tät der Versicherten, sondern muß 
auf der ,dicken' Solidarität der Be- 
rechtigten aufbauen.'I4 Umgekehrt 
wird jedoch ein Schuh daraus: Nur 
durch Beitragsleistungen geschaffene 
Versicherungsansprüche halten dem 
auch in Zukunft weiter wachsenden 
Kostendruck und massiven politi- 
schen Kürzungsforderungen stand, 
wohingegen steuerfinanzierte Fürsor- 
ge- bzw. Versorgungssysteme die 
Knappheit der öffentlichen Kassen 
viel eher und drastischer zu spüren 
bekommen dürften. 

Es kommt darauf an, 
die Nachteile des 
deutschen 
Sozial(versicherungs)- 
staatsmodells 
auszugleichen, ohne 
seine spezifischen 
Vorzüge preiszuge- 
ben. 

Vermögensabgabe, Mindestlohn 
und ,,MaschinensteuerU - neue 
lnstrumente des Sozialstaates 
Da die Sozialleistungsquote trotz ge- 
stiegener Anforderungen durch die 
Massenarbeitslosigkeit und den ,,Auf- 
bau Ost" im vereinten Deutschland 
zur Jahrtausendwende niedriger war 
als 1975 in der Altbundesrepublik, lie- 
gen die Kardinalprobleme des Wohl- 
fahrtsstaates auf der Einnahmen- und 
nicht der Ausgabenseite. Geld, um sie 
zu beseitigen, ist zwar genug da5, 

* Prof Dr Christoph Butterwegge, geb. 1951, lehrt Politikwissenschaft an 
der Universität zu Köln. Bis zu seinem SPD-Ausschluß 1974175 war er 

Mitglied des Juso-Bezid;svorstandes Westliches Westfalen. 1986 erfolgte der 
Wiedereintritt in die SPD. Aktuell ist von ihm neu erschienen das Buch: 

Wohlfahrtsstaat im Wandel, Probleme und Perspektiven der Sonalpolitik, 
Opladen 1999, DM 33;. 
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Sozialversicherung: Wie sie organisiert ist 
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Wer den Sozialstaat 
reffen und ihn auf 
eine sichere Finan- 
zierungsgrundlage 

stellen will, darf die 
hohen Einkommen 

u n d  (Kapital-) 
Vermögen nicht 

unangetastet lassen. 

aber so ungerecht verteilt, daß ein 
wachsender Teil der Bevölkerung von 
Armut bedroht ist, wohingegen ein 
anderer in Saus und Braus lebt. Wer 
den Sozialstaat retten und ihn auf 
eine sichere Finanzierungsgrundlage 
stellen will, darf die hohen Einkom- 
men und (Kapital-)Vermogen nicht 
unangetastet lassen. Verbunden mit 
einer tiefgreifenden Erbschaftssteuer- 
reform könnte eine zeitlich befristet 
zu erhebende Abgabe auf Millionen- 
vermögen den Staat in die Lage ver- 
setzen, eine aktive Sozial- und Be- 
schäftigungspolitik zu betreiben. 
Auch rnuß die private Vermögensteu- 
er unbedingt wieder eingeführt wer- 
den: ,,Sie dient der Steuergerechtig- 
keit und sorgt dafür, daß über den 
Staat volkswirtschaftliche Ausgaben 
wirksam   erden."^ 

Aus dem Umstand, daß die Armut 
zuletzt in Teilbereiche der Arbeit vor- 
gedrungen ist, muß EU-weit die Kon- 
sequenz eines gesetzlichen oder eines 
kollektivvertraglichen Mindestlohns 
gezogen werden. ,,Ohne Zweifel 
könnte mit solchen nationalen Min- 
destlöhnen nicht nur mehr Gerechtig- 
keit in der Arbeitswelt geschaffen 
werden; es könnte damit (...) auch 
Armut im herkömmlichen Sinn bzw. 
im Haushaltsverbund vermindert wer- 
den.''' Trotz übertriebener Zurückhal- 
tung der Gewerkschaften, die offen- 
bar staatliche Eingriffe in die Tarifau- 
tonomie fürchten, müssen die Vortei- 
le der gesetzlichen Garantie eines ein- 
heitlichen Mindestlohnes geprüft 
werden. Gabriele Peter weist auf die 
durchweg positiven Erfahrungen mit 
entsprechenden Gesetzen in Frank- 

reich, den Niederlanden und anderen 
EU-Staaten hin.8 Weder schließt ein 
gesetzlicher Mindestlohn die (legiti- 
me) Möglichkeit der Tarifvertragspar- 
teien aus, weiterreichende Regelun- 
gen zu treffen, noch wird man der 
Forderung nach Schaffung von mehr 
Niedriglohnbereichen und dem stän- 
digen Ruf nach einer Verschärfung 
des Lohnabstandsgebotes im Sozial- 
hilferecht mit Erfolg begegnen kön- 
nen, ohne allgemeinverbindlich einen 
Mindestlohn festzulegen. 

Die verteilungspolitische Schlüs- 
selaufgabe einer alternativen Steuer- 
politik ist die Nivellierung der Primär- 
einkommensverhältnisse. ,,In den ver- 
gangenen eineinhalb Jahrzehnten hat 
eine steuerliche Umverteilung von un- 
ten nach oben stattgefunden, die 
wieder rückgängig gemacht werden 

SOZIALDEMOKRATIE - WOHIN? 

Aufgaben auf europäischer 
Ebene 
Zum Schluß Iäßt sich mit  Fug und 
Recht behaupten, daß das Projekt 
der „New Labour" von Tony Blair le- 
diglich der erneute Aufguß des sozi- 
aldemokratischen Projekts, einge- 
grenzt auf die Fragen von Moral 
und wirksamen Management, ist 
und innerhalb der französischen PS 
auf starken Widerstand stößt. 

Den Aufstieg zur Macht seit 1981 
haben die französischen Sozialisten 
nämlich gerade durch einen Bruch 
mit der Strategie der SFlO erreicht, 
welche in etwa die gleichen Wesens- 
merkmale wie das Projekt Tony Blairs 
trug. Die Existenz einer Tradition der 
Doppelverankerung der französi- 
schen Linken auf einer strategischen 
Ebene einerseits und auf einer pro- 
grammatischen Ebene andererseits, 
besitzt weiterhin ihre Gültigkeit und 

wird vor allem durch die Existenz ei- 
ner Strömung vertreten, die eine ra- 
dikale soziale Transformation befür- 
wortet, und zwar der Gauche Socia- 
liste. Die Mehrheit der Partei, die 
ohne Zweifel von dem Projekt New 
Labour auf programmatischer Ebene 
angezogen ist, kann auf strategi- 
scher Ebene nicht in Gang kommen. 
Die Minderheit der Partei und ohne 
Zweifel die Verbündeten der Gauche 
Plurielle (rot-rot-grüne Regierungs- 
koalition) verhindern das. 

Diese Fragen stehen im Zentrum 
der Debatten der europäischen Sozi- 
aldemokratie. Wenn man nicht auf- 
paßt, könnten die französischen So- 
zialisten anläßlich der nächsten Präsi- 
dentschaftswahl, bei der in Frank- 
reich die politischen Bündnisse defi- 
niert werden, in Versuchung gera- 
ten, ein solches Bündnis zu schlie- 
ßen. Das Herz des Widerstandes zu 

Liebe Leserinnen und Lesel; 

Ende März hatte die Zeitschrift 
. spw einen Appell ,,Sozialdemokra- 

tinnen und Sozialdemokraten ge- 
gen die NATO-Angriffe auf Jugosla- 
wien" gestartet. Dieser Appell wur- 
de bis vor Pfingsten von etwa 800 
Sozialdemokratlnnen unterstützt, 
u.a. von: Klaus Barthel MdB, Karin 
Benz-Overhage (IG-Metall-Vor- 
stand), Horst Grabert (ehem. deut- 
scher Botschafter in Jugoslawien), 
Klaus Hahnzog MdL (Vors. der AG 
sozialdem. Juristlnnen), Uwe Hiksch 
MdB, Monika Lochner-Fischer MdL 
(Präsidium der BayernSPD), Prof. Dr. 
Dieter S. Lutz (Direktor des Instituts 
für Friedensforschung und 
Sicherheitspolitik an der Universität 
Hamburg), Benjamin Mikfeld (SPD- 
Parteivorstand, Juso-Bundesvors.), 
Andrea Nahles MdB (SPD-Parteivor- 
stand, ehem. Juso-Bundesvors.), 
Prof. Dr. Peter von Oertzen (Landes- 
minister a.D., ehem. SPD-Bezirks- 
vors. Hannover), Horst Peter (ehem. 
MdB), Helmuth Prieß (Oberstleut- 
nant a.D., Sprecher des AK Darm- 

Städter Signal), Rene Röspel MdB, 
Thomas Sauer MdB, Sigrid Skarpe- 
Iis-Sperk MdB (SPD-Parteivorstand), 
Dr. Gerhard Stuby (Prof. für Völker- 
recht), Michael Vollert (SJD-Die Fal- 
ken Bundesvors.). Wir haben die Ak- 
tion damit abgeschlossen, daß wir 
die Listen an den SPD-Parteivorstand 
geschickt haben. Die Resonanz in 
den Massenmedien hielt sich in 
Grenzen, da wir zunächst keine ein- 
drucksvolle Erstunterzeichnerlnnenli- 

dem Projekt von Tony Blair befindet 
sich in der Gauche Socialiste, weil es 
in den sozialen Bewegungen veran- 
kert ist. Und diese Strömung erlebt 
in der PS derzeit eine Aufstiegspha- 
se. Jedoch muß man sich dessen be- 
wußt werden, daß die Ansätze der 
„Neuen Mitte" so stark sind, daß sich 
der Knoten der politischen Auseinan- 
dersetzung heute auf europäischer 
Ebene befindet. Wird es gelingen, 
die Doppelverankerung der Sozialde- 
mokratie in der Linken zu erhalten, 
trotz der Angriffe, die der Linken zu- 
gefügt werden? Eine Organisation 
der Linken der Sozialistischen und 
Sozialdemokratischen Parteien auf 
europäischer Ebene schließt nicht 
aus, daß in gewissen Ländern die 
Linken die Mehrheit innerhalb der 
Partei haben. Diesen Prozeß im kom- 
menden Jahr in Gang zu setzen, ist 
nun um so dringlicher. SPW 

ste vorlegen konnten und nach der 
Entscheidung des SPD-Parteitags am 
12.04.99 die Aufmerksamkeit sich 
auf die Auseinandersetzungen bei 
den Grünen konzentrierten. Den- 
noch war die Aktion nach unserer 
Einschätzung wichtig und hat vielen 
Genosslnnen eine Möglichkeit gebo- 
ten, sich als Sozialdemokratlnnen 
gegen den Krieg zu äußern. 

Die spw-Redaktion 

Achtung - spw im Angebot! 

Der spw-Verlag will seine Lagerbestände an alten spw- 
Ausgaben reduzieren und macht deshalb ein besonde- 
res Angebot: Ab sofort können die früheren Jahrgän- 
ge der spw von 1979 bis 1997 für DM 10,- pro Jahr- 
gang zzgl. einmalig DM 6,- Versandkosten beim Ver- 
lag bestellt werden. Mi t  ganz wenigen Ausnahmen 
sind noch alle bisher erschienenen Ausgaben der spw 
lieferbar. 

Das Herz des 
Widerstandes zu 
dem Projekt von 
Tony Blair befindet 
sich i n  der Gauche 
Socialiste, wei l  es i n  
den sozialen 
Bewegungen 
verankert ist. Und 
diese Strömung 
erlebt in der PS 
derzeit eine Auf- 
stiegsphase. 
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SOZIALDEMOKRATIE - WOHIN? 

1 5-99 SOzialiSm@ I Zeit des Algerienkrieges gebildet nehmen. 
hatte, die autonome sozialistische 
Partei von Alain Savaray, die kom- 
munistische ,,Tribune8' von Jean 
Poperen, und auch viele intellek- 
tuelle Clubs. 

Mitterands Absage an den ,,3. 
Weg" 
In gewisser Weise war die franzö- 
sische Linke unmittelbar nach 
dem Krieg diejenige, die auf euro- 
päischer Ebene am weitesten be- 
reits die Strategie der ,,Neuen Mit-  
te" realisiert hatte. Und die Kon- 

Formierung der neuen linken 
Strömungen 
Jedoch hat sich, gestützt auf diese 
Tradition, eine neue Generation von 
aktiven Mitgliedern und Funktionä- 
ren aus den Reihen der außerparla- 
mentarischen Opposition in der Po- 
litik gebildet, und diese Generation 
ließ eine neue Strömung auftau- 
chen: zuerst die Novelle ~ c o l e  Socia- 
liste und heute die Gauche Sociali- 
ste, die zwischen 10 und 25% der 
Mitglieder der PS ausmacht. 

I 
--*, I 

-,.. stituierung der sozialistischen Par- Der demokratische Aufbau der 
"-'=--+C* I tei 1971 war Resultat dieser politi- franzosischen PS, deren Leitungsin- 
-ar 

schen Rechtsentwicklung Die stanzen im proportionalen Verhalt- 
Kraft von Francois Mitterand be- 
stand ohne Zweifel darin, daß er 
sich auf die Gesamtheit der Mi t -  
glieder und der Gliederungen 
stützen und diese in das alte Haus 
zurückkehren lassen konnte, in- 
dem er einerseits eine Strategie 
des Bruchs mi t  dem ,,Dritten 
Weg" vorschlug (durch die 
I'Union de la Gauche - also durch 
das Bündnis der Linken), anderer- 
seits ein Programm der Transfor- 
mation der Gesellschaft, das an- 
Iäßlich' des Gemeinsamen Pro- 
grammes (Programme commun) 
1972 zwischen der PS, der PCF 
und den Radikaldemokraten un- 
terzeichnet wurde. Diese Ansätze 
wurden von der Bevölkerung 
durch die Präsidentschaftswahl 
anerkannt. 

Es wäre ein Fehler, davon auszu- 
gehen, ,daß diese Tradition stark in 
der französischen Linken verankert 
ist. Schon 1983194 fragte der politi- 
sche Umschwung wieder nach ri- 
gorosen Sparmaßnahmen. Und 
durch den Abschied von dem kom- 
munistischen Minister der Regie- 
rung stellte sich die PS wieder die- 
selbe strategische Frage: welches 
Bündnis und was für eine gesell- 
schaftliche Tranformation? 

Von 1983 bis 1988 bewahrte 
die von Jean Pierre Chevenement 
angeführte Strömung CERES inner- 
halb der PS die Tradition der Ver- 
ankerung auf der linken Seite. 
Aber als 1988 das Bündnis der Ko- 
alitionsregierung mit der Rechten 
eingegangen wurde, welches man 
,,Prinzip Hoffnung" nannte, konn- 
te er seine gegensätzliche politi- 
sche Positionierung nur durch sei- 

nis der Strömungen auf dem Partei- 
tag gewählt werden, ermöglicht die 
Existenz einer richtigen Debatte, die 
innerhalb der Partei ihre verschiede- 
nen politischen Traditionen be- 
wahrt. 

Verglichen mit den anderen Mit- 
gliedsparteien der Sozialdemokrati- 
schen Partei Europas geben hier 
weiterhin die Befürworter der dop- 
pelten Verankerung auf der Linken 
den Ton an - sowohl strategisch als 
auch programmatisch. Das gilt für 
alle Ebenen der Partei bis hinein in 
ihre Fraktionen. Die Gauche Sociali- 
ste fügt eine Dimension zu dieser 
Tradition hinzu: die der Sozialbewe- 
gung, die sich 1988 gebildet hat 
und deren Druck im Laufe der Erfah- 
rungen mit der administrativen 
Technokraten-Struktur der Linksre- 
gierung immer stärker anwuchs und 
auf die linken Strömungen inner- 
halb der PS ausgeübt wurde. 

In Frankreich hat nämlich die 
zahlenmäßige Schwäche der Links- 
parteien und Gewerkschaften histo- 
rische Gründe. Dies bedeutet jedoch 
nicht, daß das Niveau und die Inten- 
sität der sozialen Kämpfe schwächer 
sind als anderswo. Was heute die Be- 
sonderheit derjenigen ausmacht, die 
sich zur Gauche Socialiste und zu 
den von ihr getragenen Clubs (Clubs 
für die Soziale Republik) bekennen, 
ist die Permanenz der Aktivität, die 
sich sowohl innerhalb der PS an 
Überzeugungen festmacht, als auch 
innerhalb der Organisation der PS 
widerspiegelt, als auch sich außer- 
halb der Partei zeigt durch das Tra- 
gen von Verantwortung in den Ge- 
werkschaften und verschiedenen 
Vereinen. 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

m ~ ß . " ~  Um der sozialen Polarisie- 
rungstendenz, die Globalisierung und 
,,Standortsicherung" mit sich brin- 
gen, entgegenwirken zu können, be- 
nötigt der Staat dringend das Instru- 
ment einer wirklich progressiven Ein- 
kommensteuer; außerdem müssen 
,,Steuerschlupflöcher", die Scheunen- 
toren gleichen und Kapitalbesitzern 
oder Spitzenverdienern zur Verfü- 
gung stehen, geschlossen werden. 
Nicht einzusehen ist, weshalb Speku- 
lationsgewinne, die nach sechs Mo- 
naten und mehr anfallen, hierzulande 
- beispielsweise im Gegensatz zu den 
USA - steuerfrei sind. 

Statt alle nicht dem Äquivalenz- 
prinzip entsprechenden Leistungen 
sofort als ,,versicherungsfremd" zu 
brandmarken, wie es heute selbst in 
sozialdemokratischen und Gewerk- 
schaftskreisen geschieht, müßte man 
überlegen, wie ein Mehr an solidari- 
scher Umverteilung innerhalb der So- 
zialversicherungen durchzusetzen 
und die Öffentlichkeit dafür zu ge- 
winnen ist. Nahe lägen eine Anhe- 
bung der Beitragsbemessungsgren- 
Zen in der Arbeitslosen-, Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung (un- 
ter Beibehaltung der gegenwärtig 
gültigen Leistungsobergrenzen) so- 
wie die Aufhebung der Versiche- 
rungspflichtgrenze in der Krankenver- 
sicherung. Auf diese Weise würden 
die wachsenden Lasten des Sozialin- 
terventionismus auf mehr Schultern 
verteilt, und zwar verstärkt auf dieje- 
nigen von Spitzenverdienern. 

Beitrags- oder Steuerfinanzie- 
rung 
Nach allgemeiner Auffassung sind die 
(gesetzlichen) Lohnnebenkosten, d.h. 
vor allem die ständig gestiegenen Ar- 
beitgeberbeiträge zur Sozialversiche- 
rung, für die anhaltende Massener- 
werbslosigkeit verantwortlich. Des- 
halb soll der ,,Faktor Arbeit" - in 
Wahrheit: das investierende Kapital - 
entlastet und ein größerer Teil der so- 
zialen Sicherung aus Steuermitteln 
(genauer: indirekten, Verbrauchs- 
bzw. sog. Ökosteuern) finanziert wer- 
den. Da während der ~ohl-Ära die Ar- 
beitslosigkeit und die Unternehmens- 
gewinne gleichermaßen Rekordhö- 
hen erreicht hatten, ist es jedoch naiv 
zu glauben, die Senkung der (gesetz- 
lichen) Lohnnebenkosten werde ei- 
nen Beschäftigungsboom auslösen. 

Der verbreitete Glaube, die Um- 
stellung des Sozialleistungssystems 
auf eine Steuerfinanzierung schaffe 
Arbeitsplätze, wirtschaftliche Stabili- 
tät und mehr soziale Gerechtigkeit, 

könnte sich genauso als Illusion er- 
weisen wie die Überzeugung, das Ka- 
pitaldeckungsprinzip löse die Proble- 
me der Alterssicherung einer 
schrumpfenden Erwerbsbevölkerung 
(besser als das Umlageverfahren). 
Denn in beiden Fällen handelt es sich 
um eine bloße Problemverschiebung, 
die nichts an den eigentlichen Ursa- 
chen ändert. Verglichen mit der Bei- 
tragsfinanzierung, die nur jene Bevöl- 
kerungsgruppen trifft, die einer Sozi- 
alversicherung angehören, kann die 
Steuerfinanzierung zwar gerechter 
sein: ,,Deren Verteilungswirkungen 
hängen aber sehr stark davon ab, ob 
man die notwendigen Mittel durch 
direkte oder indirekte Steuern auf- 
bringt."1° 

Gegenwärtig findet unter dem 
Vorwand der Globalisierung bzw. der 
Notwendigkeit, durch eine Senkung 
der Einkommen- und Gewinnsteuern 
(potentielle) Kapitalanleger anzulok- 
ken und den ,,Standort D" zu sichern, 
eine Schwerpunktverlagerung von 
den direkten zu den indirekten Steu- 
ern statt. Die genannten Einwände 
gegenüber einer Finanzierung der so- 
zialen Sicherung mittels (indirekter) 
Steuern gelten auch für Ökosteuern. 
Sie treffen sogar besonders auf die 
letzteren zu, weil dabei nicht das 
Steueraufkommen, sondern die Len- 
kungswirkung im Vordergrund steht: 
,,Wenn diese Steuern sinken, weil die 
Umwelt geschont wird, sinkt ihr Auf- 
kommen. Wenn dann Leistungen der 
sozialen Sicherung direkt an die Öko- 
steuern gekoppelt sind, ist die Gefahr 
eines ,Sozialabbaues' groß!"" 

Gegen eine Zurückdrängung der 
Beitrags- und einen Ausbau der Steu- 
erfinanzierung des sozialen Siche- 
rungssystems sprechen im wesentli- 
chen drei Gründe: Erstens unterliegen 
steuerfinanzierte - im Unterschied zu 
beitragsfinanzierten - Sozialausga- 
ben den staatlichen Haushaltsrestrik- 
tionen; sie fallen eher den allgemei- 
nen Sparzwängen der öffentlichen 
Hand zum Opfer; ihre Höhe ist von 
wechselnden Parlamentsmehrheiten 
und Wahlergebnissen abhängig. 
Zweitens führt die Schieflage der 
steuerlichen Belastung (nicht nur, 
aber vor allem bei indirekten Steuern) 
zu ihrer einseitigen Finanzierung 
durch Arbeitnehmerlinnen, wohinge- 
gen die (im Pflegebereich schon 
durchbrochene) Beitragsparität der 
Sozialversicherung für eine angemes- 
sene Beteiligung der Arbeitgeberseite 
an den Kosten sorgt. Und schließlich 
erscheint die Inanspruchnahme von 
Versicherungsleistungen für die Be- 

troffenen vermutlich weniger diskri- 
minierend als die Abhängigkeit von 
staatlicher Hilfe, deren Inanspruch- 
nahme ihnen automatisch mehr Miß- 
brauchsvorwürfe eintragen würde, 
weil ihr keine „Gegenleistung" zu- 
grunde liegt. 

Ende der 70erlAnfang der 80er 
Jahre wurde über alternative Erhe- 
bungsmethoden im Hinblick auf die 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi- 
cherung diskutiert. Einige sozialde- 
mokratische Politikerlinnen, Gewerk- 
schafter und ihnen nahestehende 
Wissenschaftler schlugen damals vor, 
nicht mehr (nur) die Bruttolohn- und 
Gehaltssumme, sondern (auch) die 
Bruttowertschöpfung eines Unter- 
nehmens als Grundlage zu wählen, 
weil die - bis heute gültige - Rege- 
lung negative Auswirkungen habe. 
~ u r c h  die Einführung der ,,Maschi- 
nensteuer" sollten eine ausgewoge- 
nere Belastung der Betriebe erreicht 
und positive Beschäftigungseffekte 
erzielt werden. Auch wenn davon kei- 
ne Wunderdinge zu erwarten sind, 
hat es der Wertschöpfungsbeitrag 
verdient, nach fast zwei Jahrzehnten 
mangelnder Resonanz in der Öffent- 
lichkeit wieder mehr Aufmerksamkeit 
zu finden. 

Solange die Lohnarbeit ihre Rolle 
als basale Organisationseinheit und 
zentrale Sinngebungsinstanz des be- 
stehenden Wirtschafts- und Gesell- 
schaftssystems behält, ist es möglich, 
den Sozialstaat bzw. seinen Finanzie- 
rungsmodus darauf zu gründen. 
Stünde hingegen das ,,Ende der (Er- 
werbs-)Arbeit2' bevor, wie Jeremy Rif- 
kin vermutet12, wäre der Wohlfahrts- 
staat - wenn überhaupt - bloß durch 
die Abkehr bzw. Abkopplung davon 
zu retten. Die tiefe Krise der kapitali- 
stischen Arbeitsgesellschaft ist aber 
keineswegs mit deren Ende gleichzu- 
setzen. 

Längerfristig muß die Bindung 
des Systems der sozialen Sicherung 
an die Erwerbsarbeit und die (seit 
den frühen 80er Jahren stark rück- 
läufige) Lohnquote gelockert wer- 
den. Würden alle erwachsenen 
Wohnbürgerlinnen von der Sozial- 
versicherungspflicht erfaßt und mit- 
tels einer bedarfsorientierten Grund- 
sicherung vor den elementaren Le- 
bensrisiken geschützt, wäre nicht 
nur die Armut, zumindest als gesell- 
schaftliches Massenphänomen, end- 
gültig beseitigt, sondern auch ge- 
währleistet, daß die Wohlstandsge- 
sellschaft ohne innere Zerklüftung 
durch wachsende Einkommensdiffe- 
renzierungen bleibt 

Trotz übertriebener 
Zurückhaltung der 
Gewerkschaften, die 
offenbar staatliche 
Eingriffe in die 
Tarifautonomie 
fürchten, müssen die 
Vorteile der gesetzli- 
chen Garantie eines 
einheitlichen 
Mindestlohnes 
geprüft werden. 
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Krankenkassen: 267-Milliarden- Etat 

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit 

Kernbestandteil 
einer Alternativkon- 

zeption zum 
Neoliberalismus ist 

eine soziale Grundsi- 
cherung, m i t  der 

erreicht werden soll, 
daß niemand mehr 

Angst vor Arbeitslo- 
sigkeit, Armut u n d  

Ausgrenzung haben 
muß. 

Die bedarfsorientierte Grundsi- 
cherung: Universalisierung und 
Sockelung der Sozialversiche- 
rung als wirkungsvollstes Mittel 
gegen die Armut 
Kernbestandteil einer Alternativkon- 
zeption zum Neoliberalismus ist eine 
soziale Grundsicherung, mit der kein 
Billiglohnsektor etabliert, sondern in 
einer wohlhabenden Gesellschaft 
wie der unseren erreicht werden soll, 
daß niemand mehr Angst vor Ar- 
beitslosigkeit, Armut und Ausgren- 
zung haben muß. Die bedarfsorien- 
tierte Grundsicherung soll das beste- 
hende System nicht ersetzen, son- 
dern es ,,armutsfestn machen. Min- 
destplafonds in den Sozialversiche- 
rungszweigen hätten die Aufgabe, 
Unterversorgungslagen vorzubeu- 
gen und zu vermeiden. Nicht ausrei- 
chende Leistungen wären mittels 
entsprechender Zuschläge auf ein 
den Eckregelsatz der Sozialhilfe 
deutlich übersteigendes Niveau und 
damit so weit aufzustocken, daß nie- 
mand mehr durch die Maschen des 
sozialen Netzes hindurchfällt. Mögli- 
che politische Anknüpfungspunkte 
bieten jene „Sozialzuschläge", mit 
denen man bedürftigen Ostdeut- 
schen nach der Vereinigung am 3 .  
Oktober 1990 in der Arbeitslosen- 
und Rentenversicherung vorüberge- 
hend solche Mindestleistungen zuer- 
kannte. 

Der zweistufige Aufbau des Sy- 
stems der sozialen Sicherung ist 
überholt. Die bei der Verkündung 
des Bundessozialhilfegesetzes im 
Juni 1961 vorherrschende Hoffnung, 
aufgrund kontinuierlichen Wirt- 
schaftswachstums und annähernder 
Vollbeschäftigung werde die Sozial- 
hilfe bald überflüssig, hat sich als trü- 

gerisch erwiesen. Die 
ursprünglich bloß für 
individuelle Notfälle 
gedachte Sozialhilfe 
wurde zum Ret- 
tungsanker für Mil- 
lionen Arbeitslose, 
Niedrigverdienerlin- 
nen und ihre Famili- 
en, ohne dieser Auf- 
gabe gewachsen zu 
sein. Nötig ist ein in- 
tegriertes System, 
das die der Sozialhil- 
fe vorgelagerten Si- 
cherungssys teme 
einbezieht. ,,Es gilt, 
Leistungen weitge- 
hend zu pauschalie- 
ren, überflüssige 
Kontrollen und An- 

tragsverfahren abzubauen und vor 
allem, Versicherungsleistungen und 
Sozialhilfe bzw. Grundsicherungslei- 
stungen aus einer Hand zu gewäh- 
ren."13 

Die bedarfsorientierte, integrierte 
Grundsicherung bildet ein gemeinsa- 
mes Sicherungssystem für alle Be- 
wohnerlinnen auf der Basis des Ver- 
sicherungsprinzips und staatlicher 
Ausfallbürgschaften für zahlungsun- 
fähige Mitglieder. Bedarfsorientiert 
heißt in diesem Zusammenhang für 
Gerhard Bäcker, Professor an der 
Fachhochschule Niederrhein, ,,zwei- 
erlei: Das (am Bedarf des Haushalts 
bemessene und möglichst pauscha- 
liert gezahlte) Leistungsniveau soll 
die materielle und soziale Teilhabe 
am gesellschaftlichen Entwicklungs- 
stand gewährleisten. Angerechnet 
werden eigenes Einkommen und 
Vermögen. Im Unterschied zur Sozi- 
alhilfe sollen zur Unterhaltspflicht al- 
lerdings nur noch die Ehepartner un- 
tereinander herangezogen werden, 
auf die Unterhaltsverpflichtung zwi- 
schen Eltern und Kindern wird ver- 
zichtet."14 

Die im System der sozialen Siche- 
rung auftretenden Lücken könnten 
durch seine Universalisierung ge- 
schlossen werden. Eine allgemeine 
Versicherungs- und Mindestbeitrags- 
pflicht für alle erwachsenen Wohn- 
bürgerlinnen würde die Sozialversi- 
cherung auf eine breitere Grundlage 
stellen, wobei der Staat die Beiträge 
im Falle fehlender oder einge- 
schränkter Zahlungsfähigkeit aus 
dem allgemeinen Steueraufkommen 
zuschießen müßte. Er könnte für alle 
diejenigen einspringen, denen es 
nicht möglich oder zuzumuten ist, 
Beiträge in ausreichender Höhe zu 
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entrichten, so wie dies bereits im Fall 
der Gesetzlichen Unfallversicherung 
für Vorschulkinder, Schüler/innen 
und Studierende geschieht, die den 
Kindergarten, eine allgemeinbilden- 
de Schule oder eine Hochschule be- 
suchen. 

Auf diese Weise würde das Sozi- 
alsystem zur Volksversicherung mi t  
einer Versicherungspflicht aller Er- 
werbstätigen, einschließlich jener 
Gruppen, die bislang in Sondersyste- 
men bzw. zu besonderen Bedingun- 
gen abgesichert sind (Beamte, Land- 
wirte, Handwerker, Künstler, freie Be- 
rufe). Die in der Vergangenheit er- 
worbenen Sicherungsansprüche der 
Betroffenen sollten jedoch weder als 
Privilegien abgetan noch in Frage ge- 
stellt werden, sondern gewahrt blei- 
ben. Denn es kann nicht darum ge- 
hen, die ,,billigste" Lösung für alle 
Bevölkerungsgruppen verbindlich zu 
machen und das Leistungsniveau 
durch eine ,,soziale Nivellierung nach 
unten" zu senken, vielmehr muß die 
optimale Lösung für das Problem 
sich künftig weiter ausdifferenzieren- 
der, pluralisierender Lebens- und Ver- 
sorgungslagen so in die Praxis umge- 
setzt werden, daß hieraus 'nicht 
gleich neue Ungerechtigkeiten er- 
wachsen. 

Staatsinterventionismus anstelle 
der Anarchie des Marktes 
(,,ReregulierungM, Verhinderung 
von .,SteuerdumpingM auf 
internationaler Ebene und sog. 
Tobin-Steuer) 
Der massiven Verlagerung von Un- 
ternehmensgewinnen ins Ausland 
ist nur auf supranationaler Ebene zu 
begegnen. Bislang hat die Bundes- 
regierung in den zuständigen EU- 
Gremien eher verhalten agiert, 
wenn es um die Austrocknung von 
,,Steueroasen" (Ausweisung ent- 
sprechender Sonderzonen) ging, 
und sich auch nicht konsequent für 
die Harmonisierung der Unterneh- 
men- bzw. Gewinnsteuern einge- 
setzt.15 Statt sich von multi- bzw. 
transnationalen Konzernen gegen- 
einander ausspielen zu lassen, soll- 
ten die Nationalstaaten durch eine 
Neuordnung des internationalen 
Kapitalverkehrs, des Weltwährungs- 
, -steuer- und --finanzsystems der 
entfesselten Ökonomie wieder Ein- 
halt zu gebieten suchen: ,,Verbindli- 
che Absprachen und Verträge in su- 
pranationalen Gremien, die mit de- 
mokratisch legitimierter Entschei- 
dungs- und Weisungsbefugnis ge- 
genüber den nationalen Institutio- 
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und französischen Sozialisten er- 
laubt, ihre Fehlschläge zu überwin- 
den. Und genau das versucht Tony 
Blair zunichte zu machen, wenn er 
theoretisch begründet, den Rück- 
zug zu managen und das Bündnis in 
der Mitte um einen „3. Weg" aufzu- 
bauen. Dabei war die Grundrich- 
tung immer die fruchtbare Orientie- 
rung an der Utopie und dem ,,Prin- 
zip Hoffnung", so wie Ernst Bloch 
und Jacquez Droz mit dem ,,Prinzip 
Hoffnung" den Massen eine radika- 
le Veränderung in ihren Lebensbe- 
dingungen in Aussicht stellten. 

Nachkriegssozialdemokratie 
und Stalinismus 
Seit 1946 erklären sich die Sozialisti- 
schen Parteien Europas zu den Er- 
ben des Reformismus. Die Hoffnung 
auf Veränderungen der sozialen 
Verhältnisse verwirklicht sich nur 
marginal. Die Hoffnung liegt, wie 
an der Wende der 70er Jahre, trotz 
des Traums von einem ,,MorgenrotM 
als heftigem revolutionärem Um- 
bruch, letztendlich auf einem parla- 
mentarischen Machtwechsel inner- 
halb der demokratischen und plura- 
listischen Staaten. Diese Auffassung 
des sozialen Kampfes hat sich nach 
der Teilung von Jalta nicht nur in 
Westeuropa, sondern auch in Israel 
und in Japan durchgesetzt. Jedoch 
kann keiner verleugnen, daß es sich 
dabei um eine Weiterführung der 
breiten Bewegungen der Emanzipa- 
tion der Individuen und der Gesell- 
schaften handelt, die seit dem Mit-  
telalter bestehen, zunächst durch 
die Renaissance in Erscheinung tra- 
ten und dann den ersten Erfolg in 
der Französischen Revolution und 
der Konstituierung der Republik im 
Rahmen der Nationalstaaten er- 
kämpften 

Der Stalinismus hat als dramati- 
scher Verrat einen Schlußstrich un- 
ter diesen Prozeß gesetzt, in dem er 
die transformative Energie der Ar- 
beiter von ihrem emanzipatorischen 
Ziel umgelenkt hat auf die Verteidi- 
gung eines einzigen Landes und sei- 
ner Bürokratie. Die revolutionäre Be- 
wegung, die von dem Ufer der Sei- 
ne ausgegangen war, ist am nach- 
haltigsten in einem Gulag am Ufer 
des Amors auf Grund gelaufen. 
Aber die Zwangsjacke des entarte- 
ten Sowjetismus hat auch Konse- 
quenzen für den Reformismus nach 
dem 2. Weltkrieg. 1946 fand der 
Wiederaufbau der SI auf der Basis 
des Wiederstandes gegen den Kom- 
munismus statt. Ein literarischer 

Zeuge dafür ist das Werk von ~ e o r -  
ge Orwell. 

Durch aus dem Krieg und dem 
Widerstand zum Faschismus und 
Nationalsozialismus entstandene 
Einflüsse auf die Arbeiterbewegung 
nährte sich diese auch aus anderen 
humanistischen oder religiösen Ele- 
menten, für die die soziale Gerech- 
tigkeit selbst Zielsetzung und sogar 
Totalität ihres politischen Program- 
mes darstellt. Die zweite Hälfte des 
20. Jahrhunderts ist also durch eine 
neue Ausarbeitung der politischen 
sozialen Philosophie der Sozialisten 
gekennzeichnet. Ihre Theoretiker 
wollten dabei zwei Klippen umschif- 
fen: die des Kommunismus und die 
des Konservatismus. Neue Mittel- 
klasse und moralische Prinzipien 
sind hier verbindende Elemente. 

Doch dadurch begrenzte die So- 
zialdemokratie ihre eigene Zielset- 
zung: 

1. Sie setzt nicht mehr auf die 
radikale Umgestaltung der Gesell- 
schaft, sondern auf Vollbeschäfti- 

gung. 
2. Sie befürwortet nicht mehr 

die gemischte Planwirtschaft, son- 
dern ein besseres Management. 
Kurz gesagt, verdrängten Keynes 
und Schumpeter die Ansätze von 
Marx und Rosa Luxemburg. 

Die oben in Erinnerung gebrach- 
te Entwicklung ist mit dem Entste- 
hen der europäischen Idee vollen- 
det. Schon während deren Anfän- 
gen wurde mit den rechten Parteien 
ein Kompromiß dazu im Namen des 
Friedens geschlossen. Die Sozialde- 
mokraten meinen, daß sich auf eu- 
ropäischer Ebene die Perspektive ei- 
ner sozialen politischen Demokratie 
ausdrücken soll und daß in den eu- 
ropäischen Instanzen praktische Lö- 
sungen zu den gewünschten Refor- 
men angestrebt werden. 

Von der auferstandenen 
französischen PS 
Vor dem Hintergrund der 60er Jahre 
mit ihrem Ende der Wirtschaftswun- 
derphase sowie der AuOenpolitik 
der USA, die als militärisches ,,Roll- 
back" zu bewerten ist, kann das 
Wiederauftauchen der sozialdemo- 
kratischen Linken als Reaktion auf 
einen auf die Moral begrenzten So- 
zialismus verstanden werden. Die 
französische Parti Socialiste (PS), die 
als Spätwirkung des Mai 1968 in 
Epinay sur Seine 1972 gegründet 
wurde, brachte 10 Jahre später die 
Präsidentschaft von Francois Mitte- 
rand 1981 hervor, und spielte seit- 

dem eine führende Rolle im Land, 
trotz kurzen politischen Macht- 
wechseln zugunsten der Rechtspar- 
teien. 

Aber um dies zu erreichen, hatte 
die PS sich sozusagen aus der Asche 
der SFlO (Section Francaise de 
I'lnternationale Ouvriere - Französi- 
sche Sektion der Zweiten Internatio- 
nalen) herausentwickelt, die fast 
alle Orientierungen der europäi- 
schen Sozialdemokratie der Nach- 
kriegszeit ausgeschöpft hatte. 

Die im Verhältnis zu den nordeu- 
ropäischen Sozialdemokratien un- 
terschiedliche historische Entwick- 
lung der SFlO ergibt sich aus der Exi- 
stenz einer mächtigen kommunisti- 
schen Partei (PC), die über starke ge- 
werkschaftliche Stützpunkte ver- 
fügt. Schon direkt nach dem Krieg 
war der Antikommunismus der SFlO 
zugleich das Rückrat als auch ein Si- 
gnal an die rechten Parteien. So ver- 
fügte beispielsweise im August 
1945 in der Nationalversammlung 
die PCF über 158 Sitze, und die SFlO 
über 142 Sitze. Dennoch bildet die 
SFlO keine Volksfrontregierung auf 
Basis dieser Mehrheitskonstellation 
in der Abgeordnetenkammer, son- 
dern eine Drei-Parteien-Mehrheit 
durch das Abkommen mit den 
Christdemokratien der MRP (Mou- 
vement des Republicains Populai- 
res). Dies bildete eine strategische 
Achse ihrer Bündnisse während der 
ganzen Zeit der vierten Republik 
(1 945-48). 

Selbstverständlich hat sich diese 
strategische Union nach 1947 
durch die Spannungen des kalten 
Krieges gefestigt. In Frankreich war 
die PCF: mächtig. Von 20 - 25% der 
Wählerschaft getragen, wurde sie 
jedoch am Rande des politischen 
Spiels marginalisiert. So lehnte bei- 
spielsweise Pierre Mendes-France es 
ab, die Stimmen der kommunisti- 
schen Abgeordneten bei der Ab- 
stimmung über seine Ernennung als 
Premierminister 1954 hinzuzuzie- 
hen. 

Seit Ende der 40er Jahre ent- 
stand unter verschiedenen Formen 
eine politische Bewegung der radi- 
kalen Linken. Nach mehreren Verzö- 
gerungen hat sich diese Linke zwi- 
sch'en 1958 und 1962 wieder au- 
ßerhalb der SFlO in Opposition zum 
Gaullismus aufgebaut. 

Die Parti Socialiste, die zwi- 
schen 1969 und 1971 zum Vor- 
schein kam, resultiert aus der Fusi- 
on einer neuen Linken in Oppositi- 
on zu den traditionellen Parteien, 

In gewisser Weise 
war die französische 
Linke unmittelbar 
nach dem Krieg 
diejenige, die auf 
europäischer Ebene 
am weitesten bereits 
die Strategie der 
,, Neuen Mitte" 
realisierf hatte. 
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Foto' Christian Kiel (Krefeld) 

Dem transnationalen 
finanziellen Kapita- 

lismus entspricht die 
Notwendigkeit der 

Entstehung einer 
Sozialdemokratie der 
globalen städtischen 

Zivilisation. 

verschweigt die Tatsache, daß es 
eine Kapitulation vor dem amerika- 
nischen Imperialismus darstellt, und 
hat Konsequenzen für den gesam- 
ten südamerikanischen Kontinent. 
In gewisser Weise - auch wenn er 
zum Schmunzeln anregt - illustriert 
der kommerzielle Konflikt zwischen 
Europa und den USA über die Bana- 
ne deutlich die Widersprüche, in die 
uns Tony Blair eintauchen Iäßt. Die 
USA hatten in ihren Anfängen eine 
Konzeption des Protektionismus, die 
sich auf die Gesamtheit der Interes- 
sen der amerikanischen Großunter- 
nehmen der Welt erstreckte. Und 
wenn man sich dann fragt, warum 
der US-Senat mehr und mehr Sank- 
tionen in wirtschaftlichen Angele- 
genheiten und Gesetze im Allein- 
gang verabschiedet, so liegt das 
vielleicht daran, daß sich die USA als 
Weltpolizei betrachten - vielleicht 
gerechtfertigterweise, das ist hier 
jedoch nicht die Frage. Der engli- 

sche Kniefall vor den USA wird um 
so widersprüchlicher, je mehr Euro- 
pa sich als wirtschaftliche und politi- 
sche Macht entwickelt. 

Die Thesen von Tony Blair passen 
nicht zur Realität der Welt, die mit 
der Globalisierung der Wirtschaft 
eine Zunahme des Risikos von Zu- 
sammenstößen verschiedener For- 
men des Imperialismus erlebt. 

In den USA wurden bereits in 
den 2Oer bis 50er Jahren die drei 
Kriterien von New Labour angewen- 
det. Damals war die Situation von 
unabhängigen nationalstaatlichen 
Entwicklungen geprägt. Nun ist die 
Frage, ob diese Strategie, die da- 
mals dem ungleichen Entwicklungs- 
Stadium der Wirtschaften ent- 
sprach, auch heute angewendet 
werden kann. Das Gegenteil ist je- 
denfalls nicht ausgeschlossen. So- 
wohl Australien, Südostasien als 
auch Südamerika haben inzwischen 
eine industrielle Startphase und zu- 

gleich das Entstehen von urbanen 
Metropolen erlebt. 

Dies hat meiner Meinung nach 
eine Homogenisierung der politi- 
schen Aufgaben der sozialdemokra- 
tischen Parteien auf den meisten 
Kontinenten zur Konsequenz. Dem 
transnationalen finanziellen Kapita- 
lismus entspricht die Notwendigkeit 
der Entstehung einer Sozialdemo- 
kratie der globalen städtischen Zivi- 
lisation. Deren Aufgaben müßten 
auf eine Überwindung der gegen- 
wärtigen Gesellschaften zielen und 
haben nichts mit den Prinzipien der 
,,good governance" zu tun, in de- 
nen sich „New Labour" gefällt. Aus- 
gehend von diesem Ansatz ist die 
Ausarbeitung eines politischen Pro- 
gramms eine dringende Notwen- 
digkeit. Solange die politische Ori- 
entierung der Sozialdemokratie 
zweideutig ist, bleibt die Praxis der 
nationalen Parteien innerhalb der 
Regierungen und vor allem die der 
eu'ropäischen Kommission Ort von 
faulen Kompromissen. Die finanziel- 
le und wirtschaftliche Globalisie- 
rung einerseits sowie die starke In- 
tegration der Sozialdemokraten, die 
an 11  der 1 5  Regierungen in der EU 
beteiligt sind, andererseits zeigen, 
daß eine sozialistische, in der Sozial- 
bewegung verankerte Transformati- 
on derzeit nicht mehr möglich ist. 

Was b le ib t  v o n  der  Sozialdemo- 
kratie? 
Wenn die aufgezeigten Bemühun- 
gen nicht programmatisch und or- 
ganisatorisch wie strukturell ange- 
gangen werden, ist zu befürchten, 
daß sich der Blairismus auf ganzer 
Linie durchsetzen wird. Was dann 
von der Sozialdemokratie noch 
bleibt, würde man in Frankreich mit 
der Metapher ,,krepierter Hund am 
Laufe des Wassers" bezeichnen. Alle 
bisherigen historischen Erfahrungen 
zeigen nämlich, daß sich die Sozial- 
demokratien dann von diesem 
Strom mitreißen lassen. Und dieser 
Strom entfernt die Sozialdemokratie 
von der Mehrheit des Volkes. 

Heute können sich die Sozialisti- 
sche Internationale und ihre Mit-  
gliedsparteien nur durch eine Refe- 
renz an sozialdemokratische Grund- 
prinzipien ihren ursprünglichen 
Ambitionen entsprechend als Füh- 
rung für die gesamte Menschheit 
darstellen. Die Stärke des Motors 
der Geschichte, nämlich des Klas- 
senkampfes, von dessen Nichtexi- 
stenz man uns überzeugen will, ist 
so stark, daß sie den europäischen 

nen ausgerüstet sind, müssen die 
mittelfristige organisatorische und 
institutionelle Konsequenz sein, die 
aus der Globalisierungsdiskussion 
zu ziehen ist."16 

Ein zumindest europaweit wirk- 
samer Internationalismus kann dem 
Neoliberalismus künftig Paroli bie- 
ten. Eine zwischen den Industrielän- 
dern koordinierte Strategie der ,,Re- 
regulierung" muß dafür sorgen, 
daß sich die Finanzmärkte nicht von 
der Produktionssphäre abkoppeln 
und Fehlallokationen durch Großan- 
leger und Spekulanten unterblei- 
ben. James Tobin, US-amerikani- 
scher Nobelpreisträger für Ökono- 
mie, hat bereits während der 70er 
Jahre im Rahmen seiner Überlegun- 
gen zur Reform des Weltwährungs- 
Systems angeregt, eine Steuer auf 
Devisengeschäfte in Höhe von ei- 
nem Prozent zu erheben. Dadurch 
würde der Geldumtausch für Han- 
del und Tourismus nur unwesentlich 
getroffen, aber jeglicher Devisen- 
handel mi t  spekulativem Hinter- 
grund (z.B. Arbitragegeschäfte: 
Zinsdifferenz- und Wechselkursspe- 
kulationen) spürbar erschwert. Ne- 
ben einer Devisentransaktionssteuer 
könnte die (Wieder-)Einführung von 
Kapitalverkehrskontrollen dazu bei- 
tragen, risikoreiche und uner- 
wünschte Finanztransaktionen ein- 

.zudämmen und den politischen 
Handlungsspielraum für eine Re- 
formpolitik der Beschäftigungsför- 
derung und der Armutsbekämp- 
fung zu erweitern." 

Der seit 1974/76 systematisch 
zurückentwickelte Sozialstaat muß 
rekonstruiert und reformiert, demo- 
kratisiert und dezentralisiert wer- 
den. Dreh- und Angelpunkt ist da- 
bei die Neuorganisation der Arbeits- 
beziehungen im Übergang von der 
Industrie- zur Informationsgesell- 
schaft: „Ein modernes linkes Sozial- 
staatsverständnis muß mit der Vor- 
stellung brechen, daß Vollbeschäfti- 
gung allein über klassische Wachs- 
tumspolitik (und das gilt nicht nur 
für die Angebots-., sondern auch die 
Nachfragepolitik) zu bewerkstelli- 
gen ist. Es muß daher präventiv an- 
gelegt sein und Leistungen erbrin- 
gen, die es den meisten Menschen 
überhaupt erst möglich machen, 
selbst gewählte Erwerbs- und Le- 
bensentwürfe zu realisieren.'"* 
Benjamin Mikfeld und Jessica 
Wischmeier empfehlen die Um- 
wandlung der Arbeitslosen- in eine 
„Arbeitsversicherung", die flexiblere 
Erwerbsbiographien und Phasen der 

Nichterwerbstätig- 
keit im Lebensver- 
lauf von Frauen und 
Männern abzusi- 
chern hätte. 

B ü r o k r a t i s i e -  
r u n g s t e n d e n z e n  
und Verkrustungen 
des Sozialstaates las- 
sen sich aufbrechen, 
ohne seine Substanz 
anzugreifen. Es geht 
darum, die neolibe- 
rale Standortlogik zu 
widerlegen, Solidari- 
tät neu zu begrün- 
den sowie den 
Wohlfahrtsstaat um- 
und auszubauen. 
Formen der Selbsthilfe stellen keinen 
Ersatz, sondern eine sinnvolle Erwei- 
terung wohlfahrtsstaatlicher Arran- 
gements dar. ,,Sozialpolitik jenseits 
von Markt und Staat ist nur dann 
eine ernstzunehmende gesellschafts- 
politische Alternative, wenn sie nicht 
einfach als billige sozialstaatliche 
Entlastungsstrategie angesichts der 
knappen Kassen angesehen wird 
und wenn an sie der Maßstab einer 
Weiterentwicklung der Sozialpolitik 
in Richtung Verantwortlichkeit und 
Bedürfnisgerechtigkeit angelegt 
~ i r d . " ' ~  Der moderne Wohlfahrts- 
staat wird sich auch weiter wan- 
delnZ0, ohne seine Schlüsselrolle für 
die Entwicklung einer demokrati- 
schen und sozialen Bürger(innen)ge- 
sellschaft zu verlieren. SPW 

Rentenversicherung: 380-Milliarden-Etat 
Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherungen der Angestellten 

Pflegeversicherung 

7,6 Reha-Mafinahmen 

Quelle: Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) 
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Die im System der 
sozialen Sicherung 
auftretenden Lücker 
könnten durch seine 
Universalisierung 
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pfl icht für alle 
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Nach 2 0  Jahren - 

SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT 

Umbrüche in der 
kapitalistischen 
Weltwirtschaft und 
die Perspektiven der 
Linken (2. Teil) 
von Michael R. Krätke* 

I n  den 80er Jahren 
gab zum ersten M a l  

multinationale 
Konzerne, die auf  

großen transnatio- 
nalen Märkten mi t  

Erfolg Dienstleistun- 
gen aller Art 

feilboten. 

* Dr Michael R. Krätke, Profess 
Amsterdam 

Der folgende Beitrag ist die schriftli- 
che Berarbeitung der Festrede von 
Prof Michael R. Krätke auf derlubilä- 
umsveranstaltung der spw vom 
3 1 .  10.1998. Wir veröffentlichen sie in 
zwei Teilen. Der erste Teil erschien in 
Heft 106. 

Verschärfte Konkurrenz in der 
,,Triadea' 

rotz aller ,,Multinationalisie- T rung" waren und sind die multi- 
und transnationalen Konzerne, 

was die räumliche Struktur ihrer wich- 
tigsten ökonomischen Aktivitäten be- 
trifft, an ganz bestimmte Heimatorte 
(Nationalstaaten bzw. Regionen) ge- 
bunden. Wirkliche globale Spieler 
sind die Ausnahme,-nicht die Regel; 
die weitaus meisten unter den größ- 
ten Transnationalen Konzernen sind 
heute vorwiegend regionale Spieler. 
Was die Verteilung ihrer tatsächlich 
grenzüberschreitenden Aktivitäten 
angeht, so folgt sie der Struktur des 
Welthandels - und geht ihr teilweise 
auch voran -, wie sie sich im Laufe 
der 80er Jahre herausgebildet hat: 
Der Welthandel konzentriert sich auf 
die Triade, drei ökonomische Großre- 
gionen (EU-Europa, Nordamerika und 
Japan mit einigen südostasiatischen 
Nachbarn); der Handel - wie über- 
haupt das Niveau der grenzüber- 
schreitenden ökonomischen Integra- 
tion - innerhalb jeder dieser Großre- 

or für Politikwissenschafl an der Universilat 

gionen ist weit stärker und intensiver 
als zwischen den Polen der Triade. Im 
Laufe der 80er Jahre hat die Großregi- 
on EU-Europa die übrigen immer wei- 
ter hinter sich gelassen: Sie ist heute 
die am stärksten integrierte ökonomi- 
sche Großregion der Welt, daher 
auch das mit weitem Abstand wich- 
tigste Aktionsfeld für die rasch wach- 
sende Gruppe der europäischen 
Transnationalen Konzerne. 

Wiederum entgegen der gängi- 
gen Interpretation hat sich die Ent- 
wicklung der Produktivität in den 
80er Jahren zwar deutlich verlang- 
samt, ist aber alles andere als stehen- 
geblieben. Gerade in den Schlüssel- 
sektoren der Exportindustrie, bzw. 
dort, wo sich die internationale Kon- 
kurrenz in der Tat bemerkbar machte, 
ist sie weiterhin stürmisch gestiegen. 
Zumindest ab dem Moment, wo die 
traditionelle Anpassungsstrategie des 
,,Kostensenkens" an ihre Grenzen 
stieß. Das war in der US-amerikani- 
schen Industrie bereits Ende der 70er 
Jahre der Fall. Seither wurden in 
wachsendem Maße ,,neue" Produkt- 
ions- und Managementkonzepte pro- 
pagiert und angewandt: ,,lean" und 
,,meanl', flexible Spezialisierung, di- 
versifizierte Qualitätsproduktion, out- 
sourcing. 

Viel wirklich Neues war nicht da- 
bei. Aber im Unterschied zu den 60er 
Jahren führte die gewachsene Intensi- 
tät und Reichweite der internationa- 
len Konkurrenz dazu, daß alles, was 
die japanischen oder amerikanischen 
Konkurrenten ausprobierten, bei den 
europäischen Konkurrenten sofort 

.bekannt und verfügbar war und um- 
gekehrt. Nicht nur neue Technologien 
waren in vollem Maße exportierbar 
und jederzeit und überall käuflich ge- 
worden, sondern auch Management- 
und Organisationskonzepte. Desto 
bemerkenswerter ist die Tatsache, 

daß sich die neuen Produktionskon- 
zepte keineswegs in allen führenden 
Industrie- und Welthandelsländern 
überall auf breiter Front durchgesetzt 
haben; nicht einmal in den rein ex- 
portorientierten Sektoren dieser Län- 
der war das der Fall. Es gab und gibt 
eine ganze Reihe von institutionellen 
und kulturellen Bedingungen, die der 
Übertragung bzw. der erfolgreichen 
Anwendung solcher Konzepte recht 
enge Grenzen setzten. Dafür hat sich 
die internationale Konkurrenz auf 
Sektoren und Branchen ausgeweitet, 
die früher davon ausgenommen wa- 
ren: Finanzdienstleistungen, Energie, 
Fernsehprogramme, Informations- 
und Kommunikationssysteme, Trans- 
portsysteme. 

Derlei gab es in den 80er Jahyen 
in wachsendem Maße zwar nicht auf 
globalen, aber doch auf transnatio- 
nalen Märkten zu kaufen, die die 
wichtigsten Länder der Triade, wenn 
auch höchst ungleichmäßig e;faß- 
ten. Der ,,internationale" Strom- 
markt z.B. besteht im wesentlichen 
aus einem innereuropäischen und ei- 
nem nordamerikanischen (USA und 
Kanada) transnationalen Markt. Auf 
diesen Gebieten begannen sich nun 
auch multi- und transnationale Kon- 
zerne zu tummeln. Die wichtigste 
Neuheit der kapitalistischen Welt- 
Ökonomie der 80er Jahre: Es gab 
zum ersten Mal multinationale Kon- 
zerne, die auf großen transnationa- 
len Märkten mit Erfolg Dienstleistun- 
gen aller Art feilboten. Durch diese 
neue Form der internationalen Kon- 
kurrenz sind in vielen kapitalistischen 
Kernländern die traditionellen Gren- 
zen zwischen ,,privatem8' und „öf- 
fentlichem" Sektor, privaten und öf- 
fentlichen Dienstleistungen unter 
Druck und in Bewegung gekommen 
(Postdienste und Rundfunk bzw. 
Fernsehen sind dafür gute Beispiele). 

SOZIALDEMOKRATIE - WOHIN? 

E nglands Premier Tony Blair, des- 
sen Sieg 1997 einen Wende 
punkt in der politischen Situa- 

tion in Europa bedeutet hat, be- 
müht sich seitdem, innerhalb der 
Sozialistischen Partei Europas (SPE) 
eine neue Strategie für die europäi- 
sche Linke durchzusetzen. Der ,,Drit- 
te Weg", der sich auf eine neue po- 
litische Orientierung stützt, definiert 
die Bündnispolitik der Sozialdemo- 
kratie neu. 

In England folgte die Rückerobe- 
rung der Macht auf die Thatcherl 
~ a j o r - Ä r a ,  deren Konservatismus 
sich im allgemeinen mit einem dog- 
matischen Liberalismus, sowohl auf 
wirtschaftlicher als auch auf sozialer 
Ebene, verbündete. Diese Rücker- 
oberung fand statt, nachdem die 
Labour-Partei eine politisch-ideolo- 
gische und tiefe strukturelle Verän- 
derung durchgemacht hatte, aus 
der „New Labour" geboren wurde. 
Unsere Absicht ist es hier nicht, die 
Ursachen und Gründe dieser Ent- 
wicklung zu analysieren; es sei nur 
soviel gesagt, daß die Labour Partei 
ohne Zweifel diejenige unter den 
sozialistischen und sozialdemokrati- 
schen Parteien in Europa war, die bis 
zu diesem Zeitpunkt ihren histori- 
schen Wurzeln am nächsten stand. 
Hierzu gehört vor allem der ,,Trade- 
unionismus". Nachdem die Gewerk- 
schaften unter der Thatcher-Regie- 
rung Niederlagen erlitten hatten, 
begründeten sie mit ihrem außeror- 
dentlichen Gewicht auf den Partei- 
tagen von Labour eine Veränderung 
des Organisationsmodus der Partei. 
Der Opportunismus von Tony Blair 
bestand darin, sich an der Spitze 
dieser Auseinandersetzung zu be- 
wegen, um sie mit einem bedeutsa- 
men Wechsel der Orientierung und 
sogar der politischen Philosophie 
anzureichern. 

Seitdem bringt Tony Blair seine 
Orientierung ständig innerhalb der 
SPE und der Sozialistischen Interna- 
tionalen (SI) voran, wobei er von 
den ihm günstigen Umfragen „ge- 
dopt" ist und glaubt, dauerhaft re- 
gieren zu können, da sich die engli- 
sche Rechte zwischen Euro-Skepti- 
kern und Euro-Euphorikern gepal- 
ten in der politischen Krise befindet. 

Er, Tony Blair, hat bei dieser Vor- 
gehensweise einen gewissen Erfolg 
erzielt. Zeugnisse dafür sind die 
Konstituierung des ,,Olive" in Italien 
und das Auftauchen des Themas 
,,Neue Mitte" in Deutschland, das 
von Gerhard Schröder im Bundest- 
wagswahlkampf 1998, in den Vor- 

dergrund gestellt wurde. In gewis- 
ser Weise rührt dieser Erfolg aus der 
Tatsache, daß diese Strategie theo- 
retisch behandelt wird und einen 
passenden Rahmen zu den bereits 
vorhandenen Strategien einiger eu- 
ropäischer sozialdemokratischer 
Parteien bildet, die, wie in Öster- 
reich, ein Koalitions-Bündnis mit  
bürgerlich-konservativen Parteien 
betreiben. 

Der ,,Dritte Weg": gegen die 
Geschichte 
Auf den ersten Blick schmückt sich 
der ,,Dritte Weg" mit Vorteilen: Mo- 
dernität, Ehrlichkeit und Kohärenz 
kennzeichnen ihn. Und diejenigen, 
die dagegen sind, gelten als altmo- 
disch, unrealistisch und archaisch. 
Sie würden gegen den Strom der 
Geschichte rudern und sich an ideo- 
logische Prämissen klammern. Und 
diese ideologischen Vorannahmen 
würden nur zu vorprogrammierten 
Desastern führen. 

,,Bevor man die Waffen abgibt", 
so heißt ein französischer Spruch, 
,,muß man die Schlacht führen". 
Nachdem die politische Vorgehens- 
weise Tony Blairs hier skizziert und 
ihre vielfältigen Konsequenzen 
deutlich gemacht wurden, werden 
wir zeigen, daß diese Konzeption 
keine Zukunft hat, weil sie gegen 
die politische Geschichte steht, vor 
allem gegen die der französischen 
Sozialistischen Partei. Die politische 
Vorgehensweise von New Labour 
basiert auf einer falschen Konzepti- 
on des Internationalismus, der das 
älteste Fundament des Kampfes der 
organisierten Arbeiterbewegung ist. 
Der Denkweise von Tony Blair liegt 
nämlich die Pseudo-Feststellung zu- 
grunde, daß mit dem Fall der Mauer 
sich nicht nur die Konfrontation der 
beiden Supermächte erledigt habe, 
sondern daß diese auch das Ende 
der historischen Schlacht zwischen 
den beiden während der Industriali- 
sierung im 19. Jhdt. entstandenen 
Modelle bedeutet habe: einerseits 
des wissenschaftlichen Sozialismus, 
der schon besiegt worden sei, ande- 
rerseits des Kapitalismus, der in sei- 
nem aktuellen Stadium des transna- 
tionalen finanziellen Kapitalismus 
gesiegt habe. Die Logik der Märkte 
habe sich in der gesamten wirt- 
schaftlichen Sphäre durchgesetzt. 
Die sozialdemokratische Bewegung 
habe im Sinne dieser Feststellung 
nur die historische Mission, die ge- 
walttätigen Wirkungen des Kapita- 
lismus als unüberwindbarem Hori- 

Der ,,Dritte Weg" 
und die sozialisti- 

sche Tradition 
Eine französische Sicht 

von Bernard Pignerol* 

zont der Geschichte zu korrigieren 
durch Regulierungen des freien 
Marktes. 

Ohne in den entgegengesetzten 
Fehler der extremen Linken zu ver- 
fallen, ist es notwendig zu verdeutli- 
chen, inwieweit diese Konzeption 
die Sozialdemokratie historisch ka- 
striert. Wenn diese noch den Wan- 
del im Munde führt, so handelt es 
sich nicht mehr um eine Verände- 
rung der Gesellschaft, sondern um 
einen innergesellschaftlichen Wan- 
del, der gut mit dem Zitat von Lam- 
pedusa im Film „Der Gepard" ge- 
troffen werden kann: ,,Sie wollen, 
daß sich alles bewegt, damit sich 
nichts verändert." 

Blick über den Atlantik 
Diese politische Haltung hat die di- 
rekte Konsequenz, das Wirkungs- 
feld der Sozialdemokratie auf der 
internationalen Arena zu begren- 
zen. Die sozialistischen und sozial- 
demokratischen Parteien haben auf 
dem europäischen Kontinent seit 
Ende des 2 .  Weltkriegs in den Pha- 
sen, in denen sie regiert haben, in- 
nerhalb der nationalstaatlichen Räu- 
me gezeigt, daß sie mit der Komple- 
xität der Gesellschaften umzuge- 
hen, die Sehnsüchte nach Verände- 
rung zu regulieren und die Moder- 
nität zu fördern wußten. 

In den USA und auf dem nord- 
amerikanischen Kontinent allge- 
mein führte die Schwäche der Sozi- 
aldemokratie dazu, daß die Regen- 
bogenkoalitionen und die Demokra- 
tische Partei von Bill Clinton die Mis- 
sionen erfüllen, die Tony Blair der 
Linken aufträgt. Ein solches Bündnis 

* Bernard Pignerol arbeitet am Conseil d'Elat 
Gauche Socialiste in der Sozi; 

Der ,, Dritte Weg", 
der sich au f  eine 
neue politische 
Orientierung stützt, 
definiert die 
Bündnispolitik der 
Sozialdemokratie 
neu. 

in Paris und ist Sprecher der 
ilistischen Pariei Frankreichs. 
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In  der Kosovo- 
Debatte gelang es, 

die ablehnende 
Haltung zum NATO- 

Krieg mi t  der 
Formulierung von 

Eckpunkten für eine 
politischen Lösung 

und  der Beschrei- 
bung des Rahmens 
für eine zukünftige 

friedenspolitische 
Diskussion bei  den 

Jusos zu verbinden. 

auch für den eigenen Verband gelten 
lassen: Es ist so nur ehrlich, nicht auch 
noch die Hombach-Jünger mitneh- 
men zu wollen. Zum anderen gehört 
zu einer echten Verbandsintegration 
im Sinne einer Formierung einer brei- 
ten linken Mehrheit mehr als die recht 
deterministisch anmutende Fest- 
schreibung ihrer Notwendigkeit in ei- 
nem gemeinsamen Arbeitspro- 
gramm: Eine solche Formierung wäre 
ein mögliches Ergebnis eines zielge- 
richteten Prozesses im Zuge'der „So- 
zialistischen Zukunftsdiskussion". 

Ein Ansatzpunkt für den Prozeß 
einer möglichen Formierung ist mit 
der Neufassung des Arbeitspro- 
gramms auf der Grundlage des be- 
schriebenen Juso-Linken Entwurfs ge- 
lungen, welche schließlich mit großer 
Mehrheit verabschiedet wurde 

Eine linke Mehrheit: Klare 
Verhältnisse im neuen Bundes- 
vorstand 
Die persönliche Vorstellungsrede, in 
der Benny Mikfeld seine Einschätzung 
der strategischen Lage der Linken im 
allgemeinen und der Jusos im beson- 
deren klarstellte und seine Anforde- 
rungen an den sozialistischen und fe- 
ministischen Richtungsverband Jusos 
formulierte, wurde von nahezu allen 
Teilen des Verbandes mit großem Bei- 
fall bedacht. Eine Einigkeit, die schon 
die Personaldebatte widerlegten soll- 
te. So waren es denn doch nur 148 
Delegierte oder 50,687'0, die ihr Kreuz 
bei „Ja" machten, und so Mikfeld im- 
merhin schon im 1. Wahlgang - für 
Juso-Bundeskongresse eher unge- 
wöhnlich - zum neuen Bundesvorsit- 
zenden der Jusos wählten. 

Neue Bundesgeschäftsführerin 
der Jusos wurde mit einer etwas brei- 
teren Mehrheit von 176 zu 89 Stim- 
men bei 25 Enthaltungen Jessika 

Wischmeier (Mittelrhein). Als stellver- 
tretende Bundesvorsitzende komplet- 
tieren Tanja Breuer (Rheinland-Hes- 
sen-Nassau), Barbara Gersmann 
(Hannover), Bettina Kohlrausch (Mit- 
telrhein), Heiko Kretschmer (Ham- 
burg), Gunilla Landen (Niederrhein), 
Axel Oppold (Sachsen-Anhalt), Tanja 
Seibert (Saarland) und Jürgen Renner 
(Saarland) den neuen Bundesvor- 
stand, wobei Wischmeier, Gersmann, 
Kohlrausch und Oppold auf dem ,,Tik- 
ket" der Juso-Linken liefen. Zum neu- 
en IUSY-Vize-Präsidenten wurde au- 
ßerdem Niels Annen (Hamburg) mit 
großer Mehrheit nominiert. Damit 
zeichnet sich eine deutliche linke 
Mehrheit ab, auf die sich der neue 
Bundesvorsitzende stützen kann und 
die insbesondere die Gewähr dafür 
bieten müßte, daß die im Arbeitspro- 
gramm formulierten Vorhaben ohne 
die üblichen Kongreßnachwehen in 
Angriff genommen werden können. 

Leipziger Allerlei - Die Antrags- 
beratung 
Das Antragsbuch war dann doch eher 
das einer Oppositionsjugend geblie- 
ben: Aufgüsse von jahrelanger Juso- 
Arbeit versammelten sich dort neben 
den üblichen Fachanträgen zu dieser 
oder jener Fragestellung. Nicht daß 
diese keine Relevanz hätten, aber 
dem selbst gesteckten Ziel, auch in- 
haltliche Kristallisationspunkte in der 
Auseinandersetzung mit der rot-grü- 
nen Bundesregierung setzen zu wol- 
len, wurde man dadurch kaum ge- 
recht. 

Allein die initiative Auseinander- 
setzung mit dem Balkankrieg und 
eine eher allgemeine Zwischenbewer- 
tung der bisherigen Politik der rot- 
grünen Bundesregierung konnten für 
sich den Anspruch verwirklichen, in 
aktuelle Debatten Position zu bezie- 
hen. In der Kosovo-Debatte gelang 
es, die ablehnende Haltung zum 
NATO-Krieg mit der Formulierung von 
Eckpunkten für eine politischen Lö- 
sung und der Beschreibung des Rah- 
mens für eine zukünftige friedenspoli- 
tische Diskussion bei den Jusos zu ver- 
binden. Der entsprechende Initiativ- 
antrag (zu beziehen als Download 
unter: www.spd.de/jusos/aktuelll 
buko.htm), dessen Hauptpunkt die 
entsprechende Aufforderung an die 
Bundesregierung ist, auf die NATO 
dahingehend einzuwirken, ihre Bom- 
bardements umgehend einzustellen, 
wurde mit großer Mehrheit ange- 
nommen. 

Vergleichsweise nur an der äuße- 
ren Hülle kratzend bewegte sich die 

SOZIALDEMOKRATIE - WOHIN? 

Auseinandersetzung mit der Bundes- 
regierung weitgehend jenseits einer 
tiefergehenden Auseinandersetzung 
mit der von Schröder, Hombach und 
Co. forcierten Debatte um den Dritten 
Weg als zukünftigen Entwicklungs- 
pfad der Sozialdemokratie. lmmerhin 
gelang es aber, eine gemeinsame 
Agenda für das Eingreifen der Jusos 
bis zum Dezemberparteitag der SPD 
und eine Reihe von konkreten Initiati- 
ven zu verabreden. 

Doch vor einer neuen Ära? 
Zurückkehrend zur Ausgangsfrage: 
Markiert dann vielleicht dieser Bun- 
deskongreß den Beginn der neuen 
Ara? Betrachtet man es von der ge- 
radezu penetranten Verwendung 
des Wortes ,,Integration" her, so 
sind zumindest alle guten Willens. 
Betrachtet man die inhaltliche Sub- 
stanz des Bundeskongresses, so 
wird man zumindest skeptisch sein 
müssen, ob der Sprit im Tank reicht, 
um die vor den Jusos liegenden Auf- 
gaben erfolgreich zu bewältigen. 
Immerhin geben schließlich die kla- 
ren Verhältnisse nach der Neuwahl 
des Bundesvorstandes sowie das 
strategisch wie inhaltlich ambitio- 
nierte Arbeitsprogramm Anlaß zur 
Hoffnung. Die Voraussetzung ist al- 
lerdings, daß all diejenigen, die im 
Vorfeld von Leipzig so großen Wert 
auf eine gemeinsame Verbandsar- 
beit gelegt haben, dies nicht mit  
dem Ende des Kongresses schon 
wieder vergessen haben. 

Als erster Test, wie weit die Ko- 
operationsbereitschaft der verschie- 
denen Verbandsteile reicht, können 
die angesprochenen Verabredungen 
zur Vorbereitung des Dezember-Par- 
teitags gelten. Von der gemeinsamen 
Entwicklung und Inszenierung unse- 
rer Lösungsansätze unter den Schlag- 
wörtern ,,Bekämpfung der Jugendar- 
beitslosigkeit", ,,Gerechte Steuerre- 
form", ,,Alternativen zum Niedrig- 
lohnsektor" und ,,Friedensmacht Eu- 
ropa" wird es entscheidend abhän- 
gen, ob es gelingt, die Jusos als eine 
ernstzunehmende, linke, kritisch-soli- 
darische Kraft innerhalb der Sozialde- 
mokratie zu profilieren. Gemeint sind 
damit aber nicht die üblichen Spiegel- 
strichfechtereien, sondern die kon- 
struktive Erarbeitung von vier aus- 
strahlungsfähigen Initiativen und de- 
ren kampagnenmäßige Verankerung 
in der Partei und weit darüber hinaus; 
das wäre dann in der Tat ein Bruch 
mit Verbands-Ritualen und würde 
vielleicht den Beginn einer neuen Ära 
markieren. SPW 
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Die finanzielle Revolution der 
80er Jahre 
Seit Beginn der 80er Jahre hat sich 
eine ,,finanzielle Revolution" ereignet, 
die von Historikern mit der ,,ersten" 
finanziellen Revolution in der Ge- 
schichte des Kapitalismus verglichen 
wird, eine Revolution, die Ende des 
18. und Anfang des 19. Jahrhunderts 
stattfand. 

Die finanzielle Revolution der 80er 
Jahre sah in den Einzelheiten ganz 
anders aus, aber wie 200 Jahre früher 
ging es um dieTechnik ebenso wie die 
institutionelle Ordnung der Geld- und 
Kreditverhältnisse, um die Einrichtung 
und Regulierung von nationalen und 
internationalen Geld- und Kapital- 
märkten. Und um die Rolle des Staa- 
tes, um den öffentlichen Kredit und 
das System der Staatsschulden geht 
es ebenfalls. Was sich in den späten 
70er und frühen 8Oer Jahren heraus- 
gebildet hat, ist ein System internatio- 
naler Finanzmärkte, die nicht mehr 
ausschließlich über die drei großen in- 
ternationalen Finanzzentren (das in- 
nere Dreieck New York- London -To- 
kio), sondern direkt miteinander ver- 
bunden und vernetzt sind. 

Auf diesen Märkten, die technisch 
so eingerichtet sind, daß in der Tat der 
internationale Geld- und Wertpapier- 
handel rund um die Uhr und fast in 
Echtzeit ablaufen kann, dominieren 
multi- und transnationale Bankkon- 
zerne, große transnationale Anlage- 
konzerne, und - nicht zu vergessen - 
in der immer wichtigeren Rolle als 
Zwischenhändler und Vermittler gro- 
ße, in der Tat multinationale Börsen- 
handelsunternehmen. Mit Ausnahme 
des internationalen Devisenhandels - 
nach wie vor ein Dollarmarkt - und 
von Teilen des Derivatehandels sind 
diese der Form und Technik nach in- 
ternationalen Finanzmärkte auch wei- 
terhin sehr stark auf ihr Heimatland 
bzw. ihre Heimatregion ausgerichtet; 
das gleiche gilt von den transnationa- 
len Banken und Anlagekonzernen. 
Annähernd global, d.h. auf den wich- 
tigsten internationalen Finanzmärk- 
ten zugleich, agieren nur die Börsen- 
handlungskonzerne. 

Ersparnis und Investition haben 
sich zwar keineswegs völlig voneinan- 
der gelöst, wie immer wieder be- 
hauptet wird, aber ein Großteil des 
,,Sparens8' hat dank der Neuerungen 
der 80er Jahre seine Form verändert. 
Gespart wird in zunehmenden Maße 
nicht mehr, indem man sein Geld bei 
einer Bank deponiert, gespart wird, 
indem man sein Geld ,,anlegt", d.h. 
einem der vielen institutionellen (und 

professionellen) Anleger anvertraut, 
die damit auf den internationalen Fi- 
nanzmärkten ihren eigenen Anlage- 
strategien nachgehen. Das gilt, indivi- 
duell undIoder kollektiv (d.h. über 
Pensionsfonds und Versicherungen) 
in deutlich zunehmenden Maße nicht 
nur für die Reichen und Großen, d.h. 
Unternehmer und private Vermo- 
gensbesitzer, sondern auch für ,,klei- 
ne Leute", Selbständige, Freiberufler, 
mittelständische Unternehmer, gut 
verdienende Facharbeiter. Sie alle spa- 
ren in wachsendem Maße, indem sie 
für sich Geld anlegen und für sich 
spekulieren lassen. Was, wenn auch 
in geringem Maße, inzwischen auch 
international geschieht. Die Aktien- 
Spekulation als Volkssport, die we- 
sentliche Ursache der großen Finanz- 
krisen des siebzehnten und achtzehn- 
ten Jahrhunderts, sie ist im Laufe der 
80er Jahre wieder auferstanden. 

Die Operationen der neuen wie 
der alten ,,internationalen" Banken 
haben uns eine internationale Schul- 
denökonomie beschert, deren Krisen 
uns seit Anfang der 80er Jahre immer 
wieder in Atem hielten. Die interna- 
tionalen Geld- und Kreditverhältnisse 
haben sich geradezu umgekehrt: Die 
USA sind auf lange Sicht zum Netto- 
schuldner der ganzen kapitalistischen 
Welt geworden, Japan dagegen zum 
Nettogläubiger - zumindest in ,,sei- 
ner" Region, zum Teil auch in Nord- 
amerika. Daher - und wegen der wei- 
ter bestehenden und wachsenden 
Außenhandelsdefizite der USA - ha- 
ben wir in den 80er Jahren einen wei- 
teren Niedergang des immer noch de 
facto Weltgeldes, des US-Dollar, er- 
lebt. 

1989 - die große Zeitenwende 
lronischerweise ist der Zusammen- 
bruch in den Kernländern des ,,real 
existierenden Sozialismus" in dem 
Moment erfolgt, wo die alte Strategie 
des Einholens und Überholens des 
westlichen Kapitalismus in der Tat 
zum Erfolg geführt hatte: Bereits 
1986 hatte die Sowjetunion die einst 
von Chrushtschow propagierten Ziele 
erreicht und übertroffen -sie produ- 
zierte 80% mehr Stahl, 78% mehr Ze- 
ment, 42% mehr Erdöl, 55% mehr 
Kunstdünger, mehr als zweimal soviel 
Roheisen und fast sechs mal soviel Ei- 
senerz wie die Vereinigten Staaten. 
Nach allen traditionellen Standards 
war sie das mit weitem Abstand füh- 
rende lndustrieland der Erde gewor- 
den (vgl. Keegan 1993, 177). Den- 
noch war sie nach den Standards der 
80er ein überaus rückständiges Land 

- mit Ausnahme ihres Rüstungssek- 
tors, des einzigen entwickelten High- 
Tech-Sektors des Landes. In der Welt- 
wirtschaft waren die Sowjetunion 
und die sozialistischen Länder Osteu- 
ropas keineswegs Schwergewichte. 
Der Anteil der Sowjetunion allein am 
Welthandel betrug 1985 nur 4,1% 
bei den Importen (weniger als der 
Anteil Italiens allein) und 4,5% bei 
den Exporten (nur wenig mehr als der 
Anteil Italiens) (vgl. Beaud 1989, 44). 
Ihr Zusammenbruch, eine Folge der 
inneren Schwächen wie des anhalten- 
den äußeren Drucks, erschütterte da- 
her die kapitalistische Weltwirtschaft 
nur am Rande. 

Der Transformationsprozeß, der 
doppelte Übergang zu einer Form 
von kapitalistischer Marktökonomie 
und gleichzeitig zu einer Form von 
parlamentarischer Demokratie, bei- 
des nach ,,westlichen" Vorbildern, der 
danach einsetzte, hat vor allem eines 
sehr klar gemacht: Wie wenig man, 
d.h. die politischen, ökonomischen 
und wissenschaftlichen Eliten, über 
die Grundlagen des eigenen Systems 
wußte. Wirtschaftshistoriker, eine fast 
ausgestorbene und von den Vertre- 
tern der herrschenden Lehre der Öko- 
nomie im Westen in der Regel mit 
Verachtung gestrafte Spezies, wuß- 
ten natürlich, daß der Übergang zu 
einer kapitalistischen Marktökono- 
mie, mehr noch der zu einem entwik- 
kelten ,,industriellen Kapitalismus" 
Jahrzehnte, Jahrhunderte, viele Gene- 
rationen gebraucht hatte. Sie wuß- 
ten, daß dabei immer wieder der 
Staat eine entscheidende Rolle ge- 
spielt hatte, sie wußten von der 
Schlüsselrolle eines organisierten 
Geld- und Kreditverkehrs, eines Ban- 
kensystems, bei dessen Einrichtung 
wiederum Staaten die zentrale Rolle 
spielten. Sie wußten, daß sich dieser 
Übergang in einem weltweiten Kon- 
text abspielte, in dem ,,Erfindungen", 
Technologien, aber auch institutionel- 
le Vorbilder „von außen" geborgt und 
übernommen werden konnten, in 
dem Geld aus dem Ausland impor- 
tiert und in Kapital verwandelt wer- 
den konnte, in dem der - wiederum 
entscheidend vom Staat gestützte - 
Warenexport einen recht dauerhaften 
Ersatz für fehlende Binnenmärkte bot. 

Sie wußten, wie wichtig die 
durchaus erfolgreichen Bemühungen 
der aufstrebenden Nationalstaaten 
um politische und rechtliche Einigung 
und kulturelle Homogenität, der Pro- 
zeß der ,,Nationenbildung" im 19. 
Jahrhundert für den Aufstieg des in- 
dustriellen Kapitalismus gewesen wa- 

Die Aktienspekulati- 
on  als Volkssport, 
die wesentliche 
Ursache der großen 
Finanzkrisen des 
siebzehnten und 
achtzehnten 
Jahrhunderts, sie ist 
i m  Laufe der 80er 
Jahre wieder 
auferstanden. 
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ventionen einher, die notwendig wa- teres, schwaches Glied in der Kette 
ren, um den Wiederaufbau, die Rein- der internationalen Schuldenökono- 

Veränderung pro Beschüftigten 1997/93 in % dustrialisierung, die Konversion von mie bekommen, eine Reihe von Dau- 
der Rüstungs- zur Friedensprodukti- erschuldnern, die für allerlei Schul- 

SCHWEDEN (5) 62,l 

DEUTSCHLAND 
(D) 

JAPAN (J) 

ÖSTERREICH (A) 

SPANIEN (E) 

USA 28,8 

ITALIEN (I) 25.3 
10.5 

NIEDERLANDE ' 

21.7 
(NL) h 

BELGIEN (B) F 173' 
112.6 

FRANKREICH (F) 

1 C] Mefallverarbeitung C] Verarbeitendes Gewerbe 

ren. Die Propagandisten des ,,freien 
Marktes", die auf die Länder des vor- 
mals ,,real existierenden Sozialismus" 
losgelassen und dort mit offenen Ar- 
men aufgenommen wurden, hatten 
davon keine Ahnung. 

Noch weniger Ahnung hatten sie 
von den traditionellen Kritiken des Ka- 
pitalismus, von den inhärenten Risi- 
ken, Mängeln und Übeln kapitalisti- 
scher Ökonomien, die in den weltweit 

Was bei  der ah- vorherrschenden Lehrbüchern der 
nungs- und  beden- ökonomischen Orthodoxie nicht vor- 

kenlosen Anwen- kamen und bis heute nicht vorkom- 
dung marktradikaler men. Die Rezepturen der ,,Schockthe- 

Rezepte in den rapien", der radikalen ,,Privatisierung" 
Ländern Zentral- und und ,,Liberalisierung", die überall in 

Osteuropas heraus- Zentral- und Osteuropa verbreitet 
kam, war und ist in  und auch immer wieder brav befolgt 

fast jeder Hinsicht wurden, waren von keinerlei Kenntnis 
ein Desaster. über die Bedingungen getrübt, unter 

denen sich nach dem Ende des zwei- 
ten Weltkriegs der Übergang von in 
der Tat dirigistischen Kriegswirtschaf- 
ten zu kapitalistischen Marktökono- 
mien in vielen Ländern vollzogen hat- 
te. In Deutschland, in Japan, in Frank- 
reich, in Italien, selbst in den USA 
ging das mit massivsten, vielfältigen 
und meist dauerhaften Staatsinter- 

On, die Wiedereingliederung von Mil- 
lionen Soldaten, Zwangsarbeiter, 
Kriegsflüchtlinge zu bewältigen. 

Es dauerte mehr als ein Jahrzehnt, 
um die massenhafte Arbeitslosigkeit 
und Armut in Westeuropa zu über- 
winden. 

Ebensowenig hatte man verstan- 
den, unter welchen Bedingungen der 
vielbewunderte Aufstieg der ,,Neuen 
Industrieländer" Südostasiens in den 
70er und 80er Jahren stattgefunden 
hatte. Unter strenger Staatskontrolle 
nämlich, bei weitgehender Entrech- 
tung der arbeitenden Bevölkerung 
und extremer Privilegierung von Un- 
ternehmern und Kapitalbesitzern, 
was den flotten Zustrom ausländi- 
schen, vor allem japanischen Kapitals 
lange Zeit garantierte. Von Regierun- 

denkrisen in naher Zukunft gut sind. 
Und außerdem eine ganze Reihe von 
Rohstofflieferanten, Ländern, denen 
wie den GUS-Staaten im Moment gar 
nichts anderes übrig bleibt, als ihre 
natürlichen Reichtümer (Holz, Erdöl, 
Erdgas usw.) zu Dumpingpreisen auf 
den Weltmarkt zu werfen. 

6. Kapitalismus in den 90er 
Jahren 
Vieles, was in den 80er Jahren noch 
als Neuheit galt, war in den 90ern be- 
reits ein banales, alltägliches Faktum. 
An die Multi- und Transnationalen 
Konzerne wie an die internationalen 
Finanzmärkte haben wir uns ge- 
wöhnt. Noch immer wird die Welt der 
Multinationals von US-amerikani- 
schen Großkonzernen dominiert. 

gen, die alles andere als demokratisch Aber mittlerweile sind viele Konkur- 
waren, jedenfalls nicht demokrati- renten hinzugekommen, nicht nur 
scher als die in den Ländern des ,,real europäische oder japanische Konzer- 
existierenden Sozialismus" wurde ne. Multis gibt es heute in vielen Tei- 
eine massive Subventionspolitik be- len der Welt. Es werden immer mehr, 
trieben, zunächst auf Industrialisie- und sie werden immer größer, ein 
runq und Importsubstitution, an- Faktum, das vor allem im Lanqzeit- 
schießend auf'eine Ausweitung des 
Exports in den Sektoren, wo der 
Hauptvorteil dieser Länder, niedrige 
Löhne, staatliche Mobilisierung aller 
verfügbaren Arbeitskräfte, die Familie 
als wichtigstes soziales Fangnetz, zum 
Tragen kommen konnten; der Auf- 
stieg der neuen Industrieländer war 
der zeitweilige Erfolg einer staatlich 
geplanten und kontrollierten Indu- 
strialisierungsstrategie. Als diese 
höchst einseitige Expansions- und 
Wachstumsstrategie vor einiger Zeit 
an ihre absehbaren Grenzen stieß, 
war das Erstaunen bei den Anhän- 
gern der ,,reinen Marktökonomie" im 
Westen groß. 

Was bei der ahnungs- und beden- 
kenlosen Anwendung marktradikaler 
Rezepte in den Ländern Zentral- und 
Osteuropas herauskam, war und ist in 
fast jeder Hinsicht ein Desaster. 

Für die kapitalistische Weltökono- 
mie hat sich ein gewaltiges neues 
Areal und Potential dargeboten, sie 
konnte sich über neue Territorien und 
potentielle Märkte ausbreiten; zeit- 
weilig zumindest hat sich Anfang der 
90er Jahre auch ein riesiger, zusätzli- 
cher Absatzmarkt -vor allem für Kon- 
sumgüter - geöffnet. Diese Öffnung 
war allerdings eine direkte Folge 
großzügiger, öffentlich finanzierter 
bzw. garantierter Kredite aus dem 
,,Westen8'. Damit haben wir ein wei- 

Vergleich auffällig wird. Auf ihrem ur- 
eigensten Terrain, dem Export und 
der gleichzeitigen, arbeitsteiligen Pro- 
duktion an vielen Standorten in vielen 
Ländern, sind die Multis mittlerweile 
von vielen, früher ,,nationalen" Unter- 
nehmen, darunter vielen kleinen und 
mittelgroßen, dafür hochspezialisier- 
ten Unternehmen, eingeholt worden. 
Es gibt heute in allen High-Tech Bran- 
chen hochspezialisierte Unterneh- 
men, die zwar klein, aber dennoch 
auf den wichtigen Weltmärkten prä- 
sent sind. Zum Teil finden sich derarti- 
ge transnationale Unternehmen auch 
in sehr traditionellen Branchen, weil 
eine wachsende Zahl von Waren, die 
noch vor zwanzig Jahren nur für den 
lokalen oder regionalen Markt produ- 
ziert wurden, heute zu Welthandels- 
waren geworden sind. Bier ist dafür 
ein gutes Beispiel. 

Die wenigen wirklichen Welt- 
märkte - besser ,,transnationalen 
Märkte", die es heute gibt, werden 
von wenigen großen Akteuren be- 
herrscht (in der Regel sind es bei ech- 
ten Weltmärkten, die nach wie vor 
selten sind, nicht viel mehr als 12). 
Daß es dennoch heute nicht mehr, 
sondern erheblich weniger Kartelle 
gibt als in früheren Zeiten, weniger 
nationale und weit weniger interna- 
tionale, hängt mit der Veränderung 
der internationalen Konkurrenz zu- 

Die folgenden Nachbetrachtungen zum Juso-Bundeskongreß stellen eine Sicht aus der Perspektive der Juso-Linken dac Im 
folgenden Heft werden weitere Beiträge zur Lage und den Perspektiven der sozialistischen Linken bei den Jusos und in der 
Sozialdemokratie folgen. Als wichtige inhaltliche Grundlage für eine solche Debatte weisen wir nochmal auf das in der 
letzten spw dokumentierte Strategiepapier der Juso-Linken hin. 
Die spw-Redaktion 

I m Nachgang zum letzten Juso- 
Bundeskongreß fragte Ulf-Birger 
Franz in der spw 3/98 eher optimi- 

stisch, ob die Jusos ,,am Beginn einer 
neuen Ära" stünden. Er verwies dabei 
darauf, daß „der Essener Bundeskon- 
greß gezeigt habe, daß die Jusos in 
ihrer breiten Mehrheit für einen Pro- 
zeß linker Neuformierung zur Verfü- 
gung stehen." Ein Jahr später und ei- 
nen Bundeskongreß weiter ist die Fra- 
ge zumindest noch immer nicht posi- 
tiv beantwortet: eine neue Ära, ge- 
kennzeichnet durch einen von einer 
breiten Mehrheit des Verbandes ge- 
tragenen Prozeß einer linken Neufor- 
mierung, ist im Verlauf des letzten 
Jahres (noch) nicht angebrochen. 

Dabei hätte die veränderte Lage, 
hätten der Machtwechsel mit ausge- 
bliebenem Politikwechsel, die vorzeiti- 
ge Lafontaine-Kapitulation und der 
rot-grün abgesegnete Kosovo-Ein- 
satz, Grund genug sein können, zu- 
mindest die bestehende linke Mehr- 
heit zu einer konsequenten Positio- 
nierung der Jusos entlang der gesell- 
schaftlichen Konfliktlinien zu nutzen. 
Die Bündelung dieser linken Kräfte im 
Verband und die Formulierung von 
konkreten Initiativen für eine fort- 
schrittliche Politik auf dieser über- 
schaubaren, aber handlungs- und 
mehrheitsfähigen Basis hätten es er- 
möglichen können, den Bundeskon- 
greß in Leipzig zum Kristallisations- 
punkt linker Kritik und Gegenmacht 
zum Kurs der Bundesregierung zu 
machen. Um es vorwegzunehmen: 
auch dies gelang in Leipzig (noch) 
nicht. 

Der Verband vor Leipzig 
Wahlbundeskongresse entwickeln 
ihre Dynamik gewöhnlich nicht erst 
im direkten Vorfeld der Tagung, son- 
dern schon die Wochen und Monate 
davor dienen dazu, Mehrheiten zu- 
sammenzuschieben und Bündnisse 
und Fronten zu klären. Das Ritual be- 
gann wie üblich damit, daß alle Teile 
des Verbandes ein Ende der üblichen 
Juso-Rituale beschworen, freilich im- 
mer mit dem dezenten Hinweis ver- 
bunden, die jeweils andere Seite füh- 

re die ihren fort. Der Planet Jusos be- 
gann sich mal wieder um sich selbst 
zu drehen. 

So war es denn allein die Juso-Lin- 
ke, die frühzeitig ihre Karten auf den 
Tisch legte. Ein Diskussions- und Stra- 
tegiepapier (in großen Teilen doku- 
mentiert in spw 2/99) bildete den 
Auftakt. Es folgten frühzeitige Perso- 
nalvorschläge, von denen an dieser 
Stelle nur Benny Mikfeld, bis vor kur- 
zem Juso-Bezirksvorsitzender Westli- 
ches Westfalen sowie Mitglied im 
SPD-Parteivorstand, als Nachfolger 
von Andrea Nahles im Bundesvorsitz 
genannt werden muß. Ebenso früh- 
zeitig wurde ein Entwurf für ein Ar- 
beitsprogramm vorgelegt, gekoppelt 
mit der klaren Bereitschaft, es als 
Grundlage für einen gemeinsamen 
Entwurf der linken Teile des Verban- 
des zu nutzen. Unser Anspruch war, 
als Juso-Linke verstärkt Verantwor- 
tung für den künftigen Kurs des Bun- 
desverbandes zu übernehmen und 
den Erneuerungsprozeß einzuleiten. 
Unser Ziel war, ein strategisch-inhaltli- 
ches Projekt als Bezugspunkt für die 
linken Teile des Verbandes zu formu- 
lieren und dadurch eine produktive 
Debatte um die Zukunft der Jusos ein- 
zuleiten. 

Drei wesentliche Linien kennzeich- 
nen ausgehend von dem erwähnten 
Diskussionspapier den Arbeitspro- 
grammentwurf: 

Eine Politik der kritischen Solidari- 
tät zur Regierung, mit der die Jusos 
ihre Eingriffsfähigkeit in aktuelle poli- 
tische Debatten und ihre Initiativfä- 
higkeit gegenüber der Regierung stär- 
ken wollen. 

Die Einleitung einer ,,sozialisti- 
schen Zukunftsdiskussion", mit dem 
Ziel über eine Weiterentwicklung un- 
serer Programmatik die (Neu-) Profi- 
lierung der Jusos als sozialistischer 
und feministischer Richtungsverband 
nach innen wie nach außen zu errei- 
chen. 

Die Erneuerung der Verbandsar- 
beit. 
Zusammengefaßt zu dem Entwurf ei- 
ner ,,erweiterten2' Kampagnenorien- 
tierung ging es so darum, die Jusos 

Standort links! 
Nachbetrachtungen zum Juso-Bundeskongreß 
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von Marc Herter* 

entlang der gesellschaftlichen Kon- 
fliktlinien zu positionieren und strate- 
gische Reformfelder für die program- 
matische Weiterentwicklung des Ver- 
bandes zu benennen. Die Überlegun- 
gen im einzelnen aufzuzählen, würde 
an dieser Stelle zu weit führen, des- 
wegen sei auf das in der spw 2/99 
dokumentierte Grundlagenpapier 
verwiesen. 

Wie so oft wurde dieser Aufschlag 
als Anlaß zu einer Gegenbewegung 
genutzt. Nicht daß gravierende Kritik- 
punkte an dem vorgelegten Papier, 
geschweige denn ein alternativer Pro- 
grammentwurf, von den Kritikern 
präsentiert worden wären. Der ge- 
meinsame Kern der Kritik beschränkte 
sich auf die übliche verbandszentrier- 
te Nabelschau und fand ihre Zuspit- 
zung in der Forderung nach mehr ,,In- 
tegration der Verbands". 

Die Juso-Linke hat sich dem Pro- 
zeß einer weitergehenden Verbands- 
integration nicht verschlossen, war 
aber aus zwei Gründen skeptisch: 
Zum einen müssen die Jusos die Ana- 
lyse, die sie im Bezug auf die Rechts- 
wende der Sozialdemokratie vorneh- 
men, zumindest in ihrer Tendenz 

Das Ziel der Juso- 
Linken war, ein 
strategisch-inhaltli- 
ches Projekt als 
Bezugspunkt für die 
linken Teile des 
Verbandes zu 
formulieren und 
dadurch eine 
produktive Debatte 
u m  die Zukunft der 
Jusos einzuleiten. 

* Marc Herter; Hamm, Juso-Bezirksvorsitzender Westliches Westfalen 
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schen Schaden in der Öffentlichkeit chancen von Geringqualifizierten", SC hei nsel bstä nd i ~ e  (und bei den ~uropa-wahen)  auch das lakonisch die Verheißungen ei- 
d - - . noch regelmäßig Interpretationsmu- ner Niedriglohnstrategie im Rah- 

Nachbesserungen ster, Begründungen und Futter ge- men expandierender Dienstleistun- 
qen die eiqenen Reformqesetze bei- qen widerleqt. Da wird darauf ver- 

Geringfügige Anmerkungen zur Beschäftigung zusteuern. wiesen, daß unter den Rahmenbe- 
arbeitnehmerähnlicher Politiker Es ist kein Zufall, daß die beinahe dingungen „einer insgesamt rück- 

von Frank Wilhelmy* 

Man kann nicht erst 
einen Niedriglohn- 

bereich, nämlich den 
bis zu 630 DM, in 

das Sozialabgaben- 
System reintegrieren, 

u m  dann die 
Niedriglöhne über 

630 D M  von 
Sozialabgaben z u  
befreien oder z u  

entlasten. 

v ielleicht wird später einmal - 
wenn es schlecht Iäuft - die 

Nachbesserungsdebatte um 
die Reformgesetze bei den 630-DM- 
Jobs und der Eindämmung der 
Scheinselbständigkeit als Wende- 
punkt in der Politik der rotgrünen 
Koalition eingeordnet werden kön- 
nen. Der Kosovo-Krieg ist es jeden- 
falls nicht und von Lafontaines 
Rücktritt weiß man nichts genaues 
nicht. 

M i t  Wendepunkt ist hier ge- 
meint die Verschiebung der Re- 
gierungs-Politik von einer sozial- 
staatlichen Gestaltung des rheini- 
schen Kapitalismus hin zur sozial- 
rhetorischen Bemäntelung einer 
,,neo-neoliberalen" Anpassungs- 
pol i t ik an die realen und ver- 
meintlichen Imperative des „Na- 
tionalen Wettbewerbsstaates". 
Beides liegt übrigens im breiten 
Kontinuum sozialdemokratischer 
Politik. 

,,Dann kann ich ja auch gehen ..." 
Die offene Schlacht wird bislang ver- 
mieden. In der SPD-Bundestagsfrakti- 
on hat Schröder die bislang ruppigste 
Abfuhr erhalten, als die SPD-MdB's 
dem Arbeitsminister Riester zur Rege- 
lung der 630-DM-Jobs demonstrativ 
applaudierten. Der in einigen Medien 
kolportierte Wortwechsel zwischen 
dem Kanzler (,,Dann kann ich ja auch 
gehen...") und einem unbekannten 
Fraktionsmitglied (,,Dann geh 
doch...") hat tatsächlich stattgefun- 
den. 

Erklärt werden muß jedoch jen- 
seits des Fegefeuers der Eitelkeiten 
die Lust im Kanzleramt, zum politi- 

* Pol~tikw~ssenschaftle~ Bonn, Mitglied der spw-Redaktion 
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täglichen Presseattacken zur Nach- 
besserung der 630-DM-Regelung 
parallel zur aktuellen Runde des 
Bündnis für Arbeit geritten werden. 
Da fehlen nämlich noch Erfolge und 
Konzepte. Deshalb meinten die Her- 
ren Chefberater, die Professoren 
Streeck und Heinze, vorpreschen zu 
müssen, und haben im ,,Spiegel8' ein 
unausgegorenes Plädoyer für die Ein- 
richtung eines Niedriglohnsektors ab- 
geliefert, der durch Übernahme der 
Sozialabgaben subventioniert werden 
soll. 

Der Zusammenhang ist schnell 
klar. Man kann nicht erst einen Nied- 
riglohnbereich, nämlich den bis zu 
630 DM, in das Sozialabgabensystem 
reintegrieren, um dann die Niedrig- 
löhne über 630 DM von Sozialabga- 
ben zu befreien oder zu entlasten. 
Das wäre ein neues Stück aus dem 
Tollhaus. Deswegen muß zuerst die 
Praktikabilität der 630er Neuregelung 
durch allerlei Kritik, Prüfungen, Nach- 
besserungen, Ausnahmen, Klauseln 
und Durchführungsverordnungen 
desorganisiert werden, um dann freie 
Bahn für die Niedriglöhne mit Sub- 
vention zu erhalten. 

Streeck und Heinze sind nicht die 
einzigen, die das Aufgehen der 630- 
DM-Regelung in einer subventionier- 
ten Niedriglohnpolitik vorschlagen. 
Dies haben vor Ihnen die rheinland- 
pfälzische Landesregierung (das 
,,Mainzer Modell") getan, die Fried- 
rich-Ebert-Stiftung, die notorischen 
Clement und Simonis und einige „Ex- 
perten'' in der SPD-Fraktion. 

,,Dann geh doch ..." 
Die Schlacht ist jedoch nicht ent- 
schieden: Einerseits gibt es Wider- 
stand in der Fraktion. Weniger in der 
Sache - es gibt schlicht noch keine 
Meinungsbildung ,,Niedriglohnsek- 
tor" in der Arbeitsgruppe Arbeit und 
Soziales - aber im Sinne des Gefühls, 
nicht ständig der Dumme August im 
Wahlkreis zu sein: Die Reformen ver- 
teidigen und dann von denjenigen, 
die man verteidigt, desavouiert zu 
werden. 

Andererseits gibt es widerstän- 
digen Sachverstand im Arbeitmini- 
sterium. Es existiert ein internes, 
knochentrockenes Papier zur ,,Ver- 
besserung der Beschäftigungs- 

läufigen Erwerbstätigkeit" auch die 
,,Beschäftigung von Geringqualifi- 
zierten kaum erhöht werden" kön- 
ne. Da wird die Mär einer Dienstlei 
stungslücke in  Deutschland relati- 
viert, da wird auf mangelnde kauf- 
kräftige Nachfrage hingewiesen, 
das Gerede von der Verletzung des 
,,Lohnabstandgebotes" empirisch 
widerlegt. Und da wird exempla- 
risch gezeigt, daß es ja bereits ei- 
nen großen Niedriglohnsektor im 
Dienstleistungsbereich gibt: 6,70 
DM brutto ( ! )  die Stunde gibt es für 
Gesellen im Friseurhandwerk in 
Sachsen-Anhalt, 9,51 DM in der 
privaten Hauswirtschaft in  NRW. 
Am wichtigsten jedoch ist der Hin- 
weis auf den immensen Finanzie- 
rungsbedarf der diskutierten Lohn- 
su bventionsmodelle 

Und an dieser Stelle kommt der 
Finanzminister ins Spiel. Ironischer- 
weise wird ausgerechnet die Spar- 
attacke Eichels, der mehr als 30 Mil- 
liarden im Haushalt sparen bzw. be- 
schaffen muß, und die den Sozial- 
staat sicher kratzen wird, den Nied- 
riglohnspekulationen mehr den Bo- 
den wegziehen, als es die besten Ar- 
gumente könnten 

Je nach Rechnung würden näm- 
lich z.B. die Streeckschen Vorschläge 
15 bis 30 Mrd. DM zusätzlich kosten 
- und zwar vor allem den Sozial- 
haushalt. Und dafür würden selbst 
die radikalsten Maßnahmen nicht 
hinreichen. Die von einigen mittler- 
weile genannte Streichung der Ar- 
beitslosenhilfe nicht, das Zusammen- 
hauen der ABM nicht, das Nichtver- 
Iängern des Jump-Programmes für 
Jugendliche nicht und Rentenkür- 
Zungen schon gar nicht. Abgesehen 
von der Explosionswirkung solcher 
,,Alternativen". 

So wird die Entscheidung in der 
Schwebe bleiben. Das SPD-Präsidi- 
um plädiert vermeintlich salomo- 
nisch für ein paar Pilotprojekte. Daß 
es so etwas bereits gibt, eine bis 
31 . I  2. ZOO2 befristete Experimen- 
tierklausel für Kombilöhne bei Hilfe- 
empfängern (§ 18 Abs. 5 BSHG) in- 
teressiert da nicht weiter. Solange 
experimentiert wird, wird nicht re- 
formiert. Denn wenn reformiert 
wird, dann, Gnade Gott, wird wie 
der nachgebessert ... SPW 
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sammen. Kartelle lohnen sich nicht 
mehr, weil sie viel zu leicht gesprengt 
bzw. durch neue Konkurrenten unter- 
laufen werden können. Daher sind 
die wichtigsten internationalen Kar- 
telle heute solche, die auf Staatsmo- 
nopolen beruhen, die wiederum ein 
sogenanntes ,,natürliches Monopol" 
- Standardbeispiel: Rohstoffvorkom- 
men in einem ganz bestimmten, von 
einem Staat kontrollierbaren Gebiet - 
ausbeuten. 

Was man darüber hinaus beob- 
achten kann, das ist eine Neuordnung 
in den Beziehungen zwischen den 
großen Kapitalfraktionen oder Kapi- 
talsorten, eine Restrukturierung der 
Verhältnisse zwischen industriellem, 
Handels-, Bankkapital und weiteren 
Kapitalsorten. Sie beruht darauf, daß 
die kapitalistischen Unternehmen sich 
heute so gut wie überall weit stärker 
über die Finanzmärkte als über Ban- 
ken finanzieren. Da die Inflation er- 
folgreich auf unerhört niedrigem Ni- 
veau stabilisiert wurde, daher die Re- 
alzinsen heute deutlich höher sind als 
in den 70er und 80er Jahren, sind die 
kapitalistischen Unternehmen der 
großen Industrie- und Handelsländer 
heute wieder - wie schon einmal zu 
Ende des 19. Jahrhunderts - sehr 
empfindlich für Kreditzyklen und zy- 
klische Schwankungen von Wertpa- 
pierkursen. Das ist die Stunde der gro- 
ßen Finanzkonzerne und des Börsen- 

I 
handlungskapitals, die Industrie- und 
Handelsunternehmen nicht mehr als 
Teilhaber oder Aktionäre, sondern als 
Garanten finanzieller Stabilität, als Be- 
schützer vor den Risiken der Finanz- 
märkte unter Kontrolle bekommen 
können. 

Zweierlei Iäuft heute durcheinan- 
der, zum Teil nebeneinander ab: Die 
Auflösung einer traditionellen und die 
Ausbildung einer neuen Form des „Fi- 
nanzkapitals". Obwohl es heute weit 
mehr und weit größere, transnational 
operierende Banken, sogar einige 
weltweit operierende Banken - etwa 
europäische und US-amerikanische 
bzw. japanische Großbanken - gibt 
als je zuvor, sind diese immer mehr zu 
reinen Finanzunternehmen gewor- 
den. Es findet in Teilen eine Ver- 
schmelzung von Banken, Investment- 
fonds, Emissionshäusern und Versi- 
cherungskonzernen statt. An dauer- 
haftem Aktienbesitz und Beaufsichti- 
gung der lndustrie sind die sowenig 
interessiert wie die reinen Börsen- 
handlungskonzerne, die als Geld- und 
Kreditvermittler gerade für die gro- 
ßen, transnational operierenden In- 
dustrieunternehmen immer mehr an 

ihre Stelle treten. Für die Liebhaber 
von Faustformeln: Finanzkapital ist 
heute nicht mehr, wie zu Hilferdings 
Zeiten, Kapital im Besitz der lndustrie 
und unter Kontrolle der Banken, es ist 
Kapital im Besitz von Industrie, Han- 
del und Banken, aber unter Kontrolle 
des Börsenhandlungskapitals. 

Und noch einen vierten Struktur- 
bruch muß man erwähnen. Der be- 
trifft die Staatsfinanzen. Es ist zwar 
grober Unfug zu behaupten, die 
Staatskassen seien leer. Sie sind heute 
so voll wie nie zuvor. Aber die Metho- 
den, die Staatskasse zu füllen, haben 
sich seit Anfang der 90er Jahre noch 
einmal geändert. Das hängt mit der 
Struktur der ,,internationalen" Finanz- 
märkte zusammen: 

Da die einzige Form des Geldkapi- 
tals, das heute annähernd ,,interna- 
tional" operiert, kurzfristiges Anlage- 
kapital ist (sogenanntes heißes Geld), 
müssen die Staaten, wenn sie interna- 
tionale Kredite in Anspruch nehmen 
wollen, sich den Bewegungen dieses 
kurzfristigen Kapitals anpassen. Lang- 
fristige Staatspapiere, die zu Spekula- 
tionen ungeeignet sind, kann man 
auf den internationalen Finanzmärk- 
ten kaum loswerden -dor t  dominie- 
ren die Staatspapiere des jeweils eige- 
nen Landes bzw. der Heimatregion. 
Also sind die Regierungen der kapita- 
listischen Kernländer seit Anfang der 
90er Jahre in wachsendem Maße ,. 
dazu übergegangen, sich mit Hilfe 
von ,,bonds", kurzfristigen und 
durchaus zur Spekulation geeigneten 
Staatsschuldpapieren international zu 
verschulden. Obwohl ihre Abhängig- 
keit von den nationalen und interna- 

tionalen Finanzmärkten insgesamt 
keineswegs größer geworden ist, hat 
sich die Staatsverschuldung mittler- 
weile doch in nennenswertem Maße 
in ein durchaus riskantes Spiel ver- 
wandelt. Ein Spiel, das fast ununter- 
brochen gespielt wird, da die 
,, bonds" allesamt kurze Laufzeiten 
haben, also nur bei ständig wieder- 
holter ,,Refinanzierung" - Umtausch 
in neue Bonds bzw. Tilgung bei 
gleichzeitiger Neuverschuldung - zur 
Finanzierung langfristiger Staats- 
schulden taugen. 

7. Die Zukunft des Kapitalismus 
und die Vielfalt der Kapitalismen 
Auf der Linken wie auf der Rechten 
herrscht heute einige Verwirrung und 
Unsicherheit über die nächste und 
weitere Zukunft des Kapitalismus. 
Selbst für diejenigen, die die angebli- 
che ,,Globalisierung" für ein ,,reines8', 
ideologiefreies Faktum halten, ist 
durchaus nicht klar, wohin sie denn 
führen werde. Diejenigen, die skepti- 
scher sind, betonen die Grenzen der 
~ lobal is ierun~,  streiten sich aber dar- 
über, wo die denn liegen und wie 
überwindbar oder unüberwindbar sie 
sein mögen. Die ersteren neigen zu 
der Ansicht, die räumlichen, regiona- 
len, nationalen Unterschiede der Ka- 
pitalismen seien dabei, sich aufzulö- 
sen bzw. bereits zum einem guten Teil 
verschwunden. 

Die Skeptiker neigen dazu, die na- 
tionalen oder regionalen Unterschiede 
der Kapitalismen keineswegs für obso- 
let zu halten. Kurz, es ist eine Debatte 
im Gang über die vermeintliche oder 
wirkliche, über die mögliche oder viel- 

Finanzkapital ist 
heute nicht mehr 
Kapital i m  Besitz der 
lndustrie und  unter 
Kontrolle der 
Banken, es ist 
Kapital i m  Besitz von 
Industrie, Handel 
und  Banken, aber 
unter Kontrolle des 
Börsenhandlungska- 
pitals. 
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Die Zukunft des 
Kapitalismus wird 

noch au f  absehbare 
Zeit von einer 

Vielfalt,, nationaler" 
u n d  ,,regionaler" 

Formen oder 
Spielarten des 

Kapitalismus 
bestimmt werden. 

leicht sogar unausweichliche Konver- 
genz der Kapitalismen bzw. deren zu- 
künftige Uniformität oder Diversität. 

Michel Albert hat kurz nach dem 
Endedes Kalten Krieges und der ,,alten" 
Systemkonkurrenz die These aufge- 
stellt, von'nun an werde die Weltöko- 
nomie von einer anderen Systemkon- 
kurrenz, der Konkurrenz ,,Kapitalismus 
versus Kapitalismus" beherrscht. Die 
ideologischen Schlachten wie die öko- 
nomischen Konkurrenzkämpfe würden 
im wesentlichen zwischen zwei Typen 
oder Modellen des Kapitalismus ausge- 
fochten, dem kontinental-europäi- 
schen und dem angelsächsischen. Er 
befürchtete, das angloamerikanische 
Modell werde diese Systemkonkurrenz 
gewinnen (vgl. Albert 1991). Andere 
haben mittlerweile den endlichen Sieg 
des japanischen oder asiatischen Mo- 
dells des Kapitalismus prophezeit. 

Wieder andere behaupten, im Ge- 
folge der neuen, globalen Konkurrenz 
der Kapitalismen werde ein weltweiter 
Konvergenz- und Angleichungsprozeß 
stattfinden - was nicht dasselbe ist wie 
eine globale ,,Amerikanisierung" des 
Kapitalismus. Dafür gibt es im wesent- 
lichen zwei Argumente. Das erste be- 
trifft die wachsende Macht der inter- 
nationalen Finanzmärkte über die ,,na- 
tionalen" Regierungen wie die ,,natio- 
nalen" bzw. regionalen Ökonomien 
(vgl. z.B. Cerny 1997). Das zweite be- 
trifft den Vorgang, der als ,,Transnatio- 
nalisierung" oder auch als ,,Denationa- 
lisierung" der Unternehmen bezeich- 
net wird (vgl. Strange 1997). Beides 
führt dazu, daß sich Regierungen „na- 
tionale Alleingänge" nicht mehr leisten 
können. Und das wiederum führe 
dazu, daß sich nicht nur ein Einheitsstil 
der Wirtschaftspolitik überall durchset- 
ze (nicht links, nicht rechts, sondern 
,,modernu), sondern ein weltweiter 
Einheitstyp des Kapitalismus. 

Das sieht ganz plausibel aus. Die 
Sachzwänge des Weltmarkts, insbe- 
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sondere die allzeit bereiten und 
wachsamen ,,FinanzmärkteM werden 
auf die Dauer diese Konvergenz zu- 
stande bringen. In the long run - we 
are all equal, wir werden uns in einer 
ökonomisch und politisch weitge- 
hend einheitlichen Welt wiederfin- 
den. Auf diesem Weg werden die 
multi- und transnationalen Unterneh- 
men die Rolle der Pioniere und 
Schrittmacher spielen. 

Auch diese Debatte kann die Linke 
nicht kalt lassen. Nicht nur, weil die 
Briten und US-Amerikaner Besseres 
verdient haben. Sondern weil uns mal 
wieder Märchen erzählt werden. Die 
Konkurrenz, zumal die transnationa- 
le, wirkt eben nicht als der große 
Gleichmacher, eher im Gegenteil. Dar- 
in spielen die jeweiligen na'tionalen 
und regionalen Besonderheiten, die 
jeweiligen institutionellen Bedingun- 
gen durchaus eine Rolle- und zwar in 
der Regel die von nicht-übertragba- 
ren und kaum anderswo reproduzier- 
baren Konkurrenzvorteilen. Daher 
werden sich gerade die großen Ak- 
teure in der transnationalen Konkur- 
renz aus wohlverstandenem Eigenin- 
teresse gegen jede Gleichmacherei 
wehren. Einheitliche, zumindest ver- 
gleichbare und übersetzbare techni- 
sche Standards sind sinnvoll, einheitli- 
che Institutionen oder kulturelle Nor- 
men dagegen nicht. Die Zukunft des 
Kapitalismus wird noch auf absehba- 
re Zeit von einer Vielfalt ,,nationaler" 
und ,,regionaleru Formen oder Spiel- 
arten des Kapitalismus bestimmt wer- 
den (vgl. Heilbroner 1992). 

8. Eine Linke ohne Sozialismus? 
Die Haltung der ,,alten" Sozialdemo- 
kratie zum Kapitalismus und seinen 
Krisen kann mit dem Bild vom ,,Arzt 
am Krankenbett" treffend beschrie- 
ben werden. Fritz Tarnow hat diese ei- 
nigermaßen ambivalente Haltung der 
nichtkommunistischen Linken mitten 
in der Weltwirtschaftskrise der dreißi- 
ger Jahre, auf dem Parteitag der SPD 
1931, so gefaßt: Wir stehen „am 
Krankenlager des Kapitalismus nicht 
nur als Diagnostiker, sondern auch - 
... -als Arzt, der heilen will?, oder als 
fröhlicher Erbe, der das Ende nicht er- 
warten kann und am liebsten mit Gift 
noch etwas nachhelfen möchte?" 

Die Sozialdemokratie war seiner 
Ansicht nach dazu verdammt, beides 
zu sein, sowohl ,,Arzt .... der ernsthaft 
heilen will", als auch Erbe, der ,,lieber 
heute als morgen die ganze Hinterlas- 
senschaft des kapitalistischen Systems 
in Empfang nehmen" will. ,,Diese 
Doppelrolle, Arzt und Erbe, ist eine 

verflucht schwierige Aufgabe" (zit. 
nach Weber 1973, 177f). Solange 
man noch sicher war, daß der Kapita- 
lismus zugrunde gehen würde, war 
das Dilemma auflösbar - in Richtung 
auf eine ,,Euthanasie der sanften Art", 
ein beschleunigtes Ende ohne viel 
Schrecken, um das Erbe möglichst in- 
takt antreten zu können. 

Heute ist das bekanntlich völlig 
anders. Keine sozialdemokratische 
Partei in Europa hofft noch ernstlich 
darauf, den Kapitalismus bald beer- 
ben zu können. Die Vorstellung einer 
Perspektive jenseits des Kapitalismus 
ist uns, auch in Westeuropa, weitge- 
hend abhanden gekommen, obwohl 
die Sozialdemokratie, wie die nicht- 
kommunistische Linke insgesamt am 
historischen Scheitern des Sozialismus 
sowjetischer Bauart nun wirklich völ- 
lig unschuldig ist. 

Nicht einmal die Ansicht des alten 
Keynes, der keineswegs Sozialist, son- 
dern ein aufgeklärter Konservativer 
war, genießt heute noch unbestritte- 
nes Bürgerrecht in der europäischen 
Sozialdemokratie. Keynes war be- 
kanntlich der Meinung, daß der Kapi- 
talismus, der an sich, als reines öko- 
nomisches System - genommen, 
höchst bestreitbar und kaum zu ver- 
teidigen sei, doch bei einer hinrei- 
chend weisen und effektiven makro- 
ökonomischen Lenkung effizienter 
gemacht werden könne als jedes an- 
dere ökonomische System. Zu dieser 
weisen Steuerung gehörte allerdings 
als Vorbedingung das, was Keynes 
den ,,sanften Tod des Rentiers" nann- 
te, nämlich die ,,Sozialisierung" der 
Investitionen, also die Entmachtung, 
sogar Aufhebung des Bank- und Bör-' 
senkapitals wie der privaten Geldver- 
mögen (vgl. Keynes 1936, 317ff). 
Heute wagen es nur noch wenige auf 
der Linken, von so etwas auch nur zu 
träumen. Im Gegenteil. Die Rentiers 
sind springlebendig und es ist die Lin- 
ke, samt ihres traditionellen Anhangs 
in der Arbeiterklasse, die um ihr Über- 
leben fürchten muß. 

Nach wie vor gibt es auf der intel- 
lektuellen Linken Leute, die ganz 
ernsthaft das baldige Ende des Kapi- 
talismus prophezeien. lmmanuel 
Wallerstein, weltweit bekannter So- 
ziologe und Historiker des kapitalisti- 
schen Weltsystems, hat sogar den 
Mut, sich auf einen Zeitraum festzule- 
gen: In weniger als fünfzig Jahren, 
weniger als der Lebensspanne einer 
heutigen Generation, werde es so- 
weit sein (vgl. Wallerstein 1996, 
1998). Klingt gut, aber was machen 
wir bis dahin? Und was kommt da- 
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von Thomas Westphal 

Der NATO-Krieg in Jugoslawien be- 
herrscht alle Politik. Was als Blitzin- 
tervention zur Veranschaulichung 
der disziplinierenden Kraft der fünf- 
zigjährigen NATO mit neuer Doktrin 
gedacht war, hat sich zu einer au- 
ßen- und sicherheitspolitischen Farce 
mit unübersehbaren Folgen für die 
internationale Politik entwickelt. 
Mittlerweile befindet sich die NATO 
in der 8. Kriegswoche, die Ergebnisse 
sind verheerend. Die Vertreibung der 
Kosovo-Albaner ist nicht gestoppt 
worden, vielmehr wuchs der Strom 
der Flüchtlinge mit jedem Tag des 
NATO-Bombardements weiter an. Zi- 
vile Infrastrukturen in Belgrad, Novi 
Sad und anderen Städten sind zer- 
stört. Unschuldige Serben wurden 
Opfer der Luftschläge. Die interna- 
tionale Diplomatie zwischen den 
~ roßmäch ien  wurde auf eine harte 
Probe gestellt. Schließlich wurde die 
UNO politisch entmachtet und das 
Gewaltmonopol der internationalen 
Gemeinschaft faktisch abgeschafft. 

Die öffentliche Diskussion über 
diesen Krieg in unserem Land hat 
eine merkwürdige Schieflage. Je un- 
realistischer die ursprünglichen 
Kriegsziele wurden, desto lauter, ag- 
gressiver und abstoßender wurde die 
politischen Hochmoral zur Rechtfer- 
tigung dieses Krieges. Es entstand 
eine moralische Denkrichtung in un- 
serem Land und in unserer Bundes- 
regierung, die davon auszugehen 
scheint, dass der Krieg eine Art Vor- 
neverteidigung der westlichen Werte 
im Kosovo darstelle. 

Um so mehr freuen wir uns - um 
nicht zu sagen, wir sind ein bißchen 
stolz darauf - dass wir unseren Lese- 
rinnen und Lesern mit dieser spw- 
Ausgabe etwas Exklusives bieten 
können. Der ehemalige bundesdeut- 
sche Botschafter in Jugoslawien, 
Horst Grabert (Mitglied in der Berli- 
ner SPD), ein intimer Kenner der Ge- 
schichte und der Regierenden der 

Balkan-Region, hat auf der jüngsten 
Frühjahrstagung der spw eine er- 
staunliche, präzise, nüchterne und 
zugleich aufrüttelnde Analyse der 
Konfiktstruktur auf dem Balkan und 
der westlichen lnteressen in diesem 
Krieg vorgenommen. Kurzum: Wir 
sind froh darüber, dass wir in diesen 
Zeiten der politischen Verwirrung ei- 
nen solchen Beitrag mit diesem Heft 
einer breiteren Öffentlichkeit vorstel- 
len können. 

* 

Die Grabert-Betrachtung macht aber 
auch deutlich, dass wir vor einer wei- 
tergehenden Herausforderung ste- 
hen, die mit  einem Ende des Bom- 
bardements der NATO nicht erledigt 
ist. Wenn ich mir den Parteitag der 
Grünen vor Augen führe, so ertappe 
ich mich dabei, dass ich den aggres- 
siv-hilflosen Pazifismus, der in letzter 
Instanz für eine entschiedene "So- 
geht-es-aber-nicht" Politik plädiert, 
für ebenso weltfremd und politisch 
bodenlos halte wie die moralisch be- 
mäntelten Allmachtsträume der 
westlichen Allianz. Die real existie- 
renden Grünen machen es ihrem Au- 
ßenminister aber auch leicht, seine 
fehlerhafte Politik fortzusetzen. In- 
nerhalb der sozial-demokratischen 
Partei sieht es da bekanntermaßen 
nicht viel besser aus. 

Da ist es in diesen Tagen fast 
schon eine Erleichterung, wenn 
man Sätze liest wie: ,,lm Parteivor- 
stand der SPD hat der Bundeskanz- 
ler auf die stark eingeschränkten 
Entscheidungsmöglichkeiten deut- 
scher Souveränität in derartigen 
Bündnisfragen hingewiesen. Zwei- 
fellos sind die USA die NATO-Füh- 
rungsmacht. Seit dem Ende der 
Blockkonfrontation mit  der UdSSR 
machen sie davon ungenierter Ge- 
brauch. Das ist unübersehbar. Eine 
Schere im Kopf ihrer Bündnispartner 
rechtfertigt das nicht. Soweit Schrö- 
ders Mahnungen einen neuen deut- 

schen Sonderweg grundsätzlich ab- 
lehnen, hat er recht. Soweit die au- 
ßen- und sicherheitspolitische Ver- 
antwortung des Bundeskanzlers 
nach dem Grundgesetz in Rede 
stünde, muß daran erinnert wer- 
den, daß Willy Brandt die Ostpolitik 
dann nicht hätte unternehmen kön- 
nen. Diese war im Verhältnis zu den 
USA ein deutscher Sonderweg. Für 
den Frieden muß das möglich blei- 
ben - auch in Kosovo. Denn wir sind 
ja Partner, nicht Vasallen." 

Ebenso richtig ist der nachdenkli- 
che Hinweis: „Wer die Geschichte 
des Balkans seit dem Niedergang des 
osmanischen Reiches und seit dem 
Ende der östereichisch-ungarischen 
Doppelmonarchie im Bewußtsein 
hat, wird gegenüber jeder militäri- 
schen Intervention auf dem Balkan, 
deren Ziel die Herstellung eines stabi- 
len Friedens ist, sehr skeptisch blei- 
ben." 

Das erste Zitat stammt von Hen- 
ning Voscherau, das zweite von Hel- 
mut Schmidt. 

Beide stehen sicherlich nicht im 
Verdacht, Freunde oder gar Wegge- 
fährten dieser Zeitschrift zu sein, 
aber in diesen Tagen sind sie uns mit 
ihrer Auffassung von staatspoliti- 
scher Verantwortung näher als viele 
,,WertesozialistenU besserer Tage, die 
heute einen militärischen Humanis- 
mus ohne Grenzen fordern. 

* 

Aber wir müssen wohl konstatieren, 
dass in der ganzen sozialdemokrati- 
schen Partei, incl. der kritischen Strö- 
mungen, Außenpolitik zur Nebensa- 
che geworden ist. Es müssen dicke 
Bretter gebohrt werden, um wieder 
von einem linken Internationalismus 
sprechen zu können. 

Kurzum: Unsere Arbeit auf dem 
Feld der Außenpolitik endet nicht mit 
dem Einstellen des NATO-Bombarde- 
ments, sie beginnt dann erst richtig. 
Dieses Heft ist ein Anfang. SPW 

nach? Außerdem steht und fällt Wall- 
ersteins Prognose mit der Behaup- 
tung, das kapitalistische Weltsystem 
werde diesmal ganz bestimmt nicht 
mit seinen diversen Krisen fertig wer- 
den. 

Wer an den ,,Sozialismus mit 
menschlichem Antlitz" nicht mehr 
glauben will, mag vielleicht geneigt 
sein, sich mit einem ,,Kapitalismus mit 
menschlichem Antlitz", einer sanfte- 
ren Variante neoliberaler Wirtschafts- 
politik zufrieden zu geben, zumindest 
fürs erste. Damit können sich auch ra- 
dikale Neoliberale anfreunden. Nett 
sein zu den Leuten, wer wollte dem 
widersprechen, zumal im gegenwär- 
tigen Kapitalismus mit seinen trans- 
nationalen und expandierenden 
Dienstleistungsmärkten, wo Grobhei- 
ten und schlechte Manieren ge- 
schäftsschädigend wirken. Sogar die 
Holländer und die Franzosen sind 
neuerdings höflich zu Touristen. 

Die Linke ist immer der notwendi- 
ge Anwalt der Armen, der Unter- 
drückten, der Abhängigen und Aus- 
gebeuteten gewesen. Und das wird 
sie auch weiterhin sein. Allerdings 
sind heute in diesem Sinne - als Stim- 
me und Anwalt der Armen, der Ar- 
beitslosen und Sozialleistungsemp- 
fänger in Europa - wie auch in Ameri- 
ka -die christlichen und nichtchristli- 
chen Kirchen fast überall ,,links". 

Die Notwendigkeit einer positi- 
ven Utopie 
Was die Linke heute viel mehr braucht, 
ist eine positive Utopie, die Idee einer 
gesellschaftlichen Neuordnung, die al- 
lerdings Mittel zum klar ausgesproche- 
nen Zweck sein sollte. Sozialismus, 
eine nicht-kapitalistische ökonomische 
Ordnung, ist nur ein Mittel zum Zweck 
- zum Zweck der Emanzipation aller 
Menschen von sozialen Zuständen der 
Ausbeutung, Unterdrückung, Abhän- 
gigkeit. Wenn ein ,,Sozialismus" das 
nicht hält, dann taugt er nicht, dann 
müssen die Sozialisten die ersten sein, 
die ihn umstürzen. Das hat der be- 
kannte Dogmatiker Karl Kautsky vor 
langer Zeit allen Doktrinären des Sozia- 
lismus hinter die Ohren geschrieben. 
Im Blick auf dieses Ziel kann eine heuti- 
ge linke Utopie durchaus ein ,,Marktsy- 
stem" sein, eines nämlich, das ökono- 
mische Freiheit, individuelle und kol- 
lektive Entscheidungs- und Hand- 
lungsmöglichkeiten für alle - real free- 
dom for all - bietet und das mit dem 
Zusammenhalt einer Gesellschaft, mit 
solidarischem Handeln vereinbar ist. 
Heutige Marktsysteme tun das nicht 
und sind das nicht. 

Um derlei Utopien denken zu kön- 
nen, muß sich die Linkevon der Erblast 
des Ökonomismus befreien, des ,,mar- 
xistischen" ebenso wie des neolibera- 
len. Die scheinbare Evidenz von 
,,Marktgesetzen" oder ökonomischen 
Sachzwängen durchschauen kann nur, 
wer den heutigen real existierenden 
Kapitalismus so nimmt, wie er ist, so 
gebrochen, so widersprüchlich, so viel- 
fältig, so durchaus künstlich, so durch 
und durch politisch wie er ist. 

Der alte Marx hatte schon recht: 
Eine ,,Ware" ist nicht einfach ein 
Ding, nicht einfach ein ,,Produkto, 
sondern etwas ,,Sinnlich Übersinnli- 
ches", ein soziales Artefakt, das nicht 
einfach da ist, sondern gemacht und 
verändert wird. Von den erheblich 
komplexeren sozialen Gebilden, die 
wir ,,Märkten nennen, gilt das noch 
mehr. Alle realen Märkte haben be- 
sondere institutionelle Formen und 
Voraussetzungen, die gemacht und 
verändert werden können. In kriti- 
scher wie in utopischer Absicht ist es 
sinnvoll, die angeblich ,,unsichtba- 
ren" Hände, die da mitmischen, sicht- 
bar zu machen und sich weitere, drit- 
te und vierte Hände auszudenken, 
keineswegs nur ,,öffentliche", die kor- 
rigierend, regulierend eingreifen kön- 
nen und sollen. Sie müssen dazu auch 
imstande sein, d.h. die demokratisch 
legitimierte und kontrollierte Macht 
bekommen, um im Blick auf klar defi- 
nierte Ziele einzugreifen. 

Etwas ganz ähnliches ist mit dem 
Konzept des ,,stakeholder capitalism" 
gemeint, das im Moment in der briti- 
schen Linken breit diskutiert wird. Es 
geht um eine andere politische Öko- 
nomie, in der der Teilhaber, der stake- 
holder statt des shareholder die zen- 
trale Rolle spielen soll. Teilhaber sind 
aber Leute, die vielerlei Anrechte, 
Rechte zur Teilhabe und Teilnahme an 
vielerlei ökonomischen Entscheidun- 
gen und Handlungen besitzen, Rech- 
te, die weit über das hinausgehen, was 
ein Aktionär heute kann und darf. 
Man kann die Teilhaber auf deutsch 
einfach als ,,Wirtschaftsbürger", ana- 
log zum Staatsbürger bezeichnen; da- 
mit wird der Bezug zum alten Konzept 
der ,,Wirtschaftsdemokratie" deutlich. 

Solche Teilhaberechte oder öko- 
nomische Bürgerrechte brauchen wir 
viele - gegenüber dem Finanzsystem 
etwa in Form eines ,,Rechts auf Kre- 
dit", gegenüber dem Produktions- 
und Beschäftigungssystem etwa in 
Form eines ,,Rechts auf Ausbildung 
und Beschäftigung", gegenüber 
Marktsystemen in Form von Konsu- 
mentenrechten, dem Staat und dem 

öffentlichen Sektor gegenüber in 
Form von sozialen Rechten, die als 
Bürgerrechte neu definiert bzw. insti- 
tutionalisiert werden müssen, bis hin 
zu Mitspracherechten auch dort, wo 
unsere Interessen nur indirekt berührt 
werden, z.B. Teilnahmerechte von 
Vertretern der Arbeitslosen bei Tarif- 
verhandlungen (mit denen im Mo- 
ment in einigen Ländern experimen- 
tiert wird). Und wir werden sie in dem 
Raum finden und nutzen müssen, in 
dem heute die relevanten ökonomi- 
schen Entscheidungen fallen. Das ist 
keineswegs der Globus, das sind öko- 
nomische Großregionen, Zonen 
höchster ökonomischer Integration 
wie der Wirtschafts- und Sozialraum, 
der Europa heißt. Eine doppelte 
Staatsbürgerschaft darf uns nicht ge- 
nügen. Die vollen Rechte eines euro- 
päischen Wirtschaftsbürgers müssen 
es sein. Einige haben wir schon. Fehlt 
noch der große Rest. SPW 
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Sozialismus ist nur 
ein Mittel zum 
Zweck - zum Zweck 
der Emanzipation 
aller Menschen. 
Wenn ein ,,Sozialis- 
mus" das nicht hält, 
dann taugt er nicht, 




